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Stellungnahme der Bundesregierung 

zum Tätigkeitsbericht des Bundeskartellamts 1995/96 


I. Grundsätze der Wettbewerbspolitik 

Die Entwicklung Europas zu einem einheitlichen 
Wirtschaftsraum und die zunehmende Globalisie- 
rung der Märkte erfordern von der Wirtschaft neue 
Untemehmensstrategien. Viele deutsche Unterneh- 
men betätigen sich bereits gemeinschafts- oder welt- 
weit. Die Wettbewerbspolitik muß mit dieser Ent- 
wicklung Schritt halten. Dies gilt für die Reform der 
nationalen Wettbewerbsordnung ebenso wie für die 
Anpassung der europäischen Wettbewerbsregeln an 
die geänderten Erfordernisse und den Ausbau der 
internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wettbewerbspolitik und des Kartellrechts. 


1. Reform des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen 

Nach der Ankündigung der Bundesregierung im 
Jahreswirtschaftsbericht 1995 sind wichtige Schritte 
zu einer umfassenden Überarbeitung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) mit dem 
Ziel der Stärkung des Wettbewerbsprinzips und der 
Harmonisierung des nationalen Rechts mit dem euro- 
päischen Recht unternommen worden. Eine im Bun- 
deswirtschaftsministerium im Februar 1995 einge- 
richtete „Arbeitsgruppe Kartellgesetznovelle " hat 
den Änderungsbedarf unter Einschaltung der betrof- 
fenen Verbände untersucht. Auf der Grundlage der 
Ergebnisse der Arbeitsgruppe hat das Bundeswirt- 
schaftsministerium am 2. Mai 1996 Eckpunkte für 
eine Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen veröffentlicht. Mit den Eckpunkten er- 
hielten die beteiligten Wirtschaftskreise Gelegenheit, 
ihre bisherigen Positionen zur Reform des GWB wei- 
ter zu konkretisieren. Auf der Basis der Eckpunkte 
hat das Bundesministerium für Wirtschaft im März 
1997 erste Formulierungsvorschläge für die tragen- 
den Bestimmungen der Reform des Kartellgesetzes 
vorgelegt. Die Bundesregierung strebt an, die Reform 
des Kartellgesetzes in dieser Legislaturperiode abzu- 
schließen. Bis zum Juli soll der Referentenentwurf 
vorliegen. Das Kabinett soll den Regierungsentwurf 
im Herbst verabschieden. 

Ziel der Reform ist es, den Wettbewerb zu sichern 
und zu stärken. Gleichzeitig soll das deutsche Recht 
- soweit geboten - mit dem europäischen Recht har- 
monisiert werden. Das deutsche Recht soll beibehal- 
ten werden, wo es konkretere Regelungen enthält, 
wo sich das europäische Recht noch in der Entwick- 
lung befindet oder wo das nationale Recht dem euro- 
päischen deutlich überlegen ist (z.B. bei vertikalen 
Wettbewerbsbeschränkungen). Durch Abschaffung 
wettbewerbspoütisch überholter Vorschriften (z.B. 
Export- und Importkartelle) soll ein modernes Wett- 
bewerbsrecht geschaffen werden. Eine ergänzende 


Freistellungsklausel soll einen klar konturierten, 
nach wettbewerblichen Kriterien begrenzten Rah- 
men schaffen, der es ermöglicht, Untemehmens- 
kooperationen (etwa im Umweltbereich) unter be- 
stimmten Voraussetzungen vom Kartellverbot frei- 
zustellen. Die Reform bietet schließlich Gelegenheit, 
das Gesetz neu zu ordnen und lesbarer zu gestalten. 

2. Änderung der Rechtsgrundlage 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge 

Das Bundeskabinett hat am 25. September 1996 be- 
schlossen, die Rechtsgrundlagen zum öffentlichen 
Auftragswesen neu zu ordnen. 

Die deutschen Vergabevorschriften waren traditio- 
nell nur Verwaltungsvorschriften, die sich - dem 
Haushaltsrecht zugeordnet - an die Vergabestellen 
wandten mit dem alleinigen Zweck, eine korrekte 
und wirtschaftliche Verwendung öffentlicher Gelder 
zu sichern. Die 1993 eingeführte sog. haushaltsrecht- 
liche Lösung hat ausdrücklich zum Ziel „individuelle, 
einklagbare Rechtsansprüche der Bieter nicht ent- 
stehen zu lassen". Ein gerichtlicher Rechtsschutz ist 
danach derzeit nicht möglich. Zur Umsetzung der 
einschlägigen Vergaberichtlinien der EU wurden 
vielmehr mit Vergabeprüfstellen und Vergabeüber- 
wachungsausschüssen besondere Korrekturmecha- 
nismen geschaffen. 

Diese Art der Umsetzung der Richtlinien wird von 
der Europäischen Kommission seit langem beanstan- 
det. Hauptkritikpunkt ist, daß Interessenten und Bie- 
tern keine Rechte auf Einhaltung der materiellen 
Vorschriften zugestanden und kein gerichtlicher 
Rechtsschutz eingeräumt wird. Die Kommission wur- 
de in ihrer Ansicht durch die jüngere Rechtspre- 
chung des Europäischen Gerichtshofes unterstützt. 
Darüber hinaus hat die Praxis der haushaltsrecht- 
lichen Lösung deutliche Schwächen erkennbar wer- 
den lassen. 

Um die EU- Vergaberichtlinien vollständig umzu- 
setzen und um dem gewandelten Verständnis Rech- 
nung zu tragen, sollen künftig wesentliche Bestim- 
mungen des Vergaberechts in das GWB inkorporiert 
werden. Dadurch wird der wettbewerblichen Aus- 
richtung des Vergaberechts Rechnung getragen und 
die Bedeutung des Wettbewerbs für die öffentliche 
Auftragsvergabe betont. Gleichzeitig erfolgt mit der 
gerichtlichen Vergabekontrolle eine Anpassung an 
die innerhalb der Europäischen Union üblichen Stan- 
dards. 

Kernstück der Neuregelung ist die Regelung des 
Rechtsschutzes. Die Überprüfung der Vergabever- 
fahren erfolgt in zwei Instanzen: Verwaltungsinteme 
Vergabekammem bilden die erste Instanz. Sie knüp- 
fen organisatorisch weitgehend an die jetzigen Ver- 
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gabeüberwachungsausschüsse an. Gegen die Ent- 
scheidung der Kammern ist ein Rechtsmittel zum 
Oberlandesgericht zulässig. Das entspricht den Be- 
schwerdeverfahren gegen Verfügungen des Kartell- 
amtes. Der Schwerpunkt der Prüfung wird bei der 
Vergabekammer als Eingangsinstanz hegen, so daß 
das Oberlandesgericht nur ausnahmsweise in An- 
spruch genommen werden wird. Die Verankerung im 
GWB erlaubt den Rückgriff auf erprobte Begriffe und 
Verfahrensregelungen. Langwierige Rechtsstreitig- 
keiten werden insbesondere durch die Vorgabe von 
Entscheidungsfristen ausgeschlossen. Die Gesamt- 
dauer der Überprüfung in beiden Instanzen wird da- 
her grundsätzlich zwölf Wochen nicht überschreiten. 

3. Privatisierung und Deregulierung 

Es entspricht dem Subsidiaritätsprinzip, daß der 
Staat dann zurückzutreten hat, wenn private Unter- 
nehmen eine Leistung ebenso gut oder besser er- 
stellen als öffentliche Unternehmen. Die Bundes- 
regierung wird deshalb ihre Privatisierungspolitik 
konsequent fortsetzen. Im Vordergrund der materiel- 
len Privatisierung von Bundesbeteiligungen stehen 
in diesem Jahr die Veräußerung der Lufthansa AG, 
der Postbank sowie zweier großer Wohnungsbau- 
gesellschaften. 

Mit dem vom Kabinett im Herbst 1996 beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Ener- 
giewirtschaftsrechts strebt die Bundesregierung eine 
Marktöffnung im Bereich der leitungsgebundenen 
Energien Strom und Gas an, mit der der Wirtschafts- 
standort Deutschland zugunsten von Wachstum und 
Beschäftigung gestärkt wird. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Öffnung der 
Telekommunikations- und der Postmärkte. Die Bun- 
desregierung vertritt dabei die Auffassung, daß sich 
in beiden Bereichen funktionsfähige wettbewerb- 
liche Strukturen nur mit Hilfe einer - über die allge- 
meine Wettbewerbsaufsicht hinausgehenden - sek- 
torspezifischen Regulierung marktbeherrschender 
Anbieter herstellen lassen. Mit dem zum 1. August 
1996 in Kraft getretenen Telekommunikations gesetz 
sowie dem Anfang März 1997 vom Bundeskabinett 
verabschiedeten Entwurf eines Postgesetzes wurden 
die Voraussetzungen für einen möglichst friktions- 
freien Übergang der Telekommunikations- und Post- 
monopole in Wettbewerbsmärkte geschaffen. 

Das größte Privatisierungspotential hegt bei den 
Ländern und Kommunen. Auch hier muß gelten: Die 
öffentliche Hand muß sich zurückziehen, wenn pri- 
vate Firmen effizienter arbeiten als öffentüche Unter- 
nehmen. Mit einer entschlossenen Privatisierungs- 
politik müssen Länder und Gemeinden dem Beispiel 
des Bundes folgen, wenn nicht erhebliche Chancen 
für Wachstum und Beschäftigung verloren gehen 
sollen. Dazu gehört auch, daß sie einen konsequen- 
ten Wirtschafthchkeitsvergleich im Hinblick auf 
private und öffentüche Aufgabenerfüllung durchfüh- 
ren. In diesem Sinne sollten die Länder eine dem § 7 
Bundeshaushaltsordnung entsprechende Vorschrift 
in ihre Haushaltsordnungen sowie in ihr Kommunal- 
recht aufnehmen. Die Übertragbarkeit öffentücher 
Aufgaben der Kommunen auf Private sollte vor allem 


in den Bereichen Umweltinfrastruktur, Vermessungs- 
und Sachverständigenwesen, Bauplanung und öf- 
fentüche Bauverwaltung, technische Überwachung 
sowie des Verkehrs geprüft werden. Zur Sicherung 
gleicher Startchancen im Wettbewerb um die Wahr- 
nehmung öffentücher Aufgaben muß die steuerüche 
Ungleichbehandlung privater und staatücher Anbie- 
ter beseitigt werden. Die Länder soüten sich Vor- 
schlägen der Bundesregierung zur Abschaffung der 
steuerüchen Ungleichbehandlung privater und staat- 
ücher Anbieter nicht verweigern. 


II. Schwerpunkte der Kartellrechtspraxis 

1. Entwicklung der Unternehmens- 
zusammenschlüsse 

Die Zahl der voüzogenen und angezeigten Unter- 
nehmenszusammenschlüsse ist im Berichtszeitraum 
mit 2 964 gegenüber der Vorperiode (3 078 im Zeit- 
raum 1993/1994) leicht gesunken und hat damit 
wieder das Niveau der 80er Jahre von ca. 1 350 bis 
1 500 Fähen pro Jahr erreicht. Die durch die Privati- 
sierungstätigkeit der Treuhandanstalt verursachten 
Sondereinflüsse sind damit zu einem Abschluß ge- 
kommen. 

Im Berichtszeitraum ergingen - wie im vorange- 
gangen Zeitraum - 7 Untersagungsentscheidungen. 
Seit Einführung der Fusionskontrolle im Jahr 1973 
sind damit insgesamt 115 Zusammenschlußvorhaben 
untersagt worden. Berücksichtigt man ferner, daß 
17 Zusammenschlüsse nach einer Vorprüfung oder 
Abmahnung durch das Bundeskarteüamt auf ge- 
geben, modifiziert oder ohne förmüche Untersagung 
aufgelöst worden sind, sieht sich die Bundesregie- 
rung in ihrer Auffassung bestätigt, daß sich die Fu- 
sionskontroHe bewährt hat. 

Während im Berichtszeitraum 1995/1996 beim Bun- 
desminister für Wirtschaft kein Antrag auf Erteüung 
einer Ministererlaubnis gesteht wurde, haben Ende 
März 1997 BASF und die kanadische Potash Cor- 
poration of Saskatchewan (PCS) beantragt, der PCS 
den Erwerb einer Minderheitsbeteiügung an der 
Kaü + Salz BeteiÜgungs AG zu erlauben. Über den 
Antrag wird der Bundesminister für Wirtschaft auf 
der Grundlage der Steüungnahme der Monopolkom- 
mission und der Äußerungen der betroffenen ober- 
sten Landesbehörden im Juü abschüeßend entschei- 
den. Damit steigt die Zahl der Ministererlaubnis- Ver- 
fahren auf 16 Fähe an. 

Der mit der 5. GWB-Novehe eingefügte Auffang- 
tatbestand des „wettbewerbüch erhebüchen Ein- 
flusses" hat in der Praxis zunehmend an Bedeutung 
gewonnen. So hat das Bundeskartellamt diese Vor- 
schrift u. a. im Bereich der leitungsgebundenen 
Energiewirtschaft herangezogen. Da die Vorschrift 
somit ihrem Zweck, wettbewerbüch bedenkliche 
Umgehungskonstruktionen aufgreifen zu können, 
gerecht wird, beabsichtigt die Bundesregierung, 
diesen Zusammenschlußtatbestand im Rahmen der 
Reform des GWB beizubehalten. 
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Der Fall Werner & Pfleiderer/Daub & Söhne hat die 
Frage nach der räumlichen Marktabgrenzung auf- 
geworfen. Der Bundesgerichtshof hat in der sog. 
„Backofen-Entscheidung“ zwar die Praxis des Bun- 
deskartellamts bei der Berücksichtigung des Aus- 
landswettbewerbs in der Fusionskontrolle bestätigt. 
Die Leitsätze zu dem Beschluß enthalten jedoch die 
- möglicherweise mißverständliche - Aussage, daß 
der räumlich relevante Markt im Sinne der Zusam- 
menschlußkontrolle allenfalls so groß sein könne, 
wie das Bundesgebiet. Das Gericht stellt jedoch klar, 
daß Märkte wirtschaftlich gesehen grenzüberschrei- 
tend sein können und daß die wirtschaftlichen Sach- 
verhalte, die auf die Entstehung oder Verstärkung 
einer marktbeherrschenden Stellung auf dem In- 
landsmarkt Einfluß haben, in die notwendige Ge- 
samtbetrachtung im Rahmen der Fusionskontrolle 
einzubeziehen sind. Um klarzustellen, daß bei der 
Prüfung der Marktbeherrschung im Rahmen der 
Fusionskontrolle die Wettbewerbsverhältnisse auf 
dem ökonomisch relevanten Markt zu berücksichti- 
gen sind, beabsichtigt die Bundesregierung im Rah- 
men der Reform des GWB, das Kriterium „Berück- 
sichtigung des tatsächlichen oder potentiellen Wett- 
bewerbs durch innerhalb und außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes ansässige Unterneh- 
men“ (entsprechend Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe b 
der EG-Fusionskontrollverordnung) in das GWB ein- 
zufügen. 

Das Zusammenschlußvorhaben Hochtief/Holzmann 
hat die Grenzen des sog. Bedarfsmarktkonzepts bei 
der Abgrenzung des sachlich relevanten Marktes 
deutlich gemacht. Das Bedarfsmarktkonzept muß 
daher nach Ansicht des Bundeskartellamts um den 
Gesichtspunkt der Angebotsflexibilität der Markt- 
teilnehmer erweitert werden. Baugroßprojekte mit 
einem Auftragsvolumen von mehr als 50 Mio. DM 
könnten nur von wenigen Bauuntemehmen erstellt 
werden. Auf diesem Markt würde der Zusammen- 
schluß zu einer marktbeherrschenden Stellung der 
Unternehmen führen. Die Deutsche Bank und Hoch- 
tief haben im April 1997 ihre Anteile an Holzmann 
gepoolt und diesen neuen Zusammenschluß bei der 
Europäischen Kommission in Brüssel angemeldet. 
Das Bundeskartellamt hat im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft bei der Kommissi- 
on einen Antrag auf Rückverweisung gestellt. Die 
Bundesregierung begrüßt, daß die Kommission dem 
Versuch der Unternehmen, durch die Umgestaltung 
von Zusammenschlußvorhaben der Prüfung durch 
das Bundeskartellamt zu entgehen, eine Absage er- 
teilt hat. Die Unternehmen haben ihre Anmeldung 
zurückgezogen. . 

Im Berichtszeitraum konnte ein vom Bundeskartell- 
amt untersagter Zusammenschluß entflochten wer- 
den. Hierbei spielte maßgeblich eine Rolle, daß die 
Unternehmen - anders als in der Mehrzahl sonstiger 
Fälle - ein Interesse an der Entflechtung hatten. Da 
der Bundesregierung die Schwierigkeiten bei der 
Entflechtung bereits vollzogener Zusammenschlüsse 
bekannt sind, beabsichtigt sie, im Rahmen der Re- 
form des GWB die Unterscheidung zwischen nach- 
träglich anzeigepflichtigen und präventiv anmelde- 
pflichtigen Zusammenschlüssen aufzugeben und alle 


Zusammenschlüsse einer präventiven Fusionskon- 
trolle zu unterwerfen. 

2. Wettbewerb in der leitungsgebundenen 
Energiewirtschaft 

Mit dem am 23. Oktober 1996 vom Bundeskabinett 
beschlossenen Gesetzentwurf zur Neuregelung des 
Energiewirtschaftsrechts verfolgt die Bundesregie- 
rung das Ziel, die Märkte für leitungsgebundene 
Energien zu liberalisieren und zu deregulieren. Der 
neue Ordnungsrahmen wird den Wirtschaftsstandort 
Deutschland im internationalen Wettbewerb stärken 
und damit zu neuen Investitionen .sowie zur Siche- 
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen beitragen. 

Das Reformkonzept sieht den Wegfall des kartell- 
rechtlichen Schutzes der geschlossenen Versor- 
gungsgebiete für Strom und Gas in § 103 GWB vor. 
Dadurch werden die Märkte für leitungsgebundene 
Energien den für andere Wirtschaftsbereiche gelten- 
den Regelungen des Kartellrechts unterstellt, Durch- 
leitungen können künftig auf der Grundlage der all- 
gemeinen Vorschriften über die Mißbrauchsaufsicht 
und das Diskriininierungs verbot nach den §§ 22 
Abs. 4 und 26 Abs. 2 GWB durchgesetzt werden. 
Aufgrund der Aufhebung der gesetzgeberischen 
Wertentscheidung zugunsten geschlossener Versor- 
gungsgebiete werden sich die Aussichten hierfür 
deutlich verbessern. Die Aufhebung des § 103 GWB 
für die Bereiche Strom und Gas schafft außerdem die 
Möglichkeit für Wettbewerb durch freien Leitungs- 
bau, der von Netzzugangsinteressenten als Hebel 
benutzt werden kann, um zu Durchleitungsvereinba- 
rungen zu gelangen. 

Bezüglich des Energiewirtschaftsgesetzes sieht der 
Gesetzentwurf u. a. eine Ergänzung des Zielkatalogs 
des § 1 um den Umweltschutz, eine Einschränkung 
der Genehmigungspflicht für die erstmalige Aufnah- 
me der Energieversorgung Anderer sowie den Weg- 
fall der Investitionsaufsicht bei Kraftwerken und Lei- 
tungen vor. Mit dem Gesetzentwurf soll zugleich die 
am 19. Februar 1997 in Kraft getretene Binnenmarkt- 
Richtlinie Strom in nationales Recht umgesetzt wer- 
den. 


3. Wettbewerb in der Entsorgungswirtschaft 

Der Entsorgungsmarkt ist weiterhin ein stark wach- 
sender Markt mit hohem Investitionsbedarf. Der seit 
Ende der 80er Jahre zu beobachtende und auch ge- 
genwärtig anhaltende Konzentrationsprozeß in der 
Entsorgungswirtschaft hat sich zwar verlangsamt, 
jedoch waren insbesondere die zehn größten Unter- 
nehmen im Entsorgungsbereich an einer Vielzahl 
von Zusammenschlüssen beteiligt. Dazu gehörten 
wiederum die großen Energieversorgungsuntemeh- 
men. Im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der damit ver- 
bundenen Priorität der Verwertung vor der Beseiti- 
gung verlagerten die Energieversorgungsuntemeh- 
men den Schwerpunkt ihrer Aktivitäten auf dem Ent- 
sorgungsmarkt von der klassischen Abfallbeseiti- 
gung hin zur Recyclingwirtschaft. Lediglich in Ein- 
zelfällen wurden die fusionsrechtlichen Untersa- 
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gungsschwellen erreicht. Hier änderten die Unter- 
nehmen ihre Fusionspläne, um eine Untersagung zu 
vermeiden. 

Die aus wettbewerblichen Gründen kritisch zu be- 
wertende Tendenz, daß sich kommunale Gebietskör- 
perschaften an Gemeinschaftsunternehmen beteili- 
gen, denen dann die gesamte Abfallentsorgung 
übertragen wird, hat sich fortgesetzt. Tendenzen zur 
Marktabschottung und mögliche Wettbewerbsbe- 
schränkungen ergeben sich auch aus der weitgehen- 
den Beibehaltung des öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsmonopols im Bereich Sonderabfaü. Die kom- 
munalen Gebietskörperschaften gründen gemein- 
sam mit privaten Großunternehmen der Entsor- 
gungsbranche gemischtwirtschaftliche Sonderabfall- 
gesellschaften auf Landesebene. Die Bundesregie- 
rung hat unter Wettbewerbs- und privatisierungspoli- 
tischen Aspekten ein Interesse daran, daß solche ge- 
mischtwirtschaftlichen Gemeinschaftsunternehmen 
nicht die angestrebte Privatisierung im Bereich der 
Abfallentsorgung konterkarieren und darüber hinaus 
nicht zu Wettbewerbsbeschränkungen insbesondere 
zu Lasten kleiner und mittlerer Entsorgungsunter- 
nehmen führen. Wichtig ist daher, daß eine Beteili- 
gung an den Sonderabfallgesellschaften für andere 
Interessenten und eine wettbewerbskonforme Auf- 
tragsvergabe möglich bleibt. 

Bei der Durchsetzung der Ziele des Kreislaufwirt- 
schafts- und Abfallgesetzes legt die Bundesregierung 
Wert darauf, die Möglichkeiten des Wettbewerbs in 
immer stärkerem Maße zu nutzen und auf die wett- 
bewerbliche Entwicklung der Entsorgungsmärkte 
hinzuwirken. Die Bundesregierung orientiert sich da- 
bei an dem Grundsatz, das Ordnungsrecht, soweit es 
nicht um Gesundheitsschutz und Gefahrenabwehr 
geht, weitgehend durch Wettbewerb und Eigenver- 
antwortung zu ersetzen. Regelungen zur Stärkung 
der Produktverantwortung auf der Basis des Kreis- 
laufwirtschaftsgesetzes sind so auszugestalten, daß 
kooperative Rücknahme- und Verwertungssysteme 
mit dem deutschen und europäischen Wettbewerbs- 
recht im Einklang stehen. Diesen Kriterien müssen 
auch freiwillige Systeme der Wirtschaft genügen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung stellen 
Selbstverpflichtungen gegenüber starren ordnungs- 
rechtlichen Vorgaben das flexiblere umweltpolitische 
Instrument dar. Sie stimulieren durch größere Gestal- 
tungsspielräume das Eigeninteresse der Betroffenen 
bei deren Suche nach optimalen kosteneffizienten 
Lösungen zur Erreichung des vorgegebenen umwelt- 
politischen Ziels. Entsprechend der Koalitionsverein- 
barung von 1994 setzt die Bundesregierung daher 
auch bei der Umsetzung des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes vorrangig auf freiwillige Maß- 
nahmen der betroffenen Wirtschaftszweige. 

Das umweltpolitische Instrument der Selbstverpflich- 
tung wird von der Bundesregierung nicht nur im Ent- 
sorgungsbereich eingesetzt, sondern auch in ande- 
ren Bereichen. Beispiele sind die Selbstverpflichtung 
der deutschen Wirtschaft zur C02-Minderung oder 
der Verzicht auf die Produktion von FCKW's. In die- 
sen Fällen sind keine wettbewerbsrechtlichen Pro- 
bleme entstanden. Vielmehr stehen die genannten 


wettbewerbsrechtlichen Probleme in engem Zusam- 
menhang mit den spezifischen Fragen der Entsor- 
gungswirtschaft, wo diese Probleme unabhängig 
vom gewählten Instrument - Ordnungsrecht oder 
Selbstverpflichtung - auf treten. Auch nach Auffas- 
sung der Monopolkommission sind im Umweltschutz 
privatrechtliche Wettbewerbsbeschränkungen hin- 
zunehmen, wenn ein gesetzlich erlaubter Zweck ver- 
folgt wird und das eingesetzte Mittel erforderlich ist, 
um ihn zu erreichen. Im Zuge der Reform des GWB 
soll durch eine ergänzende Freistellungsklausel ein 
klar konturierter, nach wettbewerblichen Kriterien 
begrenzter Rahmen geschaffen werden, der es er- 
möglicht, auch Untemehmenskooperationen im Um- 
weltbereich, unter bestimmten Vorausetzungen vom 
Kartellverbot freizustellen. 

Das umweltpolitische Instrument der Selbstverpflich- 
tung bedeutet im übrigen keineswegs eine Rücknah- 
me der Verantwortung des Staates für eine der Ge- 
samtgesellschaft verpflichteten Umweltpolitik. Die 
Bundesregierung prüft in jedem Einzelfall, ob durch 
die Selbstverpflichtung das von ihr gesetzte umwelt- 
politische Ziel erreicht wird oder zusätzliche Maß- 
nahmen erforderlich werden. 

Die vielfach geäußerte ordnungspolitische Kritik an 
den Selbstverpflichtungen ist aus Sicht der Bundes- 
regierung daher im allgemeinen überzogen. 

Die Bundesregierung bewertet die Selbstverpflich- 
tung der Wirtschaft zur Altautoverwertung als ein 
positives Beispiel in diesem Sinne. Den notwendigen 
ordnungsrechtlichen Rahmen, um diese Selbstver- 
pflichtung zum Tragen kommen zu lassen, setzte die 
Bundesregierung mit dem von ihr beschlossenen 
Entwurf einer Altautoverordnung. Die Verordnung 
gewährleistet einen freien - von der Automobilindu- 
strie unabhängigen - Marktzutritt für alle Anbieter 
von Verwertungsleistungen, sofern sie bestimmte ge- 
setzlich vorgegebene Bedingungen erfüllen. In ande- 
ren Fällen, z. B. bei der Selbstverpflichtung zur Rück- 
nahme aller gebrauchten Batterien, ist jedoch deut- 
lich geworden, daß die wettbewerbsrechtlichen Pro- 
bleme bei Selbstverpflichtungen der Wirtschaft er- 
heblich sein können. Die Bundesregierung hat des- 
halb einen Verordnungsentwurf beschlossen, der die 
gemeinsame Rücknahme alter Batterien durch die 
Hersteller vorschreibt. Eine generelle Lösung für die 
wettbewerbsrechtlichen Probleme gibt es nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht. Jeder Einzelfall 
wird unter Beachtung seiner spezifischen Besonder- 
heiten zu lösen sein. 

Die Bundesregierung hat mit dem von ihr beschlosse- 
nen Entwurf einer Novelle der Verpackungsverord- 
nung die Voraussetzungen zur Einführung von mehr 
Wettbewerb bei der Entsorgung und Verwertung von 
Verpackungen geschaffen. Zu den wettbewerbs- 
fördemden Elementen gehören insbesondere die 
Verpflichtung zur Ausschreibung von Entsorgungs- 
leistungen durch kollektive Systeme, die Aufhebung 
der sog. Schnittstelle Null und die Gleichrangigkeit 
von stofflicher und energetischer Verwertung von 
Verkaufsverpackungen aus Kunststoff. Durch eine 
Klarstellung des Begriffs „privater Endverbraucher" 
wird die auf der Basis des geltenden Rechts in der 
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Praxis entstandene Abgrenzung des Tätigkeitsberei- 
ches dualer Systeme, die vom Bundeskartellamt ge- 
billigt ist, rechtlich sichergestellt. Nach Ablehnung 
des von der Bundesregierung beschlossenen Ent- 
wurfs einer Novellierung der Verpackungsverord- 
nung durch den Bundesrat hat die Bundesregierung 
einen neuen Entwurf vorgelegt, der den Forderun- 
gen der Länder dort nachkommt, wo das Ziel der No- 
velle - mehr Wettbewerb in der Entsorgungswirt- 
schaft - nicht gefährdet wird. 

4. Submissionsabsprachen 

Ausschreibungen von Waren und gewerblichen Lei- 
stungen haben im modernen Wirtschaftsleben in stei- 
gendem Maße Bedeutung erlangt. Der Zweck sol- 
cher Ausschreibungen besteht darin, auf selbstän- 
diger und verantwortlicher Rechnung beruhende An- 
gebote heranzuziehen, die der vergebenden Stelle 
einen Überblick über die erforderlichen Aufwendun- 
gen und die Güte der dafür zu erwartenden Leistun- 
gen ermöglichen. Die Erreichung dieses Zweckes 
wird gefährdet, wenn die für die Abgabe eines Ange- 
bots in Frage kommenden Unternehmen miteinander 
in Verbindung treten, Vereinbarungen über Preise 
oder den sonstigen Inhalt der Angebote oder sogar 
über Ausfallentschädigungen und Bestechungen 
treffen und so eine den wirklichen Wettbewerbs- 
verhältnissen entsprechende Vergabe vereiteln. Hin- 
zu kommt, daß Submissionskartelle überwiegend in 
Organisationsformen auftreten, die auf eine ständige 
Wiederholung der wettbewerbsbeschränkenden Tä- 
tigkeit angelegt sind. Daß damit schwerwiegende 
Beeinträchtigungen des Wettbewerbs verursacht 
werden können, steht außer Streit. 

Die Bundesregierung hat daher in ihrem Gesetzent- 
wurf zur Bekämpfung der Korruption vorgeschlagen, 
in einen neuen Abschnitt des Strafgesetzbuches über 
„Straftaten gegen den Wettbewerb" einen neuen 
Straftatbestand gegen „Wettbewerbsbeschränkende 
Absprachen bei Ausschreibungen" aufzunehmen. 
Mit der Einführung eines speziellen Straftatbestands 
gegen wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei 
Ausschreibungen soll die präventive Wirkung des 
Rechts verstärkt werden. Zugleich muß jedoch si- 
chergestellt werden, daß Submissionsabsprachen in 
Zukunft effektiver als bisher verfolgt werden. Sank- 
tionen zum Schutz des Wettbewerbs müssen sich wir- 
kungsvoll auch gegen Unternehmen richten. Die 
durch rechtswidrige Absprachen erlangten Vorteile 
fließen in aller Regel den Unternehmen und nicht 
dem „Täter" zu. Dementsprechend waren bisher die 
Verfahren wegen Submissionsabsprachen in ihrem 
Schwerpunkt auf die Festsetzung von Geldbußen ge- 
gen die Unternehmen nach § 30 OWiG gerichtet. 
Durch die Einführung eines neuen Straftatbestands 
dürfen effektive Sanktionen zum Schutz des Wettbe- 
werbs gegen Unternehmen nicht beeinträchtigt wer- 
den. Die Bundesregierung schlägt daher vor, im wei- 
teren Gesetzgebungsgang die Verjährungsfrist für 
Kartellordnungswidrigkeiten von drei auf fünf Jahre 
zu verlängern und die Möglichkeit der Mehrerlös- 
abschöpfung auch in Zukunft sicherzustellen. Dar- 
über hinaus wird weiter geprüft werden, ob die not- 
wendige Zusammenarbeit zwischen Staatsanwalt- 


schaften und Kartellbehörden durch Richtlinien oder 
möglicherweise sogar durch Rechtsvorschriften ge- 
regelt werden sollte. 


III. Europäische Wettbewerbspolitik 
1. Allgemeine Entwicklung 

Die Bundesregierung setzt sich auf europäischer 
Ebene weiterhin aktiv für die Weiterentwicklung der 
europäischen Wettbewerbsordnung ein. Sie hat in 
der Regierungskonferenz den Vorschlag einge- 
bracht, die rechtlichen Voraussetzungen zur Errich- 
tung eines Europäischen Kartellamtes zu schaffen. 
Hierzu war jedoch weder durch die Kommission noch 
die Mitgliedstaaten Zustimmung zu erreichen. Die 
Bundesregierung wird die Idee eines Europäischen 
Kartellamts weiter verfolgen. 

Das Wettbewerbsprinzip kann in Europa auf Dauer 
nur gesichert werden, wenn sich Mitgüedstaaten 
und Kommission zu einem gemeinsamen Vorgehen 
auf der Basis der Grundsätze von Dezentralität, Sub- 
sidiarität und Bürgemähe zusammenfinden. Fälle 
von erheblichem Gemeinschaftsinteresse sollten auf 
Gemeinschaftsebene entschieden werden. In allen 
anderen Fällen sollte diejenige nationale Kartellbe- 
hörde handeln, auf deren Gebiet der Schwerpunkt 
des Kartellverstoßes liegt. Ein von der Kommission 
vorgelegter Bekanntmachungsentwurf über die ver- 
stärkte Einbeziehung der Behörden der Mitgliedstaa- 
ten in den Vollzug des EG -Wettbewerbsrechts ist ein 
erster Schritt in diese Richtung. Er sollte dazu dienen, 
die notwendigen praktischen Erfahrungen bei der 
dezentralen Anwendung zu sammeln. Langfristig er- 
scheint jedoch im Lichte der Kapazitätsprobleme der 
Kommission, aber auch im Hinblick auf das Subsidia- 
ritätsprinzip, eine Revision der Zuständigkeitsvertei- 
lung zugunsten der Mitgliedstaaten erforderlich. 

Die Bundesregierung hält eine Überprüfung der 
bisherigen Anwendung des EG -Rechts im Hinblick 
auf Vereinbarungen zwischen Unternehmen unter- 
schiedlicher Marktstufen (vertikale Wettbewerbs- 
beschränkungen) für notwendig. Die Kommission 
hat hierzu ein Grünbuch mit möglichen Lösungsan- 
sätzen vorgelegt. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß die in Deutschland bestehende Miß- 
brauchsregelung für vertikale Absprachen gegen- 
über dem im EG -Recht bestehenden Verbotsprinzip 
die wettbewerbspolitisch überlegene Lösung ist, da 
Vertikalabsprachen nur ausnahmsweise geeignet 
sind, den Wettbewerb zu beeinträchtigen. Das Ver- 
botsprinzip des Artikel 85 Abs. 1 EGV hat allerdings 
mit Blick auf die Integration der europäischen 
Märkte und die bevorstehende Erweiterung der Ge- 
meinschaft nach wie vor seine Berechtigung. Bei den 
im Grünbuch vorgeschlagenen Handlungs Optionen 
geht es darum, bei Aufrechterhaltung des Verbots- 
prinzips des Artikel 85 Abs. 1, eine großzügigere Pra- 
xis gegenüber vertikalen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen einzunehmen. Die Bundesregierung hat die be- 
teiligten Wirtschaftskreise in Deutschland um Stel- 
lungnahme zu dem Grünbuch gebeten und wird ihre 
eigene Stellungnahme bis Ende Juli 1997 an die 
Kommission übermitteln. 
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2. Europäische Fusionskontrolle 

Seit Inkrafttreten der europäischen Fusionskontroll- 
verordnung im Jahre 1990 sind bei der Kommission 
insgesamt 527 Zusammenschlußvorhaben angemel- 
det worden. Die Zahl der angemeldeten Zusammen- 
schlüsse hat stetig zugenommen. Während in den 
Jahren 1991 bis 1993 durchschnittlich 60 Fälle pro 
Jahr angemeldet wurden, waren es 1995 insgesamt 
114 und 1996 bereits 131 Fälle. Ursache für diese 
Entwicklung dürfte zum einen eine faktische, infla- 
tionsbedingte Absenkung der Schwellenwerte, zum 
anderen eine Ausweitung des Anwendungsbereichs 
der Fusionskontrollverordnung u.a. durch den Bei- 
tritt neuer Mitgliedstaaten zur EU sein. Insgesamt 
sieht die Bundesregierung keinen Anlaß zu wesent- 
licher Kritik an den Entscheidungen der Kommission. 

Die Bundesregierung begrüßt die Entscheidungs- 
praxis der Kommission zur Anwendbarkeit der Fu- 
sionskontrollverordnung auch auf Fälle kollektiver 
Marktbeherrschung (Oligopol). Deshalb sieht die 
Bundesregierung mit besonderem Interesse der an- 
stehenden Entscheidung des EuGH im Verfahren 
Französische Republik gegen die Kommission wegen 
deren Genehmigung des Zusammenschlusses Kali + 
Salz/MDK/THA (Rechtssache C-68/94) entgegen, in 
dem das Gericht erstmals zu der Frage Stellung 
nehmen wird, ob diese Praxis von der Fusionskon- 
trollverordnung gedeckt ist. Sollte der EuGH - ent- 
sprechend den Schlußanträgen von Generalanwalt 
Tesauro vom 6. Februar 1997 - diese Frage vernei- 
nen, wird sich die Bundesregierung für eine entspre- 
chende Änderung der Fusionskontrollverordnung 
einsetzen. Zu begrüßen ist auch das Bestreben der 
Kommission, Zusagen zur Abwendung einer Unter- 
sagung nur noch dann zu akzeptieren, wenn sie 
strukturelle Änderungen des ursprünglichen Zusam- 
menschlußvorhabens beinhalten. Die Kommission 
sollte Verhaltenszusagen oder imverbindliche, nicht 
durch eine Auflage abgesicherte Zusagen, nicht 
akzeptieren, da sie nicht geeignet sind, die wettbe- 
werblichen Probleme eines Zusammenschlusses zu 
beseitigen. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß die Kommission 
in drei Fällen Verweisungsanträgen des Bundeskar- 
tellamts nach Artikel 9 der Fusionskontrollverord- 
nung stattgegeben hat. Zwei Fälle betrafen den Be- 
reich der deutschen Gas- und Stromwirtschaft, der 
dritte den Rüstungssektor. Die Bundesregierung 
hofft, daß die Kommission im Lichte des Subsidiari- 
tätsprinzips ihre bisherige restriktive Haltung weiter 
lockern wird und Fälle, die ihren eindeutigen 
Schwerpunkt auf nationalen Märkten haben, in die 
Kompetenz der Mitgliedstaaten zurückverweist. 

Anfang 1995 ist die Bekanntmachung der Kommis- 
sion über den Begriff des Zusammenschlusses nach 
der Fusionskontrollverordnung in Kraft getreten. 
Nach Ansicht der Kommission richtet sich die Prü- 
fung, ob ein Zusammenschluß vorhegt, mehr nach 
qualitativen als nach quantitativen Kriterien. So geht 
die Kommission z.B. davon aus, daß alleinige Kon- 
trolle über ein anderes Unternehmen auch durch 
eine „qualifizierte Minderheit" erworben werden 
kann. Äuf rechtlicher Grundlage sei dies möglich, 


wenn die Minderheitsbeteiligung mit besonderen 
Rechten (z.B. Vorzugsaktien) verbunden sei. Auf 
faktischer Grundlage sei dies denkbar, wenn der 
Minderheitsaktionär eine faktische Hauptversamm- 
lungsmehrheit hat, weil sich die restlichen Aktien in 
Streubesitz befinden. Anfang 1995 ist außerdem die 
geänderte Bekanntmachung der Kommission über 
die Unterscheidung zwischen konzentrativen und 
kooperativen Gemeinschaftsunternehmen in Kraft 
getreten. Nach Ansicht der Bundesregierung ist 
diese geeignet, die Abgrenzung zwischen beiden 
Formen von Gemeinschaftsunternehmen in der Pra- 
xis erheblich zu erleichtern. 

Der Rat der Industrieminister hat sich auf seiner Sit- 
zung am 24. April 1997 grundsätzlich über die Revi- 
sion der EG-Fusionskontrollverordnung geeinigt. Die 
von der Kommission vorgeschlagene Absenkung der 
Schwellenwerte auf 3 Mrd. ECU weltweiten Umsatz 
(bisher: 5 Mrd. ECU) und 150 Mio. ECU gemein- 
schaftsweiten Umsatz (bisher: 250 Mio. ECU) hat die 
Bundesregierung - wie die Mehrheit der Mitglied- 
staaten - abgelehnt, da dies zu einer nicht unerhebli- 
chen Erweiterung der Zuständigkeit der Kommission 
führen würde. Dagegen hat der Rat einstimmig be- 
schlossen, der Kommission die Zuständigkeit für sol- 
che Zusammenschlüsse zu übertragen, die zwar die 
Schwellenwerte der Fusionskontrollverordnung nicht 
erreichen, aber in drei oder mehr Mitgliedstaaten - 
bestimmte schwellenmäßig festgelegte - Auswirkun- 
gen haben. Dadurch sollen Belastungen der Unter- 
nehmen durch Anmeldungen und Prüfverfahren in 
mehreren Mitgliedstaaten vermieden werden. Diese 
Fälle kommen zwar bisher noch selten vor (nach An- 
gaben der Kommission etwa 16 Fälle pro Jahr), ihre 
Zahl könnte aber in der Zukunft wachsen. Die neue 
Regelung soll nach Ablauf von drei Jahren überprüft 
und gegebenenfalls durch Mehrheitsbeschluß ent- 
sprechend den praktischen Erfahrungen geändert 
werden; hierbei wird auch die Frage einer Manipu- 
lation der Zuständigkeit (sog. forum shopping) zu 
prüfen sein. Außerdem werden künftig neben den 
konzentrativen auch kooperative Vollfunktions-Ge- 
meinschaftsuntemehmen (sog. strukturelle GU) nach 
Maßgabe der Fusionskontrollverordnung geprüft. 
Die in der Praxis schwierige Abgrenzung zwischen 
kooperativen und konzentrativen Gemeinschaftsun- 
ternehmen verliert hierdurch an Bedeutung. Soweit 
es sich um kooperative Gemeinschaftsunternehmen 
handelt, ist im Verfahren der Fusionskontrolle auch 
zu prüfen, ob eine Koordinierung des Wettbewerbs- 
verhaltens im Sinne defc Artikel 85 EG -Vertrag vor- 
liegt. 

3. Bekanntmachungen und Verordnungen 
der Kommission 

Die Europäische Kommission hat den Entwurf einer 
Bekanntmachung über die Zusammenarbeit zwi- 
schen der Kommission und den Wettbewerbsbehör- 
den der Mitgliedstaaten bei der Anwendung der Ar- 
tikel 85 und 86 des EG-Vertrages vorgelegt. Das EG- 
Kartellrecht gibt den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 9 
Abs. 3 der Verordnung Nr. 17/62 bereits jetzt die Be- 
fugnis, die EG -Wettbewerbsregeln unmittelbar anzü- 
wenden, solange die Kommission kein eigenes Ver- 
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fahren eingeleitet hat. Das Bundeskartellamt hat von 
den ihm in § 47 GWB eingeräumten Befugnissen zur 
Anwendung des EG-Kartellrechts in zunehmendem 
Maße Gebrauch gemacht. Mit dem jetzt vorgelegten 
Bekanntmachungsentwurf versucht die Kommission, 
möglichst weite Spielräume für eine dezentrale An- 
wendung insbesondere des Artikel 85 Abs, 1 EG-Ver- 
trag auf der Grundlage des geltenden Rechts zu öff- 
nen. Dieser erste Schritt sollte dazu dienen, die not- 
wendigen praktischen Erfahrungen bei der dezen- 
tralen Anwendung zu sammeln. Die Gangbarkeit 
dieses Weges wird auch maßgeblich vom Ausgang 
der Vorabentscheidungsersuchen des Kammerge- 
richts an den Europäischen Gerichtshof im Fall des 
vom Bundeskartellamt nach Artikel 85 Abs. 1 unter- 
sagten Demarkationsvertrags zwischen Ruhrgas und 
Thyssengas und des ebenfalls vom Bundeskartellamt 
nach Artikel 85 Abs. 1 untersagten Konzessionsver- 
trages zwischen RWE/Energie und der Stadt Nord- 
horn abhängen. Langfristig erscheint im Lichte der 
Kapazitätsprobleme der Kommission aber auch aus 
Gründen der Subsidiarität und der Bürgemähe eine 
grundlegende Revision der Verordnung Nr. 17/62 
einschließlich des Freistellungsmonopols der Kom- 
mission für Artikel 85 Abs. 3 EG -Vertrag erforderlich. 

Die Kommission hat im Januar 1997 einen Entwurf 
zur Ändemng ihrer Bekanntmachung über Verein- 
barungen von geringer Bedeutung, die nicht unter 
Artikel 85 Abs. 1 des EG-Vertrags fallen (Bagateübe- 
kanntmachung), vorgelegt. Ziel der Kommission ist 
eine klarere, rechtlich eindeutige Fassung des Tex- 
tes, um dessen Anwendung zu erleichtern und die 
Rechtssicherheit für die Unternehmen zu verbessern. 
Darüber hinaus soll der Text an den gegenwärtigen 
Entwicklungsstand des Gemeinschaftsrechts ange- 
paßt werden. Schließlich soll unnötige Verwaltungs- 
arbeit für die Unternehmen und die Kommission 
durch den Verzicht auf Anträge und Anmeldungen 
für die Vereinbarungen erreicht werden, die offen- 
sichtlich nicht geeignet sind, den innergemeinschaft- 
lichen Wirtschaftsverkehr oder den Wettbewerb 
spürbar zu beeinträchtigen. Insgesamt soll die Be- 
kanntmachung zu einer europäischen Wettbewerbs - 
politik beitragen, die sich auf die für die Gemein- 
schaft wichtigen Fragen konzentriert und dabei die 
Belastung für die Wirtschaft, insbesondere für kleine 
und mittlere Unternehmen, verringert. 

Nach der neuen BagateUbekanntmachung wird die 
Kommission gegen Verträge und Beschlüsse auf- 
grund des Kartellverbots des Artikel 85 Abs. 1 EGV 
dann nicht mehr einschreiten, wenn bei Horizontal- 
vereinbarungen ein Marktanteü von 5 % und bei Ver- 
tikalvereinbarungen ein Marktanteü von 10 % nicht 
überschritten wird. Gegen diese von der Kommission 
vorgeschlagene Einführung unterschiedlicher Markt- 
anteüsschwellen für horizontale und vertikale Ver- 
einbarungen in der Bagatellbekanntmachung spre- 
chen aus Sicht der Bundesregierung keine Beden- 
ken. Horizontale Beschränkungen sind für den Wett- 
bewerb weit gefährlicher als Vertikalverträge. Es ist 
deshalb angemessen, für vertikale Vereinbarungen 
bei der Frage der Spürbarkeit der Wettbewerbsbe- 
schränkung eine im Vergleich zu horizontalen Ver- 
einbarungen deutlich höhere Marktanteüsschwelle 


anzusetzen. Ebenfalls zu begrüßen ist der Vorschlag 
der Kommission, bestimmte schwerwiegende Wett- 
bewerbsbeschränkungen wie Preis-, Quoten- und 
Gebietsabsprachen nicht in den Genuß der Bagatell- 
bekanntmachung kommen zu lassen. Solche Verein- 
barungen sind in jedem Faü als spürbar wettbe- 
werbsbeschränkend anzusehen. 

Die Kommission hat am 18. Juli 1996 eine Mitteüung 
über die Nichtfestsetzung oder die niedrigere Fest- 
setzung von Geldbußen in Kartellsachen veröffent- 
licht. In der Mitteüung ist im einzelnen dargelegt, un- 
ter welchen Voraussetzungen die Kommission beab- 
sichtigt, Geldbußen für Unternehmen, die während 
der Untersuchung eines Kartellfalls mit der Kommis- 
sion Zusammenarbeiten, entweder nicht oder niedri- 
ger festzusetzen. Die Bundesregierung ist mit der 
Zielsetzung der Kommissionsmitteüung einverstan- 
den. Sie unterstützt jeden Ansatz zur Enüastung der 
Kommission, der mit einer Steigerung der Effizienz 
des Vollzugs verbunden ist. Die vorgesehene Praxis 
der Bußgeldreduktion entsprechend dem Beitrag von 
Kartellmitgliedern bei der Aufdeckung von Karteüen 
und der Sachverhaltsaufklärung kann zu einer sol- 
chen Effizienzsteigerung beitragen. Darüber hinaus 
sind die general-präventiven Wirkungen nicht zü un- 
terschätzen. 


4. Internationale Vereinbarungen 
auf europäischer Ebene 

Angesichts der zunehmenden Globalisierung der 
Märkte und neuer globaler Untemehmensstrategien 
kommt der verstärkten internationalen Zusammenar- 
beit der Karteübehörden zunehmende Bedeutung zu. 
Die Bundesregierung unterstützt daher nachdrück- 
lich die Bestrebungen der Europäischen Kommission 
zur verstärkten Zusammenarbeit der Wettbewerbs- 
behörden auf internationaler Ebene. Der Rat hat am 
25. Oktober 1996 eine Empfehlung der Kommission 
für einen Beschluß über die Zusammenarbeit mit den 
Wettbewerbsbehörden der Vereinigten Staaten ge- 
billigt. Die Kommission wurde damit zur Aufnahme 
von Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten im 
Hinblick auf den Abschluß eines Abkommens über 
den Ausbau der büateralen Zusammenarbeit bei der 
Anwendung der Wettbewerbsregeln ermächtigt. Ziel 
ist es, das im April 1995 genehmigte Abkommen zwi- 
schen den Europäischen Gemeinschaften und der 
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika über 
die Anwendung ihrer Wettbewerbsregeln auszubau- 
en. In dem neuen Abkommen soU geregelt werden, 
welche Karteübehörde tätig wird, wenn wettbe- 
werbsbeschränkende Handlungen von Unternehmen 
beide Seiten berühren. Gleichzeitig werden die Vor- 
aussetzungen und Grenzen festgelegt, in denen die 
eine Seite beschließen kann, die Anwendung ihrer 
Wettbewerbsregeln zugunsten eines Tätigwerdens 
der anderen Seite zu verschieben, bzw. auszusetzen. 
Schließlich geht es um die Abstimmung zwischen 
der Europäischen Kommission und den amerikani- 
schen Wettbewerbsbehörden, um zu gewährleisten, 
daß bei einem Tätigwerden der einen Seite die Vor- 
steüungen und Interessen der anderen Seite berück- 
sichtigt werden. Die Verhandlungen über das Ab- 
kommen soüen in Kürze abgeschlossen werden. Das 
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gleiche gilt für die Verhandlungen über den Ab- 
schluß eines Kooperationsabkommens auf dem Ge- 
biet des Wettbewerbs zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und Kanada, zu denen der Rat im 
Januar 1995 die Kommission ermächtigt hat. 


IV. Internationale Wettbewerbspolitik 

Für die zunehmend globalen Aktivitäten der Unter- 
nehmen fehlt bislang ein multilateraler Ordnungs- 
rahmen. Da der Zugang zu einem Markt durch wett- 
bewerbsbeschränkende Praktiken ebenso erschwert 
werden kann wie durch eine protektionistische staat- 
liche Handelspolitik, ist neben der verstärkten inter- 
nationalen Zusammenarbeit der Kartellbehörden 
langfristig die Erarbeitung eines multilateralen Rah- 
mens von Wettbewerbsregeln erforderlich. Die Bun- 
desregierung begrüßt es daher besonders, daß es der 
Europäischen Union durch engagierten Einsatz ge- 
lungen ist, Wettbewerbsfragen in die Agenda der 
WTO einzubringen. 

In einem ersten Schritt hat die WTO-Ministerkonfe- 
renz in Singapur im Dezember 1996 beschlossen, 
eine Arbeitsgruppe einzusetzen, die bis 1998 Wech- 
selbeziehungen zwischen Handels- und Wettbe- 
werbspolitik - einschließlich wettbewerbsbeschrän- 
kender Verhaltensweisen - untersuchen soll. Ein Ver- 
handlungsmandat ist zwar für diese Arbeitsgruppe 
ausdrücklich ausgeschlossen. Das auf der Minister- 
konferenz erteüte Mandat öffnet jedoch den Weg zu 
einer Erörterung des bestehenden Wettbewerbs- 
rechts und seiner Anwendung in den Mitglied- 
staaten. Die Bundesregierung erwartet, daß die 
Tätigkeit der Arbeitgruppe unter dem Vorsitzenden 
Jenny (Frankreich) die Grundlage für die spätere 
Aufnahme von Verhandlungen legen wird; darüber 


muß der WTO-Ministerrat nach Ablauf der zwei 
Jahre entscheiden. Die Europäische Kommission 
hat für die erste Arbeitsgruppentagung folgende 
Themenschwerpunkte vorgeschlagen: 

- Analyse der Entwicklungen und internationalen 
Auswirkungen von Wettbewerbsregeln in WTO- 
Mitgliedstaaten; 

- Untersuchung der Nützlichkeit einer Verpflich- 
tung von WTO-Mitgliedstaaten, nationale Wett- 
bewerbsregeln und Durchsetzungsmechanismen 
zu schaffen; 

- Untersuchung ob und wie die Kooperation von 
Entscheidungsträgem durch die WTO unterstützt 
werden kann; 

- Untersuchung ob die WTO-Mitgliedstaaten we- 
sentliche gemeinsame nationale Regelungen be- 
nennen können, die auf internationale Ebene 
transformiert werden könnten. 

In einem zweiten Schritt könnte untersucht werden, 
inwieweit Streitschlichtungsverf ahren der WTO ge- 
eignet wären, die Befolgung von internationalen 
Wettbewerbsregeln zu sichern. Die WTO-Arbeits- 
gruppe wird voraussichtlich im Juli 1997 erstmalig 
tagen. 

Auch innerhalb der OECD ist eine gemeinsame Ar- 
beitsgruppe für Handels- und Wettbewerbsfragen 
eingerichtet worden. Schwerpunkte ihrer Tätigkeit 
werden u.a. die Analyse von Wettbewerbsregeln in 
büateralen und multilateralen Handelsabkommen 
sowie die Erörterung von Fragen der institutionellen 
Umsetzung von wettbewerbsrechtlichen Regelun- 
gen. Die OECD-Arbeitsgruppe soll zudem ebenfalls 
einen Beitrag zu der WTO-Ministerkonferenz im Mai 
1998 leisten. 
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Erster Abschnitt 

Wettbewerbliche Entwicklungen 
und wettbewerbspolitische Lage 

1. Zur wirtschafts- und wettbewerbspolitischen Lage 

Die Tendenz zur Globalisierung der Markt- und Wettbewerbs- 
prozesse hat sich im Berichtszeitraum weiter verstärkt. Für sie ist 
eine neue Stufe der internationalen Arbeitsteilung kennzeich- 
nend, die nicht nur den klassischen Warenhandel, sondern auch 
die Produktion umfaßt und immer mehr Unternehmen in welt- 
weiten Dimensionen denken und handeln läßt. 

Wie jeder verschärfte Strukturwandel führt auch die neue Dimen- 
sion des internationalen Wettbewerbs bei den Unternehmen zu 
Gewinnern und Verlierern. Durch die Öffnung der Märkte, die zu- 
nehmende Mobilität des Kapitals und die aufgrund der modernen 
Kommunikationstechniken schnelle und weltweite Verbreitung 
neuen technischen Wissens sind traditionelle Wettbewerbsvor- 
teile deutscher Anbieter erodiert worden. So sind manche Bran- 
chen in der Bundesrepublik Deutschland, wie etwa der Maschi- 
nenbau, dadurch unter Druck geraten, daß ihnen in den „neuen 
Industrieländern" bei in etwa vergleichbaren Produkten wesent- 
lich kostengünstiger arbeitende Wettbewerber erwachsen sind. 

Zu den Gewinnern dieses Strukturwandels zählen jene Unter- 
nehmen, denen die produktions- und organisationsmäßige Anpas- 
sung an die neuen Bedingungen des Wirtschaftens am besten ge- 
lingt. Gewisse Tendenzen sind dabei bereits erkennbar: Die Unter- 
nehmen geben sich neue, „schlanke" Organisationsstrukturen und 
konzentrieren sich wieder auf ihre Kemkompetenz. Das Ergebnis 
dieser Restrukturierungsmaßnahmen sind international „wettbe- 
werbsfähige Kostenstrukturen Sie allein sind jedoch nicht hinrei- 
chend, um sich erfolgreich im internationalen Wettbewerb zu posi- 
tionieren. Hinzu kommen muß ein „Innovationsmanagement", das 
die vorhandenen Erfindungen zur Marktreife führt und zeitgerecht 
in eine attraktive, auf die jeweiligen Märkte und ihre regionalen 
Besonderheiten zugeschnittene Produktpalette umsetzt. Dabei gilt: 
Je größer der im Innovationswettbewerb erzielte Vorsprung, desto 
eher ist es einem Unternehmen möglich, sich dem reinen Preiswett- 
bewerb kostengünstiger arbeitender Unternehmen zu entziehen. 

Das Bundeskartellamt sieht auch die dynamischen Wettbewerbs- 
funktionen als Schutzobjekt an. Denn zeitlich begrenzte Wett- 
bewerbsvorsprünge, die im vorstoßenden Innovationswettbewerb 
entstehen, sind Ausdruck von Wettbewerb, nicht seiner Gefähr- 
dung. Eine solche innovationsorientierte Anwendung des GWB ist 
wettbewerbsrechtlich geboten; denn zumindest in der gegenwärti- 
gen Phase der Globalisierung ist der aus der erhöhten internationa- 
len Verflechtung folgende Wettbewerbsdruck so stark, daß die Ge- 
fahr dauerhafter Marktbeherrschung bei überregional und interna- 
tional gehandelten Gütern gering erscheint. Das Bundeskartellamt 
trägt dieser Lage bei der Beurteüung wettbewerblicher Sachver- 
halte Rechnung. So können selbst relativ hohe Marktanteile der 
auf dem Inlandsmarkt aktuell präsenten Anbieter bei intensivem 
potentiellen Wettbewerb und niedrigen Marktzutritts schranken 
aus wettbewerblicher Sicht unproblematisch sein. 
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Die hohen Anforderungen, die der international verschärfte Wettbe- 
werb an die Anpassungsfähigkeit der Unternehmen stellt, erklären 
auch die noch immer fortbestehende Wettbewerbsschwäche Ost- 
deutschlands. Wesentlich über dem Niveau in den alten Bundeslän- 
dern liegende Lohnstückkosten sind ein gravierendes Handicap im 
internationalen Wettbewerb und lassen sich nur in Ausnahmefällen 
über den „Innovationsgehalt" der Produkte kompensieren. Daraus 
resultieren die Schwierigkeiten der Unternehmen in den neuen Bun- 
desländern, sich auf den mit wettbewerbsfähigen Anbietern bereits 
dicht besetzten überregionalen Märkten zu etablieren. 

Die sich aus der Schaffung des gemeinsamen europäischen Binnen- 
marktes und den Globalisierungstendenzen ergebende Intensivie- 
rung des Wettbewerbs führt nicht nur auf der Untemehmensebene 
zu tiefgreifenden Anpassungen. Sie erzwingt auch die Überprüfung 
und Änderung von institutionellen Regelungen in Bereichen, die 
seit vielen Jahrzehnten durch ein von der normalen wettbewerb- 
lichen Ordnung klar abgehobenes Sonderregime gekennzeichnet 
sind. Dies gilt zum Beispiel für Post und Telekommunikation, aber 
auch für Energiewirtschaft und Bahn. Reformen zur wettbewerbli- 
chen Öffnung dieser Bereiche sind entweder, wie in der Telekom- 
munikation und bei der Bahn, bereits auf den Weg gebracht oder 
befinden sich in Vorbereitung (S. 24ff.). Selbst auf dem Arbeits- 
markt, der wegen der „strukturellen Schwäche" der Angebotsseite 
in den Lohnverhandlungen dem Kartellverbot des § 1 entzogen ist, 
zeigen sich gewisse Auflockerungen des hier bestehenden Systems 
kollektiv vereinbarter Mindestpreise für Arbeitsleistungen. Der 
Druck des internationalen Wettbewerbs führt zumindest ansatz- 
weise zu einer Flexibilisierung und zu betriebsnäheren Formen der 
Lohnfindung. Die Chancen für mehr Beschäftigung steigen, wenn 
auf dem für die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirt- 
schaft so wichtigen Arbeitsmarkt mehr Wettbewerb gewagt und die 
aus sozialpolitischen Erwägungen erfolgte Abkoppelung der Lohn- 
preisbüdung von den Marktbedingungen zumindest reduziert wird. 

Aufgabe des GWB ist es, bestehenden Wettbewerb vor Beschrän- 
kungen zu schützen. Das heißt jedoch nicht, daß das GWB nicht 
auch Möglichkeiten böte, bislang monopolistische Bereiche dem 
Wettbewerb zu öffnen, das heißt überhaupt erst die Voraussetzun- 
gen für wettbewerbliche Prozesse zu schaffen. Als Instrumente 
zur Marktöffnung kommen etwa das allgemeine Behinderungs- 
verbot marktbeherrschender Unternehmen des § 22 oder die 
Durchsetzung der wettbewerbsbegründenden Durchleitung in 
der leitungsgebundenen Energiewirtschaft in Betracht (S. 22 ff.). 
Darüber hinaus hat das Bundeskartellamt vorgeschlagen, die Öff- 
nung bisheriger wettbewerblicher Ausnahmebereiche mit Netz- 
strukturen wie Energiewirtschaft, Telekommunikation und Bahn 
über die Aufnahme des neuen Tatbestands „Verweigerung des 
Zugangs zu wesentlichen Einrichtungen" („essential facilities") 
in den Mißbrauchskatalog des § 22 Abs. 4 zu erleichtern (S. 24). 
Soweit in einzelnen Wirtschaftsbereichen der bisherige Monopo- 
list aufgrund besonderer Marktbedingungen über eine so starke 
Stellung verfügt, daß das bisherige Kartellrecht zur Marktöffnung 
nicht ausreicht, kann die Ergänzung der kartellbehördlichen Miß- 
brauchsaufsicht durch weitergehende Reguherungsinstrumente 
geboten sein. Wichtig ist jedoch, daß man nicht das Ziel der Libe- 
ralisierung der bisherigen wettbewerblichen Ausnahmebereiche 
aus dem Auge verliert: die Entlassung dieser Branchen nach einer 
mehr oder minder langen Übergangsfrist in die allgemeine Wett- 
bewerbswirtschaft. Diesem Ziel wird nach Auffassung des Bun- 
deskartellamtes durch die Schaffung neuer bereichsbezogener 
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Regulierungsbehörden, wie die für Telekommunikation und Post, 
nicht gedient. Denn sie führen zu einer Sektoralisierung der Wett- 
bewerbspolitik und damit zu der Gefahr, daß sich die Anwendung 
des Wettbewerbsrechts in diesen Bereichen von der generellen 
wettbewerbsrechtlichen Entwicklung abkoppelt; außerdem ist zu 
befürchten, daß spezielle Regulierungsbehörden, sind sie erst ein- 
mal errichtet, nicht ohne weiteres wieder aufzulösen sind. 

Mit zunehmender Globalisierung werden jedoch auch Defizite 
bei dem Zusammenspiel von Handels- und Wettbewerbspolitik 
zum Problem. Zwischen beiden Bereichen gibt es Interdependen- 
zen, und es wird immer dringlicher, sie in einem einheitlichen 
Ordnungsrahmen für die international tätigen Unternehmen zu- 
sammenzuführen. Was die Handelspolitik anbelangt, so ist mit 
der Welthandelsorganisation (WTO) und den ihr zur Verfügung 
stehenden Instrumenten ein festes, ausbaufähiges Fundament ge- 
schaffen worden. Ein Pendant in Form einer internationalen Wett- 
bewerbsordnung ist jedoch bislang nicht in Sicht. Hier behilft 
man sich einstweilen mit bilateralen Abkommen, wie jenem, das 
die Europäische Gemeinschaft mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika geschlossen hat, die jedoch einen multilateralen Rahmen 
von Regeln zur Bekämpfung privater Wettbewerbsbeschränkun- 
gen nicht zu ersetzen vermögen (S. 74 ff.). 

In der Bundesrepublik sind unter Mitwirkung des Bundeskartell- 
amtes im Berichtszeitraum die Vorarbeiten für eine 6. GWB-No- 
velle weiter vorangetrieben worden. Sie hat unter anderem zum 
Ziel, das deutsche Kartellrecht dort, wo es notwendig und sinnvoll 
ist, an das europäische Wettbewerbsrecht anzunähem. Grundlage 
der weiteren Arbeiten auf dem Weg zu einem Referentenentwurf 
sind die im Mai 1996 vom Bundeswirtschaftsministerium vorge- 
legten Eckpunkte. Die dazu abgegebenen Stellungnahmen, u. a. 
der betroffenen Wirtschaftskreise, der Monopolkommission und 
des Wissenschaftlichen Beirates beim Bundeswirtschaftsministe- 
rium, zeigen ein breites Meinungsspektrum. Gegen das Novel- 
lierungskonzept wird einerseits das Argument einer möglichen 
Gefährdung des in Deutschland erreichten wettbewerblichen 
Schutzniveaus ins Feld geführt; andererseits geht es den Befür- 
wortern einer weitgehenden Anpassung des deutschen an das 
europäische Wettbewerbsrecht auf diesem Wege nicht weit ge- 
nug. Insgesamt haben nach Ansicht des Bundeskartellamtes die 
bisherigen Vorarbeiten für eine 6. GWB-Novelle sowohl die Mög- 
lichkeiten, aber auch die Grenzen einer solchen „europa- 
orientierten Reform" des deutschen Kartellrechts deutlich ge- 
macht. 


2. Dezentrale Anwendung des EG- Wettbewerbsrechts 
durch das Bundeskartellamt 

Vor dem Hintergrund einer wachsenden Bedeutung des euro- 
päischen Wettbewerbsrechts in vielen Bereichen hat das Bundes- 
kartellamt verstärkt insbesondere Artikel 85 EGV angewendet. 
Es sieht sich dabei in völliger Übereinstimmung mit der Euro- 
päischen Kommission, für die die Durchsetzung einer dezentralen 
Anwendung der Artikel 85, 86 EGV weiterhin ein wichtiges Ziel 
darstellt. Mit der eigenverantwortlichen Anwendung der euro- 
päischen Wettbewerbsregeln durch die Mitgliedstaaten wird 
gleichzeitig das in Artikel 3b Abs. 2 EGV festgeschriebene Subsi- 
diaritätsprinzip umgesetzt (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 7f.). Die 
Europäische Kommission hat im September 1996 den „Vorentwurf 
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einer Bekanntmachung über die Zusammenarbeit zwischen der 
Kommission und den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten 
bei der Anwendung der Artikel 85 und 86 des EG- Vertrages" ver- 
öffentlicht (ABI. Nr. C 262 vom 10. September 1996, S. 5) und im 
März 1997 einen überarbeiteten Entwurf vörgelegt (nicht veröf- 
fentlicht). Die Veröffentlichung der endgültigen Fassung nach 
weiteren Konsultationen mit den Mitgliedstaaten ist für die erste 
Jahreshälfte 1997 geplant. Die Europäische Kommission hat damit 
ihre Ankündigung im Abschlußbericht der von ihr und den Mit- 
gliedstaaten gemeinsam eingesetzten Arbeitsgruppe realisiert. 

Der Vorentwurf enthält Regelungen für die Aufgabenverteilung 
zwischen der Europäischen Kommission und den nationalen 
Wettbewerbsbehörden. Er faßt im wesentlichen die bereits be- 
stehende Praxis der Europäischen Kommission sowie die Recht- 
sprechung der Europäischen Gerichte zusammen. Nach dem Vor- 
entwurf sollen die nationalen Behörden grundsätzlich für diejeni- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen zuständig sein, die sich über- 
wiegend in einem Mitgliedstaat auswirken. Allerdings sollen sol- 
che nationalen Fälle, die aus rechtlicher oder wirtschaftlicher 
Sicht für die Gemeinschaft von besonderem Interesse sind, von 
der Kommission aufgegriffen werden können. 

Die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Kommission 
und den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten soll sich im 
einzelnen wie folgt gestalten. Wenn die Europäische Kommission 
als erste mit einem Fall befaßt war, will sie diesen dann an die 
Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten verweisen, wenn die 
behaupteten Verstöße sich überwiegend auf dem Gebiet des Mit- 
gliedstaates auswirken und die Rechte des Beschwerdeführers 
auch bei einer Befassung der nationalen Wettbewerbsbehörden 
gewahrt werden. Hat eine nationale Wettbewerbsbehörde einen 
Fall nach Artikel 85 Abs. 1 oder Artikel 86 EGV zuerst aufgegrif- 
fen und nimmt dieser für das Unternehmen einen ungünstigen 
Verlauf, so soll der Abschluß des Verfahrens nicht durch einen 
Antrag auf Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 EGV verhindert 
werden können. Trotz ihrer ausschließlichen Zuständigkeit in Be- 
reichen mit entsprechenden sekundärrechtlichen Regelungen 
(z. B. die Befugnis zur Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 EGV) 
will die Europäische Kommission solche sogenannten „hinauszö- 
gemden Anmeldungen" dann nicht vorrangig behandeln, wenn 
eine Einzelfreistellung unwahrscheinlich ist, die Auswirkungen 
der Vereinbarungen im wesentlichen auf einen Mitgliedstaat be- 
schränkt sind und Rechtsschutz für die betroffenen Unternehmen 
gewährleistet ist. 

Zur Rechtsanwendungspraxis des Bundeskartellamtes in diesem 
Bereich sind im Berichtszeitraum mehrere Entscheidungen des 
Kammergerichts ergangen. So wurden die Beschwerden von TUI 
und NUR gegen die Untersagung wettbewerbsbeschränkender 
Exklusivitätsvereinbarungen in Hotelverträgen mit spanischen 
Hoteliers nach Artikel 85 Abs. 1 EGV vom Kammergericht weitge- 
hend zurückgewiesen. Die von den beiden Reiseveranstaltern 
beim BGH eingelegten Rechtsbeschwerden sind noch anhängig. 
TUI hat zudem bei der Europäischen Kommission einen Antrag 
auf Erteilung eines Negativattestes nach Artikel 2 VO 17/62 ge- 
stellt (S. 138). Das Kammergericht hat auch die auf § 1 GWB und 
Artikel 85 Abs. 1 EGV gestützte Untersagung der Durchführung 
des Gesellschaftsvertrages der Carpartner Autovermietung und 
der von dieser mit 42 Kfz-Haftpflichtversicherem abgeschlosse- 
nen Kooperationsverträge durch das Bundeskartellamt bestätigt. 
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Einen Verstoß gegen Artikel 85 Abs. 1 EGV sah es allerdings nicht 
als erwiesen an, da fraglich sei, ob eine spürbare Beeinträchti- 
gung des zwischenstaatlichen Handels im Bereich von Autover- 
mietungen vorliege. Das Gericht hat die Frage letztlich jedoch 
offengelassen. (S. 148). 

Im Falle der Untersagung des zwischen Ruhrgas und Thyssengas 
geschlossenen Demarkations Vertrages nach Artikel 85 Abs. 1 
EGV hat das Kammergericht einen Vorlagebeschluß nach Arti- 
kel 177 EGV zum Europäischen Gerichtshof verkündet und das 
Verfahren ausgesetzt. In der mündlichen Verhandlung des Falles 
spielte der Vorentwurf der Bekanntmachung zur dezentralen An- 
wendung eine wesentliche Rolle. Die Fragen des Vorlagebe- 
schlusses befassen sich vor allem mit der Anwendung von Arti- 
kel 85 Abs. 1 EGV durch die nationalen Behörden unter verfah- 
rensrechtlichen und materiellen Aspekten (S. 117). 

Im Fall der Untersagung des zwischen RWE und der Stadt Nord- 
horn geschlossenen Konzessionsvertrages durch das Bundeskar- 
tellamt wegen Verstoßes gegen Artikel 85 Abs. 1 EGV hat das 
Kammergericht ebenfalls einen Vorlagebeschluß verkündet und 
das Verfahren ausgesetzt. Dabei geht es um ähnliche Rechtsfra- 
gen wie im Fall Ruhrgas/Thyssengas. Die von RWE erhobene Un- 
tätigkeitsklage nach Artikel 175 EGV gegen die Europäische 
Kommission ist noch anhängig. RWE hatte fast ein halbes Jahr 
nach Abmahnung durch das Bundeskartellamt ein Negativattest 
oder hilfsweise eine Einzelfreistellung beantragt. Die Europäische 
Kommission leitete entsprechend ihren Aussagen zu „hinauszö- 
gemden Anmeldungen" im Vörentwurf der Bekanntmachung zur 
dezentralen Anwendung kein Verfahren ein (S. 118). 

Das Bundeskartellamt überprüft weiterhin auf der Grundlage des 
Artikel 88 EGV in Verbindung mit § 47 GWB parallel zu dem von 
der Europäischen Kommission auf Artikel 85 und 89 EGV gestütz- 
ten Verfahren den Kooperationsvertrag zwischen der Deutschen 
Lufthansa und der US-Fluggesellschaft United Airlines. Der 
Schwerpunkt dieser Zusammenarbeit liegt auf den Transatlantik- 
Routen. Da es für den Luftverkehr zwischen Flughäfen der Ge- 
meinschaft und Drittstaaten keine Durchführungsverordnung zu 
Artikel 85 EGV gibt, hat die Europäische Kommission keine recht- 
liche Grundlage für eine Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 EGV. 
Die Befugnis liegt vielmehr bei den Mitgliedstaaten. Das bei der 
Europäischen Kommission eingeleitete Verfahren erfaßt deshalb 
die Kooperation zwischen den beiden Luftfahrtuntemehmen nur 
unvollständig. Die Einleitung eines eigenen Verfahrens durch das 
Bundeskartellamt war schon von daher geboten. Bedingt durch 
die konkurrierende Zuständigkeit der Europäischen Kommission 
und des Bundeskartellamtes hat sich eine enge Zusammenarbeit 
auch unter Einbeziehung weiterer beteiligter nationaler Wett- 
bewerbsbehörden entwickelt. 

Aus der immer größeren Bedeutung des europäischen Rechts für 
die nationale Rechtsanwendungspraxis hat das Bundeskartell- 
amt inzwischen auch organisatorische Konsequenzen gezogen. 
Nach der Bildung des Referats „Harmonisierung der Kartell- 
rechtspraxis" als Bindeglied zwischen dem deutschen und euro- 
päischen Recht im Jahr 1993 wurde nunmehr die Trennung der 
Stabsabteilungen im Bundeskartellamt in eine Abteilung für 
Europäisches und Internationales Kartellrecht und eine Abteilung 
für Grundsatzfragen des deutschen Kartellrechts aufgehoben. Die 
beiden Organisationseinheiten wurden zu der neuen Abteilung 
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„Europäisches und internationales Kartellrecht/Grundsatzfragen" 
verschmolzen. Gleichzeitig wurden die für Fusionskontrolle zu- 
ständigen Referate zu dem neuen Referat „Deutsche und Europäi- 
sche Fusionskontrolle" zusammengefaßt. Mit diesen Maßnahmen 
strafft das Bundeskartellamt nicht nur seine Organisationsstruk- 
tur, sondern trägt vor allem der Entwicklung Rechnung, daß im 
Verhältnis des deutschen zum Gemeinschaftsrecht über die fall- 
bezogene Zusammenarbeit hinaus konzeptionelle Fragen des 
Wettbewerbsrechts und der Wettbewerbspolitik zunehmend an 
Bedeutung gewonnen haben. Zugleich erleichtert die neue Orga- 
nisationsstruktur die Einbeziehung der Rechtsentwicklung in 
Europa in die Grundsatzarbeit zum deutschen Kartellrecht und 
in die Anwendung des europäischen Kartellrechts durch das Bun- 
deskartellamt. 


3. Fusionskontrolle 
3.1 Statistische Übersicht 

Im Berichtszeitraum 1995/96 sind 2 964 Untemehmenszusammen- 
schlüsse vollzogen und nach § 23 angezeigt worden. Die Gesamt- 
zahl teilt sich wie folgt auf: 



1995 

1996 

Gesamt 

Vor Vollzug angemeldete 

und geprüfte Zusammenschlüsse . . 

1089 

1006 

2 095 

Nach Vollzug angezeigte kontroll- 
pflichtige Zusammenschlüsse 

276 

278 

554 

Nicht kontrollpflichtige 
angezeigte Zusammenschlüsse 

165 

150 

315 

Gesamt 

1530 

1434 

2 964 


Die Zahl der angezeigten Zusammenschlüsse bewegt sich seit 
dem Ende der 80er Jahre auf einem konstanten Niveau von ca. 
1500 pro Jahr. Lediglich die Privatisierung in Ostdeutschland 
hatte zwischenzeitlich zu einer erhöhten Anzahl von Zusammen- 
schlüssen geführt. Der größte Teil der angezeigten Zusammen- 
schlüsse unterlag mit etwa 71% wie in den früheren Jahren der 
präventiven Fusionskontrolle. Erneut wurden überwiegend kleine 
und kleinste Unternehmen von Großunternehmen übernommen, 
ohne daß wettbewerbliche Probleme mit den Zusammenschlüssen 
verbunden waren. Die Zahl echter Großfusionen mit erheblichen 
wettbewerblichen Auswirkungen blieb unverändert gering. Aller- 
dings unterlagen viele Großfusionen mit Auswirkungen auf deut- 
sche Märkte der EG-Fusionskontrolle und sind nicht in den oben 
genannten Zahlen enthalten. 

Im Gegensatz zu den beiden letzten Berichtsperioden wird dies- 
mal darauf verzichtet, die Zahl der Zusammenschlüsse in den 
alten und neuen Bundesländern getrennt auszuweisen. Denn zwi- 
schenzeitlich hat sich die Lage insoweit normalisiert, daß zahlrei- 
che Fusionen in den neuen Ländern nicht mehr auf den Privatisie- 
rungsprozeß im Zuge der deutschen Einheit zurückzuführen sind, 
sondern normale Marktprozesse widerspiegeln. 
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Schaubild 1 

Angezeigte Zusammenschlüsse 1984-1996 nach Kontrollpflicht 



Schaubild 2 

Angezeigte Zusammenschlüsse 1984-1996 - Auswirkung der deutschen 

Einigung 
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3.2 Untersagungen 

Im Berichtszeitraum 1995/96 sind in formellen Verfahren insge- 
samt sieben Zusammenschlüsse untersagt worden. 


Zusammenschluß 

(Kurzbezeichnung) 

Entscheidungsgründe 

1. Hochtief/ 

Philipp Holzmann 

Entstehen einer überragenden Markt- 
stellung bei Baugroßprojekten (S. 124). 

2. RWE und Stadt 
Gummersbach/ 
Stromversorgung 
Aggertal 

Verstärkung der marktbeherrschenden 
Stellung von RWE beim Stromabsatz 
(S. 118, 120). 

3. T & N/ 

Kolbenschmidt 

Verstärkung einer überragenden 

Marktstellung bei Kolbenringen; Ent- 
stehung von Marktbeherrschung bei 
Stahl-/Kunststoff-Gleitlagem (S. 112). 

4. Lafarge/ 

Limburger 

Lackfabrik 

Entstehung von Marktbeherrschung 
bei Straßenmarkierungsfarben und 
-plastikmassen (S. 96). 

5. WMF/Auerhahn 

Verstärkung der Marktbeherrschung 
bei Edelstahlbestecken (S. 104). 

6. Tukan/Deü 

Verstärkung der Marktbeherrschung 
auf dem Lesermarkt für Abo-Tageszei- 
tung und Anzeigenmarkt (S. 90). 

7. VEBA/ 

Stadtwerke Bremen 

Verstärkung marktbeherrschender Stel- 
lungen beim Stromabsatz (S. 121), 


Die Untersagung im Fall Nr. 4 ist rechtskräftig geworden. In den 
übrigen Fällen ist Beschwerde eingelegt worden. Im Fall Nr. 6 hat 
das Kammergericht die Beschwerde zurückgewiesen. Im Fall 
Nr. 2 hat das Bundeskartellamt nach Aufhebung der Untersagung 
durch das Kammergericht Rechtsbeschwerde eingelegt. 

Seit Einführung der Fusionskontrolle bis Ende 1996 sind insge- 
samt 115 Zusammenschlüsse bzw. Zusammenschlußvorhaben un- 
tersagt worden. 62 Untersagungen sind rechtskräftig; in acht Fäl- 
len sind Beschwerden bzw. Rechtsbeschwerdeverfahren anhän- 
gig. In 39 Fällen ist die Untersagung endgültig aufgehoben oder 
für erledigt erklärt worden. 

Darüber hinaus wurden Anfang 1997 mit den Zusammenschlüs- 
sen Springer/PSG (S. 92), Herlitz/Landre (S. 89) und PCS/Kali 
und Salz (S. 95) drei weitere Fälle untersagt. 

Da im Berichtszeitraum kein Antrag auf Ministererlaubnis gestellt 
worden ist, bleibt die Zahl der Anträge mit 15 und die Zahl der 
nach § 24 Abs. 3 freigestellten Zusammenschlüsse mit sechs Fäl- 
len konstant. Hiervon wurden nur zwei Zusammenschlüsse un- 
eingeschränkt erlaubt, in vier Fällen ist die Erlaubnis unter Aufla- 
gen und Bedingungen erteüt worden. 

Während das Bundeskartellamt im Berichtszeitraum keine weite- 
ren förmlichen Zusagenverträge zur Beseitigung der Untersa- 
gungsvoraussetzungen abgeschlossen hat, sind in einer Reihe 
von Fällen die Freigaben erst nach substantieller Änderung der 
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Vorhaben erfolgt. So haben die Beteiligten in zwei Fällen, die den 
Markt für Hochvakuumpumpen bzw. die Behandlung von Son- 
derabfall in chemisch-physikalischen Anlagen betrafen, die wett- 
bewerblich problematischen Bereiche aus dem angemeldeten 
Vorhaben herausgelöst und die betroffenen Untemehmensteile 
zum Zwecke der Veräußerung an Dritte auf Banken übertragen 
(S. 107 und S. 152). 

Im Fall des Zusammenschlusses der Technischen Werke der Stadt 
Stuttgart und der Neckarwerke Elektrizitätsversorgung haben die 
beteiligten Energieversorgungsuntemehmen zur Vermeidung ei- 
ner Untersagung auf ihre Ausschließlichkeitsrechte aus bestehen- 
den Gebietsschutzverträgen verzichtet und diesen Verzicht zum 
Gegenstand ihrer Anmeldung gemacht (S. 121). 

Die Zahl der Zusammenschlüsse, die nach einer Vorprüfung oder 
Abmahnung durch das Bundeskartellamt aufgegeben, modifiziert 
oder ohne förmliche Untersagung aufgelöst worden sind, stieg im 
Berichtszeitraum um 17 auf insgesamt 280 Fälle. Da all diese Fälle 
erhebliche wettbewerbliche Bedenken aufgeworfen haben, be- 
wertet das Bundeskartellamt die Zahl dieser sogenannten Vor- 
feldfälle als Ausdruck der Wirksamkeit der Fusionskontrolle. 


3.3 Entwicklung in einzelnen Branchen 

Der Konzentrationsprozeß im Einzelhandel und insbesondere im Einzelhandel 
Lebensmitteleinzelhandel hat sich im Berichtszeitraum fortge- 
setzt, wenn auch nicht mit derselben Intensität wie in den Jahren 
zuvor. Vor allem Großfusionen unter Beteiligung der Unterneh- 
men der Spitzengruppe fanden, abgesehen von der Übernahme 
der zur Metro gehörenden Schätzlein-Filialen durch Tengelmann, 
nicht statt. Dagegen konnten die Edeka- und die SPAR-Gruppe 
durch eine Reihe von Übernahmen gerade in den neuen Bundes- 
ländern und Berlin ihre Position verbessern. Mit der Abgabe ihrer 
36 „Continent"-SB-Warenhäuser an die SPAR hat sich die franzö- 
sische Einzelhandelsgruppe Promodes - und damit der wichtigste 
ausländische Wettbewerber - vollständig vom deutschen Markt 
zurückgezogen. 

Der seit Ende der 80er Jahre zu beobachtende Konzentrationspro- Entsorgung«- 
zeß in der Entsorgungswirtschaft hat - wenn auch verlangsamt - Wirtschaft 
im Berichtszeitraum angehalten. Lag die Zahl der angezeigten 
Zusammenschlüsse 1993/94 noch bei 258, so sind im Berichtszeit- 
raum weitere 142 Zusammenschlüsse vollzogen worden, die die 
Märkte für Abfall, Abwasser und Sekundärrohstoffe betrafen. Da- 
bei ist allerdings zu berücksichtigen, daß eine exakte Abgrenzung 
der Entsorgungsdienstleistungen von anderen Dienstleistungen 
und zur Produktion von Entsorgungsanlagen und -geräten nicht 
immer mögüch ist. Wiederum waren die zehn größten im Entsor- 
gungsbereich tätigen Unternehmen zu einem hohen Anteil an 
den Zusammenschlüssen beteiligt, so beispielsweise RWE in 25, 

VEBA in 23, Rethmann in 22, Wilhelm Werhahn in 21 und VEW in 
19 Fällen. Neben der Übernahme von kleinen und mittelständi- 
schen Entsorgungsbetrieben kam es erneut zu zahlreichen Grün- 
dungen von Gemeinschaftsunternehmen, an denen kommunale 
Gebietskörperschaften beteiligt sind. Häufig schließt die Gebiets- 
körperschaft zudem mit dem Gemeinschaftsunternehmen einen 
Betriebsführungsvertrag für eine Abfall- oder Abwasseranlage 
und einen Entsorgungsvertrag. Wegen der weitgehenden Beibe- 
haltung des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsmonopols im Be- 
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reich Sonderabfall besteht insbesondere bei der Gründung von 
gemischtwirtschaftlichen Sonderabfallgesellschaften auf Landes- 
ebene unter Beteiligung von privaten Großunternehmen der Ent- 
sorgungsbranche die Gefahr einer Marktabschottung und der 
Verhaltenskoordinierung zwischen den privaten Gesellschaftern. 
Das Bundeskartellamt hat in den Fällen der Sonderabfall-Mana- 
gement-Gesellschaft Rheinland-Pfalz und der Sonderabfallgesell- 
schaft Brandenburg/Berlin darauf hingewirkt, daß eine Beteili- 
gung an den Gesellschaften für andere Interessenten und eine 
wettbewerbskonfonne Auftragsvergabe möglich bleibt (S. 152). 
Die wirtschaftliche und wettbewerbliche Bedeutung der Zusam- 
menschlüsse in der Entsorgungsbranche ohne Beteiligung der öf- 
fentlichen Hand war im allgemeinen gering, in Einzelfällen wird 
jedoch die fusionsrechtliche Untersagungsschwelle erreicht. So 
hätte das Vorhaben der Ruhrkohle Umwelt und der VEBA Kraft- 
werke Ruhr, Entsorgungstätigkeiten in einem Gemeinschaftsun- 
ternehmen zusammenzuführen, zur Verstärkung der marktbe- 
herrschenden Stellung der Ruhrkohle in Baden-Württemberg im 
Bereich der Entsorgung flüssiger Sonderabfälle, die einer be- 
stimmten Vorbehandlung bedürfen, geführt. Das Vorhaben 
konnte jedoch freigegeben werden, nachdem die Beteiligten die 
Anmeldung modifiziert hatten (S. 152). 

Versorgungs- In dem kartellrechtlichen Ausnahmebereich der leitungsgebun- 
wirtschaft denen Energieversorgung ist auch in diesem Berichtszeitraum die 
anhaltende Tendenz zu beobachten, daß Lieferanten mit Abneh- 
mern, insbesondere kommunalen Stadtwerken, Gemeinschafts- 
unternehmen gründen. Derartige Beteiligungsmodelle können 
vertikale und horizontale Wettbewerbsverhältnisse tangieren. 
Das Buhdeskartellamt hat daher im Berichtszeitraum zwei weitere 
Zusammenschlüsse mit der Begründung untersagt, daß die gege- 
bene marktbeherrschende Stellung des Vorlieferanten dadurch 
verstärkt wird, daß er seine Beteiligung dazu nutzt, dem Unter- 
nehmen andere Möglichkeiten der Energiebeschaffung zu er- 
schweren oder zu nehmen. Die gesellschaftsrechtliche Beteili- 
gung ist dann ein klassisches Instrument der Absicherung der 
Lieferantenstellung. In einem der Fälle verstärkte der Vorlieferant 
seine marktbeherrschende Stellung auch dadurch, daß infolge 
der Beteiligung der mögliche Wettbewerb um Konzessionen für 
die Letztversorgung (Versorgungsgebiete) behindert wird. Weder 
die nationalen noch die europäischen Liberalisierungsbestrebun- 
gen lassen derzeit eine andere Prognoseentscheidung zu. Die ab- 
weichende Auffassung des Kammergerichts, das die Untersa- 
gungsverfügungen in den Fällen Stadtwerke Garbsen und Strom- 
versorgung Aggertal mit der Begründung aufgehoben hat, der 
Fortbestand der jetzigen Marktbeherrschung sei bei Auslaufen 
der bestehenden Liefer- und Demarkationsverträge im Jahr 2014 
angesichts der Deregulierungsbestrebungen nicht sicher zu pro- 
gnostizieren, stellt eine Abkehr von dem in der Fusionskontrolle 
anzulegenden Maßstab dar (S. 118,120). 


3.4 Zusammenschlußtatbestand 

Wettbewerblich Der Anteilserwerb der Veba an den Bremer Stadtwerken in Höhe 
erheblicher von 24,9% ist nach Auffassung des Bundeskartellamtes ein Zu- 
EinfluB sammenschluß gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 6. Nach den Ausführungen 
der Regierungsbegründung zu dieser Vorschrift vermitteln Unter- 
nehmensverbindungen einen wettbewerblich erheblichen Ein- 
fluß, wenn durch sie das Wettbewerbspotential des Beteiligungs- 
Unternehmens beschränkt wird. Dies gilt vor allem für horizontale 


14 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7900 


Zusammenschlüsse (Beteiligungen an Wettbewerbern), kann 
aber auch bei vertikalen Beteiligungen von Vorlieferanten an Ab- 
nehmern der Fall sein, da für das Beteiligungsuntemehmen bzw. 
für Wettbewerber des sich beteiligenden Unternehmens der Zu- 
gang zu den Versorgungs- bzw. Absatzquellen wesentlich er- 
schwert wird. Das Einflußpotential wird noch verstärkt, wenn 
dem Erwerber Sitz und Stimme in den Organen des Beteiligungs- 
Unternehmens eingeräumt werden und zwar unabhängig davon, 
ob rechtlich gesicherte Sperrpositionen erreicht werden. Die Be- 
teiligung der Veba Energiebeteiligung GmbH ist mit 24,9% be- 
deutend, da sie nur knapp unterhalb der Anteilsgrenze des Zu- 
sammenschlußtatbestands in § 23 Abs. 2 Nr. 2 a hegt; sie vermit- 
telt zugleich Sitz und Stimme im Aufsichtsrat und im Konsortial- 
ausschuß der Stadtwerke Bremen. Da die beteiligten Unterneh- 
men zudem in einem zumindest potentiellen Wettbewerbsverhält- 
nis zueinander stehen, erfüllt die Beteiligung die vom Gesetzge- 
ber beispielhaft genannten Voraussetzungen des Zusammen- 
schlußtatbestandes des § 23 Abs. 2 Nr. 6 (S. 121). Die Beschwerde 
gegen die Untersagungsverfügung ist vor dem Kammergericht 
anhängig. 

Auch eine aufgrund eines Treuhandverhältnisses zurechenbare 
Beteiligung in Höhe von 24,9% kann die Möglichkeit eines wett- 
bewerblich erheblichen Einflusses eröffnen. Davon ist das Bun- 
deskartellamt in dem Untersagungsfall T & N/Kolbenschmidt aus- 
gegangen, weil über die reine Zurechnung der Kapitalbeteiligung 
hinaus die Bestimmungen des Optionsvertrages zwischen T & N 
und der Commerzbank als Treuhänderin sowie deren mangelndes 
eigenes unternehmerisches Interesse belegen, daß die Commerz- 
bank bei der Ausübung der Stimmrechte aus der Beteiligung die 
Interessen des Treugebers T & N wahrt. Wegen der geringen Prä- 
senz in der Hauptversammlung der Kolbenschmidt AG verleiht 
die Beteiligung eine faktische Sperrminorität und damit einen 
wettbewerblich erheblichen Einfluß. Die Entscheidung des Kam- 
mergerichts steht noch aus. (S. 112). 

In dem noch vor dem Kammergericht anhängigen Untersagungs- 
fall Hochtief/Phihpp Holzmann verschafft nach Auffassung des 
Bundeskartellamtes die aufgrund eines Treuhandverhältnisses 
mit der Commerzbank zurechenbare Beteiligung von insgesamt 
24,9% der Anteile Hochtief eine faktische Sperrminorität und we- 
gen der damit verbundenen Blockademöglichkeit von Beschlüs- 
sen, die insbesondere die finanziellen Ressourcen des Wettbewer- 
bers Philipp Holz m ann tangieren können, einen wettbewerblich 
erheblichen Einfluß. 

Eine 25% übersteigende Beteiligung erfüllt den Zusammen- 
schlußtatbestand des § 23 Abs. 2 Nr. 2a auch dann, wenn das Be- 
teiligungsuntemehmen zunächst als 100%ige Tochtergesellschaft 
gegründet worden ist, seine Gründung aber nur einen unselb- 
ständigen Zwischenschritt zur Bildung eines von Anfang an 
geplanten Gemeinschaftsunternehmens darstellt. Diese Rechts- 
auffassung des Bundeskartellamtes hat das Kammergericht 
in seinem die Untersagung des Amtes im übrigen aufhe- 
benden Beschluß RWE/Stromversorgung Aggertal (WuW/E 
OLG 5601) bestätigt. Für die Kontrollbedürftigkeit könne es we- 
gen der im Kartellrecht gebotenen wirtschaftlichen Betrachtungs- 
weise nicht darauf ankommen, ob die Gründung des Gemein- 
schaftsunternehmens in einem Akt oder aus Praktikabilitätsgrün- 
den in mehreren Schritten vollzogen werde. Jedenfalls wenn die 
Beteiligten dabei einen engen zeitlichen Zusammenhang wahr- 
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ten f wäre die getrennte Beurteilung der verschiedenen Grün- 
dungselemente eine unnatürliche Aufspaltung eines einheitlichen 
Lebensvorgangs. 

Sperrminorität Der Tatbestand des § 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 setzt nach der in der 
Stadtwerke Garbsen-Entscheidung vertretenen Auffassung des 
Kammergerichts (WuW/E OLG 5621) nicht voraus, daß das betei- 
ligte Unternehmen erhebliche Mögüchkeiten der Einflußnahme 
oder Befugnisse hat, die einen Einfluß auf das Marktverhalten der 
Gesellschaft gewährleisten. Zwar habe der Bundesgerichtshof in 
dem Beschluß Singener Wochenblatt (WuW/E BGH 2443) der- 
artige Einflußmöglichkeiten, die weit über die Rechte eines Aktio- 
närs mit Sperrminorität bei der Aktiengesellschaft hinausreichten, 
festgestellt und in die Beurteilung einbezogen. Dies bedeutet aus 
Sicht des Kammergerichts jedoch nicht, daß generell dieser hohe 
Grad zum Maßstab für die Tatbestandserfüllung erhoben werde. 
Vielmehr habe der Bundesgerichtshof das wesen tliche Erfordernis 
herausstellen wollen, daß die Rechtsstellung des Erwerbers in 
dem Beteüigungsuntemehmen einer umfassenden Gesamtbe- 
trachtung unter Einbeziehung aller ihm eingeräumten Befugnisse 
zu unterziehen sei. Als Mindestvoraussetzung für die Erfüllung 
des Zusammenschlußtatbestands sind dem Kammergericht zu- 
folge Sperrechte gegen die Änderung des Gesellschaftsvertrages 
einschließlich Kapitalerhöhungen und -herabsetzungen zu for- 
dern. 

Zurechnung Nach § 23 Abs. 1 Satz 2 sind bei der Berechnung von Umsatzerlö- 
sen und Marktanteilen verbundene Unternehmen als ein einheit- 
liches Unternehmen anzusehen. Dies führte in dem Verfahren 
„Tukan/Deil" dazu, daß der unmittelbaren Erwerberin, der Tukan 
Verlagsgesellschaft, die Umsätze und Marktanteile der mit ihr in 
einem Gleichordnungskonzem (§ 18 Abs. 2 AktG) verbundenen 
„ Rheinpfalz " Verlag und Druckerei und der Medien Union zuzu- 
rechnen waren. Ein Gleichordnungskonzem hegt vor, wenn 
rechtlich selbständige Unternehmen unter einheitlicher Leitung 
zusammengefaßt werden, ohne daß Abhängigkeit besteht. Hier- 
für genügt es, wenn sich ein Unternehmen zumindest faktisch der 
Leitung eines anderen Unternehmens insoweit unterstellt, als es 
um wettbewerbsbezogene Untemehmensentscheidungen geht. 
Nicht erforderlich ist, daß gemeinschaftliche Leitungsorgane be- 
stehen oder daß die einheitliche Leitung auf vertraglichen Ab- 
sprachen bemht (BGH WuW/E 2882 f. - „WAZ/IKZ"). Eine Fülle 
von Indizien zeigte, daß Tukan und Rheinpfalz/Medien Union ei- 
ner einheitlichen Leitung unterstehen und einer einheitlichen 
und gleichgerichteten unternehmerischen Konzeption folgen. Das 
Bundeskartellamt hat den Zusammenschluß daher untersagt 
(S. 90). 

In seiner Raiffeisen-Entscheidung (WuW/E 3037) hat der Bundes- 
gerichtshof klargestellt, daß eine Zurechnung von Umsätzen und 
Marktanteilen nicht möglich ist, wenn es sich nicht um verbun- 
dene Unternehmen im Sinn des § 23 Abs. 1 Satz 2 handelt. Das 
Bundeskartellamt hatte den Zusammenschluß der RHG Hannover 
mit der HaGe Kiel mit der Begründung untersagt, daß die Haupt- 
genossenschaften und die sie tragenden Primärgenossenschaften 
eine wettbewerbliche Einheit bilden, deren Marktanteil und Res- 
sourcen zusammenzufassen sind. Allerdings hat der Bundesge- 
richtshof in Abweichung vom Kammergericht festgestellt, daß die 
bestehenden rechtlichen und wirtschaftlichen Verflechtungen 
zwischen Primär- und Hauptgenossenschaft unabhängig von der 
Verbundklausel bei der erforderlichen Gesamtbetrachtung zur 
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Prüfung der Frage, ob eine marktbeherrschende Stellung vorliegt, 
einbezogen werden müssen (S, 128). 


3.5 Marktabgrenzung 

Mit seiner Zurückweisung der Rechtsbeschwerde gegen die Un- 
tersagung des Bundeskartellamtes im Fall Werner & Pfleiderer/ 
Daub und Söhne hat der Bundesgerichtshof die Praxis des Bun- 
deskartellamtes bei der Berücksichtigung des Auslandswettbe- 
werbs in der Fusionskontrolle bestätigt (Tätigkeitsbericht 1985/ 
86, S. 16ff.). Auch wenn die Leitsätze zu dem Beschluß (WuW/E 
BGH 3026 - Backofenmarkt -) die - möglicherweise mißverständ- 
liche - Aussage enthalten, daß der räumlich relevante Markt im 
Sinne der Zusammenschlußkontrolle nach dem Gesetz gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen allenfalls so groß sein kann wie das Bun- 
desgebiet, geht aus der Entscheidung klar hervor, daß sich diese 
Einschränkung ausschließlich auf die Feststellung einer markt- 
beherrschenden Stellung bezieht, bei der im Rahmen der Gesamt- 
betrachtung alle relevanten Wettbewerbseinflüsse, einschließlich 
derjenigen aus dem Ausland, einbezogen werden müssen. 

Das Gericht begründete seine Aussage zum größtmöglichen 
räumlich relevanten Markt vor allem mit dem Schutzzweck des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. In § 98 Abs. 2 
komme der Zweck des Gesetzes zum Ausdruck, den Wettbewerb 
auf dem inländischen Markt zu schützen. Für die Entscheidung, 
ob ein Zusammenschluß zu untersagen ist, komme es somit nach 
dem Gesetz allein darauf an, ob zu erwarten sei, daß im Inland 
eine marktbeherrschende Stellung entsteht oder verstärkt wird. 
Damit werde der räumlich relevante Markt, auf dem die Entste- 
hung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung 
durch einen Zusammenschluß verhindert werden soll, normativ 
auf das Inland beschränkt. 

Neben dem Schutzzweck des Gesetzes sprächen auch praktische 
Gründe für diese Auslegung, da die Ermittlungsbefugnisse des 
Bundeskartellamtes im Ausland - soweit sie überhaupt bestehen- 
mit erheblichen praktischen Schwierigkeiten verbunden seien. Es 
wäre daher die Ermittlung der maßgeblichen Tatsachen zur Beur- 
teilung der Marktverhältnisse auf einem angenommenen grenz- 
überschreitenden Markt in vielen Fällen nicht oder nur mit einem 
unvertretbaren Zeitaufwand möglich, was der Vorschrift des 
§ 24 Abs. 1 in vielen Fällen die praktische Wirksamkeit nehmen 
würde. 

Der BGH stellt jedoch im Beschluß gleichzeitig klar, daß Märkte 
wirtschaftlich gesehen grenzüberschreitend sein können und daß 
die ausländischen Sachverhalte, die auf die Entstehung oder Ver- 
stärkung einer marktbeherrschenden Stellung auf dem Inlands- 
markt Einfluß haben, in die notwendige Gesamtbetrachtung im 
Rahmen der Fusionskontrolle einzubeziehen sind. Er nennt die 
hierfür gebotene Vorgehens weise. Zum einen sind bei der Markt- 
anteilsberechnung auf dem relevanten Inlandsmarkt die Import- 
lieferungen ausländischer Hersteller zum Marktvolumen zu ad- 
dieren bzw. die Exportlieferungen inländischer Hersteller aus 
dem Marktvolumen herauszurechnen. Zum zweiten ist die Wir- 
kung aktuellen oder potentiellen Wettbewerbs aus dem Ausland 
den tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechend zu 
berücksichtigen. Die Erläuterungen des BGH machen deutlich, 
daß die vom Schutzzweck des Gesetzes gebotene Begrenzung 
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des räumlich relevanten Marktes auf das Inland keine Verken- 
nung der aus dem Ausland auf den Inlandsmarkt wirkenden 
Wettbewerbseinflüsse bedeutet. Vielmehr ist der aktuelle und 
auch der potentielle Wettbewerb aus dem Ausland zu berücksich- 
tigen, soweit er auf dem inländischen Markt wirksam wird. 

Auch das Bundeskartellamt geht in seiner Praxis nicht davon aus, 
daß der einer fusionsrechtlichen Prüfung zugrunde zu legende 
geographische Markt normativ auf das Inland beschränkt ist. Es 
prüft allerdings im ersten Schritt die inländischen Wettbewerbs- 
verhältnisse. Führt der Befund zu keinen Bedenken, erübrigt sich 
eine weitere Prüfung. Ist der Befund der inländischen Wettbe- 
werbsbedingungen kritisch, werden auch grenzüberschreitende 
Markteinflüsse einbezogen, die sich immer dann, aber auch nur 
dann im Inland auswirken, wenn aus ökonomischen Gründen ein 
über das Inland hinausreichender geographischer Markt besteht. 

Sachliche Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben von Hochtief untersagt, 
Marttabgrenzung seine Beteiligung an dem größten deutschen Bauunternehmern 
Philipp Holzmann, von 20% auf 35% zu erhöhen. Der Zusam- 
menschluß hätte auf dem Markt für Baugroßprojekte, der als eige- 
ner sachlich relevanter Markt anzusehen ist, zu einer marktbe- 
herrschenden Stellung geführt. In Branchen wie der Bauwirt- 
schaft, in denen das Produkt jeweils aus dem Erbringen einer 
ganz spezifischen, für den Nachfrager nicht austauschbaren Lei- 
stung besteht, ist das Bedarfsmarktkonzept zur Abgrenzung sach- 
lich relevanter Märkte nur eingeschränkt geeignet. Es ist daher 
um den Gesichtspunkt der Angebotsflexibilität der Marktteilneh- 
mer zu erweitern. Da ein Bauvorhaben immer durch seine beson- 
deren technischen Anforderungen, durch seinen Standort und 
durch den vorgegebenen Realisierungszeitraum definiert wird, ist 
für die Beurteilung der Markt- und Wettbewerbsverhältnisse zu 
fragen, welche Anbieter aufgrund ihrer Leistungsprofüe in der 
Lage sind, bestimmte Aufträge unterschiedlicher Art und Größe 
im jeweils vorgegebenen Zeitrahmen durchzuführen. Umfangrei- 
che Marktuntersuchungen des Bundeskartellamtes ergaben, daß 
für Großprojekte nur eine eng begrenzte Zahl von Anbietern in 
Betracht kommt, da sie aus der Sicht des Bauherrn ein bestimmtes 
Leistungs- und Anforderungsprofil erfüllen müssen. Dazu gehö- 
ren ausreichende personelle und technische Kapazitäten, Mana- 
gement- und Logistikkapazitäten sowie eine Ausstattung an fi- 
nanziellen Ressourcen, die es zum Beispiel ermöglicht, gegebe- 
nenfalls Fertigstellungsbürgschaften zu übernehmen, Gewährlei- 
stungsansprüche zu erfüllen und Konventionalstrafen zu zahlen. 
Das beschriebene Anforderungs- und Leistungsprofü hat zur Fol- 
ge, daß im Bereich der Großprojekte die Marktzutrittsschranken 
erheblich sind und sich die Zahl der in Betracht kommenden Auf- 
tragnehmer mit zunehmender Größe der Projekte weiter verrin- 
gert (S. 124). 

Bagateiimarkt Das Bundeskartellamt geht in seiner Verwaltungspraxis davon 
aus, daß die Bagatellmarktklausel des § 24 Abs. 8 Nr. 3, wonach 
eine Untersagung ausgeschlossen ist, soweit ein Markt mit einem 
Volumen von weniger als 10 Mio. DM betroffen ist, keine Anwen- 
dung findet, wenn eine Mehrzahl derartiger Märkte berührt ist, 
die in einem engen wirtschaftlichen Zusammenhang stehen. Der 
Bundesgerichtshof hat in seinem Raiffeisen-Beschluß (WuW/E 
BGH 3037) bestätigt, daß aufgrund der Notwendigkeit einer an 
Sinn und Zweck orientierten Auslegung besondere Gründe zu 
einer Zusammenfassung lokaler Märkte führen können. Diese lie- 
gen nach seiner Ansicht jedenfalls vor, wenn durch flächen- 
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deckende Organisationsstrukturen der Zusammenschlußpartner 
der Bereich mehrerer Bundesländer abgedeckt ist und auf den 
sachlich relevanten Märkten Umsätze von insgesamt weit über 
10 Mio. DM (ca. 800 Mio. DM je sachlicher Markt im konkreten 
Fall) getätigt werden. Eine gesamtwirtschaftliche Bedeutung des 
Zusammenschlusses könne dann nicht mehr verneint werden. In 
dieser normzweckorientierten Auslegung erblickt der Bundes- 
gerichtshof anders als das Kammergericht in seiner bisherigen 
Rechtsprechung keine Abkehr vom Bedarfsmarktkonzept und 
auch keinen Widerspruch zu dem Grundsatz, den Marktbegriff 
für die Fusionskontrolle einheitlich auszulegen. 


3.6 Entflechtung 

Der vom Bundeskartellamt untersagte Zusammenschluß Frese- 
nius/Schiwa (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 94) ist auf wettbewerb- 
lich befriedigende Weise entflochten worden. Die in der Vergan- 
genheit immer wieder aufgetretenen Schwierigkeiten bei der 
Auflösung von vollzogenen Zusammenschlüssen (Tätigkeitsbe- 
richt 1993/94, S. 18 ff.) spielten in diesem Fall keine Rolle, weil das 
erwerbende Unternehmen ein eigenes Interesse an der Entflech- 
tung entwickelt und daher auch die zunächst eingelegte Rechts- 
beschwerde zurückgezogen hat. Grund für das Interesse war das 
Vorhaben von Fresenius, das weltweite Dialysegeschäft mit dem 
von Grace/USA zusammenzulegen. Eine Freigabe dieses Vorha- 
bens kam aber nur nach einer Trennung von Schiwa in Betracht. 
Entsprechend den Vorgaben des Bundeskartellamtes ist Schiwa 
(sowie der entsprechende Geschäftsbereich von Grace) an die 
Braun-Melsungen als einem unabhängigen, ressourcenstarken 
Wettbewerber abgegeben worden. (S. 99). Der Fall zeigt, daß eine 
wirksame Entflechtung bei einer entsprechenden Bereitschaft der 
beteiligten Unternehmen möglich ist, daß aber diese Bereitschaft 
letztlich auf den von einer präventiven Fusionskontrolle ausge- 
henden Druck zurückgehen dürfte. 


4. Kontrolle wirtschaftlicher Machtstellungen 
4.1 Preismißbrauchsaufsicht 

Der intensive Wettbewerb, der im Berichtszeitraum in der deut- 
schen Wirtschaft herrschte, ließ generell nur wenig Raum für die 
kartellbehördliche Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen. Dies gilt insbesondere für die Preismißbrauchsauf- 
sicht, die einen erheblichen Eingriff in die Preissetzungsfreiheit 
der Unternehmen darstellt. Das Bundeskartellamt begrüßt diese 
Entwicklung. Aufgrund der methodischen Probleme, welche der 
Nachweis eines Preismißbrauchs aufwirft, der den hohen Anfor- 
derungen der Rechtsprechung genügen muß, ist das Instrument 
der Mißbrauchsaufsicht über Preise mit der gebotenen Vorsicht 
einzusetzen. Schwerpunktmäßig geschah dies wieder - wie be- 
reits im letzten Berichtszeitraum - in der leitungsgebundenen 
Energiewirtschaft; daneben hat das Bundeskartellamt jedoch 
auch eine Preißmißbrauchsverfügung gegen die Deutsche Luft- 
hansa erlassen. 

In der Energiewirtschaft hat das Bundeskartellamt die Stromab- 
gabepreise überprüft, die die VEAG den ostdeutschen Regional- 
versorgem in Rechnung stellt, da diese Preise gegenüber denen 
vergleichbarer Stromversorger in den alten Bundesländern nach 
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dem Wegfall des Kohlepfennigs überhöht schienen. Das Verfah- 
ren wurde eingestellt, da der durchschnittliche Preisunterschied 
durch die Sonderbelastungen, die die VEAG aufgrund der Ver- 
pflichtung zur Verteuerung von Braunkohle trägt, gerechtfertigt 
ist (S. 119ff.). Bei der Prüfung der VEAG-Preise hat das Bundes- 
kartellamt erhebliche Unterschiede bei den Preisen festgestellt, 
die die ostdeutschen Regionalversorger ihren Sondervertragskun- 
den in Rechnung stellen. Diese Regionalversorger decken ihren 
Strombedarf weitgehend bei der VEAG, und Unterschiede in der 
Versorgungsstruktur, die die zwischen ihnen bestehenden Preis- 
differenzen sachlich rechtfertigen könnten, sind nicht ohne weite- 
res erkennbar. Daher hat das Bundeskartellamt gegen die fünf 
teuersten Unternehmen Preismißbrauchsverfahren nach § 103 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 eingeleitet (S. 119ff.). Im Bereich der Gasver- 
sorgung hat das Bundeskartellamt eine Verfügung gegen die 
SpreeGas erlassen, mit der es dem Unternehmen untersagt wird, 
für die Versorgung der Tarif- und Heizgaskunden Preise zu for- 
dern, die über denen des Vergleichsuntemehmens EWE in sei- 
nem brandenburgischen Versorgungsgebiet liegen. Durch Be- 
schluß vom 15. Januar 1997 (Kart 25/95) hat das Kammergericht 
die Beschwerden gegen die Verfügung des Bundeskartellamtes 
zurückgewiesen. 

Flugpreise Das Bundeskartellamt hat die Preisgestaltung der Deutschen Luft- 
Beriin-Frankfurt hansa auf der Strecke Berlin-Frankfurt überprüft und einen Preis- 
mißbrauch im Sinne von § 22 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 festgestellt. Es 
hat dem Unternehmen untersagt, auf dieser Strecke von ihren 
Kunden pro einfachem Flug Entgelte zu fordern, die um mehr als 
10 DM über den Preisen liegen, die sie selbst auf der Strecke 
Berlin-München von gleichartigen Abnehmern fordert (S. 136). 
Das Bundeskartellamt geht davon aus, daß die Flugverbindung 
Berlin-Frankfurt einen eigenständigen Markt bildet, da sie aus 
Sicht der Nachfrager weder mit Flugverbindungen zwischen an- 
deren Städten noch mit Berlin-Frankfurt-Verbindungen mittels 
anderer Verkehrsmittel austauschbar ist. Auf diesem Markt be- 
sitzt die Deutsche Lufthansa eine Monopolstellung im Sinne von 
§ 22 Abs. 1 Nr. 1. Einen Mißbrauch dieser marktbeherrschenden 
Stellung sieht das Bundeskartellamt in der Tatsache, daß die Flug- 
preise auf der Strecke Berlin-Frankfurt deutlich höher sind als 
jene für die Vergleichsstrecke Berlin-München, die neben der 
Deutschen Lufthansa auch von der Deutschen BA bedient wird. 
Die Deutsche Lufthansa trägt zur sachlichen Rechtfertigung ihrer 
Preisgestaltung unter anderem vor, daß die von ihr für beide 
Strecken geforderten Preise nicht kostendeckend seien. Demge- 
genüber vertritt das Bundeskartellamt die Auffassung, daß auch 
nicht kostendeckende Preise mißbräuchlich im Sinne von § 22 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 sein können, da es für Marktbeherrscher eben- 
sowenig wie für Unternehmen im Wettbewerb einen Anspruch 
auf Kostendeckung gibt. Da die Deutsche Lufthansa diese Posi- 
tion des Bundeskartellamtes nicht teilt, hat sie gegen seine Miß- 
brauchsverfügung Beschwerde beim Kammergericht eingelegt. 


4.2 Behmderungsmißbrauch 

Pharma- Zentrales Ziel der kartellbehördlichen Verhaltenskontrolle, soweit 
Reimporte s ie sich gegen die Behinderung von Wettbewerbern durch ein 
marktbeherrschendes oder marktstarkes Unternehmen richtet, ist 
die Offenhaltung von Märkten. In voller Übereinstimmung mit 
dieser Zielsetzung hat der Bundesgerichtshof die Entscheidung 
des Bundeskartellamtes in Sachen Pharma-Reimporte bestätigt, 
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die vom Kammergericht aufgehoben worden war. Mit der Ent- 
scheidung hatte das Bundeskartellamt drei führenden Pharma- 
großhandlungen untersagt, einen Arzneimittehmporteur durch 
eine generelle Verweigerung des Bezugs von re- und parallelim- 
portierten Präparaten unbillig zu behindern. Der Bundesgerichts- 
hof bejaht die Abhängigkeit des Importeurs von dem Vertriebs- 
weg über den pharmazeutischen Großhandel. Selbst wenn ein 
Kontrahierungszwang für Nachfrager die Ausnahme ist, kommt 
das Gericht hier zu dem Ergebnis, daß auch die höheren Ge- 
winne, die der Pharmagroßhandel mit dem Absatz der teureren 
Originalpräparate erzielen kann, eine Bezugsverweigerung von 
re- und parallelimportierten Arzneimitteln nicht zu rechtfertigen 
vermögen; das Gewinnstreben finde vielmehr dort seine Grenze, 
wo es mit der auf die Freiheit des Wettbewerbs gerichteten Ziel- 
setzung des GWB in Konflikt gerate, also insbesondere dem 
Grundsatz der Offenheit des Marktzugangs zuwiderläuft (S. 97). 

Der Bundesgerichtshof sieht die Voraussetzungen für eine Kontra- 
hierungspflicht in diesem Fall auch deshalb als gegeben an, weil 
die Weigerung des pharmazeutischen Großhandels, Importarznei- 
mittel zu führen, § 129 Abs, 1 Nr. 2 SGB V widerspricht. Die den 
Apotheken mit dieser Bestimmung des Sozialgesetzbuches im 
Jahre 1989 auferlegte Abgabepflicht für Importarzneimittel setzt 
einen ungehinderten Marktzutritt für Importeure voraus, um den 
Verbrauchern die Wahlmöglichkeit zwischen teureren Original- 
präparaten und preiswerteren Importarzneimitteln zu ermögli- 
chen. Inzwischen hat der Gesetzgeber jedoch diese gesetzliche 
Abgabepflicht für Importarzneimittel wieder aufgehoben. Da- 
durch wird erneut die Tendenz der geltenden Arzneimittelpreis- 
verordnung verstärkt, den Absatz der Originalpräparate zu be- 
günstigen, da der Apotheker mit ihnen höhere absolute Spannen 
zu erzielen vermag. Es bleibt abzuwarten, ob und wieweit sich die 
Streichung des § 129 Abs. 1 Nr. 2 SGB V nachteilig auf den von 
Importarzneimitteln ausgehenden Wettbewerb auswirken wird, 
dessen Belebung als Folge des BGH-Urteils gerade begonnen 
hat. 

In Richtung einer Marktöffnung für Importarzneimittel im Ge- 
meinsamen Binnenmarkt wirkt im übrigen auch das Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs vom 5. Dezember 1996 (verbundene 
Rechtssachen C267/95 und C268/95). Danach hat ein Pharmaun- 
ternehmen, das ein patentrechtlich geschütztes Medikament in 
einem anderen EG -Mitgliedstaat in voller Kenntnis der Tatsache, 
daß hier kein Patentschutz besteht, in den Verkehr gebracht hat, 
keine Möglichkeit, dessen Reimport in das Ursprungsland zu ver- 
hindern. Der Patentinhaber müsse vielmehr diese Konsequenz 
der von ihm gewählten Absatzstrategie im Interesse des freien 
Verkehrs des betreffenden Erzeugnisses im Gemeinsamen Markt 
hinnehmen. Anderenfalls käme es zu einer Abschottung der na- 
tionalen Märkte, die den Zielen des EG-Vertrages zuwiderliefe. 

Der Sicherung des freien Marktzugangs diente auch ein Verfah- 
ren nach § 26 Abs. 2, das das Bundeskartellamt im Berichtszeit- 
raum gegen die Deutsche Bahn geführt hat. Gegenstand des Ver- 
fahrens war die Verweigerung des Zugangs zum Markt für com- 
putergestützte Fahrkarten-Reservierungssysteme. Auf dem deut- 
schen Markt für computergestützte Reservierungsdienstleistun- 
gen hat die START-Gruppe - ein Gemeinschaftsunternehmen der 
Deutschen Bahn und der Lufthansa Commercial Holding - einen 
Marktanteil von 90%. Die Buchung von Bahnfahrten in Reise- 
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büros war bislang ausschließlich mittels des START-Systems mög- 
lich. Das Bundeskartellamt hat in der Weigerung der Deutschen 
Bahn, ihr Reservierungssystem auch für den START- Wettbewer- 
ber SABRE zu öffnen, eine unbillige Behinderung im Sinne des 
§ 26 Abs. 2 gesehen. Der von der Deutschen Bahn für ihr Verhal- 
ten angegebene Grund, wonach SABRE technisch nicht mit 
START kompatibel sei, hat sich als sachlich nicht gerechtfertigt er- 
wiesen. Das Bundeskartellamt hat das Verfahren eingestellt, 
nachdem die Deutsche Bahn ihre Bereitschaft zur Zusammenar- 
beit mit SABRE erklärt hat. 

Entscheidend für die Entstehung von Wettbewerb im Bereich der 
netzgebundenen Nachrichtenübermittlung ist der Zugang zu be- 
reits bestehenden Netzen. Um diesen durchzusetzen, hat das 
Bundeskartellamt im Berichtszeitraum mehrere Mißbrauchsver- 
fahren geführt. Besondere Bedeutung kam dabei dem Fall Veba- 
com/Deutsche Telekom zu, in dem es um den Zugang zu dem TV- 
Kabelnetz des Monopolisten ging. Die Vebacom wollte als Ser- 
vice-Provider die technischen und kaufmännischen Dienstleistun- 
gen der Verschlüsselung, Übertragung und Abrechnung digitaler 
Fernsehprogramme im Raum Berlin-Brandenburg anbieten und 
begehrte daher Zugang zum TV-Kabelnetz der Deutschen Tele- 
kom. Deren mit dem Hinweis auf die eigene konkurrierende Tä- 
tigkeit auf diesem Markt begründete Verweigerung der Mitbe- 
nutzung des Netzes stellte nach Auffassung des Bundeskartellam- 
tes eine im Hinbück auf die Zielsetzung des GWB, die Freiheit 
des Wettbewerbs zu gewährleisten, unbilüge Behinderung dar 
(S. 143). Die Deutsche Telekom hat daraufhin das beanstandete 
Verhalten auf gegeben. Die Vebacom ist jedoch angesichts der 
sehr zögerüchen Einführung digitaler Pay-TV-Programme zu dem 
Schluß gelangt, daß auf absehbare Zeit keine ausreichende Nach- 
frage für ihre Dienstleistungen als Service-Provider entstehen 
wird und hat daher von dem Vorhaben Abstand genommen. 

Das Bundeskartellamt hatte auf der Grundlage von § 26 Abs. 2 
das von VW seinen Vertragshändlem auferlegte Verbot, Fahr- 
zeuge an andere als VW-eigene Leasinguntemehmen zu verkau- 
fen, für unzulässig erklärt. Gegen die Aufhebung des Beschlusses 
durch das Kammergericht hatte das Bundeskartellamt Rechts- 
beschwerde beim Bundesgerichtshof eingelegt (Tätigkeitsbericht 
1991/92, S. 31 f.). In einer von diesem erbetenen Vorabentschei- 
dung hat der Europäische Gerichtshof festgestellt, daß die den 
VW-Händlem auferlegte Ausschüeßüchkeitsbindung gegen Arti- 
kel 85 Abs. 1 EGV verstößt und nicht durch die Gruppenfreistel- 
lungsverordnung 123/85 freigestellt ist. 


4.3 Zur Änderung der gesetzlichen Rahmenbedingungen 
in der leitungsgebundenen Energiewirtschaft 

Im Berichtszeitraum hat die Bundesregierung ihre Bemühungen 
um eine grundlegende Reform des Reguüerungsrahmens für die 
leitungsgebundene Energiewirtschaft intensiviert. Parallel zu die- 
sen Reformbemühungen, die darauf abzielen, die deutsche Ener- 
giewirtschaft dem Wettbewerb zu öffnen, ist es auf EU-Ebene ge- 
lungen, bei der insbesondere zwischen Deutschland und Frank- 
reich umstrittenen Stromrichtlinie einen Kompromiß zu finden. 
Die EU-Stromrichtlinie, die am 19. Februar 1997 in Kraft getreten 
ist, soll die Stellung der Stromnachfrager stärken und die Schaf- 
fung von Wettbewerb im Strombereich erleichtern. An einer ent- 
sprechenden Richtlinie für den Gasbereich wird noch gearbeitet. 
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Durch die gesetzgeberischen Initiativen auf europäischer und 
deutscher Ebene sieht sich das Bundeskartellamt in seinen eige- 
nen Bemühungen bestätigt, schädlichen Folgen der monopolisti- 
schen Struktur in der leitungsgebundenen Energiewirtschaft 
nicht nur im Wege der Preismißbrauchsaufsicht entgegenzutre- 
ten, sondern durch Ausschöpfung der schon jetzt bestehenden 
rechtlichen Möglichkeiten hier mehr Wettbewerb zu schaffen. 

Auf der Grundlage des deutschen Rechts kommt hierfür insbeson- 
dere die wettbewerbsbegründende Durchleitung in Betracht, die 
der Bundesgerichtshof grundsätzlich als Schutzobjekt der Miß- 
brauchsaufsicht anerkannt hat (S. 120). Zum anderen bietet das 
Europäische Kartellrecht mit dem Artikel 85 EGV einen rechtli- 
chen Ansatz, gegen die bestehenden Gebietsschutzverträge vor- 
zugehen (S. 7). Der Einsatz dieser Instrumente ist wettbewerbs- 
politisch umso notwendiger, als der Erfolg der Gesetzesinitiative 
der Bundesregierung und die Wirkung der EU-Stromrichtlinie auf 
die tatsächlichen Wettbewerbsverhältnisse im Energiesektor noch 
nicht abzusehen sind. 

Novellierung 
des Energiewirt- 
schafts- und 
Energie- 
kartellrechts 


Durch die geplanten Gesetzesänderungen wird die besondere 
energiewirtschaftliche Investitionsaufsicht abgeschafft und der 
Grundsatz des geschlossenen Versorgungsgebietes, das durch 
Demarkationsverträge und ausschließliche Konzessionsverträge 
geschützt ist, aufgehoben. Damit wird der freie Leitungsbau er- 
möglicht und der Wettbewerb von Strom- und Gasanbietem um 
Kunden erleichtert. Nicht mehr zulässig sind nach dem Gesetz- 
entwurf darüber hinaus Verträge zwischen stromerzeugenden 
Versorgungsuntemehmen und solchen der Verteilungsstufe, die 
eine vertikale Preisbindung beinhalten, sowie Verbundverträge 
zwischen Versorgungsuntemehmen, die eine ausschließliche Zur- 
verfügungstellung bestimmter Versorgungsleistungen vorsehen. 

Den Gemeinden bleibt es nach dem Gesetzentwurf erlaubt, Kon- 
zessionsabgaben von Energieversorgungsuntemehmen für die 
Nutzung öffentlicher Verkehrswege zu erheben. Nicht mehr zu- 
lässig sind dann jedoch ausschließliche Konzessionen, die die Ver- 
sorgung einer Gemeinde einem Energieversorgungsuntemehmen 
Vorbehalten. 

Der Gesetzentwurf verzichtet auf die Schaffung eines speziellen 
Durchleitungstatbestands zur Regelung des Zugangs Dritter zu 
vorhandenen Leitungen, weil nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der Rückgriff auf die allgemeinen Normen zur Verhaltens- 
kontrolle marktbeherrschender und marktstarker Unternehmen 
ausreicht, um das wettbewerbspolitische Ziel der Netzöffnung in 


Das Ziel von mehr Wettbewerb in der deutschen Energiewirt- 
schaft soll auf zweifache Weise erreicht werden: zum einen durch 
die Liberalisierung des Leitungsbaus und zum anderen durch die 
Abschaffung des Prinzips geschlossener Versorgungsgebiete, 
durch die auch der Zugang Dritter zu vorhandenen Netzen er- 
leichtert werden soll. Hierzu sieht der im Oktober 1996 vom Bun- 
deskabinett verabschiedete Entwurf eines Gesetzes zur Neurege- 
lung des Energiewirtschaftsrechts eine völlige Neufassung des 
Energiewirtschaftsgesetzes und die Abschaffung der kartellrecht- 
lichen Ausnahmebereiche der §§103 und 103 a für die Elektrizi- 
täts- und Gasversorgung vor. Für die Wasserversorgung soll der 
kartellrechtliche Ausnahmebereich noch fortbestehen bis geklärt 
ist, in welcher Weise die Fachgesetze zur Wasserversorgung an- 
gepaßt werden müssen, wenn auch für diesen Versorgungsbe- 
reich die §§103 und 103 a aufgehoben werden. 
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der leitungsgebundenen Energiewirtschaft zu erreichen. Die 
Monopolkommission bezweifelt in ihrem Elften Hauptgutachten 
(Tz. 72), daß allein mittels der Mißbrauchsaufsicht der §§22 
und 26, unter Verzicht auf eine spezielle Durchleitungsvorschrift, 
das angestrebte Ziel erreicht werden kann. 

Das Bundeskartellamt hat daher in der Diskussion um die Novel- 
lierung des Kartellrechts vorgeschlagen, den Tatbestand der Ver- 
weigerung des Zugangs zu „wesentlichen Einrichtungen" („es- 
sential facilities") als Regelbeispiel in den Mißbrauchskatalog des 
§ 22 Abs. 4 aufzunehmen. Dafür spricht, daß das Problem der 
Nutzung wesentlicher Einrichtungen nicht nur im Energiebereich 
besteht. Beispielsweise stellen auch in der Telekommunikation 
und beim Bahnverkehr die physischen Netze Ressourcen dar, die 
neuen Marktteilnehmern diskriminierungsfrei zur Nutzung offen- 
stehen müssen, wenn Wettbewerb entstehen soll. Der Gesetz- 
geber hat für den Telekommunikations- und den Bahnsektor spe- 
zialgesetzliche Regelungen getroffen, die den Netzzugang sicher- 
stellen (§ 14 Allgemeines Eisenbahngesetz, §§ 33 ff. Telekommu- 
nikationsgesetz). Angesichts dör zentralen wettbewerblichen Be- 
deutung, die „wesentlichen Einrichtungen" in einer zunehmen- 
den Zahl von Wirtschaftsbereichen zukommt, wäre es zu begrü- 
ßen, wenn dem Problem der Zugangsverweigerung über die spe- 
zialgesetzlichen Regelungen hinaus durch eine branchenüber- 
greifende Regelung im Rahmen des § 22 Abs. 4 Rechnung getra- 
gen würde. 


4.4 Die Rolle der Mißbrauchsaufsicht bei der Deregulierung 
von Telekommunikation, Post und Bahn 

Im Berichtszeitraum ist die Liberalisierung der traditionellen Mo- 
nopolbereiche Telekommunikation, Post und Bahn weiter voran- 
getrieben worden. Der Stand der Liberalisierung ist allerdings in 
allen drei Bereichen unterschiedlich. 

Mit dem Inkrafttreten des Telekommunikationsgesetzes am 1. Au- 
gust 1996 sind die rechtlichen Grundlagen für die Überführung 
der Telekommunikation in den Wettbewerb weitgehend geschaf- 
fen worden, und die inzwischen erfolgte Teilprivatisierung der 
Deutschen Telekom kündigt den Rückzug des Staates aus diesem 
Sektor an. Die Liberalisierung des Postbereichs ist weniger weit 
fortgeschritten. Ein Postgesetz, das - dem Modell der Telekommu- 
nikation folgend - die Entstehung von Wettbewerb im Postsektor 
fördern soll, befindet sich derzeit noch im Entwurfsstadium. Für 
die Bahn wurden die Eckpunkte für eine Deregulierung bereits 
im Jahr 1993 mit dem Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwe- 
sens geschaffen. 

Mit der fortschreitenden Liberalisierung ehemaliger staatlicher 
Monopolbereiche gewinnt die Verhaltenskontrolle über noch 
marktbeherrschende Unternehmen - sei es in Form der kartellbe- 
hördlichen Mißbrauchsaufsicht, sei es in Form einer sektorspezifi- 
schen Regulierung - zunehmend an Bedeutung. 

Die nach der Postreform II in der Telekommunikation verblie- 
benen gesetzlichen Monopole sind inzwischen aufgehoben wor- 
den oder laufen aus. Der Sprachtelefondienst ist das letzte, bis 
zum 31. Dezember 1997 befristete gesetzliche Monopol der Deut- 
schen Telekom. 
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Da die Abschaffung von Monopolrechten allein nicht ausreicht, 
um Wettbewerb in der Telekommunikation zu schaffen, hat der 
Gesetzgeber im Telekommunikationsgesetz Regelungen über 
den Marktzutritt neuer Anbieter von Telekommunikationsdienst- 
leistungen getroffen (S. 139 ff.). Eine sektorspezifische Aufsicht 
über marktbeherrschende Anbieter auf Märkten der Telekommu- 
nikation soll den Verhaltensspielraum des Noch-Monopolisten be- 
grenzen. Die Regulierung eines Marktbeherrschers nach dem 
Telekommunikationsgesetz hat zahlreiche Berührungspunkte mit 
der Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Unternehmen 
nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Das Tele- 
kommunikationsgesetz enthält dagegen keine Vorschriften, die 
die übrigen Bereiche des allgemeinen Wettbewerbsrechts, also 
vor allem das Kartellverbot und die Fusionskontrolle, in nennens- 
werter Weise berühren. 

Die erheblichen Regulierungseingriffe, die das Telekommunika- 
tionsgesetz vorsieht, sind durch die besonderen Strukturen des 
Telekommunikationsmarktes begründet. So stellt die weitgehende 
Netzgebundenheit der Telekommunikation eine erhebliche 
Marktzutrittsschranke dar. Der Noch-Monopolist Deutsche Tele- 
kom, der über ein umfangreiches, in vielen Jahrzehnten entstan- 
denes Festnetz für die Telekommunikation verfügt, hat entschei- 
dende Wettbewerbsvorteile gegenüber neuen Marktteilnehmern, 
die bei weitem nicht über ähnlich flächendeckende Festnetze ver- 
fügen. Durch eine entsprechende Preispolitik beim Netzzugang 
oder die Verweigerung der Netzzusammenschaltung könnte der 
Noch-Monopolist neue Marktteilnehmer vom Marktzutritt ab- 
schrecken bzw. deren Marktzutritt scheitern lassen. 

Der Gesetzgeber hat die umfangreichen Regulierungsaufgaben 
technischer und wettbewerblicher Art, die sich aus dem Telekom- 
munikationsgesetz ergeben, einer neu zu errichtenden Regulie- 
rungsbehörde übertragen. Bis zum 31. Dezember 1997 werden 
diese Aufgaben allerdings noch vom Bundesministerium für Post 
und Telekommunikation wahrgenommen. Die Regulierungsbe- 
hörde regelt unter anderem die Vergabe von Lizenzen an Tele- 
kommunikationsuntemehmen und sorgt für eine flächendecken- 
de Versorgung mit Universaldienstleistungen. Sie prüft und ge- 
nehmigt die Entgelte marktbeherrschender Anbieter von lizenz- 
pflichtigen Telekommunikationsdienstleistungen vorab, übt eine 
ex post-Kontrolle über die Entgelte marktbeherrschender Unter- 
nehmen auf Märkten für nicht lizenzpflichtige Telekommunika- 
tionsdienstleistungen aus und stellt den offenen Zugang zum 
Netz eines marktbeherrschenden Unternehmens sowie Netzzu- 
sammenschaltungen sicher (S. 139ff.). 

Die Zuständigkeiten der Regulierungsbehörde im Wettbewerbs- 
bereich machen - soweit sich die Kompetenzen der Regulierungs- 
behörde und des Bundeskartellamtes berühren - eine enge Ab- 
stimmung zwischen beiden Behörden notwendig, um die einheit- 
liche Behandlung ähnlicher oder sogar gleicher Sachverhalte zu 
gewährleisten. Das Telekommunikationsgesetz sieht einige Ein- 
vemehmensregelungen zwischen beiden Behörden und Rechte 
der Stellungnahme zu bestimmten Verfahren der jeweils anderen 
Behörde vor (S. 140). 

Die Mechanismen der Zusammenarbeit von Regulierungsbehörde 
und Bundeskartellamt müssen sich in der Praxis noch bewähren. 
Die Kooperation dürfte dabei durch den Umstand erleichtert wer- 
den, daß die Regulierungsbehörde, wie das Bundeskartellamt, als 
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Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft errichtet wird. Allerdings läßt sich die Tat- 
sache, daß einer der bereits heute gesamtwirtschaftlich wichtig- 
sten Bereiche, die Telekommunikation, der allgemeinen Wettbe- 
werbsaufsicht zumindest teilweise entzogen ist, ordnungspolitisch 
im Hinblick auf die Zielsetzung einer Deregulierung der Aus- 
nahmebereiche nur für eine Übergangszeit rechtfertigen. 

Das Bundesministerium für Post und Telekommunikation als Re- 
gulierungsbehörde hat nach Inkrafttreten des Telekommunika- 
tionsgesetzes die ersten Lizenzen für den Betrieb alternativer 
Telekommunikationsnetze zu dem der Deutschen Telekom im 
Herbst 1996 erteilt (S. 141). Eine bundesweite Netzlizenz hat die 
Vebacom erhalten. Es ist festzustellen, daß insbesondere die gro- 
ßen Energieversorgungsuntemehmen, aber auch die Deutsche 
Bahn, sich zumeist in Zusammenarbeit mit erfahrenen ausländi- 
schen Telekommunikationsanbietem auf den Eintritt in den 
Markt für Sprachtelefondienste vorbereiten. Die Basis für das En-, 
gagement der Energieversorgungsuntemehmen sind zum einen 
die verfügbaren finanziellen Mittel sowie zum anderen die bisher 
zur internen Kommunikation genutzten Leitungen und die durch 
Wegerechte abgesicherte Möglichkeit, die bestehenden Trassen 
für die Verlegung von Telekommunikationskabeln nutzen. Der 
Zutritt der Energieversorger zu den Telekommunikationsmärkten 
wird unterschiedlich beurteilt. Diese Unternehmen verfügen über 
eine gesetzlich nach § 103 abgesicherte Monopolstellung auf 
ihren Stammärkten. Um der Gefahr wettbewerbsverzerrender 
Quersubventionierung wirksamer zu begegnen, sieht das Tele- 
kommunikationsgesetz vor, daß Energieversorger Telekommuni- 
kationsdienstleistungen getrennt von den unternehmerischen Ak- 
tivitäten auf den Stammärkten durch rechtlich selbständige Un- 
ternehmen anbieten müssen. Allerdings können auch hierdurch 
Quersubventionen nicht ganz ausgeschlossen werden. Darüber 
hinaus wird kritisiert, daß das Engagement der Energieversorger 
in der Telekommunikation de facto - aufgrund der starken Stel- 
lung kommunaler Anteilseigner bei einigen dieser Unternehmen 
- zu einer Rückverstaatlichung der Telekommunikation führt. Da- 
mit aber würde ein wesentliches Ziel der Liberalisierung dieses 
Sektors konterkariert. Die Monopolkommission hat vorgeschla- 
gen, die Beteiligung von Energieversorgem an Unternehmen der 
Telekommunikation auf 25% minus eine Aktie zu begrenzen. 
Durch eine solche Beteiligungsobergrenze würde jedoch voraus- 
sichtlich die Bereitschaft der Energieversorgungsuntemehmen 
abnehmen, die für ein Engagement in der Telekommunikation er- 
forderlichen großen Investitionen zu tätigen. Im Interesse des Ent- 
stehens funktionsfähigen Wettbewerbs darf dieses mit einer Be- 
teiligungsobergrenze verbundene Risiko nicht übersehen wer- 
den. Das Problem einer Quersubventionierung der Aktivitäten 
der Energieversorger in der Telekommunikation aus Monopolge- 
winnen der Energieversorgung ließe sich ohnehin am effektivsten 
durch die Öffnung der leitungsgebundenen Energiewirtschaft für 
den Wettbewerb lösen, ein Ziel, das die Europäische Kommission 
und die Bundesregierung mit Nachdruck verfolgen (S. 141). 

Post Nach der Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Liberalisierung der Telekommunikation wird nun jene der Post- 
dienstleistungen vorangetrieben, wobei allerdings eine ganze 
Reihe von Postmärkten oder Teilmärkten für mehrere Jahre dem 
Noch-Monopolisten Deutsche Post Vorbehalten bleiben sollen. 
Die im Entwurf eines neuen Postgesetzes vorgesehene sektorspe- 
zifische Regulierung orientiert sich an den Instmmenten des Tele- 
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kommunikationsgesetzes. So definiert der Entwurf des Postgeset- 
zes einen lizenzpflichtigen Bereich und regelt die Lizenzvergabe. 

Er sieht Maßnahmen zur Sicherstellung einer Basisversorgung 
vor, also einer Grundversorgung der Bevölkerung mit Postdienst- 
leistungen. Hinsichtlich der Entgelte marktbeherrschender An- 
bieter wird, ähnlich wie im Telekommunikationsbereich, eine ex 
ante-Regulierung bei lizenzpflichtigen Postdienstleistungen und 
eine ex post-Kontrolle bei nicht lizenzpflichtigen Postdienstlei- 
stungen geschaffen. Die sektorspezifische Regulierung soll durch 
die bereits vom Telekommunikationsgesetz vorgesehene Regulie- 
rungsbehörde erfolgen. 

Stärker als im Fall der Telekommunikation stellt sich bei der Post 
die Frage nach der Notwendigkeit des Umfangs der vorgesehe- 
nen Regulierung und der Angemessenheit der gewählten Regu- 
lierungsinstrumente für die Bewältigung der Liberalisierungsauf- 
gabe. Denn der Postsektor ist im Vergleich zur Telekommunika- 
tion durch erheblich niedrigere Marktzugangsschranken gekenn- 
zeichnet. Dennoch soll nach dem vorliegenden Gesetzentwurf 
praktisch das gleiche Regulierungsinstrumentarium, das auf die 
besonderen Verhältnisse der Telekommunikation zugeschnitten 
ist, auch auf den Postsektor Anwendung finden. Aus wettbewerb- 
licher Sicht besonders zu kritisieren ist die Einrichtung einer sek- 
torspezifischen ex post-Kontrolle über nicht lizenzpflichtige Post- 
dienstleistungen. Hierdurch werden Dienstleistungen re-regu- 
liert, die bereits heute im Wettbewerb erbracht werden. 

Das Nebeneinander eines Wettbewerbsbereichs und eines ge- 
setzlichen Monopolbereichs, das derzeit bei Postdienstleistungen 
besteht und voraussichtlich bis ins nächste Jahrzehnt f ortbestehen 
wird, kann besondere wettbewerbliche Probleme aufwerfen. § 7 
des Gesetzes über die Regulierung der Telekommunikation und 
des Postwesens besagt, daß der Einsatz von Erlösen aus Monopol- 
diensten zum Ausgleich von Verlusten bei Wettbewerbsdiensten 
grundsätzlich zulässig ist, es sei denn, durch eine anhaltende 
spürbare Kostenunterdeckung werden die Wettbewerbsmöglich- 
keiten anderer Unternehmen ohne sachlich gerechtfertigten 
Grund beeinträchtigt. Die Feststellung einer solchen Unterdek- 
kung erfolgt durch den Bundesminister für Wirtschaft im Beneh- 
men mit dem Bundesminister für Post und Telekommunikation, 
wobei der Bundesminister für Wirtschaft sich der Hilfe des Bun- 
deskartellamtes bedienen kann. Im Berichtszeitraum hat das Bun- 
deskartellamt zwei Gutachten zum Paket- bzw. Frachtbereich der 
Deutschen Post erstellt. Die Gutachten ergaben, daß das Preisver- 
halten der Deutschen Post in den betroffenen Bereichen durch 
eine anhaltende spürbare Kostenunterdeckung die Wettbewerbs- 
möglichkeiten der privaten Paketdienste beeinträchtigt. 

Anders als im Telekommunikationsgesetz und im Entwurf für ein Bahn 
Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts vorgese- 
hen, soll bei der Bahn das Problem des Zugangs zu einem physi- 
schen Netz durch die vertikale Entflechtung von Infrastruktur 
und Beförderungsleistungen der Deutschen Bahn gelöst werden. 
Während das Schienennetz als staatlicher Monopolbereich fortbe- 
stehen soll, ist beabsichtigt, daß die Nutzung dieser Infrastruktur 
durch Eisenbahnverkehrsuntemehmen im Wettbewerb erfolgt. 

Eine in wettbewerblicher Hinsicht befriedigende strukturelle Se- 
parierung von Infrastruktur und Beförderungsleistungen ist aller- 
dings erst erreicht, wenn die heute noch unter dem Dach der 
Deutschen Bahn bestehende Verbindung der drei Beförderungs- 
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sparten - Personennahverkehr, Personenfemverkehr, Güterver- 
kehr - mit der Fahrwegsparte aufgelöst wird. Der rechtlichen 
Trennung durch die Bildung eigenständiger Aktiengesellschaften 
muß die faktische Trennung auf der Eigentümerebene durch die 
Privatisierung der Beförderungsgesellschaften folgen. 

Gerade angesichts der heute noch bestehenden vertikalen Inte- 
gration, aber auch nach einer Entflechtung, kommt der Sicherstel- 
lung eines diskriminierungsfreien Zugangs zum Bahnnetz überra- 
gende Bedeutung zu. Das Allgemeine Eisenbahngesetz sieht vor, 
daß das Eisenbahn-Bundesamt entscheidet, wenn ein Eisenbahn- 
verkehrsuntemehmen und das Eisenbahninfrastrukturuntemeh- 
men keine Einigung über den Netzzugang erzielen. Gleichzeitig 
nehmen die Kartellbehörden ihre Aufgaben nach dem GWB wahr 
und behalten damit das letzte Wort in wettbewerblich relevanten 
Fragen. 

Im Berichtszeitraum hat das Bundeskartellamt mehrere Miß- 
brauchsverfahren gegen die Deutsche Bahn geführt, die vor allem 
die Diskriminierung von Wettbewerbern beim Zugang zum Schie- 
nennetz und zu anderen Ressourcen, z. B. Traktion, betrafen 
(S. 135). 


4.5 Nachfragemacht der öffentlichen Hand 

Ein wettbewerbswidriges Verhalten öffentlicher Auftraggeber 
zeigt sich immer häufiger auch darin, daß abweichend von den 
Grundsätzen der VOB und VOL für die Vergabe Kriterien zugrun- 
degelegt werden, die den Kreis der für öffentliche Aufträge in 
Frage kommenden Unternehmen ungerechtfertigt einschränken. 
Solche mit den geltenden Vergabebestimmungen unvereinbare 
Kriterien werden von öffentlichen Auftraggebern oft mit allgemei- 
nen wirtschaftspolitischen Zielsetzungen innerhalb eines Bundes- 
landes begründet, wie zum Beispiel der Sicherung der Beschäfti- 
gung in einer bestimmten Branche oder in einer Region, der Be- 
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und der Förderung der Be- 
schäftigung von Frauen. Verfügt der öffentliche Auftraggeber je- 
doch als Nachfrager auf dem betroffenen Markt über eine zumin- 
dest marktstarke Stellung im Sinne von § 26 Abs. 2 Satz 2, können 
Verstöße gegen VOL und VOB das kartellrechtliche Behinde- 
rungs- und Diskriminierungsverbot verletzen. Als unvereinbar 
mit VOB und VOL sieht das Bundeskartellamt insbesondere auch 
die in verschiedenen Bundesländern bei der Vergabe von Bauauf- 
trägen geforderte sogenannte „Tariftreueerklärung" an, mit der 
alle Bieter zu einer Entlohnung nicht unter den in dem betreffen- 
den Bundesland für die Tarifvertragsparteien geltenden Lohntari- 
fen und zu einer entsprechenden Vereinbarung mit Subuntemeh- 
men verpflichtet werden. Bei der nach § 26 Abs. 2 stets erforderli- 
chen Interessenabwägung kann die hinter der „ Tarif treueerklä- 
rung" stehende allgemeine wirtschaftspolitische Zielsetzung der 
Sicherung heimischer Arbeitsplätze allenfalls als ein Kriterium 
berücksichtigt werden, dem aber keinesfalls Priorität zukommt. 
Vielmehr hat sich die Interessenabwägung an der auf die Freiheit 
des Wettbewerbs gerichteten Zielsetzung des GWB zu orientie- 
ren. Dies verleiht den Interessen der Unternehmen besonderes 
Gewicht, die unter Verstoß gegen VOB und VOL wegen ihrer 
günstigeren Lohnkostenstrukturen von einer Auftragsvergabe 
ausgeschlossen werden bzw. auf ihren legalen und oft einzigen 
Wettbewerbsvorteil niedrigerer Personalkosten verzichten sollen. 
Eine Verknüpfung der Auftragsvergabe mit bestimmten wirt- 
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schaftspolitischen Zielsetzungen bedarf in jedem Fall spezieller 
gesetzlicher Regelungen. Der Gesetzgeber hat jedoch von der 
Möglichkeit, den Vorrang der mit der „ Tarif treueerklärung" ver- 
bundenen arbeitsmarktpolitischen Interessen gesetzlich zu re- 
geln, nur in dem eingeschränkten Umfang Gebrauch gemacht, 
wie es das bundesweit geltende Gesetz über zwingende Arbeits- 
bedingungen bei grenzüberschreitenden Dienstleistungen (Ar- 
beitnehmer-Entsendegesetz) vom 26. Februar 1996 (BGBl 1996 I 
S. 227) vorsieht. Daher können darüber hinausgehende arbeits- 
marktpolitische Ziele der öffentlichen Auftraggeber bei der nach 
§ 26 Abs. 2 vorzunehmenden Interessenabwägung keine Berück- 
sichtigung finden. 

Im Berichtszeitraum hatte das Bundeskartellamt auch die Zuläs- 
sigkeit von Auftragssperren zu beurteilen, die von sämtüchen Ver- 
gabestellen eines Bundeslandes gegenüber Unternehmen wegen 
deren Beteiligung an Preisabsprachen ausgesprochen werden. 
Verfügt die öffentliche Hand als Nachfrager auf dem betroffenen 
Markt über eine marktbeherrschende oder zumindest marktstar- 
ke Stellung im Sinne von § 26 Abs. 2 Satz 2, so kann auch der we- 
gen eines Kartellrechtsverstoßes erfolgte landesweite Ausschluß 
von der Vergabe weiterer Aufträge eine unbillige Behinderung im 
Sinne von § 26 Abs. 2 darstellen. Bei der nach § 26 Abs. 2 erforder- 
lichen Abwägung der beiderseitigen Interessen unter Berücksich- 
tigung der auf die Freiheit des Wettbewerbs gerichteten Zielset- 
zung des GWB kommt dem Interesse des öffentlichen Auftragge- 
bers, sich vor Geschäftspartnern zu schützen, die sich durch Bege- 
hung eines Kartellrechtsverstoßes als unzuverlässig erwiesen ha- 
ben, lediglich unter folgenden einschränkenden Voraussetzungen 
grundsätzlich Vorrang zu: 

- Die in Frage stehende Verfehlung liegt nicht mehrere Jahre zu- 
rück. 

- Die Sperre ist auf sechs Monate befristet und überschreitet die- 
sen Zeitraum auch in schwerwiegenden Fällen allenfalls dann, 
wenn eine erneute Prüfung ergeben hat, daß die Gründe für 
eine Sperre fortbestehen. 

- Auch während der Sperrzeit von sechs Monaten steht dem Un- 
ternehmen der Nachweis offen, daß der Grund für die Sperrung 
entfallen ist. 


5. Kartellverbot und Kooperation 
5.1 Bußgeldverfahren 

Im Berichtszeitraum hat das Bundeskartellamt wiederum Kartell- 
absprachen aufgedeckt und Bußgeldverfahren durchgeführt. Die 
Verfahren richten sich nicht nur gegen die Teilnehmer an Kartell- 
absprachen, sondern auch gegen die Aufsichtspflichtigen in den 
Unternehmen, die für eine Verhinderung der Absprachen hätten 
Sorge tragen müssen. Die Verfolgung von Personen aus dem Lei- 
tungsbereich, sei es wegen direkter Teilnahme an einer Kartellab- 
sprache oder wegen Verletzung von Aufsichtspflichten, gibt der 
Behörde gemäß §§ 30, 130 OWiG die Möglichkeit, Bußgelder 
auch gegen die Unternehmen zu verhängen. Da erfahrungsge- 
mäß der die Absprache tätigende Mitarbeiter, z. B. der Kalkulator 
oder Vertriebsleiter, nicht unmittelbar persönlich von dem Kartell 
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profitiert, sondern das gesamte Unternehmen, richten sich die 
Bußgelder des Bundeskartellamts in erster Linie gegen diese, um 
den finanziellen Anreiz für die Bildung von Kartellen zu beseiti- 
gen. Da diese Taten mit Geldbußen bis zur dreifachen Höhe des 
durch die Zuwiderhandlung erlangten Mehrerlöses geahndet 
werden können, beträgt die Geldbuße gegen die Unternehmen 
regelmäßig ein Vielfaches des gegen den Täter verhängten Buß- 
geldes. 

Im einzelnen waren folgende Bußgeldverfahren von Bedeu- 
tung: 

- Ein aus den achtziger Jahren stammendes und ansonsten 
längst abgeschlossenes Ordnungswidrigkeitenverfahren we- 
gen Ausschreibungsabsprachen in der Heizung/Klima/Lüf- 
tung/Sanitär-Branche ist nunmehr auch hinsichtlich des straf- 
rechtlichen Teils beendet worden. Das Kammergericht hatte 
nach Einspruch gegen Bußgeldbescheide von insgesamt über 
1,1 Mio. DM die Sachen wegen Betrugsverdachts nach einem 
Zwischenverfahren (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 42) an das 
Strafgericht verwiesen. Das Landgericht Köln hat 1995 mit Zu- 
stimmung der Staatsanwaltschaft die gegen die Täter gerichte- 
ten Verfahren gegen eine Auflage von insgesamt 285 000 DM 
eingestellt. Der gegen das Unternehmen gerichtete Bußgeldbe- 
scheid (950 000 DM) ist ersatzlos (vergleiche § 47 Abs. 3 OWiG) 
entfallen. 

- Die im Jahr 1994 eingeleiteten Bußgeldverfahren gegen elf Un- 
ternehmen aus der Heizung/Klima/Lüftung/Sanitär-Branche 
(Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 30) führten zu Bußgeldbeschei- 
den in Höhe von insgesamt über 750000 DM, die teilweise 
rechtskräftig sind. 

- Die ebenfalls im Jahr 1994 eingeleiteten Bußgeldverfahren ge- 
gen Unternehmen, die sich mit Gußasphalt und Abdichtungsar- 
beiten befassen (S. 103), wurden auf Betreiben der Staatsan- 
waltschaft Stuttgart im Frühjahr 1995 an diese abgegeben. 
Diese will von den ca. 2 500 Einzelfällen nur 20 strafrechtlich 
verfolgen. Obwohl die Staatsanwaltschaft zugesagt hatte, die 
übrigen Taten an das Bundeskartellamt im Sommer 1996 zu- 
rückzugeben, ist das bisher nicht geschehen, so daß die Taten 
nunmehr zu verjähren drohen. 

- In dem bereits 1992 eingeleiteten Verfahren gegen sechs Her- 
steller von Feuerwehr- und Industrieschläuchen sind drei Buß- 
geldbescheide (über zusammen 1,9 Mio. DM) angefochten wor- 
den. Nach Verweisung der Verfahren wegen Verdachts einer 
Straftat durch das Kammergericht an die Wirtschaftsstrafkam- 
mer bei dem Landgericht Koblenz hat die Staatsanwaltschaft 
die zwei gegen Personen gerichteten Verfahren gegen Aufla- 
genzahlung von insgesamt nur 175 000 DM eingestellt. 

- Das 1992 eingeleitete Kartellverfahren gegen Hersteller von 
Feuerwehraufbauten (S. 106) ist hinsichtlich der angefochtenen 
Bußgeldbescheide über insgesamt 3,8 Mio. DM von der Staats- 
anwaltschaft übernommen worden. Nachdem die Zuständig- 
keitsfrage bei der Justiz in Berlin, Ellwangen und Stuttgart lan- 
ge Zeit umstritten war, hat schließlich die Wirtschaftsstrafkam- 
mer bei dem Landgericht Stuttgart die Sachen übernommen. 
Die Kammer plant, das Verfahren im Mai/Juni 1997 zu verhan- 
deln. Die Taten drohen endgültig zu verjähren. 
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- In dem 1994 eingeleiteten Fahrbahnmarkierungsverfahren hat 
das Bundeskartellamt im Berichtszeitraum Geldbußen in Höhe 
von insgesamt über 25 Mio. DM verhängt (S. 96), die zu über 
19 Mio. DM bereits bestandskräftig geworden sind. Die von 
vornherein in das Verfahren einbezogenen Staatsanwaltschaf- 
ten haben ihre abgetrennten Verfahren in dieser Sache einge- 
stellt, wenn die Täter keinen Einspruch gegen die Bußgeldbe- 
scheide des Bundeskartellamtes eingelegt haben. Soweit in 
dieser Sache weiterhin von seiten der Staatsanwaltschaft ermit- 
telt wird, handelt es sich um Bestechungsvorwürfe. 

- Aufgrund einer bundesweit angelegten umfangreichen Durch- 
suchung im September 1996 bei zahlreichen Herstellern von 
Starkstromkabeln hat das Bundeskartellamt Verfahren gegen 
die persönlich handelnden Täter und die Unternehmen einge- 
leitet. Im Vorfeld des Erlasses von Bußgeldbescheiden wird das 
Bundeskartellamt im Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft 
die Frage klären, ob konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
daß die Tat eine Straftat ist. 


- Im November 1996 fand in Zusammenarbeit mit dem Landes- 
kriminalamt NRW eine bundesweite Durchsuchungsaktion bei 
Herstellern von Verkehrszeichen und Verkehrsleitsystemen 
statt. Ob und inwieweit diese Durchsuchungen zu dem Erlaß 
von Bußgeldbescheiden führen, wird das Bundeskartellamt 
nach Abschluß der laufenden Auswertungen entscheiden. 


Wie an einigen der oben dargestellten Verfahren erkennbar wird, 
hat sich in den letzten Jahren allein aufgrund von verfahrens- 
rechtlichen Problemen eine sachlich nicht gerechtfertigte und 
rechtsstaatlich äußerst bedenkliche Ungleichbehandlung von ver- 
schiedenen Mitgliedern derselben Ausschreibungskartelle erge- 
ben. Ein Teil der Betroffenen akzeptiert die kartellbehördlichen 
Bußgeldbescheide und bezahlt die darin erhobenen Bußgelder 
zum Teil in Millionen-Höhe. Diejenigen Betroffenen aber, die Ein- 
spruch gegen die kartellbehördlichen Bußgeldbescheide einle- 
gen, können damit einer weiteren kartellrechtlichen Verfolgung 
entgehen, werden aber gleichzeitig auch strafrechtlich entweder 
gar nicht oder nur in wesentlich geringerem Umfang zur Rechen- 
schaft gezogen. So ist in dem oben erwähnten Feuerwehrschläu- 
che-Verfahren ein Täter durch den Übergang zum Strafverfahren 
der vom Bundeskartellamt verhängten Geldbuße in Höhe von 
300000 DM entgangen. Das Strafverfahren wurde gegen Zahlung 
von 75000 DM an eine gemeinnützige Organisation eingestellt, 
so daß der Täter unter Umständen noch die Vorteile der steuerli- 
chen Absetzbarkeit als Spende nutzen kann. 


Abgaben 
an die Staats- 
anwaltschaft 


Der Grund für diese unbefriedigende Entwicklung, die in den 
letzten Jahren eingesetzt hat und sich weiter zu verschärfen 
droht, liegt in der Kriminalisierung von Submissionskartellen, die 
von der Rechtsprechung begonnen wurde und durch den Gesetz- 
geber nach den vorliegenden Entwürfen zu § 264 b bzw. § 298 
StGB zukünftig wohl fortgeführt und ausgeweitet werden wird. 
Sobald nämlich die Submissionsabsprache als eine Straftat ange- 
sehen wird, ist ausschließlich die Staatsanwaltschaft für ihre Ver- 
folgung zuständig. Dies stößt aber auf rechtliche wie tatsächliche 
Schwierigkeiten, so daß bisher die Verfahren, nachdem sie den 
Kartellbehörden entzogen sind, nicht konsequent weitergeführt 
werden oder sich schließlich durch Verjährung von selbst erledi- 
gen. 
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Nach den bisherigen Erfahrungen des Amtes ist das Procedere 
immer sehr ähnlich. Auf den Einspruch gegen den Bußgeldbe- 
scheid hin wird das Verfahren an die für Kartell-Ordnungswidrig- 
keiten zuständige Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht ab- 
gegeben. Diese selbst oder der Kartellsenat des Kammergerichts 
kommt dann aufgrund der geänderten Rechtsprechung (erleich- 
terte Annahme der Betrugs-Voraussetzung durch die Rheinaus- 
bau-Entscheidung, WuW/E BGH 2849, vergleiche Tätigkeitsbe- 
richt 1993/94, S. 39) zu dem Schluß, daß die von den Kartellbehör- 
den verfolgten Absprachen in Wirklichkeit Straftaten darstellten. 
Da nun die Kartellgerichte nach Auffassung des Bundesgerichts- 
hofs (Beschluß vom 20, April 1993, wistra 1993, 267 ff.) zwar über 
Geldbußen wegen Kartell-Ordnungswidrigkeiten zu entscheiden 
haben, nicht aber über Strafen wegen Kartell-Straftaten, stellen 
Staatsanwaltschaft und Kartellsenat beim Kammergericht ihre 
Unzuständigkeit fest. Die Verfahren werden folglich an das örtlich 
zuständige Strafgericht erster Instanz bzw. an die bei dem dorti- 
gen Landgericht angesiedelte Staatsanwaltschaft verwiesen. 
Diese Verweisung stellte sich jedoch in den bisherigen Verfahren 
als äußerst problematisch heraus, sei es, weil das jeweilige Straf- 
gericht seine Zuständigkeit nicht als begründet ansah, oder weil 
die Staatsanwaltschaft das Verfahren nicht übernehmen wollte 
oder es an eine andere Staatsanwaltschaft, z. B. eine Schwer- 
punktstaatsanwaltschaft bei einem anderen Landgericht, weiter- 
verwiesen hat. Da die Taten aufgrund der Hin- und Her- Verwei- 
sungen schließlich zu verjähren drohen, wird das Verfahren bei 
der letztlich zuständigen Staatsanwaltschaft oder dem zuständi- 
gen Strafgericht gemäß § 153 a StPO gegen Zahlung einer (Geld-) 
Auflage eingestellt. Dies trifft zwm die verantwortlichen Perso- 
nen, nicht aber die von den Kartellbehörden vorrangig verfolgten 
Unternehmen. Aufgrund der Tatsache, daß sich Unternehmen als 
juristische Personen nach geltender Rechtslage nicht strafbar ma- 
chen können, ist für sie die Einstellungsmöglichkeit des Strafver- 
fahrens nach § 153 a StPO nicht anwendbar. Die insoweit allein in 
Betracht kommende Einstellung nach § 47 OWiG aber verbietet 
in ihrem Abs. 3 ausdrücklich, die Einstellung von einer Auflagen- 
zahlung abhängig zu machen oder sie auch nur damit in Zusam- 
menhang zu bringen. Selbst soweit die von den verfolgten Perso- 
nen erbrachten Aüflagenzahlungen den Betrag der kartellbehörd- 
lichen Bußgelder erreichen oder ihn überschreiten, wird die Höhe 
der Buße insgesamt doch drastisch reduziert, da die viel wichti- 
gere Untemehmensbuße ersatzlos wegfällt. 

Ob es der Kartellbehörde möglich ist, auch nach der Einstellung 
des Strafverfahrens gegen Auflage (§ 153 a StPO) wegen dersel- 
ben Tat eine Untemehmensbuße in einem selbständigen Verfah- 
ren zu verhängen, ist durch die Rechtsprechung bisher nicht ab- 
gesichert. Besondere Probleme ergeben sich für den Fall, daß der 
Kartellsenat das Bußgeldverfahren nach Einspruch in ein Strafver- 
fahren überführt und an ein Strafgericht verwiesen hat. Das Kam- 
mergericht jedenfalls lehnt die Rücknahme des Bußgeldverfah- 
rens unter dem Gesichtspunkt der Kartell-Ordnungwidrigkeit ab, 
weil das Kartell-Bußgeldverfahren auch bezüglich der nebenbe- 
troffenen Unternehmen in ein Strafverfahren übergeleitet worden 
sei und dort mi tentschieden werden müsse. 

Die faktische Bußgeldreduzierung durch Einstellung des Verfah- 
rens nach § 153 a StPO und OWiG kann neben der oben ange- 
sprochenen Möglichkeit der Absetzbarkeit einer Spende auch da- 
durch ein treten, daß einzelne Unternehmen ihren Mitarbeitern, 
die die Absprachen getätigt hatten, die Auflagenzahlung des 
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§ 153 a StPO zulässigerweise erstatten. Aus der Sicht des Unter- 
nehmens wird dadurch der zu zahlende Betrag erheblich verrin- 
gert, weil diese Erstattungen wie sonstige Gehaltsbestandteile als 
Betriebsausgaben steuerlich absetzbar sind, was bei Geldstrafen 
oder Bußgeldern nicht möglich wäre. 

Das Bundeskartellamt jedenfalls hat nach der Übernahme der 
Verfahren durch die Staatsanwaltschaft keinen Einfluß mehr auf 
deren Fortgang. Insgesamt wird erkennbar, daß manche Staatsan- 
waltschaften die Submissionsabsprachen straf rechtlich nicht wei- 
terverfolgen, sondern das öffentliche Verfolgungsinteresse bereits 
durch die Fortführung der Verfahren als Bußgeldverfahren ge- 
wahrt sehen. Allerdings sind aber bisher nur wenige Staatsan- 
waltschaften dem Beispiel der Staatsanwaltschaft Frankfurt ge- 
folgt. Diese hat bei einem umfangreichen Komiptionssachverhalt 
die Verfahren wegen Submissionsabsprachen abgetrennt und un- 
ter strafrechtlichen Gesichtspunkten eingestellt, um sie anschlie- 
ßend an die Kartellbehörden zur weiteren Verfolgung wegen der 
Kartellordnungswidrigkeit zu verweisen. Das Verfahren wurde 
von dem Bundesgerichtshof in der sogenannten Kohlhauer-Ent- 
scheidung (WuW/E BGH 3043) bestätigt. Solange aber von seiten 
der Staatsanwaltschaft die Verfahren wegen der Kartell-Ord- 
nungswidrigkeiten nicht vor ihrer Verjährung an die Kartellbehör- 
den zurückgegeben werden, sind letzteren die Hände gebunden 
und es wird bei dem Ergebnis bleiben, daß diejenigen Kartellmit- 
glieder, die Einspruch gegen den Bußgeldbescheid einlegen, Aus- 
sichten haben, sich entweder der Verfolgung zu entziehen oder 
jedenfalls die Höhe des Bußgeldes (in Form der Auflagenzahlung 
nach § 153 a StPO) drastisch zu reduzieren. 

Die Verfolgung und Bebußung von sogenannten Submissions- 
absprachen nach § 38 Abs. 1 Nr. 1, die aufgrund von Ausschrei- 
bungen oder nach vorangegangenem Teilnahmewettbewerb ent- 
standen sind, durch das Bundeskartellamt ist für die Zukunft 
grundlegend in Frage gestellt, weil der Gesetzgeber im Rahmen 
des Korruptionsbekämpfungsgesetzes plant, derartige Abspra- 
chen zu kriminalisieren. Danach sollen Submissionskartellabspra- 
chen entweder weitgehend von ihrer bisherigen Einordnung als 
Ordnungswidrigkeiten in das Strafrecht hochgestuft werden 
(§ 298 StGB-Regierungsentwurf) oder als Submissionsbetrug ohne 
Nachweis eines Vermögensschadens verfolgt werden können 
(§ 264 b StGB-Bundesratsentwurf). In beiden Fällen erstreckt sich 
jeder Anfangsverdacht auf eine Kartellordnungswidrigkeit zu- 
gleich auch auf die Straftat, so daß die sofortige Abgabe an die 
Staatsanwaltschaft nahezu zwingend ist. Die Kartellbehörden hät- 
ten noch nicht einmal mehr die Möglichkeit, Kartellabsprachen 
zu ermitteln, geschweige denn Bußgelder gegen die Täter und 
die Unternehmen zu verhängen. 

Bei Umsetzung eines der Gesetzesentwürfe wird ein wesentlicher 
Teil aller bußgeldrelevanten Absprachen der Zuständigkeit von 
Kartellbehörden entzogen. Zugleich wird zwischen Submissions- 
kartellen einerseits sowie Preis-, Gebiets- und sonstigen Quoten- 
kartellen andererseits unterschieden; die letzteren können trotz 
identischer ökonomischer Wirkungen nach wie vor ausschließlich 
als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden. 

Die ausschließliche Verfolgung von Submissionsabsprachen 
durch Staatsanwälte birgt die Gefahr, daß die ohnehin überlaste- 
ten Staatsanwaltschaften zeitlich nicht in der Lage sind, die Kar- 
telle angemessen zu verfolgen. Ihre Zersplitterung auf sämtliche 
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Landgerichtsbezirke oder auch nur auf zahlreiche Schwerpunkt- 
staatsanwaltschaften erschwert ihnen, bundesweite Verflechtun- 
gen und Kartellstrukturen zu erkennen und einheitlich zu verfol- 
gen. Hinzu kommt, daß ihnen die bei den Kartellbehörden aufge- 
arbeiteten Untemehmensinformationen und besonders die von 
den Mitarbeitern gesammelten, langjährigen Erfahrungen aus 
den jeweiligen Branchen fehlen. Schließlich ist zu bemerken, daß 
Staatsanwaltschaften wie Strafgerichte - im Gegensatz zu Kartell- 
behörden und Kartellsenaten - praktisch keine Untemehmensbu- 
ßen verhängen, sondern sich allein auf die strafrechtliche Verfol- 
gung der unmittelbaren Täter konzentrieren, auch wenn die un- 
ternehmerische Verantwortung insoweit bei der Unternehmens- 
leitung liegt. Das Strafrecht trifft bei Submissionsabsprachen in 
der Regel Kalkulatoren oder Vertriebsleiter, die gegebenenfalls 
einem nicht unerheblichen untemehmensintemen Druck zum 
Abschluß von Kartellvereinbarungen ausgesetzt sind. Schließlich 
richten sich die rein täterbezogenen Geldstrafen nach deren Ein- 
kommen, und nicht wie die Untemehmensbußen nach den ab- 
sprachebedingten Mehrerlösen, so daß auch die Höhe der ver- 
hängten Geldstrafen ganz wesentlich unter den seitens des Bun- 
deskartellamts verhängten Geldbußen bleibt. 

Zur Vermeidung der negativen, dem Gesetzeszweck zuwiderlau- 
fenden Konsequenzen hat das Bundeskartellamt vorgeschlagen, 
den Kartellbehörden die Möglichkeit zu eröffnen, unabhängig 
von einer täterbezogenen Strafverfolgung durch die Staatsanwalt- 
schaft gegen die Unternehmen Geldbußen in einem selbständi- 
gen Verfahren nach dem Vorbild des Artikels 15 der VO (EWG) 
Nr. 17/62 verhängen zu können. Die eigenständige Verfolgung 
von Unternehmen durch Kartellbehörden, die dem wirtschaftli- 
chen Anreiz zu Kartellabsprachen allein entgegenwirkt, wäre zu- 
gleich ein geeigneter Schritt zur Harmonisierung des deutschen 
mit dem europäischen Kartellrecht. Im übrigen hat es ein ver- 
gleichbares Verfahren in der Vergangenheit bereits nach § 41 
GWB alter Fassung gegeben. Schließlich hat sich der 61. Deut- 
sche Juristentag Karlsruhe dafür ausgesprochen, und auch der 
Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zu dem Entwurf eines Kor- 
ruptionsbekämpfungsgesetzes die Bundesregierung gebeten, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie den Kartellbe- 
hörden die Möglichkeit eröffnet werden kann, unabhängig von 
einer täterbezogenen Strafverfolgung, Kartell-Ordnungswidrig- 
keiten durch Bußgeldverhängung gegen Unternehmen nach dem 
Vorbild des Artikel 15 der VO (EWG) Nr. 17/62 zu ahnden (Bun- 
desrats-Drucksache 553/96, Beschluß vom 18. Oktober 1996). 

Die gegen ein selbständiges Untemehmens-Bußgeldverfahren 
bestehenden materiellen Bedenken (Doppelsanktion für Kartelltä- 
ter, die gleichzeitig Inhaber des Unternehmens sind) können 
überwunden werden. Abgesehen davon, daß diese Bedenken 
sich in gleicher Weise gegen die bereits bestehende Möglichkeit 
einer an das Strafverfahren angeschlossenen Untemehmensbuße 
nach § 30 Abs. 1 und 4 OWiG richten müßten, bleibt es dem Straf- 
richter in jedem Fall imbenommen, eine eventuelle Untemeh- 
mensbuße bei der Berechnung der Geldstrafe mindernd zu be- 
rücksichtigen. 

Die gegen eine selbständige Untemehmensverfolgung bestehen- 
den verfahrensrechtlichen Bedenken Poppelverfahren, Rechts- 
wegspaltung) können ebenfalls ausgeräumt werden. Ermittlungs- 
verfahren brauchen nicht doppelt geführt zu werden, da die 
Staatsanwaltschaft die Ermittlungsergebnisse der Kartellbehör- 
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den übernehmen kann. Eine gegenseitige Information über lau- 
fende Ermittlungsverfahren besteht bereits, könnte aber zukünf- 
tig zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen. Unterschiedliche Ge- 
richtsverfahren mit der Gefahr widersprüchlicher Feststellungen 
können - wie im GWB ohnehin schon angelegt - vermieden wer- 
den, indem sämtliche Verfahren von demselben Spruchkörper be- 
arbeitet werden. 

Wie im Tätigkeitsbericht 1993/94 (S. 30 f.) dargestellt, hat die Auf- 
gabe des Fortsetzungszusammenhangs durch die Strafrechtspre- 
chung auch im Ordnungswidrigkeitenrecht erhebliche Verände- 
rungen bewirkt und in deren Folge für einige Rechtsunsicherhei- 
ten gesorgt. Diese sind nun aufgrund einer Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 19. Dezember 1995 („Fortgesetzte Ord- 
nungswidrigkeit“, sogenannte Kohlhauer-Entscheidung) teilwei- 
se geklärt worden. 

Der Kartellsenat hat den Begriff des Sich-Hinwegsetzens über die 
Unwirksamkeit einer Kartellabsprache sehr weit ausgelegt. Da- 
nach seien sämtliche Handlungen, die der Kartellabsprache Gel- 
tung verschaffen sollen, zu einer Bewertungseinheit zu verbin- 
den. Beziehe sich das Hinwegsetzen auf verschiedene Kartellver- 
einbarungen, so bestehe zwischen den einzelnen Tathandlungen, 
auch wenn sie einen quasi synallagmatischen Charakter aufwei- 
sen, grundsätzlich Tatmehrheit. Dies bedeutet für Kartell-Buß- 
geldsachen, daß eine Erweiterung der Verjährungsfrist durch das 
Rechtsinstitut der fortgesetzten Tat nicht mehr möglich ist. Auf- 
grund der hohen Sozialschädlichkeit von Kartellabsprachen und 
des insoweit besonders großen Ermittlungsaufwands, ist der Ge- 
setzgeber dringend aufgefordert, die kurze Verjährungsfrist für 
Kartell-Ordnungswidrigkeiten von drei Jahren (bzw: sechs Jahren 
absolute Verjährung) im Einklang mit der strafrechtlichen Verjäh- 
rung zu verlängern. 


5.2 Einkaufskooperationen 

Die Zusammenarbeit von Unternehmen bei dem gemeinsamen 
Einkauf von Waren ist im Rahmen des § 5 c vom Kartellverbot frei- 
gestellt. Die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von kleinen und 
mittleren Unternehmen gegenüber den Großunternehmen des 
Handels hängt jedoch nicht nur von den Möglichkeiten zur ge- 
meinsamen Beschaffung ab. Nach Auffassung der Verbundgrup- 
pen erfordert der starke Wettbewerbsdruck im Einzelhandel zu- 
nehmend auch gemeinsame Marketingaktivitäten auf der Ver- 
triebsseite. Besonders enge Kooperation auf der Einkaufs- oder 
Vertriebsseite kann aber leicht zu einer Bezugsbindung von Mit- 
gliedsuntemehmen führen, die von § 5c ausdrücklich ausge- 
schlossen ist. 

Ausgelöst unter anderem durch Forderungen insbesondere des 
Zentralverbandes Gewerblicher Verbundgruppen (ZGV), den 
kartellrechtlichen Spielraum von Einkaufskooperationen zu er- 
weitern, hat der Bundestag anläßlich der Änderung des Laden- 
schlußgesetzes einen entsprechenden Prüfauftrag an die Bundes- 
regierung formuliert. Danach soll geprüft werden, ob eine kartell- 
rechtliche Freistellung für Handelskooperationen um die Mög- 
lichkeit gemeinsamer Vermarktungsaktivitäten erweitert werden 
kann und ob im Einzelfall Verpflichtungen zur Abnahme be- 
stimmter Mengen vereinbart werden können, ohne die unterneh- 
merische Dispositionsfreiheit des Einzelhändlers im Grundsatz zu 
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beeinträchtigen. Das IFO-Institut München hat im Auftrag des 
Bundesministeriums für Wirtschaft 1996 ein Gutachten zu diesen 
Fragen vorgelegt. Im Ergebnis sehen die Mitgliedsuntemehmen 
in der Zugehörigkeit zu ihrem Einkaufsverbund die Garantie für 
ihre Wettbewerbsfähigkeit und langfristige Existenzsicherung. 
Eine Weiterentwicklung der Kooperation dürfe aber nicht zula- 
sten ihrer Handlungsautonomie und Wettbewerbsflexibilität ge- 
hen. Nur ein Drittel der befragten Mitglieder ist für eine stärkere 
Bindung des Mitgliedsuntemehmens an den Verbund. Sehr kri- 
tisch beurteilen die Unternehmen die Frage der Bezugsverpflich- 
tung; eine Bindung sei in diesem Bereich nur hinzunehmen, wenn 
sie sich auf Einzelfälle bzw. Produkte mit einem geringfügigen 
Anteü am Gesamtvolumen beziehe. 

Grundsätze Das Bundeskartellamt lehnt eine Erweiterung der rechtlichen 
zu § 5c Rahmenbedingungen für Einkaufskooperationen ab, weü dies zu 
einer Schwächung der wettbewerblichen Selbständigkeit unab- 
hängiger Unternehmen und zu einer Verschärfung der Nachfra- 
gekonzentration führen würde. Sie ist auch unter dem Gesichts- 
punkt des strukturellen Nachteilsausgleichs nicht erforderlich, 
weil bereits in der Vergangenheit die wettbewerblichen Interes- 
sen der Verbundgruppen bei der Anwendung des GWB berück- 
sichtigt worden sind und mit dem Instrumentarium dieses Geset- 
zes auch zukünftig auf Marktentwicklungen ausreichend flexibel 
reagiert werden kann. 

Verbundgruppen sind in vielfältiger Form auf dem Markt tätig. Es 
gibt Verbundgrüppen, die bei der Koordinierung gemeinsamer 
Beschaffungsaktivitäten stehen gebheben sind. Andere haben - 
unabhängig vom Freistellungsbereich des § 5c - umfassende ab- 
satzwirtschaftliche Konzepte, das heißt Betriebssysteme mit Ein- 
kauf, Sortimentsgestaltung und Marketing entwickelt, um den 
Mitgliedern eine geeignete Plattform für deren Verkaufsaktivitä- 
ten in den lokalen oder regionalen Märkten anbieten zu können. 
Die zunehmende Integration der Mitglieder in die absatzwirt- 
schaftlichen Konzepte der Gruppenzentrale führt zudem zu einer 
zusätzlichen Vertikalisierung der Beziehungen. 

Das Bundeskartellamt kann bei der kartellrechtlichen Beurteüung 
derartiger Verbundsysteme nicht auf umfassende empirische 
Grundlagen zurückgreifen, weil derzeit nach § 5 c freigestellte 
Einkaufskooperationen nicht anmeldepflichtig sind. Nach den 
bisherigen Erkenntnissen bleibt das Bundeskartellamt dennoch 
bei seiner positiven wettbewerbspolitischen Einschätzung von 
Verbundgrupp en . Unverzichtbar in diesem Bereich ist jedoch die 
Erhaltung des Prinzips des Nachteüsausgleichs zugunsten des 
Mittelstandes, das heißt es sind grundsätzlich nur diejenigen Ver- 
einbarungen zulässig, die die Wettbewerbsfähigkeit und den 
Fortbestand der kleinen und mittleren selbständigen Einzelhan- 
delsuntemehmen - und nicht der Zentrale - sichern sollen. Inso- 
fern sind konzemähnliche Strukturen innerhalb einer Verbund- 
gruppe nicht hinzunehmen. Denn ein wesentlicher Vorteü der 
Einzelhandelsuntemehmen ist gerade die Möglichkeit einer un- 
mittelbaren - nicht zentral gesteuerten - flexiblen Reaktion auf 
das lokale wettbewerbliche Umfeld, das sie insbesondere gegen- 
über den Filialbetrieben bevorteilt. 

Wegen der unterschiedlichen Ausgestaltung der Verbundgrup- 
pen, dem Zusammenspiel von Mitgliederzusammensetzung und 
Marktverhältnissen sowie einer Vielzahl von denkbaren Vertrags- 
gestaltungen ist eine Aussage über die kartellrechtliche Zulässig- 
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keit einer bestimmten Kooperation nur nach Prüfung der Bedin- 
gungen im EinzelfaU möglich, zumal die Sachverhalte verschie- 
dene Anwendungsbereiche des GWB berühren können. Die Prü- 
fung erstreckt sich zunächst auf die Frage, ob eine Einkaufsge- 
meinschaft oder Teile der ihr zugrunde liegenden Vereinbarun- 
gen eine spürbare Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des § 1 
darstellen. Soweit dies der Fall ist, kommt eine Legalisierung nach 
§ 5c, aber auch nach § 5b in betracht. Darüber hinaus ist, beson- 
ders im Hinblick auf Gemeinsamkeiten bei der Vermarktung, das 
Instrument der Mittelstandsempfehlung nach § 38 Abs. 2 Nr. 1 
von Bedeutung. 

Bei der kartellrechtlichen Beurteilung von Verbundsystemen ist 
grundsätzlich zwischen der Einkaufs- und der Absatzseite zu un- 
terscheiden. Einkaufsgemeinschaften fallen in der Regel unter § 1, 
weil sie zum einen eine gewisse faktische Bezugsbindung enthal- 
ten und zum anderen mit dem gemeinsamen Einkauf eine Festle- 
gung des Höchstpreises verbunden ist, der durch Vereinbarungen 
des Lieferanten mit dem einzelnen Mitgliedsuntemehmen nicht 
mehr verändert werden kann. Der gemeinsame Einkauf ohne Be- 
zugszwang ist durch § 5c freigestellt. Hierin eingeschlossen sind 
die Festlegung von Konditionen, die Zentralregulierung und das 
Delkrederegeschäft. Bei der Zentralregulierung, der eine fak- 
tische Bindungswirkung zukommen kann, ist darauf zu achten, 
daß den Mitgliedern die eigenständige Abwicklung von Direktge- 
schäften freigestellt sein muß. 

Rechtliche Bezugspflichten und wirtschaftliche Bezügsbindungen 
von hoher Intensität sind grundsätzlich durch die Freistellungs- 
norm des § 5c nicht gedeckt. Dies gilt insbesondere für Konzen- 
trationsrabatte. Dagegen sind Kostendeckungsklauseln, soweit 
sie sich am Bezug des Mitglieds über die Zentrale orientieren, zu- 
lässig. Ebenso ist es erlaubt, die Mitgliedschaft von einem Min- 
destumsatz abhängig zu machen, der die Wirtschaftlichkeit des 
gemeinsamen Einkaufs sicherstellen soll. Derartige Klauseln kön- 
nen mit § 5c vereinbar sein, wenn sie erforderlich sind, um den 
angestrebten Nachteilsausgleich kleiner und mittlerer Unterneh- 
men gegenüber Großunternehmen herbeizuführen und dem ein- 
zelnen Mitglied Freiräume für eigenständige Entscheidungen be- 
lassen. Bezugsverpflichtungen auf Zeit, die in Zusammenhang 
mit Nebenleistungen (z. B. Kreditverträgen) stehen, sind mit § 5 c 
vereinbar. 

Die Bindung der Mitglieder durch die Zentrale an bestimmte Sor- 
timentstypen kann zulässig sein, wenn sie nur das Kemsortiment 
betrifft und für das Erscheinungsbild bzw. das Bestehen der Grup- 
pe notwendig ist. Dies gilt auch für die damit häufig einhergehen- 
de Verpflichtung, dem Sortiment entsprechende Werbemittel ein- 
zusetzen, soweit sie sich nur auf Einzelaktionen beschränkt und 
sie nicht den überwiegenden Teil der Werbeanstrengungen eines 
Mitglieds erfaßt. Unzulässig sind dagegen Verpflichtungen, ein 
durch die Zentrale abschließend festgelegtes Sortiment zu führen 
oder bestimmte Bezugsquoten einzuhalten. Auch die Verpflich- 
tung zur Teilnahme an Sonderaktionen ist durch § 5 c nicht ge- 
deckt. 

Pauschalierte Beschaffungsaufträge können bei einzelnen Import- 
geschäften zulässig sein, wenn eine ins Einzelne gehende Ab- 
stimmung mit den Mitgliedern die Einkaufsverhandlungen der 
Zentrale im Ausland erheblich erschweren würde. Allerdings 
muß sich die Zentrale im Vorfeld solcher Verhandlungen mit den 
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Mitgliedern hinsichtlich Ware, Qualität und Einkaufspreis abge- 
stünmt haben. Eine „Generalvollmacht" ist mit § 5c nicht ver- 
einbar. 

Unbeschadet der Regelung des § 5c können Kooperationssysteme 
mit Bezugsverpflichtungen unter den Voraussetzungen des § 5 b 
freigestellt werden. 

Aus der Tatsache, daß § 5 c nur die Kooperationen hinsichtlich der 
Bezugsseite freistellt, folgt nicht, daß absatzwirtschaftliche Sy- 
steme generell kartellrechtlich bedenklich sind. Allerdings ist 
eine Aussage darüber, welche zentralgesteuerten Maßnahmen 
auf der Absatzseite bei Einkaufskooperationen generell hinge- 
nommen werden können, wegen der unterschiedlichsten Ausge- 
staltung von Betriebstypen, Vertriebsschienen und Modulstrate- 
gien sowie der in den einzelnen Branchen bestehenden Besonder- 
heiten nicht möglich. 

Die Durchsetzung eines einheitlichen Erscheinungsbildes der 
Gruppe über die Festlegung eines bestimmten Betriebstyps unter- 
fällt nicht § 1, soweit die Gruppe auf das echte Franchising zu- 
rückgreift. Voraussetzung ist allerdings, daß die Zentrale als ei- 
genständige Franchisegeberin auftritt und die Franchisenehmer 
nicht ihr Verhalten über die Zentrale koordinieren. Im übrigen 
gelten insoweit die allgemeinen Grundsätze zu Franchisesyste- 
men (Tätigkeitsbericht 1985/86, S. 31 und 1987/88, S. 30). Nicht 
unter § 1 fallen ferner Miet- oder Darlehensverträge zwischen der 
Zentrale und dem einzelnen Mitglied, die an bestimmte zeitlich 
befristete Bedingungen geknüpft sind. Ferner ist zulässig die ge- 
meinsame überregionale Werbung, soweit einzelne Mitglieder 
dazu allein nicht in der Lage sind. Gemeinsame Werbeaktivitäten 
können im übrigen unter den Voraussetzungen der Mittelstands- 
empfehlung nach § 38 Abs. 2 Nr. 1 durchgeführt werden. Das 
Bundeskartellamt hat darüber hinaus schon in der Vergangenheit 
§ 1 nicht auf zentral gesteuerte Vermarktungsstrategien ange- 
wendet, soweit diese - ähnlich einem Franchisesystem - zur Rea- 
lisierung neuer Produktlinien oder innovativer Vertriebslinien 
führen und den Wettbewerb beleben (Tätigkeitsbericht 1987/88, 
S. 25). 

Bei der Anwendung des Kartellrechts auf Verbundgruppen ist das 
zentrale Anhegen, die Selbständigkeit der einzelnen Mitglieder 
zu erhalten. Die Beteiligung der Mitglieder an gemeinsamen Mar- 
ketingaktivitäten kann deshalb über gezielte Anreizsysteme her- 
beigeführt werden. Unzulässig sind allerdings Konzentrations- 
rabatte und -boni, die wie eine echte Bezugsbindung wirken. Für 
die Beurteilung der Anreizsysteme kommt es darauf an, ob daraus 
eine übermäßige Bindung und damit eine spürbare Wettbewerbs- 
beschränkung resultiert. 

Entscheidend für die Zulässigkeit solcher Bindungen ist eine 

- zeitliche Begrenzung, 

' / 

- volumenmäßige Begrenzung sowie 

- die Größe des Sortimentstyps. 

Hierbei kommt es darauf an, daß die einzelnen Bindungen in ihrer 
Summe dennoch so beschaffen sind, daß sie dem Mitglied eine 
ständige Korrektur der übernommenen Verpflichtungen ermögli- 
chen, um angemessen und schnell auf die konkreten Marktver- 
hältnisse reagieren zu können. Je längerfristig also die Bindung 
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ist, desto geringer müssen das von der Verpflichtung betroffene 
Warenvolumen und die zu belegende Regalfläche sein. So kann 
unter Umständen eine Jahresbindung für ein bestimmtes Modul- 
sortiment hingenommen werden, wenn das Mitglied die Möglich- 
keit hat, nach Ablauf dieser Frist den Umfang der eingegangenen 
Pflichten entsprechend seinen Bedürfnissen zu ändern. Eine An- 
knüpfung an die Höhe des bezogenen Voijahreswertes oder an 
vorgegebene Sollzahlen wird diesen Anforderungen regelmäßig 
nicht genügen. Im Einzelfall kann es auch zulässig sein, den Mit- 
gliedern das Führen bestimmter Warengruppen (Module), Min- 
destbestellungen für bestimmte Geräte und die Teilnahme an ge- 
meinsamen Werbeaktionen aufzuerlegen. Dazu kann auch gehö- 
ren, daß ein bestimmter Teil der Regalfläche in ihrer Ausgestal- 
tung durch die Zentrale bestimmt wird. In diesem Zusammen- 
hang stellt sich die Regalpflege in bezug auf die georderte Ware 
als unproblematisch dar. 

Soweit allerdings eine Differenzierung von Betriebstypen zur 
Durchsetzung von Platzschutz vorgenommen wird, wäre dieses - 
wie die internen Platzschutzklauseln selbst - jedenfalls unzuläs- 
sig, wenn sie sich auf bereits in die Gruppe aufgenommene Unter- 
nehmen beziehen. Jedes Mitglied der Kooperation muß jederzeit 
die Möglichkeit haben, nach eigener Einschätzung jeden angebo- 
tenen Betriebstyp übernehmen zu können, wenn es bestimmte 
objektive Kriterien (zum Beispiel Betriebsgröße) erfüllt. Die Ver- 
weigerung der Aufnahme eines Unternehmens in die Gruppe un- 
ter dem Gesichtspunkt des Platzschutzes von Mitgliedern (exter- 
ner Platzschutz) ist allerdings nur unter den Voraussetzungen des 
§ 26 Abs. 2 kartellrechtlich zu beanstanden. 


5.3 Selbstbeschränkungsabkommen 

Das Bundeskartellamt hat sich verstärkt mit Selbstbeschrän- 
kungsabkommen in der Wirtschaft auseinanderzusetzen. Selbst- 
beschränkungsabkommen der Wirtschaft sind gerade in jüngster 
Zeit zunehmend von Politikern zur Vermeidung von Rechtsset- 
zungsakten in die Diskussion gebracht worden. Dahinter steht die 
Vorstellung, daß freiwillige Maßnahmen den betroffenen Wirt- 
schaftskreisen größere Gestaltungsspielräume belassen und daß 
aufgrund der größeren Sachnähe zu den zu regulierenden Sach- 
verhalten effizientere Lösungen zu erreichen sind. Gegen Selbst- 
beschränkungsabkommen spricht, daß Unternehmen ihren eige- 
nen Ordnungsrahmen setzen und insoweit Kompetenzen in An- 
spruch nehmen, die ausschließlich dem Staat zustehen. Ein durch 
die Wirtschaft eigenständig und einseitig gesetztes Recht wäre so- 
mit der parlamentarischen Kontrolle entzogen. 

Bei der Beurteilung von Selbstverpfüchtungen lehnt das Bundes- 
kartellamt entgegen einer frühen Praxis in den Anfangsjahren der 
Kartellrechtsanwendung eine Rechtsgüterabwägung zwischen 
dem Wettbewerbsschutz und anderen Schutzzwecken ab, weil 
dies eine Aufgabe des Gesetzgebers ist und ernste Zweifel be- 
stehen, ob dies mit dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen vereinbar ist. Dennoch hat das Amt bei einzelnen Selbstbe- 
schränkungsvereinbarungen trotz Annahme einer Wettbewerbs- 
beschränkung das öffentliche Interesse an einer Verfolgung ver- 
neint. So ist z. B. das für die Vergabe des Grünen Punktes ge- 
schaffene flächendeckende Duale System Deutschland (DSD) 
toleriert worden, um die Ziele der Verpackungsverordnung nicht 
grundsätzlich in Frage zu stellen. In anderen Fällen, z. B. der 
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Selbstverpflichtung zur Sammlung und Verwertung von ge- 
brauchten Ölgebinden (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 127) hat das 
Bundeskartellamt die Voraussetzungen des § 1 nicht als erfüllt an- 
gesehen. 

Aus der Amtspraxis ergibt sich, daß das Bundeskartellamt grund- 
sätzlich ordnungspolitische Bedenken gegen Selbstbeschrän- 
kungsabkommen hat, daß aber derartige Abkommen nicht in je- 
dem Fall zu einer kritischen Wettbewerbsbeschränkung führen. 
Wenn diese Vereinbarungen jedoch ganz oder in Teilen gegen 
das generelle Kartellverbot verstoßen, muß das Amt entsprechend 
seinem gesetzlichen Auftrag gegen sie Vorgehen. 

Gerade ökologisch orientierte Selbstbeschränkungsabkommen 
aus jüngster Zeit haben deutlich werden lassen, daß sich aus 
ihnen Eingriffe in Wirtschaftsabläufe ergeben, wie sie sich 
typischerweise bei wettbewerbsbeschränkenden Kartellen em- 
steilen. Sie führen auch nicht zu einem geringeren Umfang der 
Marktregulierung als Gesetze, sondern regulieren den betroffe- 
nen Wirtschaftsbereich in anderer Form. Die Regulierungsdichte 
bleibt dabei konstant. Selbst wenn sich private Selbstbeschrän- 
kungsabkommen an politischen Vorgaben der zuständigen staat- 
lichen Stellen orientieren, beinhalten sie häufig auch Regelungen, 
die der Durchsetzung von Interessen der Beteiligten dienen, und 
enthalten regelmäßig Vereinbarungen zulasten Dritter. Dazu zählt 
der „Dosengroschen", auf den sich Handel, Abfüller und Be- 
hälterindustrie geeinigt hatten (S. 151 ff.), ebenso wie die ur- 
sprünglich von der Autoindustrie vorgeschlagene Selbstverpflich- 
tung zur kostenfreien Entsorgung alter PKW (S. 113). Besonders 
problematisch erscheint die „Zweite freiwillige Selbstverpflich- 
tung" von Batterieindustrie und Handel im Rahmen des Entwurfs 
einer Batterieverordnung , die ein kollektives Rücknahme- und 
Verwertungssystem zur Entsorgung aller gebrauchten Geräte- 
batterien vorsieht. Die Einbeziehung schadstofffreier Gerätebatte- 
rien, die inzwischen 85 Prozent aller Gerätebatterien ausmachen, 
führt zu einer marktweiten Vergemeinschaftung der Entsorgungs- 
und Verwertungskosten, die zu einem erheblichen Anstieg der 
Herstellerabgabepreise führen und damit die Verwertungskosten 
einheitlich beim Letztverbraucher festschreiben. Zudem führt der 
Entsorgungspool als Nachfragekartell zu einer wesentlichen Be- 
schränkung des Innovationswettbewerbs bei der Einführung wirt- 
schaftlicher Verwertungsverfahren hinsichtlich schadstofffreier 
Batterien. 

Im Hinblick auf den Vorwurf, das Kartellrecht verhindere umwelt- 
politisch sinnvolle Selbstbeschränkungsvereinbarungen der Wirt- 
schaft, ist auf eine im Auftrag des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft erstellte Studie durch das Zentrum für Europäische Wirt- 
schaftsforschung (ZEW) vom Mai 1996 zu verweisen. Darin hat 
das Institut die Möglichkeiten und Grenzen von freiwilligen Um- 
weltschutzmaßnahmen der Wirtschaft unter ordnungspolitischen 
Aspekten untersucht. Im Ergebnis stuft das Gutachten Selbstver- 
pflichtungen als weich, unfreiwillig und nicht marktwirtschaftlich 
ein. Ordnungspolitisch seien die Möglichkeiten des Einsatzes frei- 
williger Selbstverpflichtungen nur dann zu begrüßen, wenn auf 
freiwilliger Basis ökonomische Anreizinstrumente eingeführt oder 
Selbstverpflichtungen flankierend zu ökonomischen Instrumen- 
ten verwendet würden. Auch die Monopolkommission hat sich in 
ihrem Elften Hauptgutachten (Ziffer 4.2) kritisch mit den Selbst- 
verpflichtungen insbesondere in der Entsorgungswirtschaft aus- 
einandergesetzt. 
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5.4 Konditionenkartelle und -empfehlungen 

Das Bundeskartellamt ist Beschwerden der Marktgegenseite 
nachgegangen, das 1994 durch Anmeldung wirksam gewordene 
Konditionenkartell nach § 2 der Pfandgeldgemeinschaft des Che- 
miehandels für Mehrweg-Chemieverpackungen lasse Mißbräu- 
che der durch die Freistellung von § 1 erlangten Marktstellung 
zu. Im Ergebnis der Prüfung ist dem Kartell aufgegeben worden, 
den Kartellvertrag dahingehend zu ändern, den Kartellmitglie- 
dern ein breiteres nicht kartelliertes Spektrum der Vereinbarung 
firmenindividueller Konditionen zu gestatten und die Bedingun- 
gen für die kostenfreie Rückgabe der Mehrweggebinde eindeutig 
so zu regeln, daß sie den Wechsel eines Abnehmers zu einem 
Wettbewerber des bisherigen Chemikalien-Lieferanten nicht er- 
schweren. 

Im Berichtszeitraum wurden 14 Konditionenempfehlungen erst- 
mals angemeldet. Damit hat sich die Zahl der insgesamt angemel- 
deten Empfehlungen auf 284 erhöht. Von ihnen werden jedoch 
nur 272 praktiziert, weü zwölf (davon eine im Berichtszeitraum) 
seit 1980 auf geben wurden. 20 Empfehlungen wurden in dieser 
Zeit geändert, überwiegend zur Anpassung an § 354 a HGB sowie 
an die Rechtsprechung zum AGB-Gesetz. Ausschließlich redak- 
tionelle Änderungen und bloße Anpassungen an das Produkthaf- 
tungsgesetz nimmt das Bundeskartellamt auch künftig ohne förm- 
liche Anmeldung entgegen. Erneute Stellungnahmen von Ver- 
bänden sind nicht erforderlich. Eine gesonderte Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger wird nicht vorgenommen. 

Weil fast allen Änderungsanmeldungen informelle Vorverfahren 
vorangehen, in denen unter Mißbrauchsgesichtspunkten (§ 38 
Abs. 3) beanstandete Klauseln geändert oder aufgegeben wer- 
den, waren förmliche Verfahren wegen mißbräuchlicher Empfeh- 
lungen nicht nötig. Bei dieser Vorabprüfung sind die Stellungnah- 
men der Verbände der betroffenen Marktgegenseite wie bisher 
eine unentbehrliche Hilfe, auf die das Bundeskartellamt deshalb 
auch weiterhin nicht verzichten kann. Auf deren Vorlage schon 
im Vorverfahren wird daher gedrungen. Derzeit werden 18 An- 
meldungen im informellen Vorverfahren geprüft; davon sind sie- 
ben Erstanmeldungen und elf Änderungsanmeldungen. 


6. Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen 
6.1 Preisbindung und Preisempfehlung 

Nach den Erfahrungen des Bundeskartellamtes werden unver- 
bindliche Preisempfehlungen häufig als Preisbindungsersatz an- 
gesehen. Insbesondere in straff geführten (selektiven) Vertriebs- 
systemen versuchen einzelne Hersteller von Markenwaren, für 
ihre Produkte einheitliche Endabnehmerpreise am Markt durch- 
zusetzen. Dazu sollen die Einzelhändler über die Androhung ei- 
ner Liefersperre zur Einhaltung der eigentlich als unverbindlich 
zu kennzeichnenden Preisempfehlungen veranlaßt werden. Da 
mit dieser Verhaltensweise ein zentraler Wettbewerbsparameter 
betroffen ist, nimmt das Bundeskartellamt derartige Vorwürfe 
sehr ernst und geht regelmäßig jedem Verdacht nach und verfolgt 
derartige über die bloße Preisangabe hinausgehende Einflußnah- 
men auf die Preisbildung im Wege eines Bußgeldverfahrens. So 
sind im Berichtszeitraum gegen Bekleidungshersteller bzw. Groß- 


41 




Drucksache 1 3/7900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


händler Geldbußen von insgesamt 230000 DM wegen unzulässi- 
ger Druckausübung zur Durchsetzung von Preisempfehlungen 
verhängt worden; mehrere Verfahren sind noch anhängig (S. 87). 
Gegen einen Hersteller von Heimtiemahrung, einen Farbenher- 
steller sowie drei Unternehmen der Schuhindustrie sind Verfah- 
ren mit weiteren Geldbußen von insgesamt 245000 DM abge- 
schlossen worden (S, 97, 81). 


6.2 Lizenzverträge 

Das Bundeskartellamt hatte in seinen Tätigkeitsberichten wie- 
derholt darauf hingewiesen, daß sich wegen der Intemationali- 
sierung des Lizenzwesens und der wachsenden Bekanntheit 
der Verwaltungspraxis bei der Anwendung der §§ 20, 21 die Zahl 
der vorgelegten Lizenzverträge verringert. Diese Tendenz hat 
auch im Berichtszeitraum angehalten. Für Lizenzverträge, die 
den Handel zwischen den EG-Mitgliedstaaten beeinträchtigen, 
ist am 1. April 1996 an Stelle der Gruppenfreistellungsverordnun- 
gen für Patentlizenz- und Know-how- Verträge die Verordnung 
(EG)Nr. 240/96 der Kommission zur Anwendung von Artikel 85 
Abs. 3 EGV auf Gruppen von Technologie-Transfer- Vereinbarun- 
gen als einheitliche Neuregelung in Kraft getreten 1 ). Wie bisher 
sind auch in der neugefaßten GVO den Lizenznehmern auferlegte 
Mengenbeschränkungen und Preisbindungen für Lizenzerzeug- 
nisse nicht vom Kartellverbot des Artikel 85 Abs. 1 EGV freige- 
stellt. Lizenzverträge, die dem Lizenznehmer die Verpflichtung 
zum Nichtangriff gegen die Gültigkeit des lizenzierten Schutz- 
rechts oder den geheimen Charakter des lizenzierten Know-hows 
auferlegen, können nach der neugefaßten GVO nach Einzelan- 
meldung im Rahmen eines Widerspruchsverfahrens freigestellt 
werden. Darauf, daß derartige Lizenznehmerbeschränkungen, 
die nach § 20 GWB zulässig sind, gegen Artikel 85 Abs. 1 EGV 
verstoßen können, weist das Bundeskartellamt bei Lizenzverträ- 
gen, die den zwischenstaatlichen Handel beeinträchtigen kön- 
nen, regelmäßig hin. 

Bei der Anwendung von § 20 sind Patentlizenzverträge und Pa- 
tentübertragungsverträge grundsätzlich gleich zu behandeln. 
Verpflichtungen des Erwerbers in Übertragungsverträgen werden 
nach den gleichen Maßstäben wie diejenigen des Lizenznehmers 
in Lizenzverträgen bewertet. Bei entsprechenden Beschrän- 
kungen des Erwerbers ist dann regelmäßig nicht von einer Voll- 
rechts-, sondern von einer Teilrechtsübertragung auf den Erwer- 
ber auszugehen. Ein dem Bundeskartellamt vorgelegter Patent- 
übertragungsvertrag sah vor, daß der Erwerber neben einem 
festen Betrag einen erfolgsabhängigen Teilkaufpreis zu entrich- 
ten hatte. Der erfolgsabhängige Teil des Kaufpreises sollte zum 
einen auf der Basis der vom Erwerber aus Lizenzen erzielten Ge- 
bühren und zum anderen auf der Basis der vom Erwerber mit den 
vertragsgegenständlichen Erzeugnissen sowie mit anderen pa- 
tentfreien Produkten erzielten Umsätze errechnet werden. Keine 
Bedenken hatte das Bundeskartellamt gegen die Verpflichtung 
des Erwerbers, nur umsatzabhängige Lizenzgebühren zu verein- 
baren. Zulässig ist auch die Vereinbarung eines erfolgsabhängi- 
gen Kaufpreises, der auf der Basis der vom Erwerber mit den ver- 
tragsgegenständlichen Produkten erzielten Umsätze errechnet 
wird. Unwirksam war die Teilkaufpreisklausel jedoch insoweit, 
als Grundlage für die Berechnung des Kaufpreises auch Umsätze 


*) ABI. EG 1996 Nr. L 3 1 S. 2 ff. 
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mit patentfreien Erzeugnissen sind und diese Art der Berechnung 
nicht nur als Zahlungsmodalität der Erleichterung der Ab- 
rechnung diente (Tätigkeitsbericht 1978 S. 101, 1979/80 S. 118, 
1981/82 S. 91 f., WuW/E BKartA 1917). Derselbe Vertrag enthielt 
eine Bestimmung, nach der er mit Ablauf des letzten für die Erfin- 
dung erteilten Patentes enden sollte. Dies hätte bedeutet, daß die 
Pflicht zur Zahlung von Lizenzgebühren und sonstigen Beschrän- 
kungen des Erwerbers auch nach Ablauf des vertragswesentli- 
chen deutschen Patents weiterbestanden hätte. Eine solche soge- 
nannte Längstlaufklausel geht als Beschränkung des Erwerbers 
zeitlich über den Inhalt des Schutzrechts hinaus und ist daher 
nach § 20 Abs. 1 unwirksam. Nachdem das Bundeskartellamt auf 
seine Bedenken hingewiesen hatte, wurde der Vertrag kartell- 
rechtskonform abgeändert. 


7. Allgemeine Rechtsfragen und Verfahrensfragen 
7.1 Allgemeine Rechtsfragen 

In mehreren Fällen hat sich der Bundesgerichtshof mit der Be- Bestimmtheit des 
stimmtheit von Untersagungsverfügungen befaßt. So hat er die Verfügungstenors 
Entscheidung des Kammergerichts „Importarzneimittel-Boykott" 

(WuW/E OLG 5241; Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 37 f.) bestätigt 
und es als hinreichend bestimmt angesehen, daß durch die kar- 
tellbehördliche Verfügung der Betroffenen untersagt worden ist, 
sich zu weigern, Importarzneimittel der Beigeladenen nach groß- 
handelsüblichen Bedingungen zu beziehen. Er weist darauf hin, 
daß das durch die Verfügung der Sache nach ausgesprochene 
Kontrahierungsgebot in einem Spannungsfeld zum Bestimmt- 
heitsgebot steht. Einerseits soll die kartellbehördliche Verfügung 
den Freiraum des Gebotsadressaten nicht mehr als notwendig 
einengen. Andererseits muß der Adressat erkennen können, was 
die Kartellbehörde von ihm verlangt. Dem trägt der Verfügungs- 
tenor nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs Rechnung. 

Aus dem Tenor wird deutlich, daß die Betroffene gegen die Verfü- 
gung verstößt, wenn sie sich überhaupt weigert, Verträge mit der 
Beigeladenen abzuschließen oder wenn sie bei den Vertragsver- 
handlungen Bedingungen stellt, die nicht als handelsüblich be- 
zeichnet werden können (BGH WuW/E BGH 2990, 2992 „ Import- 
arzneimitt el"). 

Ebenfalls als hinreichend bestimmt hat der Bundesgerichtshof eine 
Mißbrauchsverfügung der Landeskartellbehörde Baden-Württem- 
berg wegen mißbräuchlich überhöhter Strompreise angesehen, mit 
der dem betroffenen weiterverteilenden Energieversorgungsunter- 
nehmen untersagt worden ist, Sonderabnehmerpreise für Strom so 
beizubehalten, daß die Summe der Erlöse aus der Versorgung 
sämtlicher Sonderabnehmer höher ist, als sie es bei der Direktver- 
sorgung durch den Vorlieferanten der Betroffenen wäre. Der Bun- 
desgerichtshof sieht in der Bezugnahme auf das Tarifwerk des Vor- 
lieferanten keinen Verstoß gegen das Bestimmtheitsgebot, weil die 
Betroffene die Tarife ihres Stromlieferanten leicht und kurzfristig 
ermitteln kann. Das Bestimmtheitsgebot sei auch nicht deshalb ver- 
letzt, weil die Landeskartellbehörde nicht den Weg angegeben hat, 
auf dem die Betroffene den Mißbrauch abstellen kann. Um den 
Eingriff möglichst gering zu halten, habe die Kartellbehörde nicht 
einen der denkbaren Wege festlegen müssen, sondern der Betrof- 
fenen insoweit die Wahl lassen können (BGH WuW/E BGH 2967, 

2968 f. „Strompreis Schwäbisch-Hall"). 
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Reichweite 
der Untersagungs- 
verfügung 


Zuständigkeit 
des Bundes- 
kartellamtes 


In seiner Entscheidung „Stadtgaspreis Potsdam" (WuW/E 
BGH 3009, 3012) bekräftigt der Bundesgerichtshof seine Aussage, 
daß eine Preismißbrauchsverfügung gegen ein Energieversor- 
gungsuntemehmen bestimmt sein kann, wenn sie auf das jewei- 
lige Tarifwerk eines anderen Energieversorgungsuntemehmens 
Bezug nimmt. Voraussetzung sei jedoch, daß der Verfügungs- 
adressat das in Bezug genommene Tarifwerk kennt oder un- 
schwer ermitteln kann. Eine kartellbehördliche Verfügung ist je- 
doch dann nicht hinreichend bestimmt, wenn aufgrund des Wort- 
lautes des Tenors unklar bleibt, ob die getroffene Regelung nur 
Preisforderungen für künftigen Gasverbrauch oder auch die For- 
derung für vor Zustellung der Verfügung gelieferte, aber noch 
nicht abgerechnete Gasheferungen betrifft. 

Außer der Frage der Bestimmtheit hat der Verfügungstenor im zu- 
vor erwähnten FaU „Strompreis Schwäbisch Hall" (BGH WuW/E 
BGH 2967) weitere Rechtsprobleme aufgeworfen: 

So hat der Bundesgerichtshof festgesteht, durch das Anknüpfen 
an die Tarifgestaltung des Vorlieferanten übertrage die Kartellbe- 
hörde ihre Regelungsbefugnis nicht unzulässigerweise auf einen 
Dritten. § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 sehe vor, daß ein Preismißbrauch 
durch Vergleich mit den Preisforderungen eines gleichartigen 
Versorgungsuntemehmens festgesteht werde. Daher sei die Kar- 
tellbehörde befugt, beim Erlaß der Mißbrauchsverfügung, falls 
keine abweichenden, nicht zumutbaren Umstände nachgewiesen 
würden, von der Tarifentscheidung des Vergleichsuntemehmens 
auszugehen und begebe sich durch die Bezugnahme nicht ihrer 
Regelungsbefugnis . 

Der Bundesgerichtshof sieht darin, daß die Bestimmung der Miß- 
brauchsgrenze nach dem Verfügungstenor von der jeweiligen Ta- 
rifgestaltung des Vorheferanten abhängt, keinen Verstoß gegen 
das regelmäßig bestehende Gebot, daß sich die Untersagung nur 
auf die konkrete Verletzungsform beziehen darf. Unter Hinweis 
auf seine frühere Rechtsprechung (vergleiche WuW/E BGH 1435 
„Vitamin B 12") verweist er darauf, daß im Bereich der Preismiß- 
brauchsaufsicht nicht nur der konkret geforderte Preis beanstan- 
det werden darf, sondern alle im Mißbrauchsbereich hegenden 
Preise in den Verbotsbereich einbezogen werden dürfen. Voraus- 
setzung für eine solche Verbotsfassung sei zum einen, daß die auf 
diese Weise zusätzlich erfaßten möglichen Verletzungshandlun- 
gen ebenfahs unter das gesetzliche Verbot fallen und dem Betrof- 
fenen somit nicht mehr untersagt werde, als ihm ohnehin ver- 
wehrt sei. Zum anderen sei erforderlich, daß andere Verhaltens- 
weisen als die konkret begangene ernstlich drohten, da die Kar- 
tellbehörde nicht ohne weiteres vorbeugend tätig werden dürfe. 
Beide Voraussetzungen hat der Bundesgerichtshof im Fall 
„Strompreis Schwäbisch-HaU" als gegeben angesehen. 


7.2 Verfahrensfragen 

In einem Mißbrauchsverfahren der hessischen Landeskartellbe- 
hörde nach § 26 Abs. 2, § 103 Abs. 5 Satz 1 und Satz 2 erste Alter- 
native, Abs. 6 in Verbindung mit § 103a hat das Oberlandesge- 
richt Frankfurt die angefochtene Verfügung unter anderem we- 
gen der Unzuständigkeit der Landeskartellbehörde aufgehoben 
(WuW/E OLG 5416, 5424 „Konzessionsvertrag Niedernhausen"). 
Für die Bestimmung der sachlichen Zuständigkeit komme es auf 
den Sitz der von dem beanstandeten Verhalten betroffenen Unter- 


44 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7900 


nehmen an. Hierfür sei maßgeblich, ob das mißbräuchliche Ver- 
halten eine Einzelhandlung oder Teil einer allgemeinen Verhal- 
tensweise des marktbeherrschenden Unternehmens sei. Teile 
einer allgemeinen Verhaltensweise, die jeweils in ihrer Wirkung 
nicht über das Gebiet eines Landes hinausreichten, begründeten 
dennoch die Zuständigkeit des Bundeskartellamtes, wenn die all- 
gemeine Verhaltensweise Wirkungen in mehreren Bundes- 
ländern entfalte. Die Landeskartellbehörde könne nicht geltend 
machen, sie gehe nicht gegen die allgemeine Verhaltensweise, 
sondern nur gegen einen Einzelfall vor, weil anderenfalls die nach 
§ 44 Abs. 1 Ziff . 1 d begründete Zuständigkeit des Bundeskartell- 
amtes durch jede Landeskartellbehörde an sich gezogen werden 
könnte. 

Mit den Anforderungen, die an das Vorliegen des Feststellungs- 
interesses bei einem Fortsetzungsfeststellungsantrag gemäß § 70 
Abs. 2 Satz 2 zu stellen sind, hat sich das Kammergericht im 
Fall „Fortsetzungsfeststellungsinteresse" (WuW/E OLG 5497) be- 
faßt. Es ging in diesem Fall um das Vorhaben von Philips, die 
Anteile an Lindner Licht zu erwerben. Das Bundeskartellamt 
hatte das Vorhaben mit der Begründung untersagt, das auf dem 
Markt für Allgebrauchsglühlampen bestehende Oligopol von 
Philips und Osram werde durch den Erwerb des Oligopolaußen- 
seiters verstärkt. Nach Erlaß der Untersagungsverfügung hat die 
General Electric Finance Holding GmbH sämtliche Anteile an 
Lindner Licht erworben (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 88). Da- 
nach haben die Beschwerdeführerinnen im Wege der Fortset- 
zungsfeststellungsbeschwerde beantragt, festzustellen, daß der 
angefochtene Beschluß unbegründet gewesen ist. Das Kam- 
mergericht hat zwar angenommen, daß sich die Untersagungs- 
verfügung erledigt hat, da das Zusammenschlußvorhaben nicht 
mehr durchführbar ist. Es hat aber unter jedem bisher von 
der Rechtsprechung anerkannten Gesichtspunkt das Feststel- 
lungsinteresse der Beschwerdeführerinnen verneint: Bei Ver- 
sagung der gerichtlichen Überprüfung müsse künftig nicht in- 
folge der Bestandskraft der Untersagungsverfügung vom Be- 
stehen eines Oligopols ausgegangen werden. Nach § 43 Abs. 2 
VwVfG bleibe ein Verwaltungsakt nur wirksam, solange er nicht 
durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt sei. Dies gelte 
auch für kartellbehördliche Verfügungen, so daß von der ange- 
fochtenen Untersagungsverfügung keine etwaigen Bindungswir- 
kungen für spätere kartellbehördliche Maßnahmen ausgehen 
könnten. 

Auch unter dem Gesichtspunkt der Wiederholüngsgefahr hat das 
Kammergericht das Feststellungsinteresse verneint. Hierfür sei er- 
forderlich, daß der Betroffene für eine sich konkret abzeichnende 
Wiederholung seiner Rechtshandlung erfahren möchte, von wel- 
cher Rechtsauffassung die Kartellbehörde auszugehen habe. Hier 
fehle es jedoch an einer konkret bevorstehenden Wiederholung 
der Rechtshandlung. 

Die unklare Rechtslage begründete nach der Auffassung des 
Kammergerichts ebenfalls nicht das Feststellungsinteresse. Vor- 
aussetzung für einen Anspruch auf Klärung der Rechtslage sei, 
daß die beantragte Feststellung geeignet sei, den Beteiligten eine 
verläßliche Beurteilungsgrundlage für künftige Entscheidungen 
zu verschaffen. Daran fehle es jedoch. Selbst wenn die Frage des 
Oligopols in der Feststellungsentscheidung behandelt würde, was 
jedoch nicht zwingend sei, wäre damit in der Frage des Oligopols 


Feststellungs- 

interesse 
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keine bindende Festlegung für die Zukunft bewirkt. Es handele 
sich dabei nur um eine Vorfrage, die keine selbständige Verbind- 
lichkeit erlange. Bei der Entscheidung eines künftigen Zusam- 
menschlußfalles müsse konkret auf die aktuellen Umstände des 
Einzelfalles abgestellt werden. Es könne nicht auf die an frühere 
Marktgegebenheiten anknüpfenden Bewertungen zurückgegrif- 
fen werden. 

Auch die Befürchtung der Beschwerdeführerinnen, fortan einer 
Mißbrauchsaufsicht des Bundeskartellamtes zu unterliegen, hat 
das Kammergericht nicht als Grund für das Feststellungsinteresse 
anerkannt, weü die in der Untersagungsverfügung herangezoge- 
ne Vorschrift des § 23 a Abs. 2 ausdrücklich nur für die Fusions- 
kontrolle gilt. 

Schließlich hat das Kammergericht auch kein Bedürfnis nach Re- 
habilitation gesehen, da die Feststellung eines unter Beteiligung 
des Philips-Konzems bestehenden Oligopols keine Rufschädi- 
gung bedeutet. Die Zuordnung zu einem Oligopol sei eine wert- 
freie sachverständige Zustandsbeschreibung, die das Bundeskar- 
tellamt im Rahmen der Fusionskontrolle vorzunehmen habe und 
die von den Unternehmen hinzunehmen sei. 

Auch der in § 70 Abs. 3 geregelte Feststellungsantrag nach Erledi- 
gung der Verfügung in Verfahren gemäß § 22 Abs. 5 und § 103 
Abs. 6 ist nur zulässig, wenn ein anzuerkennendes schutzwürdi- 
ges Interesse an der angestrebten Entscheidung besteht. Er kann 
nicht lediglich zu dem Zweck gestellt werden, die Entscheidung 
abstrakter Rechtsfragen zu erreichen. Nach der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs „Stadtgaspreis Potsdam" (WuW/E BGH 3009, 
3013) ist das Rechtsschutzbedürfnis Voraussetzung für jede 
Rechtsverfolgung vor den Gerichten, so daß unerheblich ist, daß 
dieses Erfordernis in § 70 Abs. 3 nicht ausdrücklich erwähnt ist. 

Begründung In der Entscheidung „Fernsehübertragungsrechte" (WuW/E OLG 
der Beschwerde 5565, 5579 f.) hat das Kammergericht ausgeführt, daß zur Zuläs- 
sigkeit einer Beschwerde in Kartellverwaltungsverfahren - anders 
als in Verwaltungsverfahren (§124 Abs. 3 Satz 2 VwGO) - ein ge- 
wisses Mindestmaß an sachlicher Begründung notwendig ist (§ 65 
Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Nr. 2). Der Beschwerdeführer müsse im ein- 
zelnen darlegen, an welchen Punkten er die Würdigung der Kar- 
tellbehörde und deren Rechtsansicht angreife. Das Kammerge- 
richt neigte dazu, die Beschwerden, soweit sie die Zurückweisung 
des Erlaubnisantrags der Betroffenen nach § 5 Abs. 2 und 3 betra- 
fen, wegen fehlender Begründung für imzulässig zu halten, 
konnte dies jedoch mangels Begründetheit der Beschwerden da- 
hingestellt sein lassen. 

Rechtliches Gehör Es hat auch keine Verletzung des rechtlichen Gehörs durch das 
Bundeskartellamt wegen Einräumung einer zu kurzen Äuße- 
rungsfrist angenommen. Die Antragsteller hatten auch den An- 
trag nach § 5 Abs. 2 und 3 nicht substantiiert begründet. Eine Be- 
gründung - so das Kammergericht - sei zwar keine zwingende 
Voraussetzung für einen Erlaubnisantrag. Das Bundeskartellamt 
müsse den erforderlichen Sachverhalt von Amts wegen ermitteln. 
Es bestehe jedoch eine Obliegenheit für den Antragsteller, von 
sich aus Gründe vorzutragen, die aus seiner Sicht für eine Frei- 
stellung sprächen. Schon aus diesem Grund sei die vom Bundes- 
kartellamt mit Schreiben vom 26. Juli 1994 bis zum 15. August 
1994 gesetzte Frist für die nachträgliche Begründung des Antrags 
nicht zu kurz. 
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Der Bundesgerichtshof hat seine in der Entscheidung „Intemord" 
(WuW/E BGH 2058) vertretene Auffassung bestätigt, daß kein 
klagbarer Anspruch eines Dritten aus § 37a auf kartellbehördli- 
ches Tätigwerden besteht (WuW/E BGH 3035, „Nichtzulassungs- 
beschwerde"; siehe auch Tätigkeitsbericht 1991/92, S. 49). Er 
hatte über die Nichtzulassungsbeschwerde mehrerer Apotheker 
gegen einen Beschluß des Oberlandesgerichts Düsseldorf zu ent- 
scheiden, das ebenfalls einen Anspruch auf Einschreiten der Lan- 
deskartellbehörde Nordrhein-Westfalen gegen die Apotheker- 
kammer Westfalen-Lippe wegen Unterlassung berufsrechtlicher 
Schritte gegen die betroffenen Apotheker verneint und die 
Rechtsbeschwerde gegen seinen Beschluß nicht zugelassen hatte. 

Der Bundesgerichtshof führt zur Zulässigkeit einer Nichtzulas- 
sungsbeschwerde in dieser Entscheidung aus, § 74 Abs. 4 in Ver- 
bindung mit § 65 Abs. 3 Satz 1 stelle zwar keine ins Einzelne ge- 
henden Anforderungen an die Begründung der Nichtzulassungs- 
beschwerde. Aus der Analogie zu anderen Verfahrensordnungen 
ergebe sich jedoch, daß die Nichtzulassungsbeschwerde inner- 
halb der Begründungsfrist mit ordnungsgemäßen Rügen zu be- 
gründen sei. 

Das Bundeskartellamt hat einen Beschluß, durch den es die 
Durchführung eines Demarkationsvertrages untersagt hatte, im 
Beschwerdeverfahren aufgehoben, da ungewiß war, ob das Kam- 
mergericht einen formalen Verfahrensmangel annehmen und be- 
reits deshalb den Beschluß aufheben werde. Nach übereinstim- 
mender Erledigungserklärung in der Hauptsache hat das Kam- 
mergericht dem Bundeskartellamt die Gerichtskosten und die au- 
ßergerichtlichen Kosten der Beschwerdeführerinnen auferlegt 
(WuW/E OLG 5437 „Ruhrgas-Thyssengas I ,J ). 

Die Kostentragung durch das Bundeskartellamt entspreche der 
Billigkeit, da sich das Bundeskartellamt wegen nachträglicher 
Zweifel an seiner Rechtsauffassung durch Aufhebung des Be- 
schlusses dem Risiko des eigenen Unterliegens entzogen habe. 
Dies sei zu Lasten der Beschwerdeführerinnen gegangen, die 
keine Mögüchkeit mehr gehabt hätten, mit ihrer Rechtsmeinung 
zu obsiegen und eine Freistellung von den Verfahrenskosten zu 
erreichen. Unter diesen Umständen entspreche eine Kostenbela- 
stung der Beschwerdeführerinnen nicht der Billigkeit. 

Mit den Voraussetzungen für ein anmeldefähiges Zusammen- 
schlußvorhaben hat sich das Kammergericht in der Entscheidung 
„Vorratsanmeldung" (WuW/E OLG 5495) befaßt. Die Beschwer- 
deführerin hatte im August 1985 beim Bundeskartellamt das Vor- 
haben angemeldet, zunächst 26 % und in einer zeitlich nicht be- 
stimmten zweiten Stufe weitere 27,33 % der Anteile an einem an- 
deren Unternehmen zu erwerben. Das Bundeskartellamt hat das 
Zusammenschlußvorhaben nicht untersagt und eine Gebühr von 
8 000 DM festgesetzt. Im November 1985 zeigte die Beschwerde- 
führerin den Vollzug der ersten Stufe an. Im November 1990 teilte 
das Bundeskartellamt der Beschwerdeführerin mit, die tolerierte 
Frist zwischen Anmeldung und Vollzug eines Zusammenschlus- 
ses hinsichtlich der geplanten zweiten Stufe sei abgelaufen. Es 
bedürfe vor deren Vollzug einer erneuten Anmeldung. Im Juli 
1993 zeigte die Beschwerdeführerin den Vollzug der zweiten Stu- 
fe an. Nach der Prüfung des Zusammenschlusses hat das Bundes- 
kartellamt keine Untersagung ausgesprochen und der Beschwer- 
deführerin mit dem angefochtenen Beschluß eine Gebühr von 
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12 000 DM auf erlegt. Die Beschwerdeführerin hat die Ansicht ver- 
treten, ihre Vollzugsanzeige vom Juli 1993 habe keine Gebühren- 
pflicht ausgelöst, da die zweite Stufe Teil der Anmeldung vom Au- 
gust 1985 gewesen sei und deshalb nach § 80 Abs. 2 Nr. 3 eine 
Gebührenpflicht für die Vollzugsanzeige entfalle. Das Kammerge- 
richt hat die Gebührenentscheidung bestätigt und dabei die ge- 
setzlich nicht definierten Voraussetzungen für ein anmeldefähiges 
Zusammenschlußvorhaben aus dem Zweck des § 24 a und der 
sachlichen Verknüpfung mit § 24 entwickelt. Damit die im Rah- 
men der Fusionskontrolle erforderliche Prognose der Zusammen- 
schlußwirkungen möglich ist, nimmt das Kammergericht ein Zu- 
sammenschlußvorhaben nur dann an, wenn der Vollzug des Zu- 
sammenschlusses in „absehbarer Zeit" vorgesehen ist. Ob eine 
Zeitspanne „absehbar" sei, hänge von den Strukturen des betrof- 
fenen Marktes ab. Sei mit deren Veränderung - etwa auf Energie- 
märkten - langfristig nicht zu rechnen, sei auch ein erst in 10 Jah- 
ren zu vollziehendes Vorhaben prüffähig. Lägen allerdings keine 
derartigen Besonderheiten vor, müsse bei einem Markt wie dem 
vorliegenden (dem Markt für den Handel mit rundemeuerten Rei- 
fen) mit kurzfristigen Marktveränderungen gerechnet werden, so 
daß bei dem hier gegebenen Zeitraum von 8 Jahren eine sachge- 
rechte Entscheidung nicht möglich sei. Soweit sich die Beschwer- 
deführerin darauf berufen hat, das Bundeskartellamt könne auch 
nach einer Freigabe wegen wesentlicher Änderung der Marktver- 
hältnisse nach § 24 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 tätig werden, so daß der 
hinnehmbare Zeitraum nicht restriktiv bestimmt werden müsse, 
verweist das Kammergericht darauf, daß das Bundeskartellamt 
nur bis zum Vollzug eines Zusammenschlusses untersagen könne. 
Um diesen Zeitpunkt nicht zu verpassen, müsse das Bundeskar- 
tellamt nicht nur ständig die Marktverhältnisse beobachten, son- 
dern auch dafür Sorge tragen, daß etwaige Untersagungstenden- 
zen den beteiligten Unternehmen verborgen blieben. Ein derarti- 
ger zusätzlicher Verwaltungsaufwand sei unzumutbar. 

Zusammenschlüsse können nach ihrem Vollzug nur noch ange- 
zeigt werden. Eine Nachholung der Anmeldung ist dann nicht 
mehr möglich (Kammergericht, Beschluß vom 4. März 1996 - 
Kart 19/95). Die Beschwerdeführer, die sich gegen einen Kosten- 
bescheid des Bundeskartellamtes wandten, hatten einen vollzo- 
genen Zusammenschluß „angemeldet" und die Anmeldung zu- 
rückgenommen, bevor ihrer Auffassung nach ein Bearbeitungs- 
aufwand bei der Kartellbehörde habe entstehen können. Daß das 
Zusammenschlußvorhaben gemäß § 24 a Abs. 1 hätte angemeldet 
werden müssen und die Verwirklichung des Zusammenschlusses 
gegen das Volllzugsverbot verstieß, führte nach der Auffassung 
des Kammergerichts nicht dazu, daß der rechtswidrig vollzogene 
Zusammenschluß nachträglich angemeldet werden konnte. Eine 
Gebührenminderung nach § 80 Abs. 6 Satz 2 kommt nur bei 
Rücknahme einer Anmeldung in Betracht, nicht jedoch bei 
Rücknahme einer Anzeige. Ob diese Vorschrift entsprechend an- 
gewendet werden kann, wenn der Vollzug des Zusammenschlus- 
ses wieder rückgängig gemacht wurde, hat das Kammergericht 
offengelassen, da dies im entschiedenen Fall nicht geschehen 
war. 

Wird eine Anmeldung nach Ablauf von wenig mehr als drei Mo- 
naten seit ihrem Eingang zurückgenommen, führt dies nicht zu 
einer Halbierung der Gebühr, da eine entsprechende Anwendung 
von § 80 Abs. 6 Satz 2 auf nicht fristgerechte Rücknahmen außer 
Betracht bleibt (Kammergericht, Beschluß vom 20. März 1996 - 
Kart 7/95). 
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8. Zusagen im Fusionskontrollverfahren 

Die 8. Beschlußabteilung des Bundeskartellamtes hat in dem Fu- 
sionskontrollverfahren betreffend den Erwerb des Geschäftsbe- 
triebes der Technische Werke der Stadt Stuttgart (TWS) r Stuttgart, 
durch die Neckarwerke Elektrizitätsversorgung (NW), Esslingen, 
(Verfahren B 8-138/96) Zusagen der NW, der TWS und der Ener- 
gieversorgung Schwaben (EVS), Stuttgart, die an dem fusionier- 
ten Unternehmen (Neckarwerke Stuttgart AG - NWS) einen An- 
teil von über 25 % halten wird, zur Vermeidung der Untersagung 
des angemeldeten Zusammenschlußvorhabens entgegengenom- 
men 2 ). Die Erklärung, die auch für NWS gilt, hat im wesentlichen 
folgenden Wortlaut: 

1. NW und TWS verzichten gegenüber allen Konzessionsgemein- 
den ihres Versorgungsgebietes auf alle Rechte aus der vertrag- 
lich vereinbarten Ausschließlichkeit der Konzessionen für die 
Stromversorgung. 

2. NW und TWS werden mit den Gemeinden ihres Versorgungs- 
gebietes keine neuen Konzessionsverträge schüeßen, in denen 
zu ihren Gunsten die Ausschließlichkeit der Konzessionen für 
die Stromversorgung vorgesehen ist. 

3. EVS, NW und TWS verpflichten sich für den Fall, daß sie mit 
der Stadt Sindelfingen einen Konzessionsvertrag für die Strom- 
versorgung schließen, darin keine Ausschließlichkeit zugun- 
sten von EVS, NW bzw. TWS zu vereinbaren. 

4. NW, EVS und TWS werden mit dritten Energieversorgungsun- 
temehmen künftig keine Demarkationsvereinbarungen schlie- 
ßen, die diese Unternehmen daran hindern, Stromlieferungen 
in das Versorgungsgebiet von NW, TWS und das Stadtgebiet 
von Sindelfingen vorzunehmen. 

5. Soweit TWS der KAWAG auf Grund des Demarkationsvertra- 
ges mit ihr verbieten kann, Strom in die Versorgungsgebiete 
von NW und TWS zu liefern, verzichtet TWS auf die Ausübung 
dieser Verbietungsrechte. 

6. NW, TWS und EVS machen die Verpflichtungen der Ziff. 1-5 
und deren Erfüllung ausdrücklich zum Gegenstand ihrer An- 
meldung im Verfahren B 8-40 100-U-138/96. 


9. Europäisches Wettbewerbsrecht und internationale 
Zusammenarbeit 

9.1 Verordnungen, Richtlinien und Mitteilungen 

Die Europäische Kommission hat nach der Vorlage eines Grün- 
buches im Januar 1996 (KOM (96) 19 endg.) zu Erfahrungen mit 
der europäischen Fusionskontrolle und Verbesserungsmöglich- 
keiten im September 1996 dem Rat zwei Vorschläge zur Ergän- 
zung der Europäischen Fusionskontrollverordnung unterbreitet 
(ABI. Nr. C 350 vom 21. November 1996, S. 8 und 10 3 )). Mit dem 
ersten Vorschlag will die Kommission die Schwellenwerte des 
Artikel 1 Abs. 2 FKVO von 5 auf 3 Mrd. ECU weltweiter Gesamt- 
umsatz aller beteiligten Unternehmen und von 250 auf 150 Mio. 
ECU gemeinschaftsweiter Umsatz von mindestens zwei beteilig- 

2 ) BANZ Nr. 84/96 vom 17. Dezember 1996, S. 13393 

3 ) Gesamtdokument: KOM (96) 313 endgültig, 12. September 1996 
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ten Unternehmen absenken. Darüber hinaus regt sie an, im 
Bereich zwischen 3 und 2 Mrd. ECU weltweitem sowie 150 und 
100 Mio. ECU gemeinschaftsweitem Umsatz bei Mehrfachnotifi- 
zierungen, das heißt bei Zusammenschlüssen, die dem Fusions- 
kontrollrecht mindestens dreier Mitgliedstaaten unterfallen, die 
Prüfungskompetenzen von den Mitgliedstaaten auf die Kommissi- 
on zu übertragen. Die %-Regelung, nach der bei Erreichen der 
vorgenannten Schwellenwerte nicht die europäische Zuständig- 
keit begründet wird, wenn alle Zusammenschlußbeteiligten je- 
weils mehr als zwei Drittel ihres gemeinschaftsweiten Gesamtum- 
satzes in ein und demselben Mitgliedstaat erzielen, soll beibehal- 
ten werden. 

Zentraler Punkt des zweiten Vorschlags der Kommission ist die 
Einführung der Doppelkontrolle für kooperative Vollfunktionsge- 
meinschaftsunternehmen, das heißt die materielle Prüfung von 
Zusammenschlüssen nach der Fusionskontrollverordnung und 
„nach den Kriterien des Artikel 85 EGV" unter Anwendung der 
Verfahrensvorschriften der Fusionskontrollverordnung. Weiterhin 
ist unter anderem eine Regelung für Zusagen in der 1. Phase, eine 
Ausdehnung des Artikel 22 auf Verweisung eines Zusammen- 
schlusses an die Kommission durch mehrere Mitgliedstaaten und 
die Umstellung der Ermittlung der Bankenumsätze von Vio der 
Bilanzsumme auf Bruttoerträge vorgesehen. 

Der Revisonsprozeß war bei Redaktionsschluß des Berichts noch 
nicht abgeschlossen. 

Am 1. Juli 1995 ist die VO (EG) Nr. 1475/95 der Kommission vom 
28. Juni 1995 über die Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 EGV auf 
Gruppen von Vertriebs- und Kundendienstvereinbarungen über 
Kraftfahrzeuge in Kraft getreten (ABI. Nr. L 145 vom 29. Juni 

1995, S. 25). Sie löst die Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung 
(EWG) Nr. 123/85 ab und gilt bis 30. September 2002. Mit der 
neuen Gruppenfreistellungsverordnung versucht die Kommission, 
die Position der Händler, der unabhängigen Teilehersteller und 
der Werkstätten gegenüber den Automobilherstellem zu stärken. 

Am 1. April 1996 ist die VO (EG) Nr. 240/96 der Kommission vom 
31. Januar 1996 zur Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 EGV auf 
Gruppen von Technologietransfer- Vereinbarungen in Kraft getre- 
ten (ABI. Nr. L 31 vom 9. Februar 1996, S. 2), die die Gruppenfrei- 
stellungsverordnungen für Patentlizenz- und Know-how- Verein- 
barungen (VO (EWG) Nr. 2349/84 bzw. VO (EWG) Nr. 556/89) ab- 
löst. Sie gilt bis zum 31. März 2006. 

Durch Verordnung vom 24. Juli 1996 (ABI. Nr. L 190 vom 31. Juli 

1996, S. 11) hat die Kommission die bis zum 30. Juni 1998 befriste- 
te Gruppenfreistellungsverordnung 1617/93, die unter anderem 
die im Rahmen der LATA erfolgenden Tarifkonsultationen im 
Linienluftverkehr vom Verbot des Artikel 85 Abs. 1 EGV freistellt, 
dahin gehend geändert, daß diese Freistellung ab 1. Juli 1997 nur 
noch den Passagierverkehr, aber nicht mehr den Frachtverkehr 
erfaßt. Zweck der Freistellung ist es, die Bereitschaft der Flugge- 
sellschaften zum Abschluß von Teilstreckenvereinbarungen (In- 
terlining) dadurch zu fördern, daß zwischen den jeweils beteilig- 
ten Carriern auf der Basis vorab konsultierter IATA-Tarife abge- 
rechnet werden kann. Diesen Kausalzusammenhang sah die 
Kommission im Frachtbereich aus tatsächlichen Gründen nicht 
mehr gegeben. 
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Mit der Verordnung (EG) Nr. 870/95 vom 20. April 1995 (ABI. 
Nr. L 89 vom 21. April 1995, S. 7) hat die Kommission nach der 
Regelung über Vereinbarungen von Linienkonferenzen die zwei- 
te Gruppenfreistellungsverordnung auf dem Gebiet des See- 
verkehrs für vorerst fünf Jahre erlassen. Sie ermöglicht es Reede- 
reien, ihre Liniendienste für den Transport von Waren gemeinsam 
zu planen und zu vermarkten, schließt aber im Unterschied zur 
Verordnung über Schiffahrtskonferenzen eine gemeinsame Preis- 
festsetzung aus. 

Die Europäische Kommission hat vorgeschlagen, die vertikalen 
Gruppenfreistellungsverordnungen für Alleinvertriebs- und Al- 
leinbezugsvereinbarungen (VO (EWG) Nr. 1 983/83 bzw. Nr. 1984/83) 
sowie die horizontalen Gruppenfreistellungsverordnungen für 
Spezialisierungs- und Forschungs- und Entwicklungs-Vereinba- 
rungen (VO (EWG) Nr. 417/85 bzw. Nr. 418/85), die alle Ende 
1997 auslaufen, zu verlängern. Sie will damit Zeit gewinnen für 
eine umfassende Diskussion der zukünftigen Behandlung vertika- 
ler bzw. horizontaler Wettbewerbsbeschränkungen auf der 
Grundlage eines Grünbuches, das sie im Januar 1997 vorgelegt 
hat. 

Die Europäische Kommission beabsichtigt, die Bekanntmachung 
über Vereinbarungen von geringer Bedeutung, die nicht unter 
Artikel 85 Abs. 1 EGV fallen (ABI. Nr. C 231 vom 12. September 
1986, S. 2, „Bagate^bekanntmachung ,, ) zu ändern. Kernpunkte 
eines im Januar 1997 veröffentlichten Entwurfs (ABI. Nr. C 29 
vom 30. Januar 1997, S. 3) sind der Wegfall der Gesamtumsatz- 
schwelle, die erst Ende 1994 von 200 auf 300 Mio. ECU erhöht 
worden war (ABI. Nr. C 368 vom 23. Dezember 1994, S. 20), die 
Festsetzung unterschiedlicher Marktanteilsschwellen für horizon- 
tale (5% wie bisher) und vertikale Vereinbarungen (10%) sowie 
die Einführung einer Marktanteilsschwelle von „0%" für be- 
stimmte besonders gravierende horizontale und vertikale Wettbe- 
werbsbeschränkungen (z. B. Preis-, Quoten- und Gebietsabspra- 
chen; Preisbindungen). 

Aus Sicht des Bundeskartellamtes sollte ein Gesamtumsatzkrite- 
rium beibehalten werden. Mit seinem Wegfall würde unter Auf- 
gabe der bislang auf kleine und mittlere Unternehmen begrenz- 
ten Privilegierung die Reichweite des Kartellverbots einge- 
schränkt. In Zukunft würden in der Rechtsanwendungspraxis der 
Kommission auch Vereinbarungen zwischen Großunternehmen in 
der Regel nicht vom Kartellverbot des Artikel 85 Abs. 1 EGV er- 
faßt. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
(Distillers, 30/78 - Slg. 1980, 2229, 2265 und Musique Diffusion 
Frangaise, 100/80 - Slg. 1983, 1825, 1829, 1901) können jedoch 
auch Marktanteile weit unterhalb von 5% im Falle von großen 
Unternehmen bereits die Spürbarkeit begründen. Zudem ist eine 
Selbsteinschätzung von Marktanteilen für Unternehmen z. B. im 
Hinblick auf Marktabgrenzungsprobleme häufig schwierig und 
birgt deshalb für sie unter dem Gesichtspunkt der Rechtssicher- 
heit nicht unerhebliche Risiken. 

Im September 1995 hat die Europäische Kommission eine Be- 
kanntmachung über die Anwendung der Europäischen Wettbe- 
werbsregeln auf grenzüberschreitende Überweisungssysteme 
(ABI. Nr. C 251 vom 27. September 1995, S. 3) angenommen. Der- 
artige „guidelines" sollen auch für andere Wirtschaftsbereiche 
veröffentlicht werden. 
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Die Europäische Kommission hat für Kartellabsprachen eine 
Kronzeugenregelung in Form einer „Mitteilung über die Nicht- 
festsetzung oder niedrigere Festsetzung von Geldbußen in Kar- 
tellsachen" (ABI Nr. C 207 vom 18. Juli 1996, S. 4) geschaffen. Die 
Mitteilung nennt Bedingungen, unter denen Geldbußen gegen 
Unternehmen herabgesetzt oder erlassen werden können, wenn 
diese während der Untersuchung eines Kartellfalls mit der Kom- 
mission Zusammenarbeiten. Für die Praxis des Bundeskartellam- 
tes scheidet eine vergleichbare Regelung jedenfalls für den be- 
deutsamen Bereich der Submissionsabsprachen schon wegen der 
in vielen Fällen vorrangigen Zuständigkeit der Staatsanwaltschaf- 
ten im Hinblick auf mögliche Straftatbestände aus. Dadurch hät- 
ten etwaige Zusagen des Bundeskartellamtes in Ordnungswidrig- 
keitenverfahren keine Wirkung. 


9.2 Verwaltungspraxis der EQ-Kommission nach Artikel 85 ff. EQV 

Die Kommission hat im Berichtszeitraum fünfzehn formelle Sach- 
entscheidungen zur Anwendung des europäischen Kartellrechts 
erlassen, die sich wie folgt verteilen: 

- sieben Verbotsentscheidungen nach Artikel 85 Abs. 1 EGV, von 
denen sechs mit einer Geldbuße verbunden waren, 

- vier Freistellungsentscheidungen nach Artikel 85 Abs. 3 EGV, 

- zwei Entscheidungen über die Erteilung eines Negativattests 
(Artikel 2 VO (EG) Nr. 17/62), 

- eine Entscheidung zur Aufhebung der Bußgeldfreiheit (Arti- 
kel 15 Abs. 6 VO (EG) Nr. 17/62) 

- eine Entscheidung über den Erlaß einstweiliger Maßnahmen. 

Die im Vergleich zu früheren Berichtszeiträumen geringere An- 
zahl von formellen Entscheidungen ist darauf zurückzuführen, 
daß die Kommission zunehmend auch in wirtschaftlich und wett- 
bewerbspolitisch bedeutsamen Fällen anstelle von förmlichen 
Freistellungen und Negativattesten die Verfahren durch soge- 
nannte Verwaltungsschreiben abschließt. Dieses Vorgehen, das 
überwiegend die Anwendung der Verfahrensregeln der Verord- 
nung Nr. 17/62 ausschließt, führt zu einer geringen Transparenz 
für die Öffentlichkeit, einer Einschränkung der Beratungsfunktion 
der Mitgliedstaaten gegenüber der Kommission sowie zu einer 
Verschlechterung des Rechtsschutzes für wettbewerblich nachtei- 
lig betroffene Dritte. So hat die Kommission die Gründung eines 
Gemeinschaftsunternehmens von Aörospotiale, Finmeccanica- 
Alenia und British Aerospace für die Herstellung und den Vertrieb 
von Regionalflugzeugen, das eine erhebliche poütische und wirt- 
schaftliche Bedeutung hatte, entgegen den vom Bundeskartellamt 
vorgetragenen wettbewerblichen und verfahrensrechtlichen Be- 
denken mit einem - im Unterschied zu ihrer sonstigen Praxis aus- 
führlich begründeten - einfachen Verwaltungsschreiben für fünf 
Jahre freigestellt. In einem Fall, der den niederländischen Markt 
für die Entsorgung von Altbatterien betraf, hat sie bereits drei 
Wochen nach dem Erhalt der Anmeldung ebenfalls mit einfachem 
Verwaltungsschreiben ein Negativattest erteilt, so daß es anderen 
Mitgliedstaaten praktisch nicht möglich war, ihre wettbewerbs- 
rechtlichen Bedenken geltend zu machen und auf die präjudizie- 
renden Auswirkungen der rechtlichen Bewertung dieser Zusam- 
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menarbeit durch die Kommission auf vergleichbare weitere Vor- 
haben in anderen Ländern hinzuweisen. Weiterhin hat die Kom- 
mission eine Kooperation von zwei europäischen Automobilher- 
stellem (Peugeot und FIAT) zur gemeinsamen Produktion von 
Kleinlastkraftwagen aufgrund einer kurzfristig geänderten recht- 
lichen Beurteilung mit einem bis zum Jahr 2008 befristeten Ver- 
waltungsschreiben freigestellt. Der zuvor vorgelegte und vom Be- 
ratenden Ausschuß mehrheitlich gebilligte Entscheidungsentwurf 
nach Artikel 85 Abs. 3 EGV, der eine Reihe von Auflagen und Be- 
dingungen vorgesehen hatte, wurde damit hinfällig. 

Die vier Bußgeldentscheidungen über insgesamt 18,2 Mio. ECU 
richteten sich gegen neun Unternehmen und drei Unternehmens- 
Vereinigungen. Die höchste Einzelbuße betrug 11,5 Mio. ECU, die 
niedrigste war eine symbolische Geldbuße von nur 1 000 ECU. 

Drei Bußgeldverfahren betrafen die Beschränkung des Parallel- 
handels. Ein Fall behandelte die vertragliche Verpflichtung des 
belgischen Alleinvertriebshändlers eines deutschen Farbenher- 
stellers, sämtliche Aufträge, die er von außerhalb seines Vertrags- 
gebietes erhielt, an den Hersteller weiterzuleiten (BASF Lacke + 
Farben). Ein zweiter Fall betraf den Arzneimittelmarkt, auf dem 
teilweise verursacht durch staatliche Regelungen erhebliche 
Preisunterschiede zwischen den Mitgliedstaaten für identische 
Medikamente bestehen. Dieses Preisgefälle hatte bei einem 
bekannten Herz-Kreislauf-Präparat eines deutschen Herstellers 
(Bayer) Ende der 80er Jahre zu umfangreichen Parallelexporten 
von Frankreich und Spanien nach Großbritannien geführt. Der 
Pharmahersteller hat zur Unterbindung der Exporte die betroffe- 
nen Großhändler identifiziert und deren Belieferungsvolumen auf 
die zur Versorgung ihrer jeweiligen Liefergebiete erforderlichen 
Mengen reduziert. In der Aufrechterhaltung der Geschäftsbezie- 
hung zu dem Pharmaunternehmen durch die Großhändler sah die 
Kommission eine Einwilligung in das Ausfuhrverbot und damit 
eine Vereinbarung im Sinne von Artikel 85 Abs. 1 EGV als gege- 
ben an. Den sofortigen Vollzug der Entscheidung hat der Präsi- 
dent des Gerichts Erster Instanz vorläufig ausgesetzt. Mit der Ent- 
scheidung „Novalhance/Systemform" hat die Kommission ver- 
traglich fixierte Klauseln, die Alleinvertriebshändlem eines deut- 
schen Herstellers von Bearbeitungsgeräten für EDV-Ausdrucke in 
mehreren Mitgliedstaaten Exportverbote auferlegte und sie in ih- 
rer Preisgestaltung beschränkte, mit einer Geldbuße belegt. Eine 
weitere Bußgeldentscheidung hatte ein Richtpreissystem und ein 
Zumietverbot von Verbänden niederländischer Kranverleihunter- 
nehmen zum Gegenstand (SCK und FNK). Gegen fünf englische 
Fährdienstbetreiber hat die Kommission im Rahmen der Verord- 
nung Nr. 4056/86 Geldbußen verhängt. Die Unternehmen hatten 
zur Kompensation der Abwertung des englischen Pfundes im Jah- 
re 1992 die gleichzeitige und einheitliche Erhebung von Wäh- 
rungsaufschlägen im Frachtverkehr zwischen dem Vereinigten 
Königreich und dem europäischen Festland abgesprochen (UK/ 
Ferry Operators). Eine lediglich symbolische Geldbuße verhängte 
die Kommission für Verbandstarifempfehlungen im niederländi- 
schen Speditionsgewerbe, die sie entsprechend ihrer ständigen 
Praxis als unter den Verbandsmitgliedem abgestimmtes Verhal- 
ten im Sinne des Artikel 85 Abs. 1 EGV bewertete (FENEX). Mit 
einer Verbotsentscheidung hat die Kommission ihre Praxis fortge- 
setzt, Artikel 85 EGV auch auf freie Berufe anzuwenden, indem 
sie eine Vereinbarung von Mindesttarifen der spanischen Patent- 
anwaltskammer für unzulässig erklärt hat (CO API). 
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Freistellungsent- Die Freistellungsentscheidungen der Kommission ergingen in 
Scheidungen Wirtschaftsbereichen, die durch einen ausgeprägten techni- 
schen oder ökonomischen Wandel gekennzeichnet sind. Des- 
halb versucht hier eine Vielzahl von Unternehmen, durch die 
Bildung strategischer Allianzen optimale Ausgangspositionen 
für ihre zukünftigen Stellungen in den jeweiligen Märkten 
zu schaffen. Mit der Entscheidung „Lufthansa/SAS" hat die 
Kommission die Zusammenarbeit der beiden Fluggesellschaf- 
ten zur Schaffung eines integrierten Luftverkehrssystems für 
10 Jahre unter umfangreichen Bedingungen und Auflagen frei- 
gestellt. Zwei weitere Entscheidungen betrafen ein Ge- 
meinschaftsunternehmen der Deutschen Telekom und der France 
Telecom (ATLAS) und dessen Kooperation mit der US-ameri- 
kanischen Sprint Corporation (PHOENIX/Global One) auf dem 
Gebiet der Telekommunikationsdienstleistungen. Auch diese 
Zusammenarbeit hat die Kommission wegen der starken Stel- 
lungen der europäischen Beteiligten auf ihren Heimatmärkten 
mit einem Katalog von vielfältigen Auflagen und Bedingungen 
versehen. Dessen Umfang und die bei besonders wichtigen Ver- 
pflichtungen der beteiligten Unternehmen häufige rechtliche 
Ausgestaltung als Bedingungen, die vor nationalen Gerichten un- 
mittelbar einklagbar sind, weisen auf die wettbewerbsrechtliche 
Brisanz dieser Freistellungen hin. Schließlich hat die Kommission 
eine umfassende und exklusive weltweite Kooperation im Ban- 
kensektor freigestellt (Banque Nationale de Paris und Dresdner 
Bank). 


Negativattest Für eine Vereinbarung zur Regelung von Femsehübertragungen 
französischer Pferderennen in Deutschland hat die Kommission 
ein Negativattest erteilt, nachdem die beteiligten Unternehmen 
mehrere wettbewerbsbeschränkende Klauseln nach der Bean- 
standung durch die Kommission in Beschwerdepunkten aufge- 
geben hatten (PMI und DSV). Weiterhin hat die Kommission die 
Gründung des Gemeinschaftsunternehmens „Iridium" in Anwen- 
dung des Arbeitsgemeinschaftsgedankens gebilligt, mit dem 
insgesamt 17 Telekommunikationsanbieter über ein System von 
66 Satelliten weltweit digitale Kommunikationsdienste anbieten 
wollen. 


Aufhebung der Die durch einen 1994 gestellten Freistellungsantrag der Mitglie- 
Bußgeldfreiheit der einer Schiffahrtskonferenz für deren Preisabsprachen bei 
Inlandtransporten im Rahmen von multimodalen Containerver- 
kehren zunächst ausgelöste Immunität gegen die Verhängung 
von Geldbußen hat die Kommission durch eine Entscheidung 
nach Artikel 15 Abs. 6 Verordnung Nr. 17/62 aufgehoben, da sol- 
che Vereinbarungen nicht freistellungsfähig sind (Trans-Atlantic 
Conference Agreement). 


Einstweilige Mit einer Entscheidung über den Erlaß einstweiliger Maßnahmen 
Maßnahmen hat die Kommission in einem Beschwerdeverfahren nach Arti- 
kel 86 EGV einem neuen Anbieter den bisher verweigerten Zu- 
gang zu einem französischen Hafen zur Aufnahme einer zusätzli- 
chen Fährverbindung zwischen Frankreich und Irland ermöglicht. 
Eine das Verfahren abschließende Entscheidung hat die Kommis- 
sion nicht mehr erlassen müssen, da sich die betroffenen Parteien 
nach dem Abschluß des Vorverfahrens über eine langfristige 
Nutzung der Hafeneinrichtungen verständigt haben (ICG/CCI 
Moriaix). 
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9.3 Entscheidungen der europäischen Gerichte zu Artikel 85 ff. EGV 

Das Gericht erster Instanz hat die Entscheidung der Kommission 
(Entscheidung vom 15. Juli 1992, ABI. L 233, S. 27) bestätigt, mit 
der sie die Beschwerde eines niederländischen Großhändlers ge- 
gen Vertriebsvereinbarungen eines Herstellers für Schreibgeräte 
mit seinen Tochtergesellschaften zurückgewiesen hatte. Auf 
Vereinbarungen zwischen einer Muttergesellschaft und ihren 
Tochterunternehmen ist Artikel 85 EGV nicht anwendbar, wenn 
sie eine wirtschaftliche Einheit bilden, innerhalb der die (Ver- 
triebs-)Tochtergesellschaften ihr Marktverhalten nicht selbst frei 
bestimmen können (Urteil vom 12. Januar 1995 RS T-102/92 - 
„VIHO/Parker Pen" - bestätigt durch Urteil des Gerichtshofes 
vom 24. Oktober 1996 - RS C-73/95P). 

Dagegen hat das Gericht erster Instanz die Entscheidung der 
Kommission vom 13. Dezember 1994 (ABI. L 354, S. 66) aufgeho- 
ben, mit der diese eine Betriebsvereinbarung zwischen der Betrei- 
bergesellschaft des Eurotunnels und zwei nationalen Eisenbahn- 
gesellschaften nur unter Bedingungen vom Verbot des Artikel 2 
der Verordnung Nr. 1017/68 freigestellt hat. Das Gericht hat fest- 
gestellt, daß der Kommissionsentscheidung eine unrichtige Ausle- 
gung der Betriebsvereinbarung zugrunde gelegen hat. Die Betrei- 
bergesellschaft Eurotunnel ist entgegen der Auffassung der Kom- 
mission durch den zur Freistellung angemeldeten Vertrag nicht 
daran gehindert, Tunnelkapazität auch anderen Eisenbahngesell- 
schaften als den Vertragspartnern zur Verfügung zu stellen (Urteil 
vom 22. Oktober 1996 - RS T-79/95 und 80/95 - „Eurotunnel"). 

In einer Vorabentscheidung hat der Gerichtshof den Untemeh- 
mensbegriff des Artikel 85 Abs. 1 EGV präzisiert. Den Untemeh- 
mensbegriff erfüllt ein Rentenversicherungsuntemehmen ohne 
Gewinnerzielungsabsicht, das seine Leistungen auf ein durch 
Gesetz geschaffenes und auf Freiwilligkeit beruhendes Renten- 
versicherungs-System stützt. Die Verfolgung eines sozialen 
Zwecks sowie die Anforderungen an die Solidarität sind zwar 
geeignet, die Konkurrenzfähigkeit gegenüber vergleichbaren 
Versicherungsuntemehmen zu mindern. Sie stehen jedoch der 
Einstufung des Rentenversicherers als einem wirtschaftlichen 
Unternehmen nicht entgegen, da insbesondere die Rentenansprü- 
che von den eingezahlten Beträgen nicht unabhängig sind und 
keine Pflichtmitgliedschaft besteht (Urteil vom 16. November 
1995 - RS C-244/94). 

In einer weiteren Vorlagesache hat der Gerichtshof die Anwend- 
barkeit der Artikel 85, 86 und 90 EGV auf Tarife des Güterkraft- 
verkehrs verneint, wenn sie behördlich aufgrund von Vorschlägen 
eines Ausschusses festgelegt werden, dem neben einer Minder- 
heit von Vertretern der betroffenen Wirtschaftsteilnehmer eine 
Mehrheit von Vertretern öffentlicher Stellen angehört. Vorausset- 
zung ist, daß das Gremium bei seinem Vorschlag bestimmte Krite- 
rien des Gemeinwohls beachten muß (Urteil vom 5. Oktober 1995 
- RS C-96/94). 

Teilweise erfolgreich vor dem Gericht erster Instanz war die Klage 
mehrerer unabhängiger Importeure von Fahrzeugen japanischer 
Marken, die sich unter anderem gegen unerlaubte Absprachen 
zwischen fünf Alleinimporteuren japanischer Fahrzeuge in Frank- 
reich und der französischen Verwaltung wandte. Die fünf Impor- 
teure sollen mit den französischen Behörden die Begrenzung des 
Gesamtanteils von Fahrzeugen japanischer Herkunft auf dem 


Wettbewerbs- 

beschränkung 


Untern ehmens- 
begriff 


Staatliche 

Maßnahmen 


55 



Drucksache 13/7900 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Beeinträchtigung 
des zwischen- 
staatlichen 
Handels 


Kartei Ibetei ligung 


französischen Inlandsmarkt abgesprochen haben. Die Kommis- 
sion (Entscheidung vom 13. Oktober 1994) hatte die Beschwerden 
mit der Begründung zurückgewiesen, daß die betroffenen Händ- 
ler die behördlichen Entscheidungen anzuwenden hätten, ohne 
dabei über einen Entscheidungsspielraum zu verfügen. Das 
Gericht erster Instanz hat die Entscheidung wegen eines Beur- 
teilungsfehlers aufgehoben. Außerdem hat es festgestellt, daß 
Kartellmitglieder sich nicht auf eine hoheitliche Regelung berufen 
können, wenn eine staatliche Maßnahme eine zwischen den Wirt- 
schaftsteilnehmem eines Sektors getroffene Absprache über- 
nimmt oder nach Konsultation und mit Zustimmung der betroffe- 
nen Wirtschaftsteilnehmer erlassen wird (Urteil vom 18. Septem- 
ber 1996 RS - T-387/94 - „ Asia Motor" - vergleiche zu dem korre- 
spondierenden Gebot gemäß Artikel 5 in Verbindung mit Arti- 
kel 85 ff. EGV an die Mitgliedstaaten EuGH, Slg. 1987, 3801 ff. 
„Vlaamse Reisbureaus"). 

Das Gericht erster Instanz bestätigte eine Entscheidung der Kom- 
mission (vom 5. Februar 1992, ABI. L 92, S. 1), mit der sie Regelun- 
gen des Dachverbandes der niederländischen Bauwirtschaft zum 
Verhalten bei Ausschreibungen untersagt hatte. Die Regelungen 
entsprachen in der Wirkung einem Submissionskartell. Die wett- 
bewerbsbeschränkende Wirkung solcher Regelungen beeinträch- 
tigt den zwischenstaatlichen Handel, auch wenn es einen solchen 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten auf dem relevanten Markt 
aktuell nicht gibt. Es genügt der Nachweis, daß Kartelle, die sich 
auf das gesamte Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats erstrecken, 
die Abschottung der nationalen Märkte verfestigen und so eine 
Aufteilung des Gemeinsamen Marktes herbeiführen (Urteil vom 
21. Februar 1995, RS - T-29/92 - „SPO"). 

In zwei Entscheidungen hatte das Gericht erster Instanz über die 
Vereinbarkeit von Alleinbezugsverträgen für Speiseeis mit Arti- 
kel 85 Abs. 1 EGV zu entscheiden. Es bestätigt darin die Recht- 
sprechung, nach der ein Bündel von Alleinbezugsverträgen eines 
einzigen Herstellers in seiner Gesamtheit gegen Artikel 85 Abs. 1 
EGV verstößt, wenn es zusammen mit auf dem Markt vorhande- 
nen gleichartigen Verträgen anderer Hersteller dazu beiträgt, 
neuen Wettbewerbern den Marktzugang zu verschließen. Ein 
Verbot nur einer begrenzten Anzahl der Verträge, die oberhalb 
der Spürbarkeitsgrenze liegen, kommt nicht in Betracht. (Urteil 
vom 8. Juni 1995 - RS T-7/93; 9/93 - „Langnese/Schöller"). 

Das Gericht erster Instanz hat die Entscheidung der Kommission 
(Entscheidung vom 2. August 1989, ABI. L 260 S. 1) bestätigt, mit 
der diese gegen vierzehn Hersteller von Betonstahlmatten eine 
Geldbuße wegen Verstoßes gegen Artikel 85 Abs. 1 EGV festge- 
setzt hatte. Die Behauptung eines Unternehmens, nicht aktiv an 
den Sitzungen der Kartellmitglieder teilgenommen zu haben, ent- 
lastet nicht. Für eine Beteiligung an den wettbewerbsbeschrän- 
kenden Vereinbarungen ist ausreichend, wenn ein Unternehmen 
an den Sitzungen teilnimmt, ohne sich offen vom Inhalt zu distan- 
zieren. Hierdurch gibt es den übrigen Kartellmitgliedern Anlaß 
zur Annahme, daß es dem Ergebnis der Sitzungen zustimmt und 
sich daran halten wird. Das Kartellmitglied kann sich auch nicht 
darauf berufen, sich nicht an abgesprochene Preise und Quoten 
gehalten zu haben. Für einen Verstoß gegen Artikel 85 Abs. 1 
EGV reicht es aus, daß eine Vereinbarung eine Wettbewerbsbe- 
schränkung bezweckt. Auf die konkreten Auswirkungen kommt 
es dann nicht mehr an (Urteil vom 6. April 1995 - RS T-141/89 und 
andere - „Betonstahlmatten"). 
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In der bereits erwähnten Entscheidung über Alleinbezugsver- 
träge für Speiseeis hat das Gericht erster Instanz sich auch zur 
Nachprüfbarkeit von Freistellungsentscheidungen geäußert. Die 
Kommission verfügt bei der Prüfung, ob die Freistellungsvoraus- 
setzungen des Artikel 85 Abs. 3 EGV vorhegen, über ein weites 
Ermessen. Die komplexen Wertungen wirtschaftlicher Art ent- 
ziehen sich der gerichtlichen Nachprüfbarkeit. Das Gericht hat 
lediglich zu prüfen, ob die Entscheidung auf unzutreffende Tat- 
sachenfeststellungen gestützt oder mit Rechtsfehlem oder offen- 
sichtlichen Beurteilungsfehlem behaftet ist. Es ist ferner Sache 
der betroffenen Unternehmen, Beweismaterial für das Vorhegen 
der Voraussetzungen des Artikel 85 Abs. 3 EGV vorzulegen. Das 
Gericht hat festgestellt, daß die Kommission entsprechend der 
Normenhierarchie nicht berechtigt ist, durch eine Einzelfallent- 
scheidung die Rechtswirkungen einer Gruppenfreistellungsver- 
ordnung zu begrenzen, wenn diese dafür keine ausdrückliche 
Rechtsgrundlage enthält. Sie darf daher insbesondere nicht den 
Abschluß zukünftiger möglicherweise in den Anwendungs- 
bereich der GmppenfreisteUungsverordnung 1984/83 fallender 
AUeinbezugsvereinbamngen verbieten, um die Emeuemng un- 
tersagter Alleinbezugsvereinbamngen (die vorhegend nicht von 
der GmppenfreisteUungsverordnung gedeckt waren) zu verhin- 
dern. Dagegen hat das Gericht aber bestätigt, daß die Kommission 
durch ein Verwaltungsschreiben (comfort letter), mit dem sie den 
beteihgten Unternehmen mitteüt, daß für sie kein Anlaß besteht, 
gegen die fraglichen Verträge einzuschreiten, nicht an der Wie- 
deraufnahme des Verfahrens gehindert ist, wenn Umstände auf- 
treten, die eine erneute und genauere Untersuchung der Markt- 
bedingungen rechtfertigen. 

In einem Urteil, mit dem erstmals eine Freistellungsentscheidung 
der Kommission (Entscheidung vom 11. Juni 1993, Abi. L 179, S. 2) 
aufgehoben wurde (siehe auch unter Randtitel „Verfahrensfra- 
gen"), hat das Gericht erster Instanz festgesteUt, daß bei der An- 
wendung des Artikel 85 Abs. 3 EGV Erwägungen im Zusammen- 
hang mit rier Verfolgung eines besonderen öffentlichen Interesses 
zwar im Rahmen der gebotenen Gesamtwürdigung zulässig sind. 
Wettbewerbsbeschränkungen werden hierdurch jedoch erst ge- 
rechtfertigt, wenn sie zur Wahmng dieses Interesses unerläßlich 
sind. Die diesbezügliche Prüfung wird verfälscht, wenn die Ver- 
folgung eines besonderen öffentlichen Interesses mit dem Begriff 
„Betrauung mit einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaft- 
lichen Interesse" im Sinne des Artikel 90 Abs. 2 EGV gleichge- 
setzt und daraus ohne weiteres die Freistellbarkeit der fraglichen 
Wettbewerbsbeschränkung gefolgert wird (Urteil vom 11. Juli 
1996, RS T 528/93 und andere). 

Der Gerichtshof hat in einer Vorabentscheidung über den Anwen- 
dungsbereich Verordnung Nr. 4055/86 des Rates vom 22. Dezem- 
ber 1986 zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienst- 
leistungsverkehrs auf die Seeschiffahrt zwischen Mitgliedstaaten 
sowie zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern und der Richtli- 
nie 92/106/EWG des Rates vom 7. Dezember 1992 über die Fest- 
legung gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförderungen im 
kombinierten Güterverkehr zwischen Mitgliedstaaten entschie- 
den, daß die VO Nr. 4055/86 nicht für den Straßentransport vom 
Schiff entladener Güter gilt. Die Frage, ob das „Landsegment" 
von den den Seeverkehr betreffenden Regelungen mitumfaßt ist, 
wird vom Gericht erster Instanz im „TAA/TACA- Verfahren" auch 
für die Verordnung Nr. 4056/86 geprüft, in der die Anwendung 
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der Artikel 85 und 86 EGV auf den Seeverkehr geregelt ist. Die 
Richtlinie 92/106 gilt nicht für Beförderungen im kombinierten 
Güterverkehr zwischen Drittländern und Mitgliedstaaten (Urteil 
vom 5. Oktober 1995 - RS C-96/94). 

Verkehrs- Ein Reisebüro, das beim Abschluß eines Beförderungsvertrags 
hilfsgewerbe und der Ausgabe von Fahrkarten als Bevollmächtigter der Bahn 
handelt, ist Betreiber eines Verkehrshilfsgewerbes im Sinne von 
Artikel 1 der Verordnung 1017/68 zur Anwendung der Wettbe- 
werbsregeln auf den Eisenbahn-, Straßen- und Binnenverkehr 
(Urteil vom 6. Juni 1995 - RS T-14/93 - „UIC"), Das Gericht erster 
Instanz hat daher eine Bußgeldentscheidung der Kommission 
(Entscheidung vom 25. November 1992, ABI. L 366, S. 47) gegen 
den internationalen Verband der Eisenbahnuntemehmen für 
nichtig erklärt. Die Kommission hatte ihr Verfahren auf der 
Grundlage der Verordnung Nr. 17/62 geführt. Die beanstandeten 
Regelungen des Verbandes unterliegen jedoch der Verordnung 
Nr. 1017/68. Diese Verordnung erfaßt auch Tätigkeiten, die mit 
der Erbringung von Verkehrsleistungen Zusammenhängen und 
hierfür unverzichtbar sind. Insbesondere fallen auch Abreden 
über Verkaufsmodalitäten für internationale Eisenbahn-Fahraus- 
weise unter die VO. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 

Kfz-Vertrieb In vier Vorab entscheidungen hatte der Gerichtshof über die Aus- 
legung der Verordnung Nr. 123/85 der Kommission vom 12. De- 
zember 1984 über die Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 EGV auf 
Gruppen von Vertriebs- und Kundendienstvereinbarungen über 
Kraftfahrzeuge zu entscheiden. Die Bestimmungen der Verord- 
nung 123/85, die inzwischen durch die Verordnung Nr. 1475/95 
ersetzt wurde, stellen nur bestimmte Vertriebsvereinbarungen 
von dem Verbot des Artikel 85 Abs. 1 EGV frei. Sie sind jedoch 
keine Verhaltensregeln für alle Wirtschaftsteilnehmer des Sek- 
tors. Die Verordnung hindert somit unabhängige Händler, die 
nicht zum Vertriebssystem des Herstellers gehören, nicht daran, 
Ankauf und Verkauf von Kraftfahrzeugen außerhalb des offiziel- 
len Vertriebsnetzes zu betreiben. Sie hindert solche Händler auch 
nicht daran, gleichzeitig als bevollmächtigte Vermittler von End- 
verbrauchern tätig zu werden, sofern beide Tätigkeiten so ausge- 
übt werden, daß beim Kunden kein Irrtum hervorgerufen werden 
kann (Urteile vom 15. Februar 1996 - RS - C-226/94; C-309/94). 
Die Verordnung 123/85 stellt es Herstellern von Kraftfahrzeugen, 
die ihre Fahrzeuge über ein selektives Vertriebssystem absetzen, 
nicht frei, ihren Vertragshändlem die Belieferung herstellerunab- 
hängiger Leasinguntemehmen zu untersagen, wenn diese die 
Fahrzeuge - ohne Kaufoption - an Kunden verleasen, die außer- 
halb des Vertragsgebietes ansässig sind (Urteil vom 24. Oktober 
1995 - RS C-70/93; BMW/ALD Auto-Leasing). Die Auflage des 
führenden Kraftfahrzeugherstellers eines Mitgliedstaates gegen- 
über seinen dort ansässigen Händlern, eine Agenturtätigkeit im 
Leasinggeschäft nur für Rechnung des Leasingunternehmens des 
Herstellers zu betreiben, ist durch die Verordnung 123/85 eben- 
falls nicht freigestellt (Urteil vom 24. Oktober 95 - RS C-266/93 - 
„VAG Leasing"). 

Artikel 86, 90 EGV Der Gerichtshof hat ein Urteil des Gerichts erster Instanz bestä- 
tigt, das die Weigerung von Femsehanstalten, Lizenzen für die 
Veröffentlichung ihrer wöchentlichen Programmvorschauen zu 
erteilen, ebenso wie die Kommission in ihrer Untersagungsent- 
scheidung als mißbräuchlich im Sinne von Artikel 86 EGV ange- 
sehen hatte (Entscheidung vom 21. Dezember 1988, ABI. 89 L 78, 
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S. 43). Das Urheberrecht gewährleistet zwar, daß grundsätzlich 
auch marktbeherrschende Unternehmen die Erteilung von Lizen- 
zen verweigern können. Außergewöhnliche Umstände können je- 
doch zu einer anderen Beurteilung führen. Der Gerichtshof bejaht 
solche Umstände, wenn der Rechtsinhaber durch sein Verhalten 
das Erscheinen eines neuen Erzeugnisses verhindert, das er selbst 
nicht anbietet, für das jedoch eine potentielle Nachfrage besteht. 
Ein solches Verhalten geht über die Wahrung der wesentlichen 
Funktionen eines Urheberrechts hinaus. Dieses Urteil ist vorläufi- 
ger Schlußpunkt der Rechtsentwicklung zur sogenannten „essen- 
tial facilities doctrine" (Urteil vom 6. April 1995, RS C-241/91; 
242/91 - „Magill TV Guide"). 

In einer Vorabentscheidung hat der Gerichtshof entschieden, daß 
die Artikel 5, 90 und 86 EGV nationalen Rechtsvorschriften nicht 
entgegenstehen, die den Einzelhandel mit Tabakwaren staatlich 
zugelassenen Vertriebshändlem Vorbehalten. Das Gericht be- 
stätigte seine Rechtsprechung, wonach die bloße Tatsache der 
Schaffung einer beherrschenden Stellung durch die Gewährung 
eines ausschließlichen Rechts im Sinne von Artikel 90 Abs. 1 EGV 
noch nicht gegen Artikel 86 EGV verstößt. Ein Verstoß liegt nur 
dann vor, wenn das betreffende Unternehmen durch die bloße 
Ausübung des ihm übertragenen ausschließlichen Rechts veran- 
laßt wird, seine beherrschende Stellung mißbräuchlich auszunut- 
zen, weil ihm z. B. mißbräuchliche Handlungen vorgeschrieben 
oder ausdrücklich erlaubt sind (Urteil vom 14. Dezember 1995 - 
RS C-387/93). 

Der Gerichtshof hat, wie schon das Gericht erster Instanz, eine 
Entscheidung der Kommission bestätigt, mit der diese einer Her- 
stellerin von Kartonverpackungen und Abfüllmaschinen miß- 
bräuchliches Verhalten gegenüber Abnehmern und Wettbewer- 
bern untersagt und ein Bußgeld verhängt hatte. Dabei hat der Ge- 
richtshof festgestellt, daß unter besonderen Umständen Artikel 86 
EGV auch auf das Verhalten eines Unternehmens anwendbar ist, 
das sich zwar nicht auf dem beherrschten Markt, jedoch auf einen 
mit diesem eng verbundenen Markt auswirkt. Der Gerichtshof hat 
weiter festgestellt, daß Kopplungsverkäufe eines Marktbeherr- 
schers auch dann mißbräuchlich im Sinne von Artikel 86 EGV 
sein können, wenn die gekoppelten Waren, anders als in Arti- 
kel 86 Satz 2 lit. d EGV beispielhaft aufgeführt, sachlich oder nach 
Handelsbrauch miteinander in Beziehung stehen. Lit. d von Arti- 
kel 86 EGV enthält keine abschließende Regelung. Der Gerichts- 
hof bestätigt weiter die Grundsätze seiner Akzo-Entscheidung zu 
den Voraussetzungen von mißbräuchlichem Verdrängungswett- 
bewerb durch Unter-Kostenpreise. Danach ist die Unterschrei- 
tung der durchschnittlichen variablen Kosten stets mißbräuchlich. 
Dagegen muß bei Preisen, die unter den durchschnittlichen Ge- 
samtkosten liegen, eine Verdrängungsabsicht nachgewiesen wer- 
den (Urteil vom 14. November 1996, RS C-333/94 P - „TetraPak"). 

In einer vielbeachteten Vorabentscheidung hat der Gerichtshof 
festgestellt, daß Bestimmungen von Sportverbänden, die den Ver- 
einswechsel von Spielern von Transferzahlungen abhängig ma- 
chen, gegen das durch Artikel 48 EGV gewährte Recht auf Freizü- 
gigkeit verstoßen. Ebenso sind Ausländerklauseln, nach denen 
Fußballvereine nur eine begrenzte Zahl ausländischer Berufsspie- 
ler bei offiziellen Wettkämpfen aufstellen dürfen, nicht mit Arti- 
kel 48 EGV vereinbar. Zu den ebenfalls betroffenen Artikel 85 
und 86 EGV hat sich der Gerichtshof nicht mehr geäußert (Urteil 
vom 15. Dezember 1995 -RS C 415/93 - „Bosman"). 


Arbeitnehmer- 

freizügigkeit 
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Prüfungspflichten 
der Kommission 


Der Gerichtshof hat in mehreren Vorabentscheidungen die Gren- 
zen des Anwendungsbereichs von Artikel 30 EGV in der Ausle- 
gung durch das Urteil „Keck und Mithouard" vom 24. November 
1993 (Slg. 1993, 1-6097) näher bestimmt. Danach fallen nationale 
Regelungen, die bestimmte Verkaufsmodalitäten verbieten oder 
beschränken, nicht in den Anwendungsbereich des Artikel 30 
EGV, sofern sie für alle betroffenen Wirtschaftsteilnehmer gelten, 
die ihre Tätigkeit im Inland ausüben, und sofern sie den Absatz 
der inländischen Erzeugnisse und der Erzeugnisse aus anderen 
Mitgliedstaaten rechtlich wie tatsächlich in der gleichen Weise 
berühren. Ein Mitgliedstaat darf daher bestimmte Sektoren der 
Wirtschaftstätigkeit von der Fernsehwerbung ausschließen (Urteil 
vom 9. Februar 1995, RS C-4 12/93) sowie Verkäufe verbieten, die 
nur eine äußerst niedrige Gewinnspanne mit sich bringen (Urteil 
vom 11. August 1995, RS C-63/94). Ebenfalls nicht in den Anwen- 
dungsbereich des Artikel 30 EGV fallen nationale Rechtsvor- 
schriften, die den Einzelhandel mit Tabakwaren zugelassenen 
Vertriebshändlem Vorbehalten, soweit sie nicht diskriminierend 
wirken (Urteil vom 14. Dezember 1995, RS C-387/93). 

Weiterhin hat der Gerichtshof in mehreren Vorabentscheidungen 
zur Reichweite des Artikel 36 EGV im Zusammenhang mit paral- 
lelimportierten, umgepackten Arzneimitteln Stellung genommen. 
Danach kann der Markeninhaber den Vertrieb solcher von ihm in 
einem anderen Mitgliedstaat in Verkehr gebrachter Medikamente 
grundsätzlich verhindern. Das gilt jedoch nicht, wenn dies zu 
einer künstlichen Abschottung der Märkte beitragen würde, das 
Umpacken den Originalzustand der Ware nicht beeinträchtigt, 
auf der neuen Verpackung das Umpacken vermerkt ist, der Mar- 
keninhaber vom Feilhalten des umgepackten Arzneimittels unter- 
richtet wurde und der Ruf des Arzneimittels durch das Umpacken 
nicht geschädigt werden kann. Die Auslegung dieser - bereits im 
Urteil Hoffmann-La Roche (Slg. 1978, 1139) genannten - Kriterien 
hat der Gerichtshof in seinen vorliegenden Entscheidungen näher 
präzisiert (Urteüe v. 11. Juli 1996, RS C-232/94,; C-71/94 und an- 
dere; C-427/93 und andere). 

In einer weiteren Vorabentscheidung hat der Gerichtshof festge- 
stellt, daß Artikel 36 EGV es erlaubt, Produkte, die gesundheits- 
gefährdende Stoffe enthalten, von einer Zulassung abhängig zu 
machen, auch wenn das Erzeugnis bereits in einem anderen Mit- 
gliedstaat zugelassen ist (Urteü vom 27. Juni 1996, RS C-293/94 - 
„Brandsma"). 

Die Bedeutung, die die europäische Rechtsprechung seit einiger 
Zeit Verfahrensfragen - speziell den Rechten der Beteiligten - zu- 
mißt, ist in einer Vielzahl von Entscheidungen zum Ausdruck ge- 
kommen. Damit gewinnt das normativ nur fragmentarisch gere- 
gelte europäische Verfahrensrecht zunehmend an Gestalt. 

Das Gericht erster Instanz hat auf die Klage eines Veranstalters 
von Pferderennwetten festgestellt, daß die Kommission es rechts- 
widrig unterlassen hat, zu dessen Beschwerde Stellung zu neh- 
men, soweit diese Beschwerde sich auf Artikel 86 EGV stützte. 
Dem Kläger war die Einräumung von Femseh- und Tonberichts- 
übertragungsrechten verweigert worden. Die Kommission hatte 
ihr Verfahren nur auf der Grundlage von Artikel 85 EGV betrie- 
ben. Das Gericht erster Instanz hat erneut bestätigt, daß die Kom- 
mission auf eine Beschwerde nach Artikel 3 der Verordnung 
Nr. 17/62 nicht zum Tätigwerden verpflichtet ist. Sie kann insbe- 
sondere auch entscheiden, daß eine Untersuchung nur aufgrund 
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einer von mehreren vom Beschwerdeführer geltend gemachten 
Rechtsgrundlagen gerechtfertigt ist. Vor dieser Entscheidung hat 
sie jedoch in einem ersten Verfahrensstadium alle vom Beschwer- 
deführer vorgetragenen rechtlichen und tatsächlichen Gesichts- 
punkte sorgfältig zu prüfen. Kommt sie zu dem Ergebnis, daß eine 
Untersuchung der Beschwerde auf einer vom Beschwerdeführer 
geltend gemachten Rechtsgrundlage nicht gerechtfertigt ist, hat 
sie dem Beschwerdeführer ihre Gründe mitzuteilen, so daß eine 
gerichtliche Überprüfung möglich ist (Urteil vom 24. Januar 1995, 
RS T- 74/92 - „ Ladbroke Racing " ) . 

In einem Verfahren, das eine Beschwerde wegen der Einräumung 
ausschließlicher Rechte zugunsten des Interessenverbandes der 
führenden französischen Rennvereine zum Gegenstand hatte, hat 
das gleiche Gericht die zurückweisende Entscheidung der Kom- 
mission für nichtig erklärt. Die Kommission durfte die Beschwerde 
der Klägerin gegen Verhaltensweisen der beteiligten Unterneh- 
men nicht unter Berufung auf die Unanwendbarkeit der Artikel 85 
und 86 EGV zurückweisen, bevor sie nicht ihre Prüfung der durch 
diese Beschwerde in Frage gestellten Vereinbarkeit der zugrun- 
deliegenden nationalen Rechtsvorschriften mit Artikel 90 EGV 
abgeschlossen hat. Denn erst dann können die angegriffenen Ver- 
haltensweisen abschließend beurteilt werden (Urteil vom 18. Sep- 
tember 1995 - RS T-548/93). 

Bestätigt hat das Gericht die Zurückweisung einer Beschwerde 
durch die Kommission (Entscheidung vom 14. Oktober 1993) be- 
treffend Mustervereinbarungen, die die Anwendung des nieder- 
ländischen Urheberrechtsgesetzes auf die Übertragung von Fem- 
seh- und Radioprogrammen regelten. Die Kommission ist nach 
der Feststellung des Gerichts zur Zurückweisung einer Beschwer- 
de befugt, ohne zuvor eine Entscheidung über die Freistellung 
der Vereinbarungen erlassen zu müssen, die vom Beschwerdefüh- 
rer beanstandet und von den Parteien dieser Vereinbarung bei ihr 
angemeldet worden sind. Die Zurückweisung einer Beschwerde, 
die sich nicht endgültig zum Vorliegen der Voraussetzungen des 
Artikel 85 Abs. 1 und Abs. 3 EGV äußert, hat die rechtliche Be- 
deutung eines Verwaltungsschreiben (comfort letter) über die 
Einstellung des Verfahrens. Daher sind die nationalen Gerichte 
nicht gehindert, die beanstandeten Vereinbarungen wegen Ver- 
stoßes gegen Artikel 85 Abs. 1 EGV für nichtig zu erklären. (Urteil 
vom 9. Januar 1996 -RS T-575/93 - „Koelman") 

Auch der Gerichtshof hatte sich mit Verfahrensfragen zu befas- 
sen. Im Fall einer Beschwerde gegen die Kooperationsvereinba- 
rung von niederländischen Stromerzeugern, die die Ein- und Aus- 
fuhr von Strom behindert, hat er das Urteil des Gerichts erster In- 
stanz aufgehoben. Das Gericht hatte die Ansicht vertreten, daß 
die angefochtene Entscheidung der Kommission (Entscheidung 
vom 16. Januar 1991 ABI. L 28, S. 32) keine Rechtswirkungen ent- 
faltet, soweit sie sich zu einem bestimmten Beschwerdegegen- 
stand nicht äußert. Der Gerichtshof hat dazu festgestellt, daß die 
Kommission auch dann eine Maßnahme mit Rechtswirkungen 
trifft, wenn sie eine Beschwerde, mit der sie befaßt ist, ganz oder 
teilweise zu den Akten legt. Diese Maßnahme kann daher mit ei- 
ner Nichtigkeitsklage angegriffen werden (Urteil vom 19. Oktober 
1995 - RS C-19/93 - „Rendo N.V."). Eine Untätigkeitsklage 
kommt in so gelagerten Fällen nicht in Betracht (Urteil des Ge- 
richts erster Instanz vom 27. Juni 1995 - RS T-186/95 - „Guerin 
Automobiles"). 
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Erstmals hat das Gericht erster Instanz eine Freistellungserklä- 
rung der Kommission (Entscheidung vom 11. Juni 1993; Verfahren 
IV/32.150) für nichtig erklärt (siehe auch Randtitel „Öffentliches 
Interesse"). Die Kommission hatte Regelungen einer Vereinigung 
von Rundfunk- und Femsehanstalten über den gemeinsamen 
Erwerb von Femsehrechten an Sportveranstaltungen sowie den 
Austausch von Sportprogrammen im Rahmen der Eurovision und 
den vertraglichen Zugang Dritter zu diesen Programmen vom 
Kartellverbot des Artikel 85 Abs. 1 EGV freigestellt. Zu den frei- 
gestellten Regelungen gehörten auch die Aufnahmeregelungen 
der Vereinigung. Das Gericht hat festgestellt, daß die Kommission 
es unterlassen hat, die Aufnahmeregelungen der Vereinigung 
darauf zu überprüfen, ob sie objektiv und hinreichend bestimmt 
sind, so daß ihre einheitliche und nichtdiskriminierende Anwen- 
dung möglich ist. Dies ist aber Voraussetzung für die Beurteilung 
der Unerläßlichkeit im Sinne des Artikel 85 Abs. 3 lit. a EGV. Die 
Kommission hat somit in ihrem Verfahren die Verfahrensgarantie 
einer sorgfältigen und imparteiischen Prüfung aller relevanten 
Gesichtspunkte nicht beachtet. Der Einhaltung der Verfahrensga- 
rantien kommt aber besondere Bedeutung zu, wenn die Gemein- 
schaftsorgane - wie hier - über einen Beurteilungsspielraum ver- 
fügen (Urteil vom 11. Juli 1996, RS T-528/93 und andere). 

Nach einer Entscheidung des Gerichtshofes ist das Recht auf 
Akteneinsicht im Verfahren der Ko mmi ssion nicht verletzt, wenn 
interne Unterlagen und vertrauliche Informationen nicht zugäng- 
lich gemacht werden. Zwar verlangt die Wahrung der Verteidi- 
gungsrechte nach ständiger Rechtsprechung, daß dem betroffe- 
nen Unternehmen Gelegenheit gegeben wird, zu den von der 
Kommission für die Behauptung einer Zuwiderhandlung her- 
angezogenen Unterlagen sinnvoll Stellung zu nehmen. Hierzu 
gehören aber nicht sensible Unterlagen, wie zum Beispiel Schrift- 
verkehr mit dritten Unternehmen und Anworten auf Auskunfts- 
verlangen, wenn sie ein Unternehmen in marktbeherrschender 
Stellung betreffen, das Vergeltungsmaßnahmen gegen Informan- 
ten der Kommission ergreifen kann (Urteil vom 6. April 1995 - RS 
C-310/93 - „BPB"). 

In weiteren Urteilen hat das Gericht erster Instanz wegen schwe- 
rer Formfehler mehrere Entscheidungen für nichtig erklärt, mit 
denen die Kommission (Entscheidung vom 19. Dezember 1990, 
ABI. L 351, S. 46) den größten europäischen Herstellern von So- 
daasche Geldbußen wegen Verletzung von Artikel 85 und 86 
EGV auferlegt hatte. Das Gericht hat festgestellt, daß die Kommis- 
sion die Verteidigungsrechte der Klägerin beschnitten hat, indem 
sie ihr die Einsicht in die Akten der anderen beschuldigten Unter- 
nehmen verweigert hat. Die Kommission hatte dies damit begrün- 
det, daß ihre Beamten bei mehrfacher Durchsicht keine die Unter- 
nehmen entlastenden Dokumente gefunden hätten. Hierzu hatte 
das Gericht ausgeführt, daß die Kommission nicht allein entschei- 
den darf, welche Schriftstücke der Verteidigung dienlich sein 
können. Bei schwierigen und komplexen Sachverhalten muß sie 
Akteneinsicht gewähren. Zur Frage, wie die Gewährleistung der 
Verteidigungsrechte mit dem Schutz der in den Akten enthalte- 
nen Geschäftsgeheimnisse in Einklang zu bringen ist, macht das 
Gericht detaillierte Ausführungen. Im Einzelfall kann zwar ein er- 
heblicher Verwaltungsaufwand entstehen. Die Wahrung der Ver- 
teidigungsrechte darf jedoch nicht an praktischen und rechtlichen 
Schwierigkeiten scheitern, die eine leistungsfähige Verwaltung 
überwinden kann und muß. Verwendet die Kommission aller- 
dings belastende Schriftstücke, die dem betroffenen Untemeh- 
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men nicht zur Verfügung gestellt wurden, so führt das nur dann 
zur Aufhebung der Entscheidung der Kommission, wenn der ent- 
sprechende Vorwurf nur unter Heranziehung dieser Schriftstücke 
bewiesen werden konnte (Urteil vom 29. Juni 1995 - RS T-30/91 
und andere - „Sodaasche 11 ). 

In Weiterentwicklung seiner Automec II-Entscheidung (Urteil 
vom 18. September 1992-RS T-24/90) hat das Gericht erster 
Instanz die Befugnis der Kommission bestätigt, bei einer Be- 
schwerde nicht selbst eine Entscheidung zu treffen, sondern die 
Beschwerdeführer wegen fehlenden Gemeinschaftsinteresses an 
die nationalen Gerichte zu verweisen. Das Gericht hatte keinen 
Zweifel, daß die behauptete Wettbewerbsbeschränkung ihren 
Schwerpunkt in Frankreich hatte und daß die Rechte des Klägers 
wirksam von den zuständigen nationalen Gerichten gewahrt wer- 
den können. Die nationalen Gerichte sind durch eine von der 
Kommission vorgenommene Beurteilung nicht gebunden. Sie sind 
bei Zweifeln, die eine von der Kommission vorgenommene Beur- 
teilung läßt, befugt, dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EGV eine 
Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen. Eine Einschränkung 
des Aufgreifermessens der Kommission kann jedoch in Betracht 
kommen, wenn das nationale Gericht angesichts der Komplexität 
der Sache zur Feststellung einer Zuwiderhandlung gegen euro- 
päisches Wettbewerbsrecht nicht in der Lage ist (Urteil vom 
24. Januar 1995 - RS T-l 14/92; - „BEMIM"; RS T 5/93 „Tremblay" 
- bestätigt durch Urteil des Gerichtshofes vom 24. Oktober 1996 - 
RS C-91/95). 


9.4 Entscheidungen in EG-Fusionskontrollverfahren 

Seitdem die Europäische Fusionskontrollverordnung 1990 in Kraft 
getreten ist, wurden bei der Kommission insgesamt 528 Zusam- 
menschlußvorhaben angemeldet, davon 241 im Berichtszeitraum. 
Die Zahl der Anmeldungen hat beständig zugenommen: Wäh- 
rend in den Jahren 1991-93 jährlich ca. 60 Anmeldungen geprüft 
wurden, erhöhte sich die Zahl 1994 auf knapp unter 100 und liegt 
im Berichtszeitraum bei 111 in 1995 bzw. 130 in 1996 4 ). 

Die Entscheidungen in Fusionskontrollverfahren der Kommission 
teilen sich wie folgt auf: 


Entscheidungen gemäß Artikel 6 
Fusionskontrollverordnung (1. Prüfungsphase) 



1995 

1996 

Summe 

Artikel 6.1.a 




(Fällt nicht unter die VO) 

9 

6 

15 

Artikel 6.1.b 




(Freigabe) 

93 

109 

202 

Artikel 6.1.c 




(Einleitung der 2. Prüfungsphase) . . 

7 

6 

13 

Summe 

109 

121 

230 


4 ) Eine ausführliche Darstellung der Entscheidungspraxis findet sich für 1995 im 
XXV. Bericht der Europäischen Kommission über die Wettbewerbspolitik, S. 65 ff. 
und 167 ff. (Der XXVI. Bericht - für 1996 - wird im Herbst 1997 erscheinen). 


Aufgreifermessen 
der Kommission 
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Abgrenzung 
des räumlich 
relevanten 
Marktes 


Einzelmarkt- 

beherrschung 


Entscheidungen gemäß Artikel 8 
Fusionskontrollverordnung (2. Prüfungsphase) 5 ) 



1995 

1996 

Summe 

Artikel 8.2 




(Freigabe ohne Auflagen) 

2 

1 

3 

Artikel 8.2 




(Freigabe mit Auflagen) 

3 

3 

6 

Artikel 8.3 




(Untersagung) 

2 

3 

5 

Summe 

7 

7 

14 


Während in der Mehrzahl der innerhalb eines Monats nach Arti- 
kel 6 Abs. 1 Buchst, b FKVO freigestellten Zusammenschlüsse die 
Abgrenzung des geographisch relevanten Marktes von der Kom- 
mission offen gelassen wurde, da sie nicht entscheidungserheb- 
lich war, spielte diese Abgrenzung in Entscheidungen nach Arti- 
kel 8 FKVO wiederum eine wichtige Rolle. Die meisten der durch 
Zusagen oder Untersagung abgeschlossenen Fälle betrafen dabei 
Produktmärkte, die in räumlicher Hinsicht von der Kommission 
national abgegrenzt wurden. Dies galt nicht nur für Zusammen- 
schlüsse auf Konsumgütermärkten (Orkla/Volvo: Bier in Norwe- 
gen; Kimberly-Clark/Scott Paper: Hygienepapiere in Großbritan- 
nien/Irland), Medienmärkten (RTL/Veronica/Endemol: TV-Wer- 
bung und -Produktion in den Niederlanden; Telefonica/Sogeca- 
ble/Cablevisiön: Pay-TV in Spanien) oder im Lebensmittelhandel 
(Kesko/Tuko: Finnland), sondern auch bei Bahntechnik (ABB/ 
Daimler-Benz) und Bussen (Mercedes-Benz/Kässbohrer). Eine dif- 
ferenzierte Betrachtung nahm die Kommission im Fall Crown 
Cork & Seal/CamaudMetalbox vor: Während für Aerosoldosen 
ein EWR-weiter Markt zugrundegelegt wurde, qualifizierte die 
'Kommission den Markt für Konservendosen aufgrund hoher 
Transportkosten, erheblicher Preisunterschiede zwischen Mit- 
gliedstaaten und verschiedener Dosennormen als national bzw, 
regional. Anders als die beteiligten Unternehmen Saint-Gobain/ 
Wacker Chemie/NOM grenzte die Kommission die Märkte für 
zwei Anwendungsformen des synthetischen Minerals Silizium- 
karbid EWR-weit und nicht weltweit ab. Mit Gencor/Lonrho hat 
die Kommission zum zweiten Mal nach Aerospatiale-Alenia/de 
Havilland einen in räumlicher Hinsicht Weltmärkte betreffenden 
Zusammenschluß untersagt (Platin und Rhodium). Bemerkens- 
wert war schließlich im Berichtszeitraum, daß die Kommission in 
einer Reihe von Zusammenschlüssen von Automobilzulieferem 
mit eher knapper Begründung europaweite Märkte annahm bzw. 
eine solche Tendenz erkennen ließ (Johnson Controls/Roth Freres, 
Entscheidung vom 5. Dezember 1995, IV/M.666; Nokia/A utoliv, 
Entscheidung vom 5. Februar 1996, IV/M.686; Lucas/Varity, Ent- 
scheidung vom 11. Juli 1996, IV/M.768). 

Im Gefolge von „MSG Media Service" (1994) erließ die Kommis- 
sion im Berichtszeitraum zwei weitere Untersagungsentscheidun- 
gen in den sich teilweise überschneidenden Bereichen von elek- 
tronischen Medien und Telekommunikation: Zum einen Nordic 
Satellite Distribution, ein von drei skandinavischen Telekommu- 


5 ) siehe Liste der Entscheidungen nach Artikel 8 der Fusionskontrollverordnung, 
S. 236. 
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nikations- bzw. Medienuntemehmen geplantes Gemeinschafts- 
unternehmen auf den Märkten für Transponderkapazität bei Sa- 
telliten-TV f Pay-TV und Betrieb von TV-Kabelnetzen in verschie- 
denen skandinavischen Ländern; zum anderen die Gründung der 
Holland Media Groep auf den niederländischen Märkten für TV- 
Werbung und TV-Programmproduktionen durch RTL/Veronica/ 
Endemol (Fall nach Artikel 22 Abs. 3 FKVO). Nach dem Ausstieg 
von Endemol und der von den Parteien zugesagten Umwandlung 
von RTL 5 in einen Nachrichtenkanal wurde die Untersagung von 
der Kommission durch eine Freigabe unter Auflagen ersetzt. Nach 
Ansicht des Bundeskartellamtes hätte diese Änderung im Wege 
einer Entflechtungsentscheidung nach Artikel 8 Abs. 4 FKVO 
erfolgen müssen. Die von den Parteien gegen die ursprüngliche 
Untersagungsentscheidung angestrengte Klage vor dem europäi- 
schen Gericht Erster Instanz wird allein von Endemol noch auf- 
recht erhalten. 

Einer Untersagung des die spanischen Märkte für Pay-TV, zuge- 
hörige Dienstleistungen und TV-Kabelnetze betreffenden Zusam- 
menschlusses Telefönica/Sogecable (Canal Plus)/Cablevisiön ka- 
men die Parteien durch Aufgabe des Vorhabens zuvor. In diesem 
Fall hatte die Kommission zum ersten Mal ein Bußgeldverfahren 
wegen Verstoßes gegen das Vollzugsverbot eingeleitet. In mate- 
rieller Hinsicht stellte sowohl in diesem Fall wie auch im Fall 
Nordic Satellite Distribution der zu befürchtende Abschottungsef- 
fekt für potentielle Wettbewerber das tragende Argument für die 
Annahme von Marktbeherrschung auf den in der Entwicklung 
befindlichen relevanten Märkten dar. Die starke Stellung der be- 
teiligten Unternehmen auf den nachgelagerten Märkten für Ka- 
belnetze und Satelliten-Pay-TV hätte die marktbeherrschende 
Stellung von Nordic Satellite Distribution auf dem nordeuropäi- 
schen Transpondermarkt verstärkt. Im Fall Siemens/Italtel kon- 
trollierte STET, die in staatlicher Hand befindliche Muttergesell- 
schaft von Italtel, zugleich Telecom Italia, den einzigen Anbieter 
öffentlicher Telekommunikationsdienste in Italien. Die Entste- 
hung einer marktbeherrschenden Stellung auf dem vorgelagerten 
Markt für Vermittlungs- und Übertragungstechnik infolge des Zu- 
sammenschlusses wurde jedoch verneint, da die wirtschaftlichen 
Interessen von STET primär bei den Diensten, nicht in der Pro- 
duktion der Ausrüstung liegen und sich die Märkte für Telekom- 
munikationstechnik in einem technologischen und durch Intema- 
tionalisierung gekennzeichneten Umbruch befinden. 

Die Gründung des Gemeinschaftsunternehmens Adtranz durch 
Asean Brown Boveri (ABB) und Daimler-Benz führte nach den Er- 
mittlungen der Kommission auf acht Bahntechnikmärkten in 
Deutschland zu gemeinsamen Marktanteilen der Beteiligten und 
Siemens zwischen 67% und 100%. Aufgrund der Symmetrie der 
Anbieter, der kooperativen Beziehungen (Konsortien) zwischen 
beiden Unternehmen und der transparenten Vergabepraxis in 
diesen Märkten nahm die Kommission ein Duopol an, verneinte 
jedoch aufgrund der Nachfragemacht der Deutschen Bahn die 
Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung bei Fern- und 
Regionalbahnen; nur bei Schienenfahrzeugen für den Nahver- 
kehr wurde ein marktbeherrschendes Duopol angenommen. 

Auch die Entscheidungen Crown Cork & Seal/CamaudMetalbox 
und Gencor/Lonrho bestätigten im Berichtszeitraum die Praxis 
der Kommission zu oligopolistischer Marktbeherrschung. Im er- 
steren Fall verneinte die Kommission ein Duopol von Schmal- 
bach-Lubeca und dem zusammengeschlossenen Unternehmen 
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auf dem Beneluxmarkt für Konservendosen aufgrund erheblicher 
Einfuhren aus Frankreich und Deutschland. Im Fall Gencor/Lon- 
rho nahm die Kommission die Entstehung eines marktbeherr- 
schenden Oligopols zwischen den Parteien und Anglo American 
auf den Weltmärkten für Platin und Rhodium an und untersagte 
den Zusammenschluß. Gencor hat gegen die Entscheidung Klage 
beim Europäischen Gericht Erster Instanz erhoben. Mittlerweile 
hegt der Kommission die Anmeldung einer Beteiligung von Anglo 
American an Lonrho vor. 

In fast allen Entscheidungen nach Artikel 8 FKVO wurde die Fra- 
ge potentiellen Wettbewerbs von der Kommission gesondert und 
ausführlich geprüft. Die beiden aus deutscher Sicht bedeutsam- 
sten Entscheidungen der Kommission im Berichtszeitraum - Mer- 
cedes-Benz/Kässbohrer und Saint-Gobain/Wacker Chemie/NOM 
- wurden ebenfalls maßgebüch von dieser Frage bestimmt. Der 
Erwerb von Kässbohrer durch Mercedes-Benz betraf die Märkte 
für Stadtbusse, Überlandbusse und Reisebusse. Aufgrund bislang 
niedriger Importe sowie verschiedener materieller und immate- 
rieller Zutrittsschranken (Wartungsnetz, gewachsene Kunden- 
Lieferantenbeziehungen, Markentreue) sah die Kommission 
Deutschland als gesonderten räumlichen Markt an und ermittelte 
hier Marktanteile der Beteiligten von zusammen 73,7 % und 54 % 
bei Überland- bzw. Reisebussen. Gleichwohl verneinte die Kom- 
mission die Entstehung von Marktbeherrschung unter Berufung 
auf aktuellen Wettbewerb durch MAN und Neoplan und insbe- 
sondere auf potentiellen Wettbewerb durch ausländische Busan- 
bieter, die technisch, vom Service her und - bei Überlandbussen - 
im Zuge der nach EG -Richtlinien durchgeführten öffentlichen 
Ausschreibungen zukünftig in der Lage seien, den Verhaltens- 
spielraum von Mercedes-Benz zu begrenzen. Nach Auffassung 
des Bundeskartellamtes sprachen die bislang niedrigen Import- 
quoten und die aufgrund der Marktzutrittsschranken allenfalls 
längerfristig zu erwartende Marktöffnung gegen eine solche Pro- 
gnose, während der potentielle Wettbewerb von der Kommission 
überbewertet wurde. Der Fall war auch in verfahrensmäßiger 
Hinsicht bemerkenswert, da der zunächst vorgelegte Entwurf ei- 
ner Freigabe aufgrund der ablehnenden Reaktion des Beratenden 
Ausschusses von der Kommission zurückgenommen und nach Be- 
schwerdepunkten und Anhörung erneut dem Ausschuß unter- 
breitet wurde; die Mitgliedstaaten stimmten schließlich mehrheit- 
lich einer Freigabe zu. 

Der Erwerb des Elektroschmelzwerkes Kempten durch Saint-Go- 
bain im Bereich Siliziumkarbid war zunächst beim Bundeskartell- 
amt angemeldet und abgemahnt worden (S. 94). Daraufhin zogen 
die Beteiligten die Anmeldung zurück und meldeten das Vorha- 
ben in Form eines Gemeinschaftsunternehmens bei der Kommis- 
sion an. Danach sollten Saint-Gobain 60%, der Veräußerer Wak- 
ker Chemie und die niederländische staatliche Entwicklungsge- 
sellschaft NOM jeweils 20% an ESK halten. Die Kommission 
grenzte wie das Bundeskartellamt sachlich relevante Märkte nach 
den Verwendungsformen von Siliziumkarbid ab und kam zu dem 
Ergebnis, daß auf zwei Märkten marktbeherrschende Stellungen 
im EWR infolge des Zusammenschlusses entstehen. Potentieller 
Wettbewerb aus Osteuropa und China wurde unter den Gesichts- 
punkten Qualität und Lieferzuverlässigkeit als nicht hinreichende 
Beschaffungsaltemative für westeuropäische Abnehmer inner- 
halb des Prognosezeitraums von 2-3 Jahren angesehen. Die Kom- 
mission untersagte deshalb den Zusammenschluß. Der Fall zeigt 
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erneut, daß die beteiligten Unternehmen durch rechtliche Gestal- 
tung des Zusammenschlusses die Zuständigkeitsverteilung zwi- 
schen Kommission und Mitgliedstaaten unter der Fusionskontroll- 
verordnung beeinflussen können - wenngleich hier vom Ergebnis 
her ohne Erfolg. 

Während im Fall ABB/Daimler-Benz die Kommission die starke Nachfragemacht 
Stellung der Deutschen Bahn als tragendes Argument für die 
Verneinung von Marktbeherrschung auf bestimmten Märkten 
wertete, lehnte sie in den Konsumgüter betreffenden Fällen 
Orkla/Volvo (Bier) und Kimberly-Clark/Scott Paper (Hygienepa- 
pier) die Ausnahme einer den Verhaltensspielraum der Anbieter- 
seite kontrollierenden Nachfragemacht des norwegischen bzw. 
britischen Einzelhandels ab. Ebenso hatte die Kommission im Fall 
Procter & Gamble /VP Schickedanz (1994) hinsichtlich des deut- 
schen Einzelhandels in bezug auf Damenhygieneprodukte ent- 
schieden. 

Die Praxis der Kommission bei der Entgegennahme von Zusagen Zusagen 
bot im Berichtszeitraum kein einheitliches Bild. Deutlich ist das 
Bestreben der Kommission erkennbar geworden, Zusagen zur 
Abwendung einer Untersagung nur zu akzeptieren, wenn sie 
echte strukturelle Änderungen des ursprünglichen Zusammen- 
schlußvorhabens beinhalten. So hat die Kommission im Fall Nor- 
dic Satellite Distribution die von den Parteien angebotenen Zusa- 
gen als unzureichend betrachtet, da die Zusagen vor allem das 
Verhalten der Parteien beträfen und kaum zu kontrollieren bzw. 
durchzusetzen seien. Im Fall Saint-Gobain/Wacker Chemie/NOM 
hatten die Parteien angeboten, den Anti-Dumping-Zöllen auf Sili- 
ciumcarbid ihre Unterstützung zu entziehen. Die Zölle waren im 
Laufe des Fusionskontrollverfahrens als ein mögliches Hemmnis 
für potentielle Wettbewerber aus Osteuropa und China aus- 
gemacht worden. Die Kommission lehnte die Zusage als un- 
geeignet ab. Maßgeblich war hierfür nicht nur, daß nach Auf- 
fassung der Kommission auch eine erfolgreiche Aufhebung der 
Anti-Dumping-Maßnahmen nicht zur Beseitigung der Wettbe- 
werbsprobleme innerhalb des Prognosezeitraums geführt hätte. 

Die Kommission konnte die Zusage schon deshalb nicht akzeptie- 
ren, weil nicht sie selbst oder die beteiligten Unternehmen, son- 
dern der Rat über Anti-Dumping-Zölle entscheidet und von einer 
Aufhebung der Zölle auch dritte Unternehmen berührt gewesen 
wären. 

Der Zusammenschluß der beiden amerikanischen Papierhersteller 
Kimberly-Clark und Scott brachte weltweit und in Europa den 
größten Hersteller von Tissue-Erzeugnissen hervor. Die Kommis- 
sion identifizierte Wettbewerbsprobleme auf Märkten für Tissue- 
Erzeugnisse im Vereinigten Königreich und in Irland, woraufhin 
die Parteien die Veräußerung verschiedener Toilettenpapier- und 
Taschentücher-Marken und -Geschäftsbereiche und die Veräuße- 
rung einer Produktionsstätte als Zusagen anboten. Im Mittelpunkt 
stand die befristete Überlassung des Warenzeichens „Kleenex" 
an einen Wettbewerber. Die Kommission bewertete die 15jährige 
Dauer dieser Lizenz als ausreichend, um einem neuen Anbieter 
die Möglichkeit zu eröffnen, im Herstellermarkenbereich effektiv 
zu konkurrieren. Die weitere Zusage, die Herstellermarke „ An - 
drex" bei Kosmetik- und Taschentüchern nicht mehr zu nutzen, 
liegt dagegen im Grenzbereich zwischen struktureller und Ver- 
haltenszusage, da ihre Einhaltung ein gewissens Maß an laufen- 
der Überwachung verlangt. 


67 




Drucksache 13/7900 Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Die Fusion der schweizerischen Unternehmen Ciba-Geigy und 
Sandoz zu dem neuen Unternehmen Novartis betraf über 100 Pro- 
duktmärkte in den Bereichen Pharmazeutika, Pflanzenschutz, 
Saatgut und Tiergesundheit. Aufgrund des stark komplementären 
Charakters des Zusammenschlusses und der Existenz bedeuten- 
der Wettbewerber gelangte die Kommission in den drei erstge- 
nannten Bereichen nicht zur Annahme marktbeherrschender 
Stellungen. Hinsichtlich der gesondert geprüften Zukunftsmärkte 
für Forschung- und Entwicklung bei Bio- und Gentechnik nahm 
die Kommission eine nicht als Zusage im Sinne von Artikel 8 
Abs. 2 FKVO zu wertende Erklärung der Parteien entgegen, 
Lizenzen für bestimmte gentherapeutische Patente an Dritte zu 
erteilen. Im Bereich Parasitenbekämpfungsmittel bei Kleintieren 
wurden dagegen die wettbewerblichen Bedenken der Kommis- 
sion durch eine echte, strukturelle Zusage (Lizenzvergabe für 
einen wichtigen Wirkstoff an Dritte) ausgeräumt. 

In den Fällen Orkla/Volvo und Crown Cork & Seal/Camaud Me- 
talbox wurden die wettbewerblichen Bedenken ebenfalls durch 
Veräußerungszusagen ausgeräumt. Im erstgenannten Fall konnte 
nach der Zusage der Veräußerung der Hansa-Bierbrauerei ausge- 
schlossen werden, daß der Zusammenschluß auf den norwegi- 
schen Biermärkten zur Entstehung einer marktbeherrschenden 
Stellung führen würde. Die Bedenken der Kommission im zweiten 
Fall betrafen in erster Linie den Bereich Aerosoldosen. Hier sag- 
ten die beteiligten Unternehmen die Veräußerung von insgesamt 
fünf in verschiedenen Mitgliedstaaten gelegenen Produktions- 
stätten zu. 

Hinsichtlich der Gründung des Gemeinschaftsunternehmens 
Adtranz durch ABB und Daimler-Benz akzeptierte die Kommissi- 
on zur Abwendung einer Untersagung die Zusage, die Kiepe 
Elektrik GmbH, Düsseldorf, an einen Erwerber außerhalb des 
Duopols von Siemens und Adtranz zu verkaufen. Weil Kiepe 
durch die Veräußerung als von den Parteien und Siemens selb- 
ständiger Elektrikanbieter - und als Kooperationspartner für reine 
Mechanikanbieter - im Bereich der Schienenfahrzeuge für den 
Nahverkehr erhalten bleibe, sah die Kommission auch für die Zu- 
kunft eine Möglichkeit für wettbewerblich erfolgreiche Angebote 
bei Schienenfahrzeugen des Nahverkehrs gegen die Parteien und 
Siemens. Zwar handelt es sich hier um eine grundsätzlich geeig- 
nete Strukturzusage, das Bundeskartellamt bezweifelt jedoch im 
Hinblick auf das im Vergleich zu den Beteiligten geringe wettbe- 
werbliche Potential von Kiepe (Jahresumsatz 100 Mio. DM) und 
insbesondere dessen begrenzte Produktionskapazitäten, ob diese 
Zusage tatsächlich ausreicht, um die Verhaltensspielräume der 
Beteiligten hinreichend zu begrenzen. 

Die Kommission hat andererseits im Berichtszeitraum in einigen 
Fällen auch Verhaltenszusagen sowie unverbindliche Zusagen 
entgegengenommen, die nicht durch eine Auflage in der Ent- 
scheidung abgesichert waren. Allerdings waren die Zusagen in 
diesen Fällen nicht Voraussetzung für die Freigabe der Fusions- 
vorhaben. Verhaltenszusagen sind nach übereinstimmender Auf- 
fassung von Bundeskartellamt und Kommission nicht geeignet, 
die wettbewerblichen Probleme eines Zusammenschlusses zu be- 
seitigen. Daher ist für solche Zusagen im Rahmen der auf die Auf- 
rechterhaltung wettbewerblicher Marktstrukturen bezogenen Fu- 
sionskontrolle kein Raum. In den Fällen Mercedes-Benz/Kässboh- 
rer und Siemens/Italtel hatte die Kommission Erklärungen der 
Parteien, die sich auf deren zukünftiges Marktverhalten beziehen, 
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„zur Kenntnis genommen". Daimler-Benz versprach die Belief e- 
rung von Wettbewerbern mit Mercedes-Benz-Omnibusmotoren 
auf diskriminierungsfreier Basis und sicherte zu, daß ausländische 
Omnibuswettbewerber mit den deutschen Vertriebs- und Service- 
Partnern von Kässbohrer dauerhafte vertragliche Beziehungen 
aufnehmen könnten. Im Fall Siemens/Italtel versprach STET, die 
Mutter von Italtel, auf die Einkaufspolitik der von ihr ebenfalls 
kontrollierten italienischen Telecom keinen Einfluß zu nehmen. 

Die Kommission hat im Fall Shell/Montecatini erstmals eine Zusa- 
genvereinbarung aufgehoben. Die Auflagen zum Polypropylen- 
Geschäft hatten ihre Bedeutung verloren, nachdem Shell sich im 
Rahmen einer von der Federal Trade Commission (USA) vorge- 
nommenen Prüfung des Zusammenschlusses dazu verpflichtet 
hatte, seine gesamten Aktivitäten im Bereich der Polypropylen- 
Technologie zu veräußern. 

Im Berichtszeitraum wurden in vier Fällen vom Bundeskartellamt 
und in jeweils einem Fall von der britischen bzw. der italienischen 
Wettbewerbsbehörde Verweisungsanträge nach Artikel 9 FKVO 
gestellt. Die Fälle RWE/Thyssen gas (Entscheidung vom 25. No- 
vember 1996, IV/M.713) und Bayemwerk/Isarwerke (Entschei- 
dung vom 25. November 1996, IV/M.808) wurden von der Kom- 
mission an das Bundeskartellamt, der Fall Gehe/Lloyds (Entschei- 
dung vom 22. März 1995, IV/M.716) an das Office for Fair Trading 
verwiesen. Hinsichtlich der beiden erstgenannten Zusammen- 
schlußvorhaben im Bereich der deutschen Gas- und Stromwirt- 
schaft (S. 117) ist die Kommission der Auffassung des Bundeskar- 
tellamtes gefolgt, daß es sich bei den Energiemärkten in Deutsch- 
land um regionale Märkte handele und in beiden Fällen die Ent- 
stehung oder Verstärkung von marktbeherrschenden Stellungen 
auf verschiedenen Versorgungsstufen drohe. Darüber hinaus war 
es nach Ansicht von Bundeskartellamt und Kommission zumin- 
dest fraglich, ob es sich bei den jeweils betroffenen Märkten um 
wesentliche Teile des gemeinsamen Marktes im Sinne von Arti- 
kel 2 Abs. 2 und 3 FKVO handelt. Das Bundeskartellamt hat im- 
mer die Auffassung vertreten, daß in Fällen, die keinen wesentli- 
chen Teil des gemeinsamen Marktes betreffen, eine Verweisung 
zu erfolgen hat, da die Kommission hier keine materielle Untersa- 
gungsbefugnis besitzt. 

Der an die britische Wettbewerbsbehörde verwiesene Fall Gehe/ 
Lloyds betraf einen Zusammenschluß im Bereich Apotheken und 
Pharmagroßhandel in Großbritannien. Die Besonderheit lag hier 
darin, daß Gehe und Unichem konkurrierende Übemahmeange- 
bote für Lloyds abgegeben hatten, für den Zusammenschluß Uni- 
chem/Lloyds jedoch die britischen Behörden zuständig waren. 
Die Verweisung durch die Kommission wurde unter anderem da- 
mit begründet, daß so beide Fälle von der gleichen Wettbewerbs- 
behörde geprüft werden konnten. In zwei weiteren Fällen - 
Strabag/Stuag/Bank Austria (Entscheidung vom 15. Januar 1996, 
IV/M.660) und Generali/Unicredito (Entscheidung vom 25. März 
1996, IV/M.711) - blieben Verweisungsanträge der deutschen 
bzw. italienischen Wettbewerbsbehörde ohne Entscheidung, da 
die Kommission der von den nationalen Behörden ebenfalls vor- 
getragenen Auffassung folgte, die geplanten Gemeinschaftsun- 
ternehmen seien kooperativer Natur und gemäß Artikel 6 Abs. 1 
Buchst, a FKVO entschied, daß die Fälle nicht unter die Fusions- 
kontrollverordnung fallen. Im letzten der sechs Fälle - ABB/Daim- 
ler-Benz - folgte die Kommission zwar der Argumentation des 
Bundeskartellamtes, daß sich der Zusammenschluß im Bereich 
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der Schienenverkehrsfahrzeuge und Bahnanlagen hauptsächlich 
in Deutschland auswirke und auch wettbewerbliche Bedenken 
hervorrufe, prüfte den Zusammenschluß jedoch selbst und gab 
ihn letztlich unter Auflagen frei. 

Auch wenn die Zahl der Verweisungen durch die Kommission im 
Berichtszeitraum gestiegen ist, läßt dies noch nicht unbedingt 
eine im Lichte des Subsidiaritätsprinzips sachgerechte Verwei- 
sungspolitik der Kommission erkennen. Alle verwiesenen Fälle 
betrafen regionale oder lokale Märkte, in denen bei Nichtverwei- 
sung stets die Gefahr besteht, daß der Fall von der Kommission 
selbst nicht untersagt werden kann, da möglicherweise kein 
wesentlicher Teil des gemeinsamen Marktes betroffen ist. 

In den Untersagungsfällen RTL/Veronica/Endemol und Kesko/ 
Tuko ist die Kommission aufgrund von Verweisungsanträgen der 
niederländischen bzw. der finnischen Behörden nach Artikel 22 
FKVO tätig geworden. Auf einen weiteren niederländischen Ver- 
weisungsantrag hin (Blokker/Toys ,R' Us: Spielzeughandel in den 
Niederlanden) hat die Kommission kein Verfahren eröffnet, nach- 
dem sich herausgestellt hat, daß noch kein bindender Vertrag im 
Sinne von Artikel 4 Abs. 1 FKVO zwischen den beteiligten Unter- 
nehmen vorlag. 

Kurz nach Beginn des Berichtszeitraums trat die Bekanntma- 
chung der Kommission zum Zusammenschlußbegriff in Kraft 
(Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 62f.). Die Entscheidungspraxis im 
Berichtszeitraum führte zu einer Konkretisierung verschiedener 
Einzelregelungen der Bekanntmachung zur alleinigen und ge- 
meinsamen Kontrolle. 

In Anwendung von Ziff. 14 der Bekanntmachung geht die Kom- 
mission bei einer „qualifizierten Minderheit" von einer alleinigen 
Kontrolle aus. Dies betrifft unter anderem die Fälle, in denen sich 
die übrigen Anteile in Streubesitz befinden und der Minderheits- 
gesellschafter unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Prä- 
senz auf den letzten Hauptversammlungen damit rechnen kann, 
dort auch zukünftig über eine Mehrheit zu verfügen (Jefferson 
Smurfit Group plc/Munksjo AB, Entscheidung vom 31. Juli 1995, 
IV/M.613 - Anteilserwerb von 29,04 %). 

Zu Recht lehnt die Kommission gemäß Ziff. 38 der Bekanntma- 
chung die Begründung gemeinsamer Kontrolle ab, wenn diese 
nur während einer dreijährigen Anlaufzeit besteht und anschlie- 
ßend ein Gesellschafter die alleinige Kontrolle übernimmt (Alba- 
com, Entscheidung vom 15. September 1995, IV/M. 604). 

Problematisch, wenn auch von der Bekanntmachung formal ge- 
deckt, erscheint es, wenn die Kommission eine gemeinsame Kon- 
trolle annimmt, obwohl die Kapital- und Stimmrechtsanteile stark 
disparitätisch verteilt sind. Es genügt der Kommission, wenn der 
Minderheitsgesellschafter über Vetorechte in strategisch wichti- 
gen Entscheidungsfeldem (Besetzung der Unternehmensleitung, 
Budget, Geschäftsplan, größere Investitionen) verfügt. Dabei han- 
delt es sich zwar um nachprüfbare Kriterien, die Kommission stellt 
aber allein auf die rechtliche Ausgestaltung ab, ohne besondere 
faktische Umstände näher zu würdigen. Dies gilt auch, wenn eine 
der Muttergesellschaften die industrielle Führerschaft übernimmt. 
So wurde im Fall der Privatisierung der Buna SOW Leuna Olefin- 
verbund GmbH eine Mitkontrolle der Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) angenommen, die nur 
20 % neben dem eigentlichen Erwerber, dem US-amerikanischen 
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Dow Chemical-Konzem, hielt (Dow/Buna, Entscheidung vom 
4. Juli 1995, IV/M.591). Diese Praxis birgt die Gefahr, daß die 
beteiligten Unternehmen über die formale Begründung gemein- 
samer Kontrolle die Umsatzschwellen der Fusionskontrollverord- 
nung zu erreichen suchen. In den Fällen disparitätischer Gemein- 
schaftsunternehmen bedarf es deshalb stets einer Prüfung aller 
rechtlichen und tatsächlichen Umstände des Einzelfalles. 

In mehreren Entscheidungen im Berichtszeitraum spielte das 
Letztentscheidungsrecht einer von mehreren Muttergesellschaf- 
ten eine Rolle (Ziff. 37 der Bekanntmachung). Im Fall SBG/Ren- 
tenanstalt (Entscheidung vom 20. Dezember 1995, IV/M.650) ver- 
neinte die Kommission deshalb die gemeinsame Kontrolle. Eine 
der beiden Muttergesellschaften stellte drei von fünf Mitgliedern 
des Verwaltungsrates, der mit wichtigen Untemehmensentschei- 
dungen einschließlich der Ernennung der Geschäftsführer betraut 
war. Sie konnte daher die Geschäftspolitik allein bestimmen. 
Im Fall Siemens/Lagardere (Entscheidung vom 8. Februar 1996, 
IV/M.685) bejahte die Kommission dagegen gemeinsame Kontrol- 
le, obwohl Siemens in dem F&E -Komitee ein Letztentscheidungs- 
recht besaß und das Gemeinschaftsunternehmen auf Hochtech- 
nologiemärkten tätig sein sollte (vergleiche Ziff. 28 der Bekannt- 
machung). Nach Ansicht der Kommission betrafen die Entschei- 
dungen des F&E-Komitees lediglich einen geringen Umsatzanteil 
des Gemeinschaftsunternehmens, und der Forschungs- und Ent- 
wicklungs-Plan bedurfte der Billigung durch den paritätisch be- 
setzten Aufsichtsrat (Supervisory Committee). 

Es ist zu begrüßen, wenn die Kommission in Fällen, in denen 
wechselnde Mehrheiten zwischen den Muttergesellschaften auf- 
treten können, eine gemeinsame Kontrolle verneint (Channel 
Five, Entscheidung vom 22. Dezember 1995, IV/M.673). Eine fak- 
tische gemeinsame Kontrolle trotz der Möglichkeit wechselnder 
Mehrheiten hat die Kommission dagegen in der Untersagungs- 
entscheidung RTL/Veronica/Endemol angenommen. Hier wurde 
eine starke Interessengemeinschaft aller Gesellschafter bejaht, da 
alle Gründeruntemehmen lebenswichtige Beiträge für den Be- 
trieb des Gemeinschaftsunternehmens leisteten (Ziff. 32 und 34 
der Bekanntmachung). 

Seit Beginn des Berichtszeitraums orientiert sich die Kommission 
bei der Prüfung von Gemeinschaftsunternehmen (Artikel 3 Abs. 2 
FKVO) an ihrer geänderten Bekanntmachung über die Unterschei- 
dung zwischen konzentrativen und kooperativen Gemeinschafts- 
unternehmen vom 31. Dezember 1994 (Tätigkeitsbericht 1993/ 
1994, S. 64 ff.). Zu einer gerichtlichen Überprüfung der durch die 
Bekanntmachung erfolgten Ausdehnung des Anwendungsbe- 
reichs der Fusionskontrollverordnung ist es bislang nicht gekom- 
men. Über eine insoweit einschlägige Klage des Wettbewerbers 
Union Carbide gegen die Freigabeentscheidung der Kommission 
im Fall Shell/Montecatini wurde noch nicht entschieden. 

Im Berichtszeitraum sind einige Kriterien der Bekanntmachung 
durch Entscheidungen konkretisiert worden. So sah die Kommis- 
sion die dauerhafte Erfüllung aller Funktionen einer selbständi- 
gen wirtschaftlichen Einheit in zwei Fällen als nicht gegeben, in 
denen das Gemeinschaftsunternehmen über keine hinreichenden 
eigenen Ressourcen verfügte und das erklärte Ziel bestand, 
das Unternehmen innerhalb von drei Jahren wieder aufzulösen 
(Teneo/Merrill Lynch/Bankers Trust, Entscheidung vom 15. April 
1996, IV/M.722) bzw. das Gemeinschaftsunternehmen nur als 
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Verkaufsagent der Muttergesellschaften tätig werden sollte (ATR/ 
BAe r Entscheidung vom 27. Juli 1995, IV/M.551). 

Bedeutende Zulieferungen oder Abnahmemengen der Gründer- 
untemehmen stehen der Vollfunktionsfähigkeit des Gemein- 
schaftsunternehmens nicht entgegen. Im Fall Hoogovens/Klöck- 
ner & Co. (Entscheidung vom 11. April 1995, IV/M.578) war eine 
Zulieferung von über 60 % des vom Gemeinschaftsunternehmen 
auf dem Handelsmarkt abgesetzten Aluminiums von einer Mutter 
unerheblich, da diese Menge nur 5% des Gesamtumsatzes des 
Gemeinschaftsunternehmens ausmachte. Ein Gemeinschaftsun- 
ternehmen im Verpackungsbereich wurde als vollfunktionsfähig 
angesehen, obwohl es von einer Gründergesellschaft 50% eines 
benötigten Vorproduktes beziehen sollte. Die eigene Wertschöp- 
fung bei der Weiterverarbeitung zu flexiblen Verpackungsmate- 
riahen sei jedoch vergleichsweise bedeutend. Bei Zusammen- 
schlüssen auf entstehenden bzw. noch nicht ausgereiften Märkten 
bejahte die Kommission die Vollfunktionsfähigkeit, da die jeweili- 
gen Gemeinschaftsunternehmen zwar zum Zeitpunkt des Zusam- 
menschlusses ihre Produkte überwiegend oder ausschließlich an 
eine oder mehrere Gründer lieferten, jedoch die Absicht hatten, 
den Lieferanten an Dritte erheblich zu steigern (EDS/Lufthansa, 
Entscheidung vom 11. Mai 1995, IV/M.560: Informationstechnolo- 
gie-Dienstleistungen im Luftfrachtverkehr; Nokia/ Autoliv, Ent- 
scheidung vom 5. Februar 1996, IV/M.686: Halbleiter auf Gallium- 
Arsenid-Basis). 

Unschädlich für die Vollfunktionsfähigkeit eines Gemeinschafts- 
unternehmens ist es nach Auffassung der Kommission, wenn der 
Vertrieb von den Muttergesellschaften durchgeführt wird, solan- 
ge dies im Namen und auf Rechnung des GU geschieht (CLT/Dis- 
ney/Super RTL, Entsch. vom 17. Mai 1995, IV/M.566; Melitta/ 
Dow, Entsch. vom 25. Juli 1996, IV/M.734; BP/Mobil, Entschei- 
dung vom 7. August 1996, IV/M.727). Im Fall Nordic Satellite 
Distribution sollte der Vertrieb aller Fernsehprogramme des Ge- 
meinschaftsunternehmens zwar über die Mütter oder deren Toch- 
tergesellschaften abgewickelt werden, diese Verträge sollten je- 
doch später auf das Gemeinschaftsunternehmen übergehen. Da 
das Gemeinschaftsunternehmen zudem die erforderlichen Satelli- 
tentransponderkapazitäten und Satellitennetzleistungen auch nur 
von den Muttergesellschaften anmieten sollte, bestanden von Sei- 
ten des Bundeskartellamtes erhebliche Zweifel an der Vollfunk- 
tionsfähigkeit. 

Die Beurteilung, ob ein Gemeinschaftsunternehmen eine Koordi- 
nierung des Verhaltens der Muttergesellschaften untereinander 
bezweckt oder bewirkt, hängt ganz wesentlich von der Abgren- 
zung des relevanten Marktes und der Bewertung benachbarter 
sachlicher oder räumlicher Märkte ab. In allen Fällen, in denen 
nach dem Zusammenschluß nur eine Mutter auf dem Markt des 
Gemeinschaftsunternehmens tätig bleibt, geht die Kommission 
grundsätzlich vom konzentrativen Charakter des Gemeinschafts- 
unternehmen aus. Ist ein weiteres Gründungsuntemehmen zu- 
mindest als potentieller Wettbewerber anzusehen, genügt der 
Kommission ein vertragliches Wettbewerbsverbot, um Koordinie- 
rungsrisiken auszuschließen (Alfred C. Toepfer/Champagne 
Cereales, Entscheidung vom 6. April 1995, IV/M.557; CLT/Dis- 
ney/Super RTL; Babcock/Siemens/Railcare, Entscheidung vom 
30. Juni 1995, IV/M.542). Im Fall Strabag/Stuag/Bank Austria 
blieb nach Meinung der Kommission neben Strabag auch die 
Bank Austria über das ihr gehörende Bauuntemehmen WIBEBA 
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auf den gleichen räumlichen und sachlichen Märkten für Baulei- 
stungen tätig, weshalb der Zusammenschluß zu Recht als koope- 
rativ eingestuft wurde. 

In zwei Fällen zu digitalen Mobilfunknetzen in bestimmten Mit- 
gliedstaaten bejahte die Kommission ein Koordinierungsrisiko 
zwischen den Gründern, die zum überwiegenden Teil Telekom- 
munikationsuntemehmen mit Aktivitäten in verschiedenen Mit- 
gliedstaaten sind (Omnitel, Entscheidung vom 27. März 1995, 
IV/M.538; Unisource/Telefönica, Entscheidung vom 6. November 
1995, IV/M.544). Die Märkte für Mobilfunkaktivitäten seien zwar 
derzeit noch als nationale Märkte anzusehen, würden sich jedoch 
angesichts der grundsätzlichen Öffnung der Telekommunika- 
tionsmärkte und der technischen Möglichkeit des Wettbewerbs 
zwischen Mobilfunkanbietem in verschiedenen Mitgliedstaaten 
in absehbarer Zukunft zu einem gemeinschaftsweiten Markt ent- 
wickeln. 

Gemäß Ziff. 20 der Bekanntmachung ist ein Koordinierungsrisiko 
zu vernachlässigen, wenn die kooperativen Elemente gemessen 
an dem Vorhaben insgesamt nur von geringer wirtschaftlicher Be- 
deutung sind. Als einen solchen Bagatellfall qualifizierte die Kom- 
mission den Zusammenschluß Bayer/Hüls (Entscheidung vom 
3. Juli 1996, IV/M.751). Die beiden Unternehmen beabsichtigten 
die Zusammenlegung ihrer Latex-Aktivitäten in einem Gemein- 
schaftsunternehmen und die Beibehaltung ihrer jeweiligen Pro- 
duktion des Latex- Vorprodukts Butadien. Angesichts des beträch- 
lichen Wertschöpfungsanteils des Gemeinschaftsunternehmens 
seien trotz des EU-weiten gemeinsamen Marktanteils von Bayer 
und Hüls auf dem Handelsmarkt für Butadien von über 10% nur 
minimale ,spill-over'-Wirkungen aus einer möglichen Koordinie- 
rung des Wettbewerbsverhaltens der Mütter zu erwarten. Im Fall 
Hoogovens/Klöckner & Co. wurde ein Koordinierungsrisiko auf- 
grund räumlich benachbarter Aktivitäten der Mütter in Belgien 
und Deutschland und des Gemeinschaftsunternehmens in den 
Niederlanden bei der Lagerhaltung von Aluminium und Stahl be- 
jaht. 


9.5 Zusammenarbeit mit der Kommission 

Die Beratenden Ausschüsse für Kartell- und Monopolfragen 
und für die Kontrolle von Untemehmenszusammenschlüssen 
sind im Berichtszeitraum zu insgesamt 29 Sitzungen zusam- 
mengetroffen, in denen sie Stellungnahmen zu Entscheidungs- 
entwürfen der Kommission abgegeben haben. Davon betrafen 
16 Sitzungen Fusionsfälle. Weiterhin haben 7 Expertensitzungen 
stattgefunden, unter anderem zur Änderung der Gruppenfrei- 
stellungsverordnung Kfz-Vertrieb und der Fusionskontrollver- 
ordnung, zur neuen Gruppenfreistellungsverordnung über Ver- 
einbarungen zum Technologietransfer und zur sogenannten Kron- 
zeugenregelung. Der jährliche Gedankenaustausch über allge- 
meine wettbewerbspolitische Fragen zwischen der Kommission 
und den Leitern der nationalen Kartellbehörden ist auch im Be- 
richtszeitraum fortgesetzt worden. Beamte des Bundeskartellam- 
tes haben an insgesamt 21 Anhörungen, davon 13 in Fusionsfäl- 
len, teilgenommen und die Ermittlungstätigkeit der Kommission 
durch die Mitwirkung an 7 Nachprüfungen in Deutschland unter- 
stützt. 
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9.6 Sonstige internationale Zusammenarbeit 

OECD Im Berichtszeitraum haben das Bundesministerium für Wirtschaft 
und das Bundeskartellamt an fünf Sitzungen des OECD-Aus- 
schusses für Wettbewerbsrecht und Wettbewerbspolitik teil- 
genommen sowie in allen Arbeitsgruppen des Ausschusses mit- 
gewirkt. Der Ausschuß widmete sich vor allem der Erörterung der 
wettbewerbsrechtlichen und -politischen Entwicklungen in den 
OECD-Mitgliedsländem sowie der Behandlung konkreter wett- 
bewerbsrechtlicher Fragestellungen. Als für den Erfahrungsaus- 
tausch besonders nützlich hat sich dabei die Durchführung von 
sogenannten „roundtable" - Gesprächen auf der Grundlage von 
schriftlichen Beiträgen der Mitgliedstaaten erwiesen. In dieser 
Gesprächsform diskutierte der Ausschuß die folgenden Themen: 

- Wettbewerbspolitik und Umwelt, 

- Sanierungsfusionen („failing firm defence"), 

- Wettbewerb in der Film- und Femsehwirtschaft, 

- Wettbewerbspolitik und Effizienzerwägungen in horizontalen 
Vereinbarungen, 

- Mißbrauch marktbeherrschender Stellungen, Monopole und 
ähnliche rechtliche Konzepte, 

- Kriterien für die Freistellung kleinerer und mittlerer Unterneh- 
men vom Kartellverbot, 

- Wettbewerbspolitik in Hochtechnologiemärkten, 

- Wettbewerb und Sportrechte. 

Ferner führte der Ausschuß ein Seminar zu dem Thema „Wettbe- 
werbsrecht und gerichtliche Kontrolle 11 durch. An dieser Veran- 
staltung beteiligten sich Richter und Richterinnen aus elf Ländern 
sowie Vertreter des Europäischen Gerichtshofs. 

In den Berichtszeitraum fiel zudem die Fertigstellung einer Studie 
über die Anwendungsbereiche nationaler Wettbewerbsgesetzge- 
bungen (sogenannte „Hawk study") sowie eines gemeinsam mit 
dem OECD - Handelsausschuß erstellten Berichts über das Ver- 
hältnis von Handel und Wettbewerb 6 ) . 

Wettbewerb und Die inzwischen abgeschlossene Studie über die Beziehungen von 
internationaler Wettbewerb und Antidumping (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 69) 
Handel war ^ Berichtszeitraum weiterhin Gegenstand ausführlicher und 
kontroverser Diskussionen. Eine Veröffentlichung der Studie 
durch die OECD ist bisher vor allem am Widerstand der USA ge- 
scheitert. 

Mit dem Ziel, den gesamten Bereich „Handel und Wettbewerb" 
zukünftig effektiver zu bearbeiten, ist ein gemeinsames Gremium 
von Handels- und Wettbewerbsvertretem („Joint Group on Trade 
and Competition") gebildet worden. Das Gremium hat Ende 1996 
seine Arbeit aufgenommen. 

Wettbewerb und Die Arbeitsgruppe für Wettbewerb und Regulierung befaßte sich 
Regulierung mit den wettbewerblichen und aufsichtsrechtlichen Problemen in 
(de)regulierten Sektoren. Dazu führte sie „roundtable"-Gesprä- 
che über das Konzept der wesentlichen Einrichtungen („essential 
facilities"), sowie den Wettbewerb im Telekommunikations- und 
Elektrizitätssektor durch. 

6 ) „Strengthening the Coherence between TYade and Competition Polides", OECD 
Paris 1996 
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Im Rahmen ihrer Beschäftigung mit Einzelaspekten der Zusam- 
menarbeit zwischen Wettbewerbsbehörden widmete sich die 
Arbeitsgruppe für internationale Kooperation insbesondere der 
Frage des Austauschs vertraulicher Daten. Die Bestandsaufnahme 
der nationalen Regelungen verdeutlichte, daß teilweise sehr 
strenge Schutzvorschriften einem stärkeren Datenaustausch der- 
zeit enge Grenzen setzen. Die Arbeitsgruppe hat die „OECD- 
Ratsempfehlung von 1986 über die Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet wettbewerbsbeschränkender 
Praktiken mit Auswirkung auf den internationalen Handel" über- 
prüft. Unter Berücksichtigung der bisherigen Anwendungspraxis 
hat sie eine Neufassung der Empfehlung vorgelegt, die inzwi- 
schen vom Ministerrat verabschiedet wurde 7 ). Verbesserungen 
der Funktionsfähigkeit und der Praktikabilität wurden insbeson- 
dere bei den Notifizierungsverfahren und der gegenseitigen Un- 
terrichtung vorgenommen. Hinzugefügt wurde eine Regelung, 
die die Koordinierung von Ermittlungsverfahren soweit nach na- 
tionaler Gesetzgebung zulässig ermöglicht. 

Die Zahl der gegenseitigen Unterrichtungen der OECD-Mit- 
gliedsländer auf der Grundlage der OECD-Ratsempfehlung 
betraf - wie auch in den zurückliegenden Berichtszeiträumen - in 
erster Linie Fusionsverfahren. Die Bundesrepublik Deutschland 
war an insgesamt 54 Unterrichtungen beteiligt. Davon erfolgte in 
21 Fällen die Unterrichtung gleichzeitig nach dem bereits 1976 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den USA ge- 
schlossenen Abkommen über die „Zusammenarbeit in bezug auf 
restriktive Geschäftspraktiken" und in sieben Fällen nach dem 
1984 abgeschlossenen Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreich über die „Zusammenarbeit in bezug 
auf wettbewerbsbeschränkende Praktiken". 

Im Juli 1995 hat die sogenannte Van Miert-Gruppe, ein Kreis un- 
abhängiger Wettbewerbssachverständiger, ihren Bericht „Wett- 
bewerbspolitik in der neuen Handelsordnung: Stärkung der inter- 
nationalen Zusammenarbeit und der internationalen Wettbe- 
werbsregeln" 8 ) vorgelegt. Der Bericht betont die Notwendigkeit 
der Bekämpfung privater wettbewerbsbeschränkender Hand- 
lungsweisen, die bei fortschreitender Liberalisierung und Globa- 
lisierung der Weltwirtschaft anstelle staatlicher Restriktionen ver- 
stärkt den freien Handelsverkehr beeinträchtigen können. 

Als mittelfristig anzustrebendes Ziel empfehlen die Sachverstän- 
digen den Aufbau eines Netzes bilateraler Abkommen zwischen 
der EU und Drittstaaten, wobei dem EU/USA-Kooperationsab- 
kommen 9 ) eine Leitbildfunktion zukommen könnte. Diese Ab- 
kommen sollten insbesondere das „positive comity" -Verfahren 
enthalten, wonach ein von einer Wettbewerbsbeschränkung be- 
troffener Staat unter anderem gehalten ist, vor Einleitung eines ei- 
genen Verfahrens den Staat, in dem die Beschränkung veranlaßt 
worden ist, um Abhilfe zu ersuchen. 

Eine von den Generaldirektoren für Wettbewerb eingesetzte „Ar- 
beitsgruppe zur internationalen Zusammenarbeit" - ein Gremium 
aus Wettbewerbsexperten der EG -Kommission und der Mitglied- 
staaten -, hat einige Vorschläge der Sachverständigen näher 
untersucht. In ihrem Bericht befürwortet die Arbeitsgruppe den 
Abschluß eines „second generation agreements" der EU mit den 
USA. Zur Einschränkung der extraterritorialen Anwendung des 


7 ) C (95) 130 final 

8 ) KOM (95) 359 endgültig vom 12. Juli 1995 

9 ) ABI. Nr. L 95 vom 27. April 1995, S. 47-50 
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US-Wettbewerbsrechts solle insbesondere eine Regelung zur 
Frage des „who goes first" gefunden werden. Mit den Verhand- 
lungen zwischen der EU und den USA wurde 1996 begonnen. In 
den Beratungen wurde deutlich, daß die Frage des Austausches 
von vertraulichen Daten zwischen Wettbewerbsbehörden noch 
wesentlicher Vorarbeiten (Begriffsdefinition, Reichweite der 
nationalen Rechtsordnungen, Reziprozität und Zweckbindung 
etc.) bedarf. 

Die von der EG -Kommission vorgelegte Mitteilung „Auf dem 
Weg zu einem internationalen Wettbewerbsrecht" 10 ) knüpft im 
Schwerpunkt an die von der „Van Miert-Gruppe" vorgeschlagene 
langfristige Zielsetzung, der Errichtung einer internationalen 
Wettbewerbsbehörde und eines internationalen Wettbewerbsko- 
dex, an. Der Handelsausschuß des Rates hat unter Teilnahme der 
Arbeitsgruppe der Generaldirektoren unter anderem den Vor- 
schlag der Kommission auf gegriffen und die Einsetzung einer Ar- 
beitsgruppe bei der WTO vorgeschlagen. Diese Arbeitsgruppe 
.sollte etwa die Möglichkeit zur Einführung effektiver Wettbe- 
werbsstrukturen in sämtlichen WTO-Staaten sowie die Entwick- 
lung von international gültigen Mindeststandards prüfen. Auf der 
ersten Ministerkonferenz der WTO im Dezember 1996 verständig- 
ten sich die WTO-Mitglieder auf die Einrichtung einer Arbeits- 
gruppe, die zunächst eine Studie zu den Wechselbeziehungen 
zwischen Handel und Wettbewerb erstellen wird. Diese Studie 
könnte dem Allgemeinen Rat in zwei Jahren zur Beurteilung der 
weiteren Behandlung der Thematik durch die WTO dienen. 

UNCTAD Unter der Schirmherrschaft der UNCTAD fand im November 1995 
die dritte Konferenz der Vereinten Nationen zur Begutachtung des 
Kodex multilateral gebilligter Grundsätze und Regeln zur Kontrol- 
le wettbewerbsbeschränkender Geschäftspraktiken statt („Third 
Review Conference" 11 )). Der von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen im Jahr 1980 verabschiedete Wettbewerbsko- 
dex ist das bislang einzige universell anwendbare Instrument auf 
dem Gebiet des Wettbewerbsrechts; seine Regeln sind jedoch 
nicht rechtsverbindlich. In ihrer abschließenden Resolution wür- 
digte die Konferenz insbesondere den positiven Beitrag des Kodex 
zur weltweiten Förderung des Wettbewerbsgedankens und damit 
auch der wirtschaftlichen Entwicklung der Mitgliedstaaten. 

Die UNCTAD-Sachverständigengruppe traf sich im Berichtszeit- 
raum zu einer Sitzung, an der Wettbewerbsexperten aus mehr als 
30 Ländern teilnahmen. Im Mittelpunkt des Treffens standen Dis- 
kussionen über die Probleme bei der Umsetzung des keniani- 
schen Wettbewerbsgesetzes, die wettbewerbsrechtliche Behand- 
lung vertikaler Preisbindungen, die Wettbewerbspolitik hinsicht- 
lich öffentlicher Monopole sowie die Wahrung von Geschäftsge- 
heimnissen in Kartellverfahren. 

internationale Neben der formellen Unterrichtung und Zusammenarbeit auf 

Beratung Basis der OECD -Rats empfehlimg haben sich die sonstigen Kon- 
takte mit Vertretern anderer nationaler Wettbewerbsbehörden 
und -instanzen erweitert. So empfing das Bundeskartellamt bei- 
spielsweise Delegationen aus Frankreich, Japan, Norwegen, Ar- 
gentinien, Ukraine, Volksrepublik China, El Salvador, Weißruß- 
land, Vietnam, Israel, Brasilien, Russische Föderation, Finnland, - 
Großbritannien, Estland, Bulgarien, Lettland, Rumänien, Litauen, 
USA, Korea, Südafrika, Polen, Schweden, Malaysia, Peru, Tsche- 


10 ) KOM (96) 284 endgültig vom 18. Juni 1996 
n ) Conference Report, TD/RBP/CONF. 4/15, Genf 1995 


76 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7900 


chische Republik und Pakistan zu einem Informations- und Erfah- 
rungsaustausch in Wettbewerbsangelegenheiten. Außerdem ha- 
ben Mitarbeiter des Bundeskartellamtes gemeinsam mit Vertre- 
tern der UNCTAD an Wettbewerbsseminaren der Deutschen Stif- 
tung für Internationale Entwicklung (DSE) in Pakistan, Peru und 
Costa Rica und an OECD-Seminaren für Richter aus Transforma- 
tionsländem in Bratislava, Budapest und Istanbul teilgenommen. 
Ferner hat das Bundeskartellamt an OECD-Konferenzen in Ar- 
gentinien und der Ukraine sowie an der von der EG-Kommission 
organisierten „Baltic Booster Conference" für die Wettbewerbsbe- 
hörden der baltischen Staaten mitgewirkt. 

Bereits seit einigen Jahren berät das Bundeskartellamt eine Viel- 
zahl von mittel- und osteuropäischen Ländern sowie einige GUS- 
Staaten in Wettbewerbsangelegenheiten. Die Beratungsleistun- 
gen des Bundeskartellamtes richten sich in erster Linie nach den 
konkreten Wünschen der nachsuchenden Partnerbehörden. Im 
Vordergrund der Beratungen standen anfangs Fragen im Zusam- 
menhang mit der Einführung nationaler Wettbewerbsgesetze und 
dem Aufbau der Wettbewerbsbehörden. Nachdem die meisten 
Staaten in den vergangenen Jahren erste Erfahrungen gesammelt 
haben, hegt der Schwerpunkt inzwischen eher auf praktischen, 
fallbezogenen Anwendungsfragen. 

Da die Wettbewerbsbehörden der Partnerländer mit ihrer Tätigkeit 
allerdings in politische und wirtschaftliche Bedingungen einge- 
bunden sind, die mit denen der Bundesrepublik nicht übereinstim- 
men, kann das Ziel der Beratung nicht die Übertragung des deut- 
schen Modells sein. Vielmehr geht es vor allem um die Darstellung 
der Funktion des Wettbewerbs als wesentliches Steuerungssystem 
und Leitbild marktwirtschaftlicher Ordnung sowie um die Vermitt- 
lung der langjährigen Erf ahmngspraxis des Amtes. 

Gemeinsam mit der Deutschen Stiftung für internationale recht- 
liche Zusammenarbeit e.V. (Bonn) und der ungarischen Wettbe- 
werbsbehörde hat das Bundeskartellamt den „Deutsch-Ungari- 
schen Arbeitskreis zum Wettbewerbs- und Kartellrecht" gegrün- 
det. Dieser Arbeitskreis hat sich im Berichtszeitraum unter ande- 
rem mit Fragen der internationalen Zusammenarbeit, dem Wett- 
bewerb im Telekommunikations- und Energiesektor und mit der 
Novelle des ungarischen Wettbewerbsgesetzes (Gesetz über das 
Verbot des unlauteren Marktverhaltens), insbesondere der Ein- 
führung von Gruppenfreistellungsverordnungen und dem Verbot 
vertikaler Wettbewerbsbeschränkungen befaßt. 

Ferner hat das Bundeskartellamt gemeinsam mit der Zentrale zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs und der Monopolkom- 
mission an einem Informationsprojekt für die bulgarische Wettbe- 
werbsbehörde im Rahmen des Transformprogrammes der Bun- 
desregierung teilgenommen. Dabei haben sich jeweils zwei Mit- 
arbeiter der bulgarischen Wettbewerbsbehörde zu zwei vierzehn- 
tägigen Informationsbesuchen im Bundeskartellamt aufgehalten. 
Im Vordergrund standen die Erörterung des deutschen Kartellver- 
bots und seiner Ausnahmen sowie Auskunfts- und Beweiserhe- 
bungsverfahren. Ein Mitarbeiter aus dem Bundeskartellamt hat 
darüber hinaus die bulgarischen Kollegen vor Ort zu verschiede- 
nen Fragen der dortigen Kartellrechtspraxis beraten. 

Ein weiteres Beratungsprojekt ist mit dem russischen Antimono- 
pol-Komitee begonnen worden. Ende 1996 haben sich erstmals 
zwei Mitarbeiter der russischen Wettbewerbsbehörde eine Woche 
im Bundeskartellamt zur Information aufgehalten. 


Bilaterale Projekte 
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VII. Internationale 
Kartellkonferenz 


Auf dem EU-Gipfeltreffen in Essen 1994 hatten die Regierungs- 
chefs unter anderem beschlossen, in Wettbewerbsangelegenhei- 
ten einen regelmäßigen Informations- und Erfahrungsaustausch 
mit den Mittel- und Osteuropäischen Staaten zu etablieren. Das 
Bundeskartellamt hat sich daher mit den anderen EU-Mitglied- 
staaten an einem schwerpunktmäßig von der EG-Kommission or- 
ganisierten gemeinsamen Projekt beteiligt. Aus den assoziierten 
Staaten und den baltischen Staaten wurde 1995 und 1996 eine 
Gruppe von ca. 40 Vertretern der jeweiligen Wettbewerbsbehör- 
den zunächst zwei Wochen bei der EG-Kommission in Brüssel zu 
verschiedenen wettbewerbsrechtlichen und - politischen Fragen 
informiert. Anschließend wurden die Vertreter in den Wettbe- 
werbsbehörden der Mitgliedstaaten für weitere zwei Wochen be- 
raten. 1995 waren Mitarbeiter aus den Wettbewerbsbehörden 
Bulgariens und der Tschechischen Republik und 1996 Vertreter 
aus Litauen, Lettland und Rumänien zu Gast im Bundeskartellamt. 

Ende Mai 1995 hat das Bundeskartellamt seine VII. Internationale 
Kartellkonferenz veranstaltet, die unter dem Thema „Wettbe- 
werbs- und Industriepolitik in West und Ost: Vorfahrt für den 
Markt?" stand. An der Veranstaltung haben mehr als 200 Teilneh- 
mer aus 37 Nationen, darunter zahlreiche mittel- und osteuropäi- 
sche Transformationsstaaten sowie Vertreter der EU, der OECD 
und der UNCTAD, teilgenommen. 

Das Konferenzthema gab Anlaß, die klassische Frage nach dem 
Verhältnis zwischen Staat und Wirtschaft neu zu diskutieren. Da- 
bei konzentrierte sich die Debatte insbesondere darauf, ob sich 
der Staat auf die Setzung von für die Wirtschaft günstigen Rah- 
menbedingungen beschränken kann oder ob es zur Sicherung 
der Wettbewerbsfähigkeit einer gestaltenden Industriepolitik be- 
darf, die selektiv in die Marktprozesse eingreift. 

In den Vorträgen und den sich anschließenden Diskussionen arti- 
kulierten die Vertreter der Wissenschaft und der Kartellbehörden 
überwiegend ihre Skepsis gegenüber einer Industriepolitik, die 
ausgewählte Produkt- und Verfahrensinnovationen aktiv fördert. 
Die empirische Erfolgsbilanz der Ersetzung des „Entdeckungsver- 
fahrens Wettbewerb" (v. Hayek) durch eine „industriepolitische 
Handsteuerung" sei überwiegend negativ. Untemehmensvertre- 
ter betonten hingegen, daß Industrie- und Wettbewerbspolitik 
nicht wie verfeindete Schwestern gegeneinander gestellt werden 
dürften, zumal außerhalb Deutschlands Industriepolitik bei tech- 
nologischen Schlüsselprodukten Realität sei; eine einseitige indu- 
striepolitische Abstinenz bedeute somit für deutsche Unterneh- 
men einen Wettbewerbsnachteil. 

Auch für die Transformationsstaaten stellt sich das Konferenzthe- 
ma nicht in der Form einer scharfen Alternative. Vorrangig ist zu- 
nächst, die notwendigen Voraussetzungen für funktionierende 
Marktprozesse zu schaffen. Zumindest in dieser Phase des Sy- 
stemumbaus, das heißt der Errichtung einer marktwirtschaftli- 
chen Ordnung, müßten Wettbewerbs- und Industriepolitik als 
komplementäre Instrumente betrachtet werden. 

Das Bundeskartellamt hat wiederum eine Dokumentation aller 
Konferenzbeiträge in deutscher und englischer Sprache veröffent- 
licht 12 ). 


12 ) Interessenten können die Dokumentation zum Selbstkostenpreisvon DM 20,- 
beim Bundeskartellamt beziehen. 
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Zweiter Abschnitt 

Tätigkeitsbericht nach Wirtschaftsbereichen 


Land- und Forstwirtschaft (01/02) 

Das Bundeskartellamt hat einen vom Bundesverband 
Deutscher Pflanzenzüchter e.V. (BDP) konzipierten 
Vertragsentwurf „VO-Vertrag Getreide" nebst „Un- 
ter-VO-Vertrag Getreide" nach Artikel 85 Abs. 1 EG- 
Vertrag wegen einer darin enthaltenen (Mindest-) 
Preisbindungsklausel sowie einer Klausel über Im- 
und Exportverbote für zertifiziertes Getreidesaatgut 
beanstandet. Der BDP hatte zunächst diese Saatge- 
treide-Musterverträge bei der Kommission der Euro- 
päischen Union eingereicht und die Ausstellung ei- 
nes Negativattestes bzw. die Freistellung der Klausel 
nach Artikel 85 Abs. 3 EG-Vertrag beantragt. Die 
Kommission hat verdeutlicht, daß sie diesem Antrag 
nicht entsprechen würde} sie hat die Bearbeitung der 
Anmeldung zwecks Prüfung durch das Bundeskar- 
tellamt ausgesetzt. Dieses hat dann in eigener Zu- 
ständigkeit dem BDP die wesentlichen Gründe mit- 
geteilt, die zu einer Untersagung der Klauseln führen 
könnten. Der BDP hat darauf den „VO-Vertrag Ge- 
treide" um eine weitere Vereinbarung ergänzt, mit 
der die beanstandeten Vertragspassagen außer Kraft 
gesetzt werden. 


Ernährungsgewerbe (15) 

Auch in diesem Berichtszeitraum (vgl. schon Tätig- 
keitsbericht 93/94, S. 104) hat die Einrichtung des eu- 
ropäischen Binnenmarktes bisher nicht zu gravieren- 
den Veränderungen auf den diversen bundesdeut- 
schen Märkten für Nahrungsmittelprodukte geführt. 
Die Nahrungsmittelindustrie zeichnet sich nach wie 
vor durch einen hohen Anteil mittelständischer 
Unternehmen aus. Obwohl die Bundesrepublik 
Deutschland innerhalb der EG als der größte Teil- 
markt mit erheblicher Kaufkraft für viele Unterneh- 
men von großem Interesse ist, hat sich die Präsenz 
ausländischer Unternehmen durch Inlandstöchter 
oder Importe nicht wesentlich verändert. Der bereits 
vor Jahren von Beobachtern erwartete Aufkauf der 
Wettbewerber durch große Konzerne aus dem Aus- 
land ist bisher weitgehend an den Wettbewerbs- 
strukturen der betroffenen Produktmärkte geschei- 
tert. Das rauhe Wettbewerbsklima auf den diversen 
Produktmärkten ist neben der prinzipiellen Offenheit 
der Inlandsmärkte in erheblichem Umfang auch auf 
die stagnierende Konsumnachfrage bei weiterer 
Konzentration des Lebensmittelhandels zurückzu- 
führen. Die Strukturen der betroffenen Märkte stel- 
len hohe Anforderungen an die Leistungsfähigkeit 
der Anbieter, so daß wirtschaftliche Erfolge nicht 
leicht zu erringen sind. Bemerkenswert erscheint da- 
bei der Umstand, daß im Berichtszeitraum auf den 


meisten betroffenen Märkten keine weiteren Kon- 
zentrationsentwicklungen zugunsten großer Kon- 
zerne beobachtet werden konnten und daß auf eini- 
gen Märkten der Markterfolg mittelständischer Un- 
ternehmen größere Konzerne zum Ausstieg aus dem 
betroffenen Markt veranlaßt hat. 


1. Fleisch und Fleischverarbeitung 

Auf dem Schlachthofsektor bestehen weiterhin Pro- 
bleme wegen der regional zwar unterschiedlichen, 
insgesamt aber zu geringen Auslastung der Schlacht- 
kapazitäten (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 106). 
Durch eine von der Bundesregierung in Auftrag ge- 
gebene Bedarfsprognose und öffentliche Investitions- 
hilfen wurden Unternehmen der Schlachtbranche zu 
großzügigen Schlachthofneubauten in den neuen 
Bundesländern und umfassenden Modernisierungen 
vorhandener Standorte ermuntert oder gar aufgefor- 
dert. Diese Kapazitäten sind erheblich am Bedarf 
nach Schlachtdienstleistung vorbei aufgebaut wor- 
den. Wegen der stark zurückgegangenen Tierpro- 
duktion in den neuen Bundesländern, die auch durch 
agrarpolitische Vorgaben mitverursacht wurde, ist 
die Nachfrage nach Schlachtdienstleistungen stark 
zurückgegangen. Nur in wenigen Fällen haben Un- 
ternehmen der Marktsituation Rechnung getragen 
und nennenswerte Kapazitäten aus dem Markt ge- 
nommen, beispielsweise mit den Stillegungen des 
Moksel-Schlachthofes in Neustrelitz und des 
Schlachthofes in Hannover. Hinzu kommt, daß die 
Umsetzung der Frischfleisch-Richtlinie der Europäi- 
schen Kommission in nationales Recht bis Ende 1996 
gedauert hat. Dies hat dazu geführt, daß sich voll 
abgeschriebene alte, nach Hygieneanforderung und 
Leistungsfähigkeit eigentlich nicht wettbewerbs- 
fähige Schlachtstätten nur wegen ihrer günstigeren 
Kostenstruktur weiter am Markt halten konnten und 
die schon vorhandene Überkapazität verstärkt ha- 
ben. Es bleibt abzüwarten, ob nach dem lange erwar- 
teten Umsetzungsakt dieser nun auch zu einer ent- 
sprechend geänderten Genehmigungspraxis führt. 

Im Februar 1996 wurde das Bundeskartellamt in Ge- 
spräche über ein „Strukturkrisenkartell Schlacht- 
höfe" einbezogen, an dem sich unter Federführung 
des deutschen Bauernverbandes und des Deutschen 
Raiffeisenverbandes siebzehn große und mittelstän- 
dische Schlachtuntemehmen beteiligen sollten. Aus 
damaliger Sicht erschien dem Bundeskartellamt die 
Ausgangssituation, die die Erlaubnis eines Struktur- 
krisenkartells ermöglicht - eine Unterauslastung der 
Kapazitäten, die auf einem dauerhaften Rückgang 
der Nachfrage beruht - gegeben. Ob die Erlaubnis- 
voraussetzungen im einzelnen, insbesondere Organi- 
sationsgrad und Abbauplan hätten erfüllt werden 
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können, wurde nicht mehr geprüft. Denn die Kartell- 
pläne scheiterten an branchenintemen Widerstän- 
den. 

Die CG Nordfleisch AG, Hamburg, und die Annuss 
Reisch KG, Niebüll, meldeten fast zeitgleich zu den 
Plänen für ein Strukturkrisenkartell den Zusammen- 
schluß ihrer Unternehmen an. Durch diese Fusion 
hätte die bisher an dritter Stelle der deutschen 
Schlachtuntemehmen stehende genossenschaftliche 
Nordfleisch, deren Schlachtaktivitäten bei der Toch- 
ter NFZ Norddeutsche Reischzentrale GmbH, Ham- 
burg, konzentriert sind, zum größten deutschen 
Schlachtuntemehmen, der A. Moksel AG, Buchloe, 
aufschließen können und die bisher mit rund 990 
Mio. DM Umsatz an fünfter Stelle stehende Annuss- 
Gmppe wäre als Wettbewerber ausgeschieden. Zwar 
hat das Bundeskartellamt den Zusammenschluß auch 
wegen der zu erwartenden wettbewerblichen Situa- 
tion auf einzelnen regionalen Schlachtvieherfas- 
sungsmärkten als problematisch angesehen. Die fusi- 
onsrechtliche Beurteilung und Entscheidung entfiel 
aber schließlich. Zunächst erlaubten die sich hinzie- 
henden Bemühungen zur Vereinbarung eines Struk- 
turkrisenkartells diese Beurteilung nicht. Nachdem 
dann Gläubigerbanken der Annuss-Gruppe für die- 
ses Unternehmen Konkursantrag gestellt hatten, 
wurde nach mehrmaligen Fristverlängerungen An- 
fang Oktober 1996 die Anmeldung des Vorhabens 
zurückgenommen . 

2. Mastgeflügel 

Der Konzentrationsprozeß auf dem Markt für Jung- 
masthühnerfleisch hat sich fortgesetzt. Dieser Markt 
ist seit einigen Jahren geprägt von starkem Wettbe- 
werb bei stagnierendem beziehungsweise leicht 
rückläufigem Marktvolumen. Im Bereich der Froster- 
ware sind im Vergleich zu den Vorjahren zudem Er- 
lösrückgänge zu verzeichnen. Dies hat die Doux S.A. 
bewogen, ihre bisher von der Tochtergesellschaft 
GutsGold Geflügel GmbH & Co. KG, Bad Bentheim, 
betriebenen Hähnchenschlachtbetriebe in Bad Bent- 
heim und Twist zu schließen. Die zu dem Tochter- 
unternehmen gehörenden Hähnchenmästereien und 
eine Eierbrüterei hat die Doux S.A. an die der Loh- 
mann-Wesjohann- Gruppe zuzuordnende Lohmann & 
Co. AG, Cuxhaven, veräußert. Zugleich hat die Loh- 
mann & Co. AG über eine zu diesem Zweck gegrün- 
dete Tochtergesellschaft den Geschäftsbetrieb der 
Wielener Geflügelschlachterei GmbH, Wielen, von 
der Deuka Deutsche Kraftfutterwerke GmbH, über- 
nommen. Durch die Erwerbsvorgänge kann die Loh- 
mann & Co. AG mit einem künftigen Marktanteil von 
rund 22,5 % ihre marktstarke Stellung auf dem Markt 
für Hähnchenfleisch absichem. Auf diesem Markt 
besteht aber weiter wesentlicher Wettbewerb, der 
vor allem durch Importe angeregt und getragen wird. 
Der Anteil der ausländischen Erzeugnisse am gesam- 
ten Hähnchenabsatz betrug 1994 ungefähr 48 %. Beide 
Erwerbsvorgänge winden daher nicht untersagt. 

3. Kartoffelerzeugnisse 

Das Vorhaben der Nestle Deutschland AG, eine 
Mehrheitsbeteiligung an der Nähr-Engel GmbH zu 


erwerben, ist nicht untersagt worden. Durch den Zu- 
sammenschluß wird die Nestle Deutschland vorran- 
gig ihre Marktposition bei Kartoffeltrockenprodukten 
erheblich ausbauen und ihre Produktpalette und Ab- 
satzbereiche aus weiten können. Dabei wird sie hier 
auf die marktführende Pfanni- Werke Otto Eckart KG 
(CPC-Gruppe) auf schließen können, ohne jedoch 
auch nur annähernd deren Marktstellung zu errei- 
chen. Der Markt für Kartoffeltrockenprodukte wird 
damit künftig von einer weitgehend duopolistischen 
Struktur geprägt, wobei von erheblichem strukturell 
gesichertem Wettbewerb zwischen den beiden 
marktstarken Anbietern ausgegangen werden kann. 

4. Molkereierzeugnisse 

Der Konzentrationsprozeß in der Molkereiwirtschaft 
hat sich im vergangenen Berichtszeitraum sowohl 
nach der reinen Zahl der Zusammenschlüsse als auch 
nach deren Bedeutung deutlich verlangsamt. Im Be- 
reich der von der Fusionskontrolle erfaßten Zusam- 
menschlüsse ging die Zahl von 18 auf 12 zurück. Der 
zahlenmäßig größere Teil der Zusammenschlüsse 
vollzog sich bei Molkereien, die nicht der Kontroll- 
pflicht unterliegen, jedoch hat sich auch hier die Zahl 
vermindert. 

Zur Zeit existieren in Deutschland noch etwa 250 
Molkereien. Zwei Drittel dieser Unternehmen verar- 
beiten weniger als 75 Mio. kg, was einem Umsatz 
von weniger als 75 Mio. DM entspricht. 

Von den insgesamt 12 geprüften Zusammenschlüs- 
sen lag ein Schwerpunkt bei genossenschaftsinter- 
nen Verschmelzungen und ein weiterer bei der Über- 
nahme von Molkereien und Käsereien durch auslän- 
dische milchverarbeitende Unternehmen, deren Um- 
satzerlöse die der größten deutschen Molkereien 
zum Teil deutlich übersteigen. 

Als herausragender genossenschaftsintemer Zusam- 
menschluß ist der „Umbau" der zweistufigen Genos- 
senschaft MZO Molkereizentrale Oldenburg-Osna- 
brück-Ostfriesland e.G. in die einstufige Genossen- 
schaft MZO Oldenburg-Botterbloom Milch e.G. zu 
erwähnen. Durch Beschluß der ehemaligen Mit- 
glieder wurden zwei Zentralgenossenschaften (eine 
Absatz- und eine Produktionsgenossenschaft) und 
12 Primärgenossenschaften zu einer einstufigen Ge- 
nossenschaft verschmolzen. Der Zusammenschluß 
konnte freigegeben werden, da sich die Struktur der 
Molkereiwirtschaft im räumlich relevanten Markt 
Weser-Ems nur unwesentlich verändert hat. Hierbei 
winde in Anwendung des Beschlusses des BGH vom 
19. Dezember 1995 - KVR 6/95 - eine Gesamtbe- 
trachtung zugrundegelegt, die unter Berücksichti- 
gung der auf dem relevanten Markt herrschenden 
Wettbewerbsverhältnisse nicht nur die sich aus der 
Verbundklausel des § 23 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 
GWB ergebenden Untemehmensverbindungen, son- 
dern darüber hinaus auch jene Unternehmen berück- 
sichtigt, die gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 2 GWB als mate- 
riell verflochten anzusehen sind. Unter Verflechtun- 
gen in diesem Sinne sind auch andere wirtschaft- 
liche, rechtliche oder personelle Beziehungen zwi- 
schen Unternehmen zu verstehen, ohne daß es dar- 
auf ankommt, ob das eine Unternehmen das andere 
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beherrschen kann. Dies trifft auf das Verhältnis von 
Haupt- zu Primärgenossenschaften zu, 

Ihre Position auf den deutschen Märkten für Butter 
bzw. Käse haben die Unternehmen „The Irish Dairy 
Board Co-operative" und „Groupe Entremont Froma- 
ger Savoyard" durch den Erwerb von Mehrheitsbe- 
teiligungen an Vertriebs- bzw. Produktionsunterneh- 
men verbessern können. 

Durch den Konkurs der März-Gruppe ist auch im 
Molkereibereich ein bedeutender Wettbewerber aus- 
geschieden, dessen Eintritt insbesondere in regionale 
Beschaffungsmärkte für Rohmilch noch im vergange- 
nen Berichtszeitraum als für den Wettbewerb positive 
Bereicherung angesehen wurde. 


5. Mehl 

Im Berichtszeitraum hat von den drei bundesweit 
führenden Mühlen-Konzemen nur der drittstärkste 
Anbieter BM Bäckermühlen AG seine Marktposition 
in Norddeutschland durch den Erwerb der regional 
bedeutenden Gloria -Mühlenwerke Stroh GmbH & 
Co. KG (im folgenden Gloria) weiter verbessert. Da 
die BM Bäckermühlen AG zur gleichen Zeit aber die 
Mühlen in Mannheim (Parkmühlen) und Bietigheim- 
Bissingen zugunsten einer neu zu errichtenden klei- 
neren Mühle in Stuttgart geschlossen hat, wird sich 
bundesweit der Mehlabsatz dieses Konzerns nicht 
verändern. Nach dem Erwerb von Gloria konnte die 
BM Bäckermühlen AG mit vier Mühlen in Nord- 
deutschland ihren Marktanteil dort beim Absatz von 
Weizenmehl an Bäcker und Industriebetriebe auf ca. 
20 % erhöhen und sich damit geringfügig von der VK 
Mühlen AG und dem Werhahn-Konzem absetzen. 
Wesentliche Vorteile im Wettbewerb mit den anderen 
norddeutschen Mühlenuntemehmen sind jedoch auf 
diesem Markt nicht zu erwarten. Addierte Marktan- 
teile in erheblicher Höhe wurden dagegen auf dem 
norddeutschen Vertriebsmarkt für Haushaltsmehl er- 
reicht. Im Jahr 1994 waren die Diamant-Mühle Ham- 
burg GmbH & Co., eine Tochtergesellschaft der BM 
Bäckermühlen AG, und Gloria die beiden führenden 
Anbieter von Haushaltsmehl in Norddeutschland 
und erreichten Marktanteile von mehr als 40%. Das 
Zusammenschlußvorhaben ist aber gleichwohl nicht 
untersagt worden, weil immer noch intensiver Wett- 
bewerb auf diesem Markt zu erwarten ist. So sind die 
Marktanteile der Zusammenschlußbeteiligten im 
Jahr 1995 um 5 bis 6% zurückgegangen, während 
andererseits der Werhahn-Konzem mit der Mühle 
Rüningen AG sowie eine Gmppe leistungsstarker 
mittelständischer Mühlen ihre Marktanteile leicht 
steigern konnten. Gegen die Annahme der Entste- 
hung einer überragenden Marktstellung der Zusam- 
menschlußbeteiligten sprachen die erheblich größe- 
ren Abpack-Kapazitäten der beiden großen Wettbe- 
werber VK Mühlen AG und Werhahn, von denen der 
letztgenannte Konzern erst vor wenigen Jahren mit 
Errichtung einer Abpackanlage in der Mühle Rünin- 
gen erhebliche Anstrengungen zur Erlangung einer 
bedeutenden Marktposition auf diesem Markt unter- 
nommen hatte. In Anbetracht der erheblichen Über- 
kapazitäten der auf diesem Markt tätigen 13 Wettbe- 
werber ist in Norddeutschland auch künftig wesentli- 


cher Wettbewerb zwischen den drei bundesweit füh- 
renden Mühlen-Konzemen zu erwarten. Hierzu trägt 
auch das Verhalten des Lebensmittelhandels bei, der 
in der Regel nur zwei Lieferanten beim Bezug von 
Haushaltsmehl listet. Das gilt vor allem für den mar- 
kenführenden Lebensmittelhandel. In Norddeutsch- 
land sind bisher nur die Haushaltsmehl-Marken 
„Diamant", „Aurora" und „Gloria" vertreten. Mit der 
Vereinigung der Marken „Diamant" und „Gloria" 
unter dem Dach der BM Bäckermühlen AG sind 
überproportionale Umsatzrückgänge bei den Han- 
delsunternehmen zu erwarten, welche bisher beide 
Marken gelistet hatten. 

6. Zucker 

Nach Jahren der Konsolidiemngsbemühungen ha- 
ben die drei Mitglieder des Zuckervertriebskartells 
Nordzucker GmbH & Co. erneut einen Vorstoß zur 
Fusionierung unternommen und erste Informations- 
gespräche beim Bundeskartellamt geführt. Bei einem 
Zusammenschluß der Zuckerverbund Nord AG, der 
Zucker-AG Uelzen-Braunschweig und der Union- 
Zucker Südhannover GmbH würde ein Unterneh- 
men mit ca. 2 Mrd. Umsatz und einem Marktanteil 
von ca. 33% in Deutschland entstehen und damit 
eine weitere Konzentration der Anbieterseite bewir- 
ken. Das Bundeskartellamt wird zu prüfen haben, in- 
wieweit auf den betroffenen räumlich relevanten 
Märkten vor allem in Norddeutschland noch hinrei- 
chende Wettbewerbsalt emativen gegenüber diesem 
neuen Anbieter vorhanden sein werden. Vordring- 
liche Aufgabe der Fusionskontrolle und damit des 
Bundeskartellamtes auf den von der EG reglemen- 
tierten Nahrungsmittelmärkten ist, auf diesen Märk- 
ten wettbewerbliche Optionen zu erhalten. Bei Weg- 
fall der Europäischen Zuckermarktordnung müssen 
noch Marktstrukturen bestehen, die leistungsfähigen 
Unternehmen Wettbewerb möglich machen. 

7. Heimtiernahrung 

Das Bundeskartellamt hat gegen die Effem GmbH, 
den führenden Hersteller industriell gefertigter Heim- 
tiemahrung, eine Geldbuße in Höhe von 75 000 DM 
festgesetzt. Das Unternehmen hat in den sogenann- 
ten Jahresgesprächen 1995 wirtschaftlichen Druck 
auf seine Abnehmer ausgeübt, um sie zur Einhaltung 
von zuvor empfohlenen Ober- und/oder Untergren- 
zen bei der Festsetzung ihrer Wiederverkaufspreise 
zu veranlassen. Dabei hat das Unternehmen bei Ein- 
haltung des empfohlenen Preisrahmens einen zu- 
sätzlichen Rabatt angekündigt und für den Fall der 
Nichteinhaltung mit dem Fortfall eines Aktionsrabat- 
tes gedroht. Damit ist in unzulässiger Weise Druck 
zur Einhaltung einer auch nicht als unverbindlich ge- 
kennzeichneten Preisempfehlung ausgeübt worden. 
Der Bußgeldbescheid ist rechtskräftig geworden. 

8. Süßgebäck 

Mit dem Erwerb des Geschäftsbereichs „süße Dauer- 
backwaren" der Carl Brandt Zwieback-Gebäck- 
Schokoladen Vertriebsgesellschaft GmbH & Co. KG 
hat Bahlsen seine marktführende Position beim Ver- 
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trieb von Süßgebäck (ohne Saisonartikel) weiter aus- 
gebaut. Obwohl Bahlsen nunmehr Marktanteile zwi- 
schen 25 und 30% und in etwa den gleichen Umsatz 
wie die drei nächstgrößten Wettbewerber zusammen 
erreicht, ist die Entstehung oder Verstärkung einer 
überragenden Marktstellung im Sinne des § 22 
Abs. 2 Nr. 1 nicht zu erwarten. Der Markt für süßes 
Jahresgebäck ist seit Jahren neben der starken Posi- 
tion von Bahlsen durch die Existenz zahlreicher mit- 
telständischer Anbieter und relativ niedrige Markt- 
zutrittsschranken geprägt. Die Marktstruktur er- 
scheint auch nach Erwerb des sechstgrößten Anbie- 
ters durch den Marktführer noch nicht gefährdet. 
Zwar entfielen auf zehn der mehr als 80 inländischen 
Anbieter in , den Jahren 1994 und 1995 81,5% bzw. 
85,2% des Marktvolumens. Doch sind neben Bahlsen 
auch noch andere große Konzerne wie die Danone 
AG mit der GBG GmbH, Campbell Ltd. mit Biscuits 
Delacre S.A., Hillsdown Ltd. mit hig Hubert Hage- 
mann GmbH & Co. KG und Südzucker AG mit der 
Schöller KG vertreten. Diese Unternehmen vereinig- 
ten in diesem Zeitraum 50,5 bzw. 55,4 % des Markt- 
volumens auf sich. Auf einen weiteren Kreis lei- 
stungsstarker mittelständischer Anbieter entfielen im 
Jahr 1994 ca. 25% des Marktvolumens. Der Rück- 
gang auf 21% im Folgejahr beruht auf dem Aus- 
scheiden von Brandt aus diesem Markt. Die rest- 
lichen 25 % entfielen auf alle übrigen Anbieter, von 
denen der größte Teil ausschließlich auf diesem 
Markt tätig ist. Auf dem hier betroffenen Markt für 
süßes Jahresgebäck beträgt der Anteil der Importe 
ca. 30%. Die Vorteile des Bahlsen-Konzems mit be- 
kannten Marken und erheblichen Produktionskapa- 
zitäten sind in Anbetracht dieser Marktstruktur nicht 
so hoch bewertet worden, daß aufgrund des Zusam- 
menschlusses nachhaltige Entmutigungseffekte für 
die Wettbewerber erwartet worden wären. Bei der 
Prognose über die künftige Marktentwicklung ist 
auch der hohe Anteil von markenloser Ware am Ge- 
samtverbrauch und das nicht allzu große technische 
Know-how bei der Produktion derartiger Waren be- 
rücksichtigt worden. 

Das Bundeskartellamt hat gegen die Schwartauer 
Werke GmbH & Co., Bad Schwartau, und gegen den 
Geschäftsführer der Komplementärin des Unterneh- 
mens Geldbußen in Höhe von insgesamt 30000 DM 
verhängt. 

Die Schwartauer Werke GmbH & Co. hatten auf die 
Drogeriemarktkette dm Druck ausgeübt, um sie zur 
Einhaltung ihrer unverbindlichen Preisempfehlun- 
gen bei Müsli-Riegeln zu veranlassen und damit ord- 
nungswidrig im Sinne des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen gehandelt. 


9. Diabetiker-Produkte 

Auf dem Gesamtmarkt sowie den betroffenen Einzel- 
märkten für Diabetiker-Produkte hat in den letzten 

beiden Jahren zwar eine erhebliche Konzentration 
auf zwei führende Anbieter stattgefunden. In beiden 
vom Bundeskartellamt geprüften Erwerbsfällen hat- 
ten sich aber größere Konzerne aus diesen Märkten 
zurückgezogen. Der Erwerb des Geschäftsbereichs 
„Sionon" der Bayer AG, durch die Krüger GmbH & 


Co. KG (im folgenden Krüger), die nach Ansicht des 
Bundeskartellamtes von dem Unternehmer Willibald 
Krüger und der Pfeifer & Langen Industrie-Handels 
KG gemeinsam beherrscht wird, ist trotz erheblicher 
Marktanteüe der Zusammenschlußbeteiügten auf ei- 
nigen Teilmärkten nicht untersagt worden. „Sionon" 
ist nach „Schneekoppe 9 * 11 die bekannteste Dachmarke 
für Diabetiker-Artikel im gehobenen Preisniveau, 
während die Krüger-Marke „Flarom" das untere 
Preissegment abdeckt. Auf dem hauptsächlich be- 
troffenen Teilmarkt des Vertriebs von Diabetiker-Ge- 
bäck an den Lebensmittelhandel überschritten die 
Marktanteile der Zusammenschlußbeteiligten zwar 
deutlich die Marktbeherrschungsvermutung des § 22 
Abs, 3 Satz 1 Nr. 1. In Anbetracht der besseren 
Marktentwicklung des zweitstärksten Wettbewer- 
bers Laurens Spethmann Holding AG & Co. (im fol- 
genden OTG) mit seiner Marke „Veelmann " und des 
im Sommer 1995 erfolgten Markteintritts der Bahlsen 
KG (im folgenden Bahlsen) sowie der relativ niedri- 
gen Marktzutrittschranken für traditionelle Gebäck- 
hersteller in diesen Markt konnte auch für die Zu- 
kunft von strukturell hinreichend abgesichertem 
Wettbewerb auf den betroffenen Märkten ausgegan- 
gen werden. Maßgeblich für diese Erwartung war 
auch die Annahme, daß die Eckes AG verstärkte An- 
strengungen unternehmen wird, um den früheren 
Marktführer „ Schneekoppe " wieder voranzubringen. 

In Reaktion auf diesen Zusammenschluß hat die Ek- 
kes AG ihre Tochtergesellschaft Schneekoppe GmbH 
einschließlich der im Reformhaussektor tätigen 
Lorenz + Lihn GmbH in ein neues Gemeinschafts- 
unternehmen mit der OTG, der Schneekoppe 
GmbH & Co., eingebracht. An diesem Unternehmen 
hält das mittelständische Unternehmen OTG nach 
Einbringung seines Geschäftsbereichs „Veelmann" 
76% der Anteile, während bei der Eckes AG 24% 
verbleiben. Das Bundeskartellamt hat dieses freiwil- 
lig angemeldete Zusammenschlußvorhaben nicht un- 
tersagt. Zwar erreichen die Zusammenschlußbetei- 
ligten mit den Marken „Schneekoppe" und „Veel- 
mann" mit Marktanteilen zwischen 25 und 30% auf 
dem Gesamtmarkt für Diabetiker-Artikel die Markt- 
führerschaft vor Krüger und auf einigen Teilmärkten, 
vor allem auf dem für Diabetiker- Gebäck, hohe 
Marktanteile zwischen 35 und 45%. Dennoch ist die 
Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung der 
Zusammenschlußbeteiügten sowie auch die Annah- 
me eines wettbewerbslosen Oligopols zwischen die- 
sem neuen Gemeinschaftsunternehmen und Krüger 
nicht zu erwarten. Trotz des in den letzten Jahren sta- 
gnierenden Marktvolumens für Diabetiker-Artikel 
haben traditionelle Marktteilnehmer wie Krüger, 
aber auch Anbieter aus der Gebäck- und schokola- 
denverarbeitenden Industrie ihr Engagement auf 
den relevanten Teilmärkten für Diabetiker-Produkte 
verstärkt, da hier der Wettbewerbsdruck im Lebens- 
mittelhandel schwächer als bei herkömmlichen Pro- 
dukten der Süßwarenindustrie ist. Die zugunsten der 
beiden marktführenden Unternehmen eingetretene 
Konzentration hat bisher den Wettbewerb zwischen 
beiden eher verschärft. Der Vorsprung wird zudem 
durch die Erweiterung der Produktpaletten auf Sei- 
ten der Wettbewerber Frankonia Schokoladenwerke 
GmbH, Van Houten International GmbH und neuer- 
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dings auch Bahlsen gefährdet, deren Marktanteüsge- 
winne auf den betroffenen Teilmärkten für Diabeti- 
ker-Artikel beim Lebensmitt eihandel erfahrungsge- 
mäß zu Lasten des zweitplazierten Sortimentsanbie- 
ters gehen. 


10. Naßfertiggerichte, Suppen, Feinkost 

Die Campbell Soup Company (im folgenden Camp- 
bell) hat von der Grand Metropolitan PLC alle Antei- 
le an der bundesdeutschen Erasco-Gruppe erwor- 
ben, zu der neben der Erasco GmbH unter anderem 
auch die Jokisch Schnellgerichte GmbH & Co. OHG 
und die Jürgen Langbein GmbH gehören. Hierdurch 
wird Campbell in die Gruppe der bedeutendsten 
Partner des bundesdeutschen Lebensmittelhandels 
vorstoßen. Der Konzern kann damit seine starke Posi- 
tion beim Vertrieb von Feinkost-Artikeln, frischen 
Feinkost-Salaten und Fischfeinkost durch Erwerb 
der Marktführerschaft im eng benachbarten Markt 
der Naßfertiggerichte sowie durch eine erheblich 
verbesserte Position bei Suppen weiter abrunden. 
Das Zusammenschlußvorhaben ist nicht untersagt 
worden, obwohl Erasco auf dem hauptsächlich be- 
troffenen relevanten Markt des Vertriebs von Naßfer- 
tiggerichten an den Lebensmittelhandel mit Markt- 
anteüen von mehr als 35% in den Jahren 1994 und 
1995 die mit Abstand höchsten Umsätze auf einem 
insgesamt schrumpfenden Markt erreichte. Camp- 
bell war jedoch bisher nur mit geringen Umsätzen 
auf diesem Markt tätig. Bei der Prognose über mögli- 
che Entmutigungseffekte bei Wettbewerbern ist be- 
rücksichtigt worden, daß der erwerbende Konzern 
geringere finanzielle Ressourcen als die Veräußerin 
hatte und zweitstärkster Wettbewerber die Nestle 
AG mit einem Marktanteil von ca. 20% ist. Die um- 
fangreichen Ermittlungen haben für die Vergangen- 
heit wesentlichen Wettbewerb ergeben. Während 
die Nestle AG im Inland ihr Sortiment bei Naßfertig- 
gerichten zugunsten der Tiefkühl-Fertiggerichte ge- 
strafft hat und damit auch leichte Marktanteilsverlu- 
ste hinnehmen mußte, haben die nächst folgenden 
Wettbewerber Buss GmbH & Co. KG (Stockmeyer 
AG) und BSB GmbH (Danone AG) ihre Marktanteile 
leicht steigern können. Marktstruktur und Markt- 
phase des betroffenen relevanten Marktes lassen 
auch künftig wesentlichen Wettbewerb erwarten. 
Das gesamte Feld der Convenience-Produkte scheint 
für die bundesdeutschen Haushalte noch weiter an 
Bedeutung zu gewinnen. Dabei sind gewisse Inter- 
dependenzen zwischen den verschiedenen Teilmärk- 
ten für diverse Fertiggerichte auch im Hinblick auf 
neue Produktionstechniken nicht auszuschließen. In- 
folgedessen haben einige Hersteller von Fertigge- 
richten auch Vorstöße auf eng benachbarte Märkte 
unternommen. Damit hat sich im Ergebnis der Wett- 
bewerb zwischen den führenden Wettbewerbern, die 
nunmehr auf mehreren benachbarten Märkten beim 
Absatz ihrer Produkte auf einandertreffen, weiter ver- 
stärkt. So wird mit dem Erwerb der Erasco-Gruppe 
die Marktposition von Campbell auf dem benachbar- 
ten Markt der Dosensuppen erheblich verbessert 
werden. Der Konzern wird damit dem traditionellen 
Marktführer Unox (Unilever GmbH) verstärkt Wett- 
bewerb liefern können. 


11. Bier 

Auf einem weitgehend stagnierenden Markt konnten 
während der Berichtsperiode lediglich die meisten 
ostdeutschen Brauereien sowie einige Hersteller von 
Premiumbieren ihre Absatzanteile zum Teil deutlich 
erhöhen. Insgesamt gesehen scheint auch der deut- 
sche Biermarkt mit einem jährlichen Bierkonsum von 
rund 115 Mio. hl, was einem durchschnittlichen Pro- 
Kopf-Verbrauch von knapp 140 1 entspricht, eine ge- 
wisse Sättigungsgrenze erreicht zu haben. Die Über- 
kapazitäten haben wie in früheren Jahren auch zwar 
einerseits für entsprechenden Wettbewerb gesorgt 
und zumindest bei Konsumbieren und Handelsmar- 
ken keine spürbaren Preiserhöhungen zugelassen, 
aber andererseits wiederum zum Ausscheiden einer 
Reihe von insbesondere kleineren Brauereien ge- 
führt, obwohl gerade Regionalbrauereien oft in ihrem 
Kembereich über eine besonders starke Bindung 
zum Konsumenten verfügen. Ursache für den Rück- 
gang der Braustätten ist unter anderem auch der im- 
mer noch wachsende Anteil des Dosenbiers, das 
nicht nur die in der Verpackungsverordnung festge- 
legte Mehrwegquote, sondern auch die Existenz der 
klassischen deutschen mittelständischen Sortiments- 
brauerei gefährden kann. Wie die Brau und Brunnen 
AG sowie die in Konkurs befindliche Gebr. März AG 
allerdings zeigen, sind auch große Braugruppen von 
diesen Entwicklungen nicht unberührt. Der Druck 
stagnierender oder rückläufiger Absatzzahlen hat in 
der Berichtsperiode wiederum zu mehreren anzeige- 
und anmeldepflichtigen Zusammenschlüssen im 
Braubereich geführt. Dabei zeigte sich bei fast allen 
vom Bundeskartellamt geprüften Fällen, daß die Er- 
werber kaum an den Produktionsstätten als vielmehr 
ausschließlich an den Marken- bzw. Namensrechten 
der erworbenen Unternehmen interessiert zu sein 
schienen. 

So hatte die zur Schörghuber-Gruppe gehörende Rei- 
chelbräu AG, Kulmbach, angemeldet, daß sie eine 
Mehrheitsbeteiligung an der im Besitz der Gebr. 
März AG stehenden Ersten Kulmbacher Actien- 
brauerei AG (EKU), Kulmbach, erwerben wolle. Das 
Vorhaben wurde nicht untersagt, da die Beteiligten 
selbst in Nordbayem, dem Hauptabsatzgebiet von 
EKU, nur einen Marktanteil von gut 10% erreichen 
und eine weitere Untergliederung des Bierabsatzes 
in die zwei sachlich relevanten Teilmärkte „Gastro- 
nomieabsatz M (weitgehend Faßbier) und „Absatz an 
den Lebensmittelhandel etc. 11 (Flaschen- und Dosen- 
bier) zu keinen nennenswert höheren Marktanteüen 
führte. 

Auch die weitere für Ende 1996 von der zur Schörg- 
huber-Gruppe gehörenden Paulaner Brauerei AG 
geplante Übernahme des Vertriebsgeschäfts sowie 
der Namensrechte der Fürstliche Brauerei Thurn und 
Taxis Regensburg GmbH führt im räumlich relevan- 
ten Absatzgebiet zu keinen marktbeherrschenden 
Stellungen. 

Ebenfalls ist der geplante Erwerb der Kronen Privat- 
brauerei Dortmund GmbH & Co. mit ihren Traditi- 
onsmarken Kronen, Thier, Stifts und Hövels durch 
die zur Binding-Gruppe (Oetker) gehörende Dort- 
munder Actien-Brauerei AG nicht untersagt worden. 
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Zwar wird die Binding-Gruppe mit einem Bierabsatz 
von mehr als 10 Mio. hl jährlich durch den Zusam- 
menschluß zur führenden Brauereigruppe auf dem 
deutschen Markt. Auf dem räumlich relevanten 
Markt Nordrhein- Westfalen liegt der Marktanteil der 
Beteiligten jedoch nur bei ca. 10 %. Im übrigen ist ge- 
rade dieser Regionalmarkt durch wesentlichen Wett- 
bewerb der meisten anderen großen deutschen Brau- 
ereigruppen geprägt. 


12. Alkoholfreie Getränke 

Bei alkoholfreien Getränken scheint die Sättigungs- 
grenze beim Verbrauch weitgehend erreicht zu sein. 
Auffällig sind jedoch nach wie vor gewisse regionale 
Unterschiede sowie Verschiebungen zwischen den 
einzelnen Teilmärkten der alkoholfreien Getränke. 
Während der durchschnittliche Pro-Kopf-Verbrauch 
trotz eines neuerlichen kräftigen Anstiegs insbeson- 
dere des Verbrauchs von Wässern und Fruchtsäften 
in den neuen Bundesländern bundesweit weitge- 
hend stagniert, konnten zum Beispiel stille Mineral- 
wasser ihren Anteil zu Lasten der kohlensäurehalti- 
gen Mineralwasser weiter erhöhen. Auch die soge- 
nannten Mineralstoffgetränke (Sport getränke), aro- 
matisierte Wässer sowie eine Reihe erst während der 
Berichtsperiode auf den Markt gekommener innova- 
tiver Erfrischungsgetränke wie auch neue Ge- 
schmacksrichtungen fanden beim Verbraucher An- 
klang, gingen aber zu Lasten der in früheren Be- 
richtsperioden zum Teil noch deutlichen Wachstums- 
raten der klassischen alkoholfreien Getränke. 

Das bestehende Mehrwegsystem für viele alkohol- 
freie Getränke soll nach den entsprechenden Be- 
schlüssen der Genossenschaft Deutscher Brunnen 
(GDB) durch eine 1-Liter-Pet-Flasche, die auch mine- 
ralwassertauglich sein soll, ergänzt werden, nach- 
dem sich die Erwartungen an die 1,5-Liter-Pet-Fla- 
sche nicht erfüllt haben (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 
110). Auch die Verwendung der 1-Liter-Pet-Flasche 
wird in einem Flaschenpool als Normen- und Typen- 
kartell nach § 5 Abs. 1 GWB organisiert werden. Im 
Rahmen der Vorprüfung des Vertragswerkes hatte 
das Bundeskartellamt insbesondere die den Abfül- 
lem in den Verwendungsbestimmungen auferlegte 
fünfjährige Verpflichtung zum ausschließlichen Be- 
zug von Flaschen und Kästen über die GDB als nicht 
legalisierungsfähig bemängelt. Nachdem die GDB 
den Bedenken des Bundeskartellamtes weitgehend 
Rechnung getragen hat, kann mm die formelle An- 
meldung des Kartellvertrages erfolgen. 

Mit der Einbringung einer kunststoffbeschichteten 
Leichtglasflasche in das Mehrwegsystem kann eben- 
falls gerechnet werden. Die mit der Einführung neuer 
gemeinsamer Flaschentypen verbundenen Investitio- 
nen zur Anpassung der Abfüll- und Reinigungsein- 
richtungen werden möglicherweise die Finanzkraft 
kleinerer an einen bestimmten Standort gebundener 
Betriebe (Quellbetriebe) stark belasten. Sie könnten 
insofern zukünftig einen gewissen Zwang zur Kon- 
zentration bzw. Kooperation in der insgesamt noch 
weitgehend mittelständisch geprägten Mineralbrun- 
nenbranche bewirken. 


Während der Berichtsperiode hatte das Bundeskar- 
tellamt im Bereich der alkoholfreien Getränke ledig- 
lich zwei gewichtige Zusammenschlußvorhaben zu 
prüfen. 

Der geplante Erwerb einer Minderheitsbeteiligung 
an der Mineralbrunnen Überkingen-Teinach AG 
durch die zum schweizer Nestle-Konzem gehörende 
Nestle Deutschland AG ist nicht untersagt worden. 
Auf dem sachlich relevanten Markt für „ab gefüllte 
Wasser", der kohlensäurehaltige, schwach kohlen- 
säurehaltige und stille Mineralwasser (einschließlich 
Quell- und Heilwasser) sowie Tafelwasser umfaßt, er- 
reichen die beteiligten Unternehmen bundesweit ei- 
nen gemeinsamen Marktanteil von rund 15%, wobei 
Nestle mit seinen Blauen Quellen bisher schwerge- 
wichtig auf dem norddeutschen Markt und Überkin- 
gen vornehmlich auf dem süddeutschen Markt tätig 
waren. 

Durch den Zusammenschluß werden Nestlö und 
Überlangen zwar zum führenden Anbieter vor Ge- 
rolsteiner und Apollinaris auf dem deutschen Markt. 
Sie erlangen jedoch weder bundesweit noch regional 
vom Wettbewerb unkontrollierte Verhaltensspiel- 
räume. Denn neben den ca. zehn großen bundes- 
weit distribuierenden Mineralbrunnenbetrieben und 
Coca-Cola mit seinem Produkt Bonaqa gibt es noch 
ca. 200 weitere Brunnenbetriebe, die in ihren jeweili- 
gen regionalen Absatzgebieten zum Teil bedeutende 
Marktstellungen mit erheblichen Absatzanteilen hal- 
ten. 

Die Coca-Cola Erfrischungsgetränke GmbH (CCEG), 
Berlin, eine bisher mittelbar 100%ige Tochtergesell- 
schaft der The Coca Cola Company (TCCC), Atlanta, 
hat angemeldet, daß sie beabsichtige, drei Trägerge- 
sellschaften von Coca-Cola-Konzessionen, nämlich 
die Süddeutsche Erfrischungsgetränke Industrie 
GmbH & Co. (mehrheitlich Schörghuber- Gruppe), 
die Südgetränke GmbH (mehrheitlich Schickedanz- 
Gruppe), die EFG Baden-Württembergische Erfri- 
schungsgetränke GmbH & Co. KG (mehrheitlich 
Stuttgarter Hofbräu) sowie die dazugehörigen Ver- 
triebsgesellschaften zu erwerben. Als Gegenleistung 
für den Verkauf ihrer Geschäftsanteile an den jewei- 
ligen Abfüllbetrieben und Vertriebsuntemehmen sol- 
len die veräußernden Gesellschafter mehrheitlich an 
der CCEG beteiligt werden. Ziel des Zusammen- 
schlußvorhabens ist, weitere bisher von selbständi- 
gen Coca-Cola-Konzessionären geführte Konzessi- 
onsgebiete zusammenzufassen, die im zu prüfenden 
Fall aus den fünf neuen Bundesländern einschließ- 
lich Berlin (bisher Konzessionsgebiet der CCEG) so- 
wie weitgehend aus den Bundesländern Bayern und 
Baden-Württemberg bestehen. Für das zusammen- 
gefaßte Konzessionsgebiet soll die CCEG von der 
TCCC einen neuen Konzessionsvertrag erhalten. Die 
Zahl der sogenannten „freien" Coca-Cola-Konzes- 
sionäre in Deutschland würde sich dadurch auf acht 
verringern. Das Bundeskartellamt hat das Zusam- 
menschlußvorhaben nicht untersagt, da die bisheri- 
gen schuldrechtlichen Bindungen der Konzessionäre 
an Coca-Cola auf Basis des Abfüllvertrages bereits 
so eng sind, daß der geplante Erwerb der Abfüll- 
und Vertriebseinrichtungen der Konzessionäre keine 
spürbare Verstärkung der Marktposition von Coca- 
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Cola erwarten läßt. Wegen des Gebietsschutzes be- 
stand im übrigen auch bisher kein wesentlicher ab- 
satzgebietsübergreifender Preiswettbewerb zwi- 
schen den Konzessionären, der durch den Zusam- 
menschluß eingeschränkt werden könnte. 


Textilgewerbe (1 7) 

Während früher Auslandsinvestitionen vorrangig der 
Erschließung und Sicherung der jeweiligen Absatz- 
märkte dienten, sind sie heute häufig Folge des 
Kostendrucks im Inland. Dies gilt schon seit Jahren 
insbesondere für die deutsche Textilindustrie, von 
der große Teile im Ausland kostengünstigere Stand- 
orte für ihre Neuinvestitionen suchen oder bereits ge- 
funden haben. Die inländische Produktion wie auch 
die Beschäftigtenzahlen sind daher nach wie vor 
stark rückläufig. Eine Reihe namhafter Textilunter- 
nehmen, wie zum Beispiel Erba, Nino und Nak, 
mußte während der Berichtsperiode sogar aus dem 
Markt ausscheiden. Durch Verlagerung der Produkti- 
on ins Ausland, durch Kooperationen sowie durch 
vertikale Integration in Richtung auf verbrauchema- 
he Bereiche ist es einer großen Zahl deutscher Textil- 
untemehmen gelungen, zumindest Teile der Kem- 
produktion am inländischen Standort zu stärken. Die 
zunehmende Liberalisierung und Globalisierung der 
Märkte sowie der daraus resultierende zunehmende 
Wettbewerb durch ausländische Anbieter hat ande- 
rerseits dazu geführt, daß selbst Zusammenschlüsse 
von Unternehmen mit bereits bedeutenden Marktpo- 
sitionen häufig nicht zu marktbeherrschenden Stel- 
lungen auf den betroffenen inländischen Textilmärk- 
ten führten. 

1. Wolle und Wollkammzüge 

Die französische Chargeurs S.A., Paris, weltweit 
wohl führender Wollhändler und mit Abstand größter 
Anbieter von Wollkammzügen in Europa, hat die 
Anmeldung des geplanten Erwerbs des weltweit be- 
deutenden Wollhandels- und Wollverarbeitungs- 
geschäfts der amerikanischen Standard Commercial 
Corp., Wilson, zu der unter anderem auch vier Ver- 
triebsgesellschaften in Deutschland gehören, mit der 
Begründung zurückgenommen, daß die Übernahme- 
Verhandlungen mit Standard Commercial abgebro- 
chen worden wären. Das Bundeskartellamt hatte zu- 
vor die starke Marktstellung der Beteiligten auf dem 
Inlandsmarkt für Wollkammzüge sowie Befürchtun- 
gen insbesondere von Wollhändlem und Spinnereien 
vor diesem Zusammenschluß zum Anlaß für umfang- 
reiche Marktermittlungen genommen, deren Ergeb- 
nisse das Vorhaben fusionsrechtlich problematisch 
erscheinen ließen. 

Das Bundeskartellamt hat ein Verfahren gegen das 
IWS Internationales Wollsekretariat nach §§26 
Abs. 2, 37 a Abs. 2 wegen unbilliger Behinderung 
von Abnehmern eingestellt, nachdem die neuen Li- 
zenzbedingungen für die Erteilung des Wollsiegels 
zugunsten der Abnehmer geändert worden waren. 
Das IWS als weltweit alleiniger Inhaber der berühm- 
ten Gütezeichen für Wollprodukte, wie zum Beispiel 
dem Wollsiegel, hatte ursprünglich die Vergabe des 


Wollsiegels an Konfektionäre, die von nicht lizenzier- 
ten Lieferanten (Weber und Spinner) beziehen, von 
aufwendigen Prüflings- und Genehmigungsverfah- 
ren vor Produktionsbeginn des Lizenznehmers ab- 
hängig machen wollen. Dieses Verfahren hätte einen 
Bezug von Lieferanten, welche die neuen Bedingun- 
gen zur Vergabe des Warenzeichens nicht akzeptiert 
hatten, praktisch unmöglich gemacht und damit vor 
allem den Zugang der Weber zu ihren Beschaffungs- 
märkten erheblich erschwert. Das Bundeskartellamt 
hat erreicht, daß sich das IWS bei der Vergabe des 
Warenzeichens auf eine nachträgliche Überprüfung 
anhand von Mustern beschränkt. Das IWS hat dar- 
aufhin seine Lizenz bedingungen weltweit geändert. 

2« Garne 

Freigegeben hat das Bundeskartellamt den von der 
Schachenmayr, Mann & Cie GmbH, Salach, einem 
Konzemuntemehmen der britischen Coats Viyella 
PLC, Manchester, angemeldeten Erwerb des gesam- 
ten Handstrickgamgeschäfts der Kraemer Trading 
GmbH, Bremen. Coats Viyella ist ein international tä- 
tiger Textilkonzem, der unter anderem Produkte aus 
dem Handarbeits- und Kurzwarenbereich, wie zum 
Beispiel Handarbeitsgame etc., herstellt und ver- 
treibt und auf einer Reihe von Märkten in Deutsch- 
land der führende Anbieter ist. Angesichts einiger 
deutscher Hersteller, die - anders als Coats Viyella - 
über Handstrickgammarken mit einem hohen Be- 
kanntheitsgrad verfügen, und unter Berücksichti- 
gung der starken Importkonkurrenz sowie gewichti- 
ger Marktstellungen mehrerer konzemunabhängiger 
deutscher Großhändler war die Entstehung einer 
überragenden Marktstellung des Coats- Viyella-Kon- 
zems auf den betroffenen Märkten nicht zu erwar- 
ten. 

Diese Beurteilung galt auch für den Erwerb der Er- 
win Baer GmbH & Co. KG, Oststeinbeck, einem 
überregional tätigen Großhändler für Handarbeits- 
und Kurzwaren, durch die Coats Viyella Deutschland 
GmbH, Kenzingen. 

3. Stoffe 

Die beabsichtigte Gründung eines paritätischen Ge- 
meinschaftsunternehmens durch die von der Versei- 
dag AG, Krefeld, abhängige Verseidag Futterstoffe 
GmbH, Krefeld, und der C.A. Delhis & Söhne, Biele- 
feld, in das die Beteiligten ihre Aktivitäten zur Ent- 
wicklung, Herstellung und zum Vertrieb von ge- 
webten Futterstoffen einbringen wollen, ist nicht un- 
tersagt worden. Durch den Zusammenschluß wird 
das konzentrative Gemeinschaftsunternehmen zwar 
mit deutlichem Abstand zum größten Anbieter auf 
dem deutschen Markt und ist als einziges Unterneh- 
men in der Lage, ein vollständiges Futterstoff Sorti- 
ment für alle Produkte des Bereichs Textiloberbeklei- 
dung anzubieten. Die Ermittlungen des Bundeskar- 
tellamtes haben aber auch ergeben, daß hohe Markt- 
anteile und Finanzkraft auf den betroffenen Märkten 
keine besonderen Vorteile im Wettbewerb darstellen; 
die Beteiligten erlangen daher keine von ihren Wett- 
bewerbern unkontrollierten Verhaltens Spielräume. 
Überdies verfügen die Nachfrager, dies sind Beklei- 
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dungsuntemehmen und Handel, bei insgesamt rück- 
läufiger Nachfrage über ausreichende Bezugsalter- 
nativen im In- wie auch zunehmend im Ausland. 


4. Textile Bodenbeläge 

Der Erwerb der beiden bisher zur Neue Baumwoll- 
spinnerei und Weberei Hof AG gehörenden Pegulan 
Teppichboden GmbH, Ramstein-Miesenbach, sowie 
der Otterberger Textilgesellschaft mbH, Otterberg, 
durch die zur belgischen Ideal-Invest N.V., Wiels- 
beke, gehörenden Schaeffler Teppichboden Verwal- 
tungs GmbH, Berlin, ist freigegeben worden. In der 
Ideal-Invest N.V. hat der Unternehmer Francis De 
Clerck seine im Zuge der vorgezogenen Erbfolge aus 
der ehemaligen Beaulieu-Gruppe des Roger De 
Clerck erhaltenen Gesellschaften zusammengefaßt 
(Tätigkeitsbericht 1991/92, S. 106). Auf den durch 
den Zusammenschluß vornehmlich betroffenen 
Märkten der Herstellung und des Vertriebs von Tep- 
pichboden aus Tufting und aus Nadelfilz sowie texti- 
len Formteilen für die Kfz-Innenausstattung halten 
bzw. erreichen die Beteiligten zum Teil gewichtige 
Marktstellungen auf dem deutschen Markt, die je- 
doch durch in- wie auch ausländische leistungsstarke 
Wettbewerber hinreichend kontrolliert werden. 

Aus den gleichen Gründen nicht untersagt wurde 
der ebenfalls den Markt für Teppichboden aus Tüf- 
ting betreffende geplante Erwerb der Besmer Som- 
mer Bodenbeläge GmbH, Hameln, durch die bel- 
gische Domofin N.V., Zwijnaarde, einer dem Unter- 
nehmer Jan De Clerck gehörenden Untemehmens- 
gruppe. 

5. Technische Textilien 

Die britische BBA Group PLC, Checkheaton, hat 
während des Berichtszeitraums durch die angemel- 
deten Erwerbe der schweizer Holvis AG, Basel, der 
britischen Terram Ltd., Mamhiled, sowie der Corovin 
GmbH, Peine, auf einzelnen Teilmärkten für techni- 
sche Textilien führende Marktstellungen in Deutsch- 
land erlangt. Die zur Holvis AG gehörende Fiber- 
web-Gruppe stellt ebenso wie Terram und Corovin 
vorwiegend Vliesstoffe her, die in einer Vielzahl von 
Anwendungsgebieten, wie zum Beispiel in den Be- 
reichen Hygiene (Babywindeln, Inkontinenzpro- 
dukte etc.), Bauindustrie (Isolierungen etc.), Tiefbau 
(Bodenstabilisierung, Drainage etc.), Gartenbau und 
Landwirtschaft (Pflanzen- und Fruchtabdeckungen 
etc.), Medizin (Verbandszeug, Schutzmasken etc.) 
sowie Haushalt (Wischtücher etc.), Verwendung fin- 
den. Die drei Zusammenschlußvorhaben wurden 
freigegeben, da BBA in allen Anwendungsbereichen 
sowohl mit dem Freudenberg-Konzem, Kaiserslau- 
tern, dem weltweit größten Hersteller von Vliesstof- 
fen aller Art, als auch mit weiteren namhaften inlän- 
dischen wie in zunehmendem Maße auch auslän- 
dischen Anbietern im Wettbewerb steht. Die auf 
einzelnen Teilmärkten erreichte starke Stellung von 
BBA in Deutschland bleibt daher hinreichend wett- 
bewerblich kontrolliert; für die Abnehmer bestehen 
auch weiterhin genügend Bezugsaltemativen. 

Die geplante Übernahme der HAKU Hammersteiner 
Kunststoffe GmbH, Hückelhoven, sowie der weitge- 


hend nur als Verkaufsgesellschaft für HAKU dienen- 
den Polymar GmbH, Hückelhoven, durch die Mehler 
AG, Fulda, wurde nicht untersagt. Der Erwerb von 
HAKU war bereits 1993 im Rahmen der geplanten 
Übernahme der Lückenhaus-Gruppe durch die 
Mehler AG geprüft worden (Tätigkeitsbericht 1993/ 
94, S. 103). Aufgrund der vom Bundeskartellamt da- 
mals geäußerten wettbewerblichen Bedenken wurde 
HAKU aus der Lückenhaus-Gruppe ausgegliedert; 
die restlichen zur Lückenhaus-Gruppe gehörenden 
Unternehmen wurden von der Mehler AG übernom- 
men. Nach den Ermittlungen des Bundeskartellam- 
tes besitzen die Beteiligten zwar nach wie vor auf 
dem deutschen Markt für PVC-beschichtete Che- 
miefasergewebe einen deutlichen Marktanteilsvor- 
sprung gegenüber ihren Wettbewerbern; da jedoch 
Mehler und HAKU mittlerweile ihre fachlich und 
technisch führende Stellung weitgehend verloren ha- 
ben, der Markt jetzt durch Überkapazitäten und sta- 
gnierende Nachfrage gekennzeichnet ist und die 
Nachfrager über gewachsene in- und ausländische 
Bezugsaltemativen verfügen, war unter Berücksich- 
tigung der im Rahmen der Fusionskontrolle gebote- 
nen Zukunftsbetrachtung die Entstehung einer 
marktbeherrschenden Stellung nicht mehr zu er- 
warten. 


Bekleidungsgewerbe (18) 

Die bereits seit Jahren rückläufige Entwicklung der 
deutschen Textilindustrie - und die dafür bestimmen- 
den Gründe - gelten gleichermaßen auch für das 
deutsche Bekleidungsgewerbe. Trotz des Vordrin- 
gens ausländischer Handelsketten und deren ver- 
stärkter Produktion von Eigenmarken ist es dem 
deutschen Bekleidungsgewerbe dennoch besser als 
der Textilindustrie gelungen, sich den veränderten 
Marktverhältnissen anzupassen. Die Flexibilität einer 
nach wie vor weitgehend mittelständisch strukturier- 
ten Branche, die ihre Auslandsproduktion weiter aus- 
gebaut hat sowie die erfolgreichen Anstrengungen 
zum Auf- und Ausbau von national wie international 
bekannten Marken haben dazu geführt, daß das Be- 
kleidungsgewerbe insgesamt sogar eine befriedigen- 
de Ertragsentwicklung aufweisen kann. Da im Be- 
richtszeitraum weder bedeutende Firmenzusammen- 
brüche noch Zusammenschlüsse, allerdings auch 
kaum Marktzutritte durch Newcomer erfolgten, hat 
die Konzentration auf dem Gesamtmarkt wie auch 
auf den meisten Teilmärkten nur wenig zugenom- 
men. 

A. Industrie 

Nicht untersagt wurde der Erwerb sämtlicher Aktien 
der Götz AG, Albstadt-Margrethausen, durch die 
Ahlers AG, Herford. Der Zusammenschluß betraf vor- 
nehmlich den Markt für gewebte Herrenoberhemden 
mit den zwei sachlich relevanten Teilmärkten für 
Standard- bzw. Klassik-Oberhemden und Freizeit- 
bzw. Sporthemden. Auf beiden Teilmärkten verfügen 
die Beteiligten zwar über gewichtige Marktpositio- 
nen und werden durch den Zusammenschluß mit 
deutlichem Abstand gegenüber den folgenden Wett- 
bewerbern zum zweitgrößten Anbieter auf dem deut- 
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sehen Markt. Angesichts der dominierenden Markt- 
stellung der Firma Seidensticker GmbH, Bielefeld, 
der wachsenden Bedeutung der Eigenmarken der 
großen Textilfilialisten sowie unter Berücksichtigung 
des leichten Zugangs zum deutschen Markt durch 
Importhändler, erlangen die Beteiligten jedoch keine 
vom Wettbewerb imkontrollierten Verhaltens Spiel- 
räume. 

B. Handel 

Im Berichtszeitraum ist die Zahl der Verfahren, de- 
nen Beschwerden über von Bekleidungsherstellem 
bzw. Großhändlern praktizierte unzulässige Druck- 
ausübung zur Einhaltung der unverbindlichen Preis- 
empfehlung bzw. über Verstöße gegen das Preisbin- 
dungsverbot zugrunde lagen, erheblich angestiegen. 
Das Bundeskartellamt mißt diesen Praktiken erhebli- 
che Bedeutung zu und sieht darin einen rechtswidri- 
gen Angriff auf eine der zentralen Freiheiten in der 
Marktwirtschaft, die jedem Unternehmer das Recht 
einräumt, über die Preise der von ihm vertriebenen 
Waren selbständig zu entscheiden. Betroffene Pro- 
dukte waren unter anderem Damenkleider, Damen- 
und Herrenhosen, Jeanswaren, Sweatshirts, Strick- 
waren sowie Sportbekleidungsartikel. So hat das 
Bundeskartellamt gegen die Amtraks GmbH, Allein- 
vertreiberin von Diesel- Jeans in Deutschland, sowie 
deren Geschäftsleitung Bußgelder in Höhe von ins- 
gesamt 230000 DM verhängt, weil auf verschiedene 
Einzelhändler Druck ausgeübt wurde, um sie zu ei- 
ner Erhöhung ihrer Verkaufspreise auf das empfoh- 
lene Preisniveau für Jeanswaren zu veranlassen. 
Über die Einsprüche der Betroffenen wird nach An- 
trag der Staatsanwaltschaft das Kammergericht in 
mündlicher Verhandlung entscheiden. 

Die anderen Verfahren winden ohne Verfügung ab- 
geschlossen, da es sich bei den gegen die entspre- 
chenden gesetzlichen Regelungen des GWB versto- 
ßenden Unternehmen um kleine bzw. mittelständi- 
sche Firmen handelte, nur einzelne bzw. einige weni- 
ge und erstmalige Verstöße Vorlagen und insbeson- 
dere angedrohte bzw. bereits vollzogene Lieferab- 
brüche nach Aufforderung durch das Bundeskartell- 
amt unverzüglich zurückgenommen wurden. Das 
Bundeskartellamt hat in letzteren Fällen dann kein 
weitergehendes Verfolgungsinteresse gesehen und 
die Ordnungswidrigkeitenverfahren eingestellt. 

Weitere Verfahren wegen des Verdachts der Druck- 
ausübung zur Durchsetzung von Preisempfehlungen 
sind noch anhängig. 


Ledergewerbe (19) 

A. Industrie 

Nach einem langen Prozeß der Strukturanpassung, 
der in den 80er Jahren durch erheblich verschärfte 
Umweltauflagen ausgelöst wurde, konnte die deut- 
sche Lederindustrie ihre Produktion im Jahre 1996 
erstmals wieder erhöhen. Die Steigerungsraten er- 
reichten bei unterschiedlichen Produkten bis zu 
5,8%, wobei insbesondere das Auslandsgeschäft 
wuchs. Im Gegensatz dazu fiel die deutsche Schuh- 


produktion im internationalen Wettbewerb weiter zu- 
rück. In den Mitgliedsländern der EU hegt ihr Anteil 
derzeit bei unter 2,5%. Der Rückgang der inlän- 
dischen Produktion und Beschäftigung ist im wesent- 
lichen auf den Anstieg der Importe aus Entwick- 
lungs- und Schwellenländem zurückzuführen. Als 
Konsequenz auf diesen TYend haben deutsche Her- 
steller in zunehmendem Maße ihre Produktion in Bil- 
liglohnländer verlegt und beschäftigen z. B. allein in 
Portugal mit ca. 30000 Mitarbeitern mehr als in 
Deutschland (ca. 20000). Unter Einbeziehung ihrer 
ausländischen Produktion ist es der deutschen 
Schuhindustrie gelungen, ihre Umsätze 1996 um 
6,9% auf 6,25 Mrd. DM zu steigern. Im Bereich Le- 
derwaren und Schuhe kam es im Berichtszeitraum zu 
keinen kontrollpflichtigen Zusammenschlüssen. Das 
Konditionenkartell der Deutschen Schuhindustrie 
hat jedoch zwei vom Handel viel beachtete Änderun- 
gen seiner Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
vorgenommen. Seit Gründung des Kartells im Jahre 
1961 sahen diese die Lieferung frei Ankunftsstation 
vor. Im Jahre 1990 wurde dann, den veränderten Ver- 
hältnissen der frei Haus liefernden Paketdienste 
Rechnung tragend, vereinbart, daß im Falle einer tat- 
sächlichen Lieferung frei Haus eine fiktive Zustellge- 
bühr in Höhe von 2,50 DM in Rechnung zu stellen 
sei. Die Höhe entsprach exakt der tatsächlichen Zu- 
stellgebühr der damaligen Deutschen Bundespost. 
Aus Kulanzgründen hatten die Schuhhersteller zur 
Vermeidung von Doppelbelastungen bei sogenann- 
ten Selbstabholern (bei der Post) auf die Zustellge- 
bühr verzichtet. Im Rahmen von Umstrukturierungs- 
maßnahmen der Deutschen Bundespost (jetzt Deut- 
sche Post AG) wurde die Möglichkeit der Selbstab- 
holung ersatzlos gestrichen und alle Pakete ins Haus 
geliefert. Der Absender muß nunmehr den Gesamt- 
betrag für die Lieferung sofort entrichten. Hierdurch 
entfiel im Jahre 1995 auch die Grundlage für den 
Verzicht auf die Zustellgebühr bei Selbstabholern. 
Die Liefer- und Zahlungsgebühren wurden entspre- 
chend geändert, wobei der nunmehr für alle geltende 
Pauschalbetrag für die Lieferung frei Haus auf 2,00 
DM gesenkt wurde. Dieser Änderung der Konditio- 
nen hat die Beschlußabteilung trotz des darin enthal- 
tenen Preisbestandteils nicht widersprochen, nach- 
dem der Kartellvertreter zugesagt hatte, baldmög- 
lichst die Zustellgebühr völlig zu streichen und die 
frei-Haus-Lieferung einzuführen. Die frei-Haus-Lie- 
ferung ist zwischenzeitlich im Rahmen der 77. Ände- 
rung des Konditionenkartells angemeldet und zum 
12. August 1996 wirksam geworden. 

Ebenfalls im Bereich der Schuhindustrie konnte das 
Bundeskartellamt in drei Fällen der Druckausübung 
zur Einhaltung unverbindlicher Preisempfehlungen 
im Rahmen von § 47 OWiG die Verfahren einstellen, 
nachdem sich die Schuhhersteller zur Wiederaufnah- 
me der Lieferungen bereiterklärt hatten. 


Papiergewerbe (21) 

1. All gemein es/Magazin druckpapier 

Die Konzentration auf den Papiermärkten hat sich in 
den Jahren 1995/96 weiter fortgesetzt. Bei den ver- 


87 



Drucksache 13/7900 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


schiedenen Zusammenschlußvorhaben, die das Bun- 
deskartellamt zu prüfen hatte, war die Entstehung 
oder Verstärkung marktbeherrschender Stellungen 
mit Ausnahme des unter Ziff. 6 dargestellten Zusam- 
menschlusses nicht zu erwarten. Sie wurden daher 
nicht untersagt. So haben sich die finnischen Papier- 
konzeme Metsä Serla Oy und Myllykoski Oy jeweils 
zu gleichen Teilen an der Papierfabrik Albbruck 
GmbH & Co. KG und an der MD Papier GmbH betei- 
ligt. Von diesem Zusammenschluß betroffen ist der 
Markt für holzhaltige Magazindruckpapiere, der 
durch Überkapazitäten und wesentlichen Preis- und 
Importwettbewerb gekennzeichnet ist. 

Die Haindl Papier GmbH, Augsburg, hat die Mehr- 
heitsbeteiligung an der Steyrermühl Papierfabriks- 
und Verlags-Aktiengesellschaft, Steyrermühl/Ober- 
österreich, erworben. Der Zusammenschluß stärkt 
die Position von Haindl als einem der im Inland füh- 
renden Hersteller von Zeitungsdruckpapier. Außer- 
dem verbessert Haindl seine Marktstellung bei Ma- 
gazindruckpapieren. Trotz der hohen Anbieterkon- 
zentration lassen die Strukturen der betroffenen 
Märkte derzeit aber nicht erwarten, daß der zwischen 
den führenden Herstellern bestehende Preis- und 
Konditionenwettbewerb entfällt. 

ENSO Gutzeit Oy und Veitsiluoto Oy sind zur ENSO 
Ltd. verschmolzen worden. Als Anbieter von Zei- 
tungsdruckpapier, Magazindruckpapieren und von 
Feinpapieren erreichen die beteiligten Unternehmen 
keine bedenklichen Marktanteile. 

Norske Skogindustrier A.S. hat sämtliche Anteile an 
der KNP Leykam Bruck AG erworben. Auf den 
Märkten für Zeitungs- und Magazindruckpapiere 
verfügen die Unternehmen über einen nachrangigen 
Marktanteil. 

Die EG-Kommission hat die Verschmelzung der 
beiden finnischen Holzverarbeitungsuntemehmen 
Kymmene Corp. und Repola Corp. freigegeben. Der 
Zusammenschluß führt auf den Inlandsmärkten für 
Zeitungs- und Magazindruckpapiere, Papiersäcke 
und Sackpapiere nicht zu signifikanten Marktanteils - 
additionen. 


2. Dekorpapier 

Vom Bundeskartellamt nicht untersagt worden ist 
das Vorhaben der August Koehler AG, Oberkirch, 
mittelbar 74 % der Anteile an der PWA Dekor GmbH, 
Aalen-Unterkochen, zu erwerben. Der geplante Zu- 
sammenschluß ist jedoch nicht vollzogen worden. 
Stattdessen hat der schwedische Zellstoff-, Papier- 
und Verpackungsmittelkonzem Munksjö AB, Jönkö- 
ping, ein Unternehmen der irischen Jefferson Smurfit 
Group, sämtliche Geschäftsanteile an der PWA De- 
kor GmbH erworben. Vom Zusammenschluß be- 
troffen sind die Teilmärkte Hochdruckpapier für 
Schichtstoffplatten (HPL) und Niederdruckpapiere 
für Spanplattenbeschichtung (LPL) sowie Druck- 
basispapiere (PBP). Der Zusammenschluß führt zu 
keiner Marktanteilsaddition. Neben Technozell, 
Scottrici und Arjo Wiggins wird Munksjö durch den 
Zusammenschluß zu einem führenden Anbieter von 
Dekorpapieren. 


3. Hygienepapier 

Die EG-Kommission hat die Übernahme der PWA Pa- 
pierwerke Waldhof-Aschaffenburg AG durch die 
Svenska Cellulosa Aktiebolaget freigegeben (Case 
IV/M. 549). PWA ist ein bedeutender Anbieter auf 
den Inlandsmärkten für Hygienepapiere (Toiletten- 
papier, Küchemollen, Taschentücher, Servietten, Pa- 
pierhandtücher, Gesichtstücher). Zusammenschluß- 
bedingt kommt es nur beim Angebot von Papier- 
handtüchem für Großverbraucher zu einer Marktan- 
teilsaddition. 

Auch im EG-Fusionskontrollverfahren Kimberley 
Clark/Scott Paper (Case IV/M. 623) haben sich, 
soweit es die Inlandsmärkte für Toilettenpapier, 
Küchenrollen und Papiertaschentücher betrifft, keine 
fusionsrechtlichen Bedenken ergeben. 

Johnson & Johnson sowie Confab Inc. planen, ein 
Gemeinschaftsunternehmen zur Herstellung und 
zum europaweiten Vertrieb von Produkten der Frau- 
enhygiene zu gründen. Johnson & Johnson ist der 
nach wie vor im Inland mit großem Marktanteilsab- 
stand führende Anbieter von Tampons. Eine starke, 
wenngleich nicht überragende Marktstellung hält 
das Unternehmen auch bei Slipeinlagen. 

Confab produziert und vertreibt bislang nur in den 
USA Slipeinlagen und Binden. Durch die Gründung 
des Gemeinschaftsunternehmens wird ein Marktein- 
tritt von Confab in Europa erst ermöglicht. Das Bun- 
deskartellamt hat deshalb gegen das Vorhaben keine 
Bedenken erhoben. 

4. Papiersäcke, Sackpapier 

Im Wege der Erhöhung ihrer Anteile auf eine Mehr- 
heitsbeteiligung hat die Frantschach AG sämtliche 
Anteile an der Franconia Verpackungs- Gruppe er- 
worben. Zur Verpackungsgruppe der Franconia ge- 
hören eine Mehrheitsbeteiligung an der Behn Papier- 
sackfabriken GmbH & Co. KG sowie eine 50%ige Be- 
teiligung an der Trebsen Verpackung GmbH. Durch 
den Zusammenschluß rückt die Frantschach AG, die 
bisher nicht auf dem deutschen Papiersackmarkt ver- 
treten war, zu einem der bedeutendsten Anbieter in 
diesem Bereich auf, ohne jedoch marktbeherrschen- 
de Stellungen zu erreichen. 

Frantschach hat im übrigen 40 % der Anteile an der 
Bischof + Klein GmbH, einem Hersteller von Kraft- 
sackpapieren und von Papiersäcken, erworben. Die- 
sen Zusammenschluß hat die EG-Kommission ge- 
prüft und freigegeben (Case IV/M. 581). 

Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben der Assi Do- 
män AB, den Geschäftsbereich ungebleichte Sackpa- 
piere und Papiersäcke der Stora Kopparbergs Berg- 
slags AB zu übernehmen, nicht untersagt. Bei unge- 
bleichten Sackpapieren entfallen auf die Unterneh- 
men Assi Domän, Frantschach und Korsnäs etwa 
70 % der Inlandsheferungen. Entgegen der Oligopol- 
vermutung besteht auf diesem Markt jedoch wesent- 
licher durch Überkapazitäten gesicherter Preiswett- 
bewerb. 

Das Rationalisierungskartell der Hersteller von Ver- 
packungsmaterial Copaco hat folgende Änderungen 
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angemeldet. Die Fa. Carl Ph. Schmidt KG ist aus dem 
Rationalisierungskartell ausgeschieden. In die be- 
stehende Kooperation eingetreten sind die Unterneh- 
men Zeiler AG, Schweiz und Danapak A/S, Däne- 
mark. Das Bundeskartellamt hat der Änderungsan- 
meldung nicht widersprochen. 

5. Tapeten 

Das Exportkartell für Tapetenlieferungen nach Öster- 
reich und in die Schweiz (Ausfuhrkartell) ist hinsicht- 
lich der Lieferungen nach Österreich beendet wor- 
den. 

6. Papierverarbeitung 

Das Bundes kartellamt hat den vollzogenen Erwerb 
sämtlicher Geschäftsanteile der Landre GmbH, Gro- 
nau (Leine), durch die Herlitz AG, Berlin, untersagt. 
Nach den Feststellungen des Bundes kartellamtes hat 
Herlitz durch einen Treuhänder bereits Ende 1993 
die Mehrheitsbeteiligung an dem Gronauer Unter- 
nehmen übernommen. Vom Zusammenschluß betrof- 
fen sind die Märkte für (Schul-) Hefte/Kladden, 
Mal-/Zeichenblocks, Ringbucheinlagen, Spiralartikel 
sowie Brief-, Schreib- und Notizblocks. Bereits vor 
dem Zusammenschluß gehörten Herlitz und Landre 
zu den führenden Herstellern dieser, in der Branche 
unter dem Sammelbegriff „Lernmittel" bekannten 
Produkte. Wie die Ermittlungen des Bundes kartell- 
amtes ergeben haben, ist durch den Zusammen- 
schluß die überragende Marktstellung von Herlitz 
beim Angebot von Lernmitteln deutlich verstärkt 
worden. Mit addierten Marktanteilen der Unterneh- 
men auf den betroffenen Märkten zwischen 50 und 
70% hat sich der Abstand zum nächstgrößten Anbie- 
ter um das Zweieinhalbfache erhöht. Zudem ist Her- 
litz durch die Eingliederung von Landre nunmehr auf 
allen Vertriebswegen präsent. Die Untersagungsver- 
fügung ist nicht rechtskräftig. 

Gegen die führenden inländischen Hersteller von 
Lernmitteln aus Papier ist ein Ermittlungsverfahren 
eingeleitet worden wegen des Verdachts der Durch- 
führung wettbewerbsbeschränkender Absprachen. 
Im Zuge dieses Ermittlungsverfahrens wurden bei 
Durchsuchungen der Geschäftsräume dieser Unter- 
nehmen umfangreiche Unterlagen aufgefunden, die 
den Anfangsverdacht erhärtet haben. Das Verfahren 
ist noch nicht abgeschlossen. 


Verlagsgewerbe (22) 

1. Buchverlage 

Der Verlegerausschuß des Börsenvereins des Deut- 
schen Buchhandels hat nach Abstimmung mit dem 
Bundeskartellamt im März 1995 preisbindungsrecht- 
liche Kriterien für Buchgemeinschaftsausgaben ver- 
abschiedet. Sie sollen Anforderungen an Sonderaus- 
gaben für Buchgemeinschaften oder Bücherclubs de- 
finieren, die die Preisbindung der Buch-Originalaus- 
gabe nicht gefährden. Festgelegt wurden die Mit- 
gliedschaftsbindung, der Zeitabstand, der Ausstat- 
tungsunterschied und die Preisdifferenz. Ein Kunde 


muß sich dazu verpflichten, mindestens ein Jahr Mit- 
glied zu bleiben und jährlich mehrere Artikel von der 
Buchgemeinschaft zu kaufen. Der Zeitabstand zwi- 
schen dem Erscheinen der Original- und der Buchge- 
meinschafts-Ausgabe wird zwar individuell verein- 
bart; als wünschenswert und üblich wurde jedoch ein 
Zeitabstand von 9-12 Monaten, mindestens 6 Mona- 
ten, bezeichnet. Ausnahmen hiervon gelten nur bei 
Werken von sehr kurzlebiger Aktualität (z. B. Fuß- 
ball- WM-Buch, Olympiade-Buch) und bei aufwendi- 
gen Dokumentationswerken im Sachbuchbereich 
und zu gestaltenden Standardwerken aus dem Rat- 
geberbereich („Kursbuch- Gesundheit"), die nur 
dann realisiert werden, wenn Originalverlag und 
Buchgemeinschaft sie in einem Arbeitsvorgang druk- 
ken und binden lassen. Dabei muß die Buchgemein- 
schaftsauflage wesentlich höher sein als die Verlags- 
auflage. Hinsichtlich der Ausstattung dürfen Papier 
und Satz identisch sein, nicht aber Einband und 
Schutzumschlag. Bei der Preisdifferenz gilt der 
Grundsatz, daß der Preisunterschied umso geringer 
sein muß, je kleiner der zeitliche Abstand zwischen 
dem Erscheinen der beiden Ausgaben ist. Bei einem 
zeitlichen Abstand von 6 Monaten darf der Preisab- 
stand nicht höher sein als 15%. Mit jedem späteren 
Erscheinungsmonat darf sich der Abstand um 1 % bis 
auf höchstens 20 % erhöhen. 


2. Tageszeitungen/Anzeigenblätter 

Die mit der Bremer Tageszeitungen AG verbundene 
Hackmack, Meyer & Co. KG und die Druckerei 
und Verlag Siegfried Rieck GmbH & Co. KG hatten 
ein paritätisches Gemeinschaftsunternehmen zur 
gemeinsamen Herausgabe eines Anzeigenblattes 
(DEL-Wochenblatt GmbH) gegründet. Auf dem rele- 
vanten Anzeigenmarkt im Raum Delmenhorst hat die 
Druckerei und Verlag Siegfried Rieck GmbH & Co. 
KG mit dem dort erscheinenden Titel „Delmenhor- 
ster Kreisblatt" eine marktbeherrschende Stellung. 
Auch die Bremer Tageszeitungen AG ist mit einer Lo- 
kalausgabe des „Weser-Kuriers" in Delmenhorst ver- 
treten. Das Bundeskartellamt hat die Gründung des 
Gemeinschaftsunternehmens sowohl nach § 24, als 
auch nach § 1 geprüft und sah in beiden Fällen die 
Untersagungsvoraussetzungen als erfüllt an. Eine 
Verstärkung der marktbeherrschenden Stellung er- 
gab sich insbesondere aus dem Wegfall des poten- 
tiellen Wettbewerbs, der von der Hackmack, Meyer 
& Co. ausging. Die Herausgabe eines Anzeigenblat- 
tes bietet in der Regel die einzige Möglichkeit, in das 
Verbreitungsgebiet marktbeherrschender Tageszei- 
tungen einzudringen und wettbewerbliche Wirkun- 
gen auf dem Anzeigenmarkt zu entfalten. Da die 
Hackmack, Meyer & Co. bereits mit einer Beteiligung 
an der Bremer Anzeiger GmbH im Anzeigenblattge- 
schäft in Bremen und Umgebung engagiert war, be- 
stand eine hinreichende Wahrscheinlichkeit für die 
Herausgabe eines eigenen Anzeigenblattes. Durch 
die Beteiligung an dem Gemeinschaftsunternehmen 
wurde dieser potentielle Wettbewerb beseitigt. Dar- 
über hinaus stellte die Gründung des Gemeinschafts- 
unternehmens ein Mittel der Verhaltenskoordinie- 
rung zwischen der mit der Hackmack, Meyer & Co. 
verbundenen Bremer Tageszeitungen AG und der 
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Druckerei und Verlag Siegfried Rieck GmbH & Co. 
KG dar und verstieß damit als kooperatives Gemein- 
schaftsunternehmen gegen das Kartellverbot nach 
§ 1. Dabei fand die Funktion eines Anzeigenblattes, 
das von einem Zeitungsverlag neben der regionalen 
Tageszeitung auf deren Markt herausgegeben wird, 
entscheidende Berücksichtigung. Das Anzeigenblatt 
dient insoweit ganz vorrangig der wettbewerblichen 
Stützung der Tageszeitung. Es wird dabei regelmä- 
ßig zur Abwehr gegenüber aktuellen und potentiel- 
len Wettbewerbern, die mit einem Anzeigenblatt auf 
dem Markt der Tageszeitung tätig sind, eingesetzt. 
Im Vordergrund steht also die Verhinderung des 
Neuzutritts von Wettbewerbern sowie die Wachs- 
tumssperre vorhandener Wettbewerber. Die Heraus- 
gabe von Anzeigenblättern durch Tageszeitungsver- 
lage hat damit die Qualität eines unselbständigen 
Wettbewerbsparameters im Zusammenhang mit der 
Herausgabe der Tageszeitung, so daß das Gemein- 
schaftsunternehmen nicht als selbständige wirt- 
schaftliche Planungseinheit angesehen werden 
konnte, da es im Hinblick auf seine Stützungsfunkti- 
on keine von den marktbezogenen Interessen der 
Mütter unbeeinflußte Geschäftspolitik entwickeln 
und verfolgen konnte. Die für § 1 erforderliche Wett- 
bewerbsbeschränkung lag daher in der Vereinheitli- 
chung eines Wettbewerbsparameters. Diese Wettbe- 
werbsbeschränkung war auch Gegenstand des Ge- 
sellschaftsvertrages, so daß es insoweit auf eine An- 
wendung der von der Rechtsprechung entwickelten 
„Zwecktheorie" nicht ankam. Nachdem das Bim des- 
kartellamt den beteiligten Unternehmen mitgeteilt 
hat, daß es beabsichtigte, die Gründung des Gemein- 
schaftsunternehmens im Wege der Doppelkontrolle 
sowohl nach § 24 als auch nach §§ 1, 37a zu untersa- 
gen, hat sich die Druckerei und Verlag Siegfried 
Rieck GmbH & Co. KG freiwillig aus dem Gemein- 
schaftsunternehmen zurückgezogen. 

Das Bundeskartellamt hat den vollzogenen Erwerb 
sämtlicher Anteile an der Adolf Deil GmbH & Co. KG 
Druckerei und Verlag der Pirmasenser Zeitung (Deil 
KG), Pirmasens, durch die Tukan Verlagsgesellschaft 
mbH & Co. KG (Tukan), Griesheim, nach § 24 unter- 
sagt. Der Zusammenschluß hat zur Verstärkung 
marktbeherrschender Stellungen der Rheinpfalz Ver- 
lag und Druckerei GmbH & Co. KG (Rheinpfalz), Lud- 
wigshafen, auf dem Lesermarkt für regionale Abon- 
nement-Tageszeitungen und auf dem Anzeigenmarkt 
im Verbreitungsgebiet der von der Deil KG heraus- 
gegebenen regionalen Abonnement-Tageszeitung 
„Pirmasenser Zeitung" geführt. Durch den Zusam- 
menschluß ist die „Pirmasenser Zeitung" als einziger 
Wettbewerber der von der Rheinpfalz ebenfalls in 
der Stadt Pirmasens und im östlichen Teil des Land- 
kreises Pirmasens verbreiteten regionalen Abonne- 
ment-Tageszeitung „Pirmasenser Rundschau", einer 
Ausgabe der „Die Rheinpfalz ", weggefallen. 

Tükan ist dem Konzern der Rheinpfalz und der Me- 
dien Union GmbH Ludwigshafen (Medien Union), 
Ludwigshafen, als nach § 23 Abs. 1 Satz 2 verbunde- 
nes Unternehmen zuzurechnen. Tükan und Rhein- 
pfalz sowie Medien Union sind unter einheitlicher 
Leitung zusammengefaßt und bilden einen faktischen 
Gleichordnungskonzem gemäß § 18 Abs. 2 AktG. 


Hierfür genügt es, wenn sich Gesellschafter imd Ge- 
schäftsführung eines Unternehmens faktisch der Lei- 
tung eines anderen Unternehmens zumindest hin- 
sichtlich der wettbewerbsbezogenen Untemehmens- 
entscheidungen unterstellen (Bundesgerichtshof, 
WuW/E BGH 2882 f. „WAZ/IKZ"). Die Einbeziehung 
von Tukan und Rheinpfalz sowie Medien Union in 
eine wettbewerblich einheitliche und gleichgerichte- 
te unternehmerische Gesamtkonzeption ergibt sich 
insbesondere aus folgenden Umständen: Die Gesell- 
schafter der Tukan und der Rheinpfalz sowie der Me- 
dien Union gehören denselben fünf Familienstäm- 
men an. Die Anteile an den genannten Gesellschaf- 
ten verteilen sich stets nach demselben Schlüssel auf 
die jeweilige Gesellschafterfamihe. Während bei 
Rheinpfalz und Medien Union Dr. Dieter Schaub als 
Mehrheitsgesellschafter mit jeweils 50,5 Prozent der 
Anteile beteiligt ist, ist bei Tukan sein Sohn Peter 
Schaub mit 50,5 Prozent der Anteile Mehrheitsgesell- 
schafter. Peter Schaub hat die anteiligen Mittel für 
den Erwerb der Deil KG durch Tükan schenkungs- 
weise in vorweggenommener Erbfolge von seinem 
Vater erhalten. Anstelle von Volker Lenk, der an 
Rheinpfalz und Medien Union mit jeweils 19,8 Pro- 
zent beteiligt ist, sind bei Tukan seine beiden Töchter 
Anja Kirsch und Britta Lenk, die die erforderlichen 
Mittel ebenfalls von ihrem Vater erhalten haben, mit 
jeweils 9,9 Prozent (zusammen 19,8 Prozent) betei- 
ligt. Die übrigen Gesellschafter von Tukan und 
Rheinpfalz sowie Medien Union sind im wesentli- 
chen identisch. Anteilsverteilung nach Gesellschaf- 
terfamilien ist ein grundlegendes Gestaltungsprinzip 
des Konzerns. Durch gesellschaftsvertragliche Rege- 
lungen sowie eine zusätzliche Vereinbarung ist si- 
chergestellt, daß bei den beiden Konzemhauptge- 
sellschaften Rheinpfalz und Medien Union die Betei- 
ligungsverhältnisse - wie bisher über Generationen - 
insoweit auch zukünftig gleich bleiben. Aus tatsäch- 
lichen Gründen wird dieser Grundsatz auch bei den 
übrigen Konzemgesellschaften, darunter der Tukan 
befolgt. Ferner spricht auch der Erwerb der Deil KG 
selbst, der im wettbewerblichen Interesse von Rhein- 
pfalz lag, diesem Unternehmen aber aus fusions- 
rechtlichen Gründen offensichtlich versagt war, für 
die Einbeziehung von Tukan in das wettbewerbliche 
Untemehmenskonzept von Rheinpfalz und Medien 
Union. Dies ergibt sich auch aus der Interessenlage 
der Gesellschafter der Tukan und der Rheinpfalz, Für 
die Gesellschafter käme die anteilige Finanzierung 
des Erwerbs der Deil KG aufgrund der wettbewerbli- 
chen Berührungspunkte zwischen Deil KG und 
Rheinpfalz einer Selbstschädigung gleich, wenn sie 
nicht von einem einheitlichen wettbewerblichen Un- 
temehmenskonzept beider Unternehmen ausgingen. 
Die Beteiligungen von Peter Schaub und Anja Kirsch 
sowie Britta Lenk an Tukan sind nach dem Vortrag 
der Beteiligten auch im Hinblick auf ihre zukünftige 
Gesellschafterstellung bei Rheinpfalz und Medien 
Union erfolgt. Des weiteren wird der Verbund von Tu- 
kan mit Rheinpfalz und Medien Union auch aus dem 
Umstand ersichtlich, daß zwei weitere Gesellschaften 
mit im wesentlichen identischer Gesellschafterstruk- 
tur wie bei Tükan ebenfalls dem wettbewerblich ein- 
heitlichen Untemehmenskonzept von Rheinpfalz 
und Medien Union dienstbar gemacht sind. Das gilt 
für die PSA Stadtanzeiger GmbH & Co. KG (PSA), 
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Neustadt/W. und die PVG Presse Vertriebs-GmbH, 
Beteiligungsgesellschaft (PVG), Ludwigshafen. Die 
PSA hat die Stadtanzeiger Verlag H. Zimmermann 
GmbH und weitere Anzeigenblattverlage im Verbrei- 
tungsgebiet der „Die Rheinpfalz" erworben, welche 
die Rheinpfalz aus fusionskontrollrechtlichen Grün- 
den selbst nicht erwerben durfte. Ausschließlich hat 
die PSA ihr Marktverhalten bezüglich der erworbe- 
nen Anzeigenblätter mit dem Marktverhalten von 
Rheinpfalz und Medien Union im Anzeigenblattbe- 
reich koordiniert. Die PVG erfüllt im Interesse der 
Rheinpfalz Funktionen bei der Zeitungszustellung, 
die aus der Rheinpfalz aus bestimmten anderen, 
nicht wettbewerbsrechtlichen Gründen ausgeglie- 
dert worden sind. Schließlich wird der Verbund auch 
dadurch belegt, daß Rheinpfalz und Deil KG begon- 
nen haben, konzeminteme Synergien zu realisieren 
und ihr Marktverhalten zu koordinieren. Selbst wenn 
Tukan und Rheinpfalz sowie Medien Union nicht als 
verbundene Unternehmen im Sinne von § 23 Abs. 1 
Satz 2 angesehen wurden, unterhegt der Zusammen- 
schluß der Fusionskontrolle und erfüllt die Untersa- 
gungsvoraussetzungen des § 24 GWB. Tukan, PSA 
und PVG, die aufgrund der Gesellschafter identisch 
verbundene Unternehmen im Sinne von § 23 Abs. 1 
Satz 2 in Verbindung mit § 18 Abs. 2 AktG sind, über- 
schreiten einschließlich weiterer verbundener Unter- 
nehmen unter Berücksichtigung der Presserechen- 
klausel des § 23 Abs. 1 Satz 7 die Umsatzgrenze von 
500 Mio. DM in § 24 Abs. 8 Nr. 1. Bei den Umsätzen 
der Pressevertriebs-GmbHs, die von der PVG be- 
herrscht wurden und die in ihren jeweiligen Zustell- 
gebieten mit der Zustellung von Zeitungen, insbe- 
sondere der „Die Rheinpfalz", befaßt sind, handelt es 
sich um Presseumsätze im Sinne von § 23 Abs. 1 Satz 7. 
Die Untersagungsvoraussetzungen des § 24 sind er- 
füllt, da die Verpflichtungen zwischen Tukan und 
Rheinpfalz sowie Medien Union, die nach Auf- 
fassung des Bundeskartellamtes den Konzemver- 
bund begründen, zumindest eine dauerhaft gleich- 
gerichtete Interessenlage bedingen. Der Zusammen- 
schluß führt damit zumindest zu einem marktbeherr- 
schenden Oligopol bestehend aus Rheinpfalz und 
Deil KG (§ 22 Abs. 2). Gegen den Untersagungs- 
beschluß des Bundeskartellamtes haben die beteilig- 
ten Unternehmen Beschwerde beim Kammergericht 
in Berlin eingelegt. Diese Beschwerde hat das Ge^ 
rieht in seiner Sitzung vom 12. März 1997 zurückge- 
wiesen. 

Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben der Verlags- 
gruppe Georg von Holtzbrinck GmbH, Stuttgart, mit- 
telbar sämtliche Anteile an der Zeitverlag Gerd Buce- 
rius GmbH (Zeitverlag), Hamburg, zu erwerben, 
nicht untersagt. Vom Zusammenschluß ist der Markt 
für politische Wochenzeitungen und -Zeitschriften 
betroffen (zu dessen Abgrenzung vgl. Bundesge- 
richtshof WuW/E BGH 2433, 2436 „Grüner + Jahr/ 
Die Zeit"). Diesem Markt sind neben der vom Zeit- 
verlag herausgegebenen Wochenzeitung Die Zeit 
noch die Verlagsobjekte Der Spiegel, FOCUS, 
Bayemkurier, Die Woche, Rheinischer Merkur, 
Wochenpost und DS Deutsches Sonntagsblatt zuzu- 
rechnen. Auf diesem Markt, auf dem Der Spiegel 
die nach Marktanteil führende Stellung einnimmt, 
herrscht wesentlicher Wettbewerb. 


3. Zeitschriften 

Die Grüner + Jahr AG & Co. hat von der FCM Maga- 
zin Verlag GmbH, einer von der Burda Holding 
GmbH & Co. KG abhängigen Gesellschaft, die Titel- 
rechte der Frauenzeitschrift „Carina" übernommen 
und diese Zeitschrift mit der bei Grüner + Jahr er- 
scheinenden Frauenzeitschrift „Prima" vereinigt. Der 
Zusammenschluß betraf zunächst den Lesermarkt für 
mittelpreisige klassische Frauenzeitschriften. Hier 
hält Grüner + Jahr nach dem Zusammenschluß zwar 
einen relativ hohen Marktanteil (37,4 %). Der nur ge- 
ringe Abstand zu den nächsten Wettbewerbern, bei 
denen es sich ebenfalls um wirtschaftlich potente 
Verlagsuntemehmen handelt, sowie die Tatsache, 
daß der Markt durch lebhaften Preis- und Qualitäts- 
wettbewerb geprägt ist und es in letzter Zeit zu 
Marktzutritten mit den neuen Titeln „Allegra", 
„Joy", „Yoyo" und „Amica" gekommen ist, sprachen 
jedoch gegen eine marktbeherrschende Stellung von 
Grüner + Jahr. Daneben war der Anzeigenmarkt für 
Publikumszeitschriften betroffen. Der Zusammen- 
schluß führte hier nur zu einem geringen Marktan- 
teilszuwachs bei Grüner + Jahr, der nicht geeignet 
ist, die Wettbewerbsstruktur auf diesem Markt nen- 
nenswert zu beeinflussen, zumal auch dieser Markt 
durch Wettbewerb zwischen den großen Verlagen 
und durch Substitutionskonkurrenz der Anzeigen- 
märkte bei Zeitungen und Fachzeitschriften geprägt 
ist. 

Das Bundeskartellamt hat im Rahmen von Vorge- 
sprächen in einem nicht förmlichen Verfahren ge- 
prüft, ob eine mehrheitliche Beteiligung der DVB 
Druck und Verlag Beteiligungen GmbH & Co. KG 
i. G. (DVB), München, an der Sebaldus Druck und 
Verlag GmbH (Sebaldus), Nürnberg, die Untersa- 
gungsvoraussetzungen des § 24 Abs. 1 erfüllt. Die zu 
Sebaldus gehörende Gong Verlag GmbH, Nürnberg, 
gibt unter anderem die beiden Fernsehprogramm- 
Zeitschriften „Gong" und „die 2" mit einem Markt- 
anteil nach verkaufter Auflage von ca. 6 Prozent her- 
aus. Gesellschafterinnen der DVB sind zwei Töchter 
der Eheleute Heinz Bauer und Gudrun Bauer. Frau 
Gudrun Bauer ist Geschäftsführerin der DVB. Herr 
Heinz Bauer ist Mehrheitsgesellschafter des Heinrich 
Bauer Verlag (HBV), Hamburg. Eine Beteiligung des 
HBV an Sebaldus in zusammenschlußrelevanter Hö- 
he kam nach eigener Einschätzung der Verfahrens- 
bevollmächtigten der DVB aus fusionskontrollrechtli- 
chen Gründen nicht in Betracht, da der HBV auf dem 
Markt für Femsehprogrammzeitschriften nach ver- 
kaufter Auflage einen Marktanteil von ca. 48 Prozent 
gefolgt von der Axel Springer Verlag AG mit einem 
Marktanteil von ca. 25 Prozent hatte. Die vorläufige 
Prüfung hat ergeben, daß das Zusammenschlußvor- 
haben - eine marktbeherrschende Stellung des HBV 
auf dem Femsehprogramm-Zeitschriftenmarkt unter- 
stellt - die Untersagungsvoraussetzungen des § 24 
Abs. 1 erfüllt. Es bestanden Anhaltspunkte, daß die 
DVB und der HBV einen faktischen Gleichordnungs- 
konzem nach § 18 Abs. 2 AktG bilden. Der Umstand, 
daß die Bauer- Töchter, die sich noch in der Ausbil- 
dung befanden, im Verlagsbereich nicht über unter- 
nehmerische Erfahrungen verfügten und die für den 
Erwerb erforderlichen Mittel zuvor von ihrem Vater 
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in vorweggenommener Erbfolge erhalten hatten, 
sprachen nicht für einen eigenuntemehmerischen 
Charakter der Beteiligung an Sebaldus. Der Erwerb 
der beiden Femsehprogrammzeitschriften „Gong" 
und „die 2", der durch den Zusammenschluß ange- 
strebt wurde, ist nach kaufmännischen Maßstäben 
sinnvoll, wenn diese Zeitschriften in ein Programm- 
zeitschriftensortiment eingefügt werden, wie es ins- 
besondere der HBV aufweist. Für die Einbeziehung 
der DVB in ein einheitliches Untemehmenskonzept 
mit dem HBV sprach auch der Umstand, daß die Bauer- 
Töchter durch wesentlichen Wettbewerb der DVB 
gegenüber dem HRV sowohl ihr künftiges Erbe als 
auch Rückgriffsmöglichkeiten auf die Ressourcen 
des HBV schmälern bzw. gefährden würden. Schließ- 
lich begründeten die starken wettbewerblichen Be- 
rührungspunkte zwischen HRV und Sebaldus ein In- 
teresse des HBV, über DVB auf Sebaldus Einfluß zu 
nehmen. Die Frage des Konzemverbundes konnte je- 
doch dahingestellt bleiben. Denn die genannten Ver- 
pflichtungs- und Interessengesichtspunkte schließen 
jedenfalls wesentlichen Wettbewerb zwischen HBV 
und DVB aus. Mit dem Erwerb von Sebaldus durch 
DVB fielen somit „Gong" und „die 2" als Wettbewer- 
ber des HRV mit der Folge weg, daß dessen unter- 
stellte marktbeherrschende Stellung bei Femsehpro- 
grammzeitschriften verstärkt würde. Diese Betrach- 
tung ist durch die Rechtsprechung für das Oligopol 
bestätigt (BGH WuW/E BGH 2433, 2439 „Grüner + 
Jahr-Zeit", KG WuW/E OLG 4095, 4105ff. „W+I Ver- 
lag/Weiss-Druck"). Die Beteiligten haben daraufhin 
das Vorhaben nicht weiter verfolgt. 

Das Bundeskartellamt hat gegen die Stiftung Waren- 
test, Berlin, aufgrund von Eingaben eines Zeitschrif- 
teneinzelhändlers ein Verfahren nach § 17 wegen 
des Verdachts der mißbräuchlichen Handhabung der 
Preisbindung für die Zeitschrift test eingeleitet. Die 
Stiftung Warentest hat in Werbeschriften für die Zeit- 
schrift test an Leser gerichtete Kenneniem- Angebote 
gemacht, die Zeitschrift für einen Zeitraum von ei- 
nem halben Jahr, also sechs Ausgaben umfassend, 
im Abonnement zu einem Preis zu beziehen, der 
mehr als 15% unter dem gebundenen Ladenpreis 
lag. Nach ständiger Verwaltungspraxis sieht das 
Bundeskartellamt bei Zeitschriften mit speziellem 
Themenkreis in der Überschreitung der gebunde- 
nen Ladenpreise durch Abonnementpreise um mehr 
als 15% eine mißbräuchliche Handhabung der 
Preisbindung (vgl. Tätigkeitsbericht 1987, S. 94). Das 
Bundeskartellamt hat das Verfahren eingestellt, nach- 
dem die Stiftung Warentest das Kennenlem-Angebot 
auf eine Bezugszeit von drei Monaten begrenzt 
hat. Bei dieser, drei Ausgaben umfassenden Bezugs- 
zeit ist das Kennenlem-Angebot mit dem üblichen 
Abonnement aus der Sicht der Verbraucher nicht 
mehr vergleichbar und nicht geeignet, die Nachfrage 
bei dem gebundenen Einzelhandel zu beeinträch- 
tigen. 

4. Pressevertrieb 

Ein Unternehmen, das als Nationalvertrieb Vertriebs- 
leistungen für Zeitschriftenverlage ohne entspre- 
chende eigene Vertriebsfunktionen erbringt, hat die 
Einleitung eines Verfahrens nach § 37 a Abs. 2 in Ver- 


bindung mit § 26 Abs. 2 angeregt, weil das Unterneh- 
men den Pressegroßhandelsuntemehmen (Presse- 
Grossisten) auf deren Verlangen wesentlich längere 
Zahlungsziele als andere Nationalvertriebe einräu- 
men müsse und deswegen diesen gegenüber nicht 
wettbewerbsfähig sei. Die Presse-Grossisten haben 
auf abgegrenzten Gebieten Alleinstellungen (Ge- 
bietsmonopole) und unterhegen daher dem Diskrimi- 
nierungsverbot des § 26 Abs. 2. Soweit - wie die 
Presse-Grossisten vorgetragen haben - mit unter- 
schiedlichen Zahlungszielen unterschiedliche Lei- 
stungen der Presse-Grossisten gegenüber den Natio- 
nalvertrieben entgolten werden, muß dies auf der 
Grundlage objektiver, sachlicher und damit nachvoll- 
ziehbarer, gleichmäßig angewendeter Kriterien erfol- 
gen. Nachdem die Presse-Grossisten das gegenüber 
dem betreffenden Nationalvertrieb geforderte Zah- 
lungsziel entsprechend verändert haben und die ver- 
bliebene Differenzierung einen Mißbrauchsverdacht 
nicht mehr begründete, hat daß Bundeskartellamt 
das Verfahren eingestellt. 

Das Bundeskartellamt hat im Januar 1997 der Axel 
Springer Verlag AG (ASV AG), Berlin, den Erwerb 
der PSG Postdienst Service GmbH (PSG), Berlin, 
untersagt. Die PSG steht im Besitz der Deutschen 
Post AG und betreibt in den neuen Bundesländern 
ca. 246 Presseeinzelhandelsverkaufsstellen, von de- 
nen 31 als Bahnhofsbuchhandlungen geführt wer- 
den. Der Erwerb der PSG hätte zu einer Verstärkung 
der marktbeherrschenden Stellungen der ASV AG 
auf dem bundesweiten und dem Berliner Lesermarkt 
für Straßenverkaufszeitungen, auf dem Berliner Zei- 
tungsanzeigenmarkt, auf einigen regionalen Abon- 
nementtageszeitungsmärkten in den neuen Bundes- 
ländern und den korrespondierenden Anzeigen- 
märkten, auf dem Markt für Sonntagszeitungen und 
auf dem Markt für Tenniszeitschriften geführt. Die 
Verstärkung wäre durch die erstmalige Beteiligung 
eines Verlages an der nachgelagerten Vertriebsstufe 
Presseeinzelhandel bewirkt w'orden. Bisher gewähr- 
leistete die Struktur des deutschen Pressevertriebs- 
systems - Belieferung der mittelständischen Presse- 
einzelhändler durch das Grosso bzw. der ebenfalls 
mittelständisch strukturierten Bahnhofsbuchhand- 
lungen durch die Verlage - eine weitgehende Neu- 
tralität, die sicherstellte, daß jeder Zeitungs-/Zeit- 
schriftentitel gleiche Chancen im Vertrieb hatte. 
Durch die vertikale Integration hätte die ASV AG die 
Möglichkeit gehabt, auf die letzte Vertriebsstufe Ein- 
fluß zu nehmen und sich damit einen verbesserten 
Zugang zu den Absatzmärkten zu verschaffen, den 
Zugang für aktuelle Wettbewerber zu verschlechtern 
und die Marktzutrittsschranken für potentielle Wett- 
bewerber zu erhöhen. Zudem wäre die Möglichkeit 
verbessert worden, Marktpositionen auf nicht be- 
herrschten Zeitschriftenmärkten auszubauen und da- 
mit mittelbar auch die Stellung auf den beherrschten 
Märkten abzusichem. Das Bundeskartellamt hat bei 
der wettbewerblichen Beurteilung dieses Falles ne- 
ben den quantitativen Verstärkungswirkungen, ins- 
besondere die durch den Zusammenschluß zu erwar- 
tenden künftigen Marktveränderungen berücksich- 
tigt. Dem quantitativen Aspekt der Marktstrukturver- 
änderung kam dabei hohes Gewicht zu. Die Ent- 
scheidung ist rechtskräftig. 
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5. Zeitungsmagazine (Supplements) 

Das Bundeskartellamt hat die gemeinsame Grün- 
dung der MAGAZIN-TEAM Media Marketing 
GmbH (MAGAZIN TEAM GmbH) durch die Frank- 
furter Allgemeine Zeitung GmbH (FAZ) und die zur 
Süddeutschen Verlag GmbH gehörende Magazin 
Verlagsgesellschaft Süddeutsche Zeitung mbH nicht 
untersagt. Die MAGAZIN TEAM GmbH soll den An- 
zeigenverkauf für die Zeitungsmagazine durchfüh- 
ren, die den beiden überregionalen Tageszeitungen 
in der jeweiligen Freitagsausgabe beigelegt werden. 
Die redaktionelle Gestaltung der beiden Magazine 
erfolgt weiterhin individuell durch die Muttergesell- 
schaften. Vor dem Hintergrund stark rückläufiger 
Magazin-Anzeigenumsätze soll die Wettbewerbsfä- 
higkeit der Magazine dadurch gesichert werden, daß 
den Anzeigenkunden neben der weiterhin bestehen- 
den Einzelbelegung die Möglichkeit einer Kombina- 
tionsbelegung und damit ein besseres Preis/Lei- 
stungsverhältnis angeboten wird. Auf dem relevan- 
ten Anzeigenmarkt, der die Pubhkumszeitschriften 
und die Zeitungsmagazine umfaßt, halten die Betei- 
ligten einen Anteil von etwa 2,5%. Angesichts der 
geringen Auswirkungen auf die Marktverhältnisse 
und der Verbesserung der Wettbewerbsposition der 
Beteiligten im Verhältnis zu den mit großem Abstand 
führenden Zeitschriftenverlagen ergab weder die 
Prüfung nach § 24 noch die nach § 1 durchgreifende 
wettbewerbliche Bedenken gegen das kooperative 
Gemeinschaftsunternehmen. 


Mineralölverarbeitung (23) 

Sinkende Verarbeitungsmargen bei den deutschen 
Erdölraffinerien haben in der Branche zu verstärkten 
Rationalisierungsanstrengungen geführt. Als erstes 
Ergebnis ist die Mobil Raffinerie in Wörth mit einer 
Rohölverarbeitungskapazität von 5 Mio. t. im Jahr 
geschlossen worden. Die Zusammenlegung der von 
Conoco, DEA und Veba Oel über die Oberrheinische 
Mineraloelwerke GmbH (OMW) in Karlsruhe betrie- 
benen Raffinerie mit der unmittelbar benachbarten 
Esso-Raffinerie hat das Bundeskartellamt im Rahmen 
der Fusionskontrolle nicht untersagt. Das neu gebil- 
dete Gemeinschaftsunternehmen von Esso und 
OMW wird wie schon bisher die OMW-Raffinerie im 
Lohnauftrag Rohöl der beteiligten Mineralölgesell- 
schaften verarbeiten, die im Einkauf der Einsatzstoffe 
und im Vertrieb der, Fertigprodukte voneinander un- 
abhängig tätig sind. Deshalb und im Hinblick auf 
den weiterhin zu erwartenden starken Wettbewerb 
im Einzugsbereich der Gemeinschaftsraffinerie 
durch Schiffstransporte über den Rhein bestand auch 
zur Beanstandung nach § 1 kein Anlaß. 

British Petroleum und Mobil haben einen großen Teil 
ihrer europaweiten Aktivitäten auf gemeinsame 
Tochtergesellschaften übertragen. Für Treib- und 
Brennstoffe wurden in jedem Land Gemeinschafts- 
unternehmen gegründet, an denen BP Mehrheitsbe- 
teiligungen übernahm und deren Betriebe von BP 
geführt werden. Dafür erhielt Mobil die Mehrheit so- 
wie die Betriebsführung von neugegründeten natio- 
nalen Schmierstoffgesellschaften. Ein von BP und 


Mobil paritätisch besetztes Aufsichtsorgan ist für 
Grundsatzentscheidungen zuständig. Von der Zu- 
sammenlegung ausgeschlossen sind die Exploration 
und Förderung von Erdöl, der internationale Handel, 
die Betankung von Flugzeugen und Schiffen und der 
Seetransport. Mobil behält ferner ihre Beteiligung 
von 28% an der Aral AG. Die Erlöse daraus werden 
aber in das von BP geführte deutsche Gemeinschafts- 
unternehmen für Treib- und Brennstoffe eingebracht. 
Die EG-Kommission hat das bei ihr nach der Fusions- 
kontrollverordnung angemeldete Vorhaben, von dem 
ca. 10 v. H. des europäischen Treibstoffangebots 
an Tankstellen und ca. 18 v. H. des europäischen 
Schmierstoffangebots betroffen sind, als konzentrati- 
ven Zusammenschluß behandelt und im Hinblick auf 
die Präsenz von Wettbewerbern mit vergleichbarer 
Marktstärke durch Entscheidung vom 7. August 
1996, IV/M.727 freigegeben. Dabei hat die Kommis- 
sion offengelassen, ob BP und Aral auf dem deut- 
schen Markt weiterhin als Wettbewerber zu betrach- 
. ten sind. Die Kommission hat sich aber die Prüfung 
Vorbehalten, ob die Kooperation von BP und Mobil, 
soweit sie die Belieferung von Aral betrifft, sowie die 
Beteiligung von Mobil an Aral als Wettbewerbsbe- 
schränkungen im Sinne von Artikel 85 EWG-Vertrag 
zu beurteilen sind. An Aral sind neben Mobil Veba 
Oel und Wintershall mit 56 bzw. 15 v. H. mit gleichen 
Stimmrechten wie Mobil beteiligt. Das Bundeskar- 
tellamt hat Überlegungen, ob die Veränderung des 
Sachverhaltes durch die Verbindung zwischen Mobü 
und BP zu einer erneuten Prüfung der Aral nach § 1 
(Tätigkeitsbericht 1983/84 S. 69f. ; WuW/E OLG 
3685) Anlaß gibt, bis zum Abschluß des Prüfungsver- 
fahrens der EG-Kommission zurückgestellt. 

Die bereits 1993/94 zu beobachtende Verschärfung 
des Preiswettbewerbs im Kraftstoffabsatz an Tank- 
stellen in den neuen Bundesländern (Tätigkeitsbe- 
richt 1993/94, S. 75) hat sich im Berichtszeitraum wei- 
ter fortgesetzt. Dies macht nicht nur der generelle 
Abstand der durchschnittlichen Tankstellenpreise im 
Vergleich zu den alten Bundesländern sichtbar, son- 
dern auch die immer wieder ausbrechenden Preis- 
kämpfe in einer Reihe von ostdeutschen Regionen, in 
denen große Lebensmitteleinzelhandelsuntemeh- 
men („Supermärkte") auch mit Tankstellen vertreten 
sind. Diese Preiskämpfe, in deren Verlauf es verein- 
zelt auch zu Unterschreitungen der Beschaffungsko- 
sten der Anbieter kam, haben zu Beschwerden des 
mittelständischen Mineralölhandels wegen des Ver- 
dachts der verbotenen unbilligen Behinderung (§ 26 
Abs. 4) durch die Großanbieter einschließlich der 
„Supermarkt" -Unternehmen geführt. Ein Einschrei- 
ten des Bundeskartellamtes nach dieser Vorschrift 
kam jedoch schon deshalb nicht in Betracht, weil der- 
artige Unterschreitungen immer nur sehr kurzfristig 
auftraten und bei solchen Verkäufen zum oder unter 
dem Einstands- bzw. Einkaufspreis die Kriterien des 
Bundesgerichtshofes (WuW/E BGH 2977 „Hitlisten- 
Platten") für die Unbilligkeit nicht erfüllt sind. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes hegt 
Unbilligkeit dann vor, wenn die „Gefahr einer nach- 
haltigen Beeinträchtigung der strukturellen Voraus- 
setzungen für einen wirksamen Wettbewerb - ein- 
schließlich des Wettbewerbs durch kleine und mittle- 
re Unternehmen -" besteht. Nach den Beobachtun- 
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gen des Bundeskartellamtes ist es zu besonders star- 
ken Preisausschlägen nach unten immer dann ge- 
kommen, wenn entweder durch sehr niedrige Ein- 
führungspreise an neu eröffnet en „ Supermarkt "- 
Tankstellen oder durch Preiserhöhungen an den 
Tankstellen großer Mineralölkonzeme, denen die 
„Supermarkt "-Tankstellen nicht gefolgt sind, der 
übliche Preisabstand zu den übrigen Tankstellen von 
35 Pf./l deutlich überschritten wurde und einzelne 
Konzerne darauf mit Preissenkungen auf das Niveau 
der „Supermarkt "-Tankstellen reagierten. Ein derar- 
tiger Eintritt in niedrigere Preise eines Konkurrenten 
kann zwar auch dann noch nicht ohne weiteres als 
kartellrechtswidrig angesehen werden, wenn dies 
am Markt eine weitere Preisbewegung nach unten 
(„Preisspirale") dadurch auslöst, daß der Konkurrent 
daraufhin seinen Preis weiter senkt, um seinen bishe- 
rigen Preisabstand zu behaupten. Jedoch kann sich 
in Fällen, in denen einzelne große Tankstellenunter- 
nehmen in dieser Weise reagieren, weil sich die „Su- 
permarkt " -Tankstellen weiteren Preiserhöhungen 
nicht angeschlossen haben, und damit diesen Tank- 
stellen den „üblichen" Preisabstand abweichend von 
der Regel nicht mehr zugestehen, der Verdacht einer 
nach § 25 Abs. 2 in Verbindung mit § 1 verbotenen 
Druckausübung ergeben. Das Bundeskartellamt wird 
im Rahmen seiner allerdings auf landesübergreifen- 
de Fälle beschränkten Zuständigkeit die Markt- 
entwicklung auch unter diesem Aspekt weiter beob- 
achten. 

Das Bundeskartellamt hat gegen sechs Anbieter von 
Dieselkraftstoff und Heizöl sowie gegen Geschäfts- 
führer und Niederlassungsleiter dieser Unternehmen 
Geldbußen in Höhe von insgesamt 489000 DM fest- 
gesetzt. Die Unternehmen bzw. Personen hatten ge- 
meinschaftlich versucht, einen Wettbewerber durch 
Drohung mit wirtschaftlichen Kampfmaßnahmen 
und durch Zufügung von Nachteilen zu einem Ver- 
zicht auf die Lieferung von Dieselkraftstoff an ge- 
werbliche Abnehmer im Raum Aschaffenburg zu be- 
wegen. Auf einem gemeinsamen Treffen im März 
1995 hatten Angehörige der betroffenen Unterneh- 
men dem Wettbewerber erfolglos mit der Zufügung 
nicht näher bezeichneter Nachteile für den Fall ge- 
droht, daß dieser weiterhin Abnehmer beliefere, die 
als Kunden der betroffenen Unternehmen bezeichnet 
werden. Kurz darauf veranstalteten mehrere betrof- 
fene Unternehmen, wie zuvor untereinander verein- 
bart, im Absatzgebiet des Wettbewerbers Werbeak- 
tionen für den Verkauf von Heizöl an Endverbrau- 
cher zu nicht kostendeckenden Preisen. Die Buß- 
geldbescheide sind rechtskräftig. 

Die im Vertrag zwischen Treuhandanstalt und ELF 
vereinbarte „Mittelstandsklausel", wonach ELF sich 
verpflichtet hatte, im Zuge der Privatisierung von 
Minol und Leuna dem Mineralöl-Mittelstand Tank- 
stellen zum Kauf anzubieten (Tätigkeitsbericht 1993/ 
94, S. 75), hat zu keinem Ergebnis geführt. ELF hat 
sich darauf berufen, daß eine Vorbedingung, nämlich 
der Verbleib von mindestens 300 Minol-eigenen 
Tankstellen bei ELF, nicht erfüllt worden sei, hatte 
aber gleichwohl als „Geste" 25 Tankstellen in Ost- 
und Westdeutschland zum Kauf angeboten. Es fan- 
den sich jedoch keine Käufer. 


Chemische Industrie (24) 

1. Wolframcarbid 

Die Bayer AG hat das Vorhaben ihrer Tochtergesell- 
schaft H.C. Starck GmbH & Co. KG, Goslar, aufgege- 
ben, sich mehrheitlich an der österreichischen Wolf- 
ram-Bergbau- und Hüttengesellschaft mbH, Bergla, 
(Bergla) zu beteiligen. Die Anmeldung des Vorha- 
bens winde aufgrund fusionsrechtlicher Bedenken 
des Bundeskartellamtes zurückgenommen. Beide 
Unternehmen sind die wichtigsten europäischen An- 
bieter von Wolframmetallpulver und Wolframcarbid. 
Die Materiahen haben als Rohstoffe wegen ihrer ho- 
hen elektrischen und thermischen Leitfähigkeit so- 
wie ihrer Härte und Verschleißfestigkeit für zahlrei- 
che Einsatzmöglichkeiten große Bedeutung, insbe- 
sondere in der Schwermetall- und Hartmetallindu- 
strie. Die beteiligten Unternehmen hätten nach den 
getroffenen Feststellungen des Bundeskartellamtes 
zusammen auf dem wichtigen deutschen Markt An- 
teile von über 55% bzw. über 75% erreicht. Wegen 
der extrem hohen Qualitätsanforderungen an diese 
High-Tech-Produkte aus Wolfram und der erforderli- 
chen Liefersicherheit stellen Importe aus China, wo 
54% der Weltreserven von Wolfram lagern, keine 
ausreichende Alternative dar. Gegen das Vorhaben 
haben zahlreiche Abnehmer beim Bundeskartellamt 
Einwendungen erhoben. Danach hätten sich negati- 
ve Auswirkungen nicht nur auf die Preise, sondern 
auch auf die technische Weiterentwicklung ergeben. 
Gleichzeitig wären nachteilige Folgen für die hoch- 
innovativen Produkte der deutschen Hartmetallindu- 
strie auf den internationalen Märkten zu erwarten 
gewesen. Nach Rücknahme der Anmeldung wurde 
Bergla von der kanadischen INMET Mining Corp., 
Toronto/Kanada, einem ehemaligen Tochterunter- 
nehmen der Metallgesellschaft AG, erworben. IN- 
MET war bisher auf dem deutschen Markt nicht tätig. 
Gegen diesen Zusammenschluß bestanden keine 
kartellrechtlichen Bedenken. 


2. Anorganische Grundstoffe 

Im Jahre 1995 meldete der französische St. Gobain- 
Konzem beim Bundeskartellamt das Vorhaben an, 
das Siliciumcarbid (SiC)-Geschäft der zum Wacker- 
Konzem gehörenden Elektroschmelzwerk Kemp- 
ten GmbH (ESK) zu übernehmen. St. Gobain und 
ESK sind die beiden mit Abstand wichtigsten euro- 
päischen Hersteller von Siliciumcarbid. St. Gobain ist 
weltweit der führende Hersteller von SiC. Er produ- 
ziert und bearbeitet SiC für den deutschen Markt in 
seinem norwegischen Tochterunternehmen Norton, 
zu dem auch ein in Belgien ansässiger Weiterverar- 
beiter gehört. ESK stellt im firmeneigenen Schmelz- 
werk Delfzijl/Niederlande Roh-SiC her, das im Werk 
Grefrath-Frechen bei Köln durch Brechen, Sieben 
und chemische Behandlung weiterverarbeitet wird. 
Silidumcarbid-Kömungen werden hauptsächlich in 
der Feuerfest- und Schleifmittelindustrie sowie in der 
Metallindustrie (als Legierungsmittel) eingesetzt. SiC 
ist wegen seiner extremen, fast an Diamanten heran- 
reichenden Härte, besonders für industrielle Schleif- 
vorgänge von Metallen vielfältiger Art geeignet. Ver- 
wendung findet SiC auch bei feuerfesten Produkten, 
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z. B. zur Auskleidung von Hochöfen, in Müllverbren- 
nungsanlagen oder Öfen für Porzellan. Die Ermitt- 
lungen des Bundeskartellamtes ergaben, daß in 
Deutschland jährlich SiC im Wert von 92 Mio. DM für 
die verschiedenen Verwendungszwecke verkauft 
wird. In den drei Märkten SiC für Feuerfestprodukte, 
SiC für Keramik und SiC für Schleifmittel hätte die 
Fusion zu einer marktbeherrschenden Stellung ge- 
führt. ESK ist im Inland mit Marktanteilen von ca. 
70% eindeutiger Marktführer. Einziger namhafter 
Wettbewerber ist die St. Gobain Tochter Norton. Die 
addierten Marktanteile beliefen sich auf 71% bis 
83%. Wegen der hohen Qualitätsanforderungen ka- 
men nach den Ermittlungen des Bundeskartellamtes 
außereuropäische Lieferanten für SiC in den genann- 
ten Bereichen nicht in Betracht. Die Anmeldung wur- 
de zurückgenommen, nachdem das Bundeskartell- 
amt die Untersagung des Fusionsvorhabens ange- 
kündigt hatte. Die beteiligten Unternehmen mel- 
deten daraufhin das Vorhaben 1996 in veränderter 
Form bei der EG-Kommission an. ESK sollte nunmehr 
ein Gemeinschaftsunternehmen von Wacker, St. Go- 
bain und der niederländischen staatlichen Entwick- 
lungsgesellschaft NOM werden. Mit Beschluß vom 
4. Dezember 1996 hat die EG-Kommission das Zu- 
sammenschlußvorhaben untersagt, da die Entste- 
hung einer europaweiten marktbeherrschenden Stel- 
lung auf den Märkten für SiC für Feuerfestprodukte 
und für SiC für Schleifmittel zu erwarten gewesen 
wäre. Die EG-Kommission hat die Märkte ebenso ab- 
gegrenzt wie das Bundeskartellamt, jedoch die Berei- 
che SiC für Keramik und SiC für Feuerfestprodukte 
zu einem einheitlichen Markt zusammengefaßt. Der 
Schwerpunkt der Ermittlungen der EG-Kommission 
lag im Bereich der geographischen Marktabgren- 
zung und des potentiellen Wettbewerbs. Dabei hat 
die Kommission ebenso wie das Bundeskartellamt 
das Bestehen eines Weltmarktes für die Märkte SiC 
für Schleifmittel und SiC für Feuerfestprodukte ein- 
schließlich Keramik verneint. Der EWR- weite Markt- 
anteil der Parteien hätte im Falle der Fusion auf die- 
sen Märkten bei jeweils 65 % gelegen. Nach den Er- 
mittlungen der Kommission wären die Parteien zu- 
dem auf beiden Märkten die mit weitem Abstand 
größten Anbieter gewesen. Ihr Verhalten wäre weder 
durch aktuelle noch durch potentielle Wettbewerber 
wirksam kontrolliert worden. Insbesondere poten- 
tielle Wettbewerber aus China sowie Mittel- und Ost- 
europa sind in absehbarer Zeit nicht in der Lage, die 
Anforderungen der Abnehmer an Qualität und Lie- 
fersicherheit zu erfüllen. 


3. Kali-Düngemittel 

Das Bundeskartellamt hat im Februar 1997 den im 
Oktober 1996 angemeldeten Erwerb von 51% der 
Anteile der Kali und Salz Beteiligungs AG (K+S AG) 
durch die Potash Corporation of Saskatchewan Inc. 
(PCS) untersagt. 

Die kanadische PCS ist weltweit der größte Herstel- 
ler von Kali-Düngern. Die zur BASF AG gehörende 
K+S AG ist über ihre 51%ige Tochter Kali und Salz 
GmbH (K+S GmbH) seit 1993 nach ihrer Fusion mit 
der Mitteldeutschen Kali Aktiengesellschaft (MdK) 
praktisch der einzige deutsche und zugleich in der 


Europäischen Union führende Kaliproduzent. Neben 
der Beteiligung an der K+S GmbH hält die K+S AG 
zudem 50 % der Anteile an der Potash Company of 
Canada (Potacan), die an der kanadischen Ostküste 
Kali fördert und dies weltweit vertreibt. Die anderen 
Anteile des Gemeinschaftsunternehmens hält der 
französische Kaliproduzent Entreprise Miniere et 
Chimique (EMC). Als Kali werden natürlich vorkom- 
mende Kalisalze bezeichnet, die in Europa und Kana- 
da untertage gefördert und in aufgearbeiteter Form 
hauptsächlich in der Landwirtschaft als Düngemittel 
verwendet werden. Das in ihnen enthaltene chemi- 
sche Element Kalium ist ein Pflanzenhauptnährstoff 
und kann nicht durch andere Stoffe ersetzt werden. 
Die wichtigsten wirtschaftlich genutzten Kalivorkom- 
men sind weltweit auf zehn Staaten konzentriert. 
Nach den vom Bundeskartellamt getroffenen Fest- 
stellungen hat die K+S GmbH auf dem deutschen 
Markt für Kali-Dünger einen Marktanteil von 85%, 
und die Abnehmer können gegenwärtig nur in gerin- 
gem Umfang auf andere Anbieter ausweichen. Die 
Verbindung mit dem bisher nicht auf dem deutschen 
Markt, wohl aber in benachbarten europäischen 
Staaten tätigen Weltmarktführer PCS hätte die 
marktbeherrschende Stellung der K+S GmbH auf 
dem deutschen Markt langfristig strukturell abgesi- 
chert und damit verstärkt. Insbesondere das Abwehr- 
potential der K+S GmbH wäre drastisch verstärkt 
worden. Die K+S GmbH und PCS kommen auf einen 
addierten Anteil von 35 % an den Weltkalikapazitä- 
ten. Die Vorkommen von PCS können zudem sehr 
kostengünstig abgebaut werden. Über eine ver- 
gleichbare Kombination aus Kapazitäten und günsti- 
ger Kostenstruktur verfügt keiner der Wettbewerber. 
Da der Weltkalimarkt außergewöhnlich transparent 
ist, hätten Wettbewerber im Falle der Fusion davon 
Abstand genommen, Wettbewerb um Anteile auf 
dem deutschen Markt aufzunehmen. PCS trägt über 
die Drosselung der eigenen Kapazitätsauslastung 
maßgeblich zur Aufrechterhaltung des Weltmarkt- 
preisniveaus bei. Das Unternehmen kann zudem Kali 
kostengünstiger anbieten als der französische Wett- 
bewerber EMC, der auf dem deutschen Markt tätig 
ist. Da PCS die Belieferung des deutschen Marktes 
jederzeit aufnehmen könnte, wäre mit der Fusion ein 
wichtiger potentieller Wettbewerber der K+S GmbH 
weggefallen. Zugleich hätte sich das weltweite Oli- 
gopol weiter verengt und die K+S GmbH wäre in die 
für den Weltmarkt maßgebliche Preispolitik von PCS 
eingebunden worden. Der Weltmarktpreis begrenzt 
bislang auch den Preissetzungsspielraum der K+S 
GmbH auf dem deutschen Markt. 

Die Unternehmen haben beim Bundesminister für 
Wirtschaft einen Antrag auf Erlaubnis des Zusam- 
menschlusses gern. § 24 Abs. 3 GWB gestellt. 

4. Styrenics Plastics 

Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben der Bayer 
AG, von der Monsanto Corporation/USA deren welt- 
weiten Geschäftsbereich Styrenics Plastics zu erwer- 
ben, nicht untersagt. Das Styrenics -Plastics -Geschäft 
umfaßt die Entwicklung, Herstellung und den Ver- 
trieb thermoplastischer Kunststoffe wie ABS (Acrylni- 
tril-Butadien-Styrol) und SAN (Styrolacrylnitril), die 
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auf Styrol als wesentlichem Monomer aufbauen. Mit 
dem Erwerbsvorhaben verfolgt Bayer das Ziel, ihre 
ABS- und SAN- Aktivitäten geographisch über Euro- 
pa hinaus vor allem auf Nordamerika zu erweitern, 
tun insbesondere dem Trend zum global sourcing im 
Einkaufsverhalten der Nachfrager zu entsprechen. 
Selbst bei Zugrundelegung eines bundesdeutschen 
Marktes ist nach dem Zusammenschluß auf den Pro- 
duktmärkten ABS und SAN weiter von einer wettbe- 
werblichen Struktur auszugehen, die zudem durch 
die Nachfragemacht der Automobil- und Elektroin- 
dustrie mitbestimmt wird. 


5. Ungesättigte Polyesterharze 

Der Konzentrationsprozeß im Bereich der ungesättig- 
ten Polyesterharze (UPH) hat sich auf nationaler und 
internationaler Ebene fortgesetzt, wobei sowohl der 
Rohstoffsektor als auch der verarbeitende Sektor be- 
troffen waren. Durch die Kombination von Glasfasern 
mit UPH werden Festigkeiten bei Form und Fertigtei- 
len erreicht, die in der Größenordnung von Metallen 
liegen. Die Einsatzbereiche dieser glasfaserverstärk- 
ten UPH sind vielfältig. Sie finden sich vorzugsweise 
im Kfz -Bau sowie in der Elektro- und Bauindustrie, 
aber auch im Schiffsbau bei der Herstellung von 
Sport- und Freizeitbooten, bei Swimmingpools, Kühl- 
türmen u. a. Im Berichtszeitraum hat insbesondere 
die DSM Resins BV, Niederlande, ihre Marktposition 
bei UPH ausgebaut. Der Erwerb des UPH-Rohstoff- 
geschäfts der Hüls AG durch die DSM Resins BV ist 
nicht untersagt worden. Auch die Gründung eines 
Gemeinschaftsunternehmens durch die DSM Resins 
BV und die BASF AG ist freigegeben worden. Ob- 
wohl das GU auf dem UPH-Markt einen Marktanteil 
von rund 50 % erreicht, bleibt strukturbezogener we- 
sentlicher Wettbewerb bestehen. Mit Cray Valley 
(Tochter der französischen Total-Gruppe), Reichold 
(Dainippon Inc., Japan), Lonza (Alu Suisse), Buna 
(Dow Chemical) und Farbwerke Hoechst sind auf 
dem Markt finanz- und ressourcenstarke Wettbewer- 
ber tätig, die das Verhalten des GU kontrollieren und 
einen überragenden Verhaltensspielraum ausschlie- 
ßen. Der UPH-Markt, der zunehmend durch eine In- 
temationalisierung auf europäischer Ebene geprägt 
wird, ist zudem durch Überkapazitäten, rückläufige 
Preise und hohen Substitutionsdruck durch andere 
Materialien wie Thermoplaste, Aluminium und 
Stahlblech gekennzeichnet. 


6. Fahrbahnmarkierungsarbeiten 

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb von 75% der 
Geschäftsanteile an der Limburger Lackfabrik 
GmbH, Limburg, durch die Societe d' Application 
Routiere S.A. (SAR), Auberilliers, Frankreich, unter- 
sagt (WuW/E BKartA 2820). Die Limburger Lackfa- 
brik GmbH, ein mittelständisches Unternehmen mit 
einem jährlichen Gesamtumsatz in Höhe von ca. 26 
Mio. DM, ist der führende Anbieter von Straßenmar- 
kierungsmaterialien in Deutschland. SAR, eine Toch- 
tergesellschaft des französischen Konzerns Lafarge- 
Coppee (Gesamtumsatz umgerechnet ca. 10 Mrd. 
DM), ist einer der bedeutendsten Anbieter von Stra- 
ßenmarkierungsmaterialien in Frankreich (Gesamt- 


umsatz umgerechnet ca. 108 Mio. DM) und in 
Deutschland bisher über die Berlack Straßenmarkie- 
rungsfarben GmbH Berlin, Berlin, tätig. Durch den 
Zusammenschluß wäre eine marktbeherrschende 
Stellung auf den Märkten für Straßenmarkierungs- 
farben und Plastikmassen entstanden. SAR hätte auf 
beiden Märkten einen über der Einzelmarktbeherr- 
schungsvermutung liegenden Marktanteil erreicht 
und einen deutlichen Vorsprung gegenüber den 
überwiegend mittelständischen Wettbewerbern er- 
langt. Darüber hinaus verfügte SAR im Vergleich zu 
den anderen Anbietern über eine weitaus größere Fi- 
nanzkraft, welche sie als bedeutender Anbieter in 
Frankreich mit dem einschlägigen Know-how markt- 
bezogen hätte einsetzen können. Die noch stark mit- 
telständisch geprägte Struktur auf den betroffenen 
inländischen Märkten wäre so nachhaltig zu Lasten 
der übrigen Anbieter verändert worden. Aufgrund 
der Strukturmerkmale auf den relevanten Märkten 
waren auch die Voraussetzungen der Eindringens- 
vermutung nach § 23 a Abs. 1 Ziff . 1 gegeben. Die 
Untersagung ist rechtskräftig. 


Das Bundeskartellamt hat gegen 33 Fahrbahnmar- 
kierungsuntemehmen und 29 Geschäftsführer bzw. 
verantwortliche Personen dieser Unternehmen we- 
gen wettbewerbsbeschränkender Absprachen Geld- 
bußen in Höhe von insgesamt rund 25,7 Mio. DM 
verhängt. Die Ermittlungen des Bundeskartellamtes, 
die in enger Zusammenarbeit mit den Staatsanwalt- 
schaften und den Landeskriminalämtem erfolgten, 
führten zu dem Ergebnis, daß sich eine Vielzahl von 
Fahrbahnmarkierungsuntemehmen j ahrzehntelang 
bei Ausschreibungen der öffentlichen Hand abge- 
sprochen hatten. Das erfolgte in der Weise, daß der 
jeweilige Mindestbieter festgelegt und darüberhe- 
gende Schutzangebote der übrigen Bieter vereinbart 
wurden. So fanden regelmäßig zu Jahresbeginn Tref- 
fen der Fahrbahnmarkierungsuntemehmen statt, bei 
denen die Jahresausschreibungen eines oder auch 
mehrerer Bundesländer abgesprochen wurden. Un- 
ter der Leitung des jeweils zuständigen „ Landes- 
fürsten " wurde festgelegt, welche Unternehmen 
für welche Straßenbau-, Autobahnbauämter sowie 
Landkreise das Mindestangebot abgeben sollten. Die 
konkreten Angebotspreise bzw. Angebotssummen 
zu den einzelnen Ausschreibungsobjekten wurden 
dann zwischen den einzelnen sich an den jeweiligen 
Ausschreibungen beteiligenden Unternehmen im 
Detail abgesprochen. Ferner wurden bei Einzelaus- 
schreibungen Absprachen im kleinen Kreis mündlich 
oder fernmündlich getroffen, bei denen das konkrete 
Angebotsverhalten abgestimmt wurde. Darüber hin- 
aus fanden aus unters chiedlichen Anlässen Treffen 
mit wettbewerbsbeschränkender Zielsetzung statt. 
Der Nachweis solcher Treffen konnte im Zeitraum 
von 1990 bis 1994, auf den sich die Ermittlungen we- 
gen des Ablaufs der Verjährungsfristen beschränken 
mußten, zumindest für 32 Absprachen, die insgesamt 
314 Objekte umfaßten, geführt werden. Inzwischen 
sind Bußgeldbescheide gegen 15 Unternehmen und 
14 Geschäftsführer bzw. verantwortliche Personen 
mit einer Bußgeldhöhe von insgesamt rund 19,4 Mio. 
DM bestandskräftig geworden. Die Verfahren sind 
wegen der Einsprüche der übrigen Unternehmen 
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und Geschäftsführer an die Staatsanwaltschaft beim 
Kammergericht übergeben worden. 

7. Anstrichfarben 

Das Bundeskartellamt hat Geldbußen in Höhe von 
insgesamt 108000,- DM gegen die zur Caparol- 
Gruppe gehörende Alpina-Farben- Vertriebs GmbH 
& Co. KG, Ober-Ramstadt, sowie gegen einen ihrer 
Geschäftsführer verhängt. Alpina, der größte Anbie- 
ter von Dispersionsfarbe in Deutschland, hatte über 
mehrere Monate sechs Baumärkten mit tatsächlich 
nicht bestehenden Lieferengpässen gedroht und in 
einigen Fällen die Belieferung eingestellt, um die 
Einhaltung der von ihr empfohlenen Wiederver- 
kaufspreise für Alpina-Farben bundesweit durchzu- 
setzen. Die angeblichen Lieferengpässe betrafen die 
Farbe „Alpinaweiß", die nach Angaben des Herstel- 
lers Europas meistverkaufte Innenfarbe ist. Die be- 
troffenen Baumärkte hatten zuvor die empfohlenen 
Wiederverkaufspreise unterschritten. Alpina hat das 
ihr zur Last gelegte Verhalten eingeräumt. Der Buß- 
geldbescheid ist bestandskräftig geworden. 

8. Pharmagroßhandel 

Die gegen drei führende Pharmagroßhandlungen 
wegen ihrer Bezugsverweigerung von re- und paral- 
lelimportierten Arzneimitteln ergangenen Untersa- 
gungsverfügungen (Tätigkeitsbericht 1991/92, S. 31 
und 98, WuW/E BKartA 2543) sind vom Bundesge- 
richtshof in seiner Entscheidung vom 21. Februar 
1995 bestätigt worden (WuW/E BGH 2990). Entge- 
gen den Bedenken des Kammergerichts, das die Un- 
tersagungsverfügung aufgehoben hatte (Tätigkeits- 
bericht 1993/94, S. 22 und 95, WuW/E OLG 5241), 
hat der Bundesgerichtshof die Abhängigkeit der Im- 
porteure von den führenden Pharmagroßhandlungen 
bejaht. Die Möglichkeit eines Direktvertriebs der Im- 
portarzneimittel an Apotheken stelle für Importeure 
keine ausreichende und zumutbare Ausweichmög- 
lichkeit dar. Abhängigkeit im Sinne von § 26 Abs. 2 
Satz 2 dürfe nicht mit drohendem Existenzverlust 
gleichgesetzt werden. Der Bundesgerichtshof wie- 
derholt zwar seine Auffassung, daß ein Kontrahie- 
rungszwang für Nachfrager nur ausnahmsweise in 
Betracht kommt (vgl. BGHZ 101, 72 - Krankentrans- 
porte; WuW/E BGH 2683 - Zuckerriibenanliefe- 
rungsrecht), sieht aber die Anwendung dieses 
Grundsatzes durch das Kammergericht im vorliegen- 
den Fall als zu eng an. Ausreichend für die Anord- 
nung eines Kontrahienmgszwanges sei vielmehr, 
daß eine Interessenabwägung unter Berücksichti- 
gung der auf die Freiheit des Wettbewerbs gerichte- 
ten Zielsetzung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen ergibt, daß die Interessen des Norm- 
adressaten nicht überwiegen. Der Bundesgerichtshof 
hat hierzu festgestellt, daß das Bestreben der Phar- 
magroßhändler, langjährige Lieferbeziehungen zur 
Pharmaindustrie nicht zu gefährden, die Freiheit der 
Sortimentsgestaltung zu erhalten und Gewinneinbu- 
ßen zu vermeiden, eine Bezugsverweigerung gegen- 
über dem Arzneimittelimporteur nicht rechtfertigen. 
Das Streben nach wirtschaftlichem Erfolg finde dort 
seine Grenzen, wo es der auf die Freiheit des Wettbe- 


werbs gerichteten Zielsetzung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen zuwiderläuft, sich ins- 
besondere gegen die Offenheit des Marktzuganges 
richtet. Entspreche der Pharmagroßhandel dem Inter- 
esse der Pharmaindustrie, Preiswettbewerb zwischen 
Original- und Importarzneimitteln zu verhindern, sei 
dies auf eine Behinderung freien Wettbewerbs ge- 
richtet und daher auch nicht unter dem Gesichts- 
punkt der Pflege langjähriger Lieferbeziehungen 
schutzwürdig. Die Marktstufe des Pharmagroßhan- 
dels sei für den ungestörten Handel mit Arzneimit- 
teln sowohl für den Pharmahersteller als auch für die 
Importeure von größter Bedeutung, da etwa 90 % des 
gesamten Arzneimittelbedarfs über diese Stufe ab- 
gewickelt würden. Die Sperrung dieser Marktstufe 
stelle deshalb für einen Importeur eine schwerwie- 
gende, wenn auch nicht existenzbedrohende Beein- 
trächtigung seiner wirtschaftlichen Betätigung dar. 
Sie widerspreche im übrigen dem Grundgedanken 
des § 129 SGB V, wonach Importarzneimittel für den 
Verbraucher zugänglich sein sollen, um ihm die Wahl 
zwischen teureren oder preiswerteren Medikamen- 
ten gleicher Herkunft und Wirkstoffzusammenset- 
zung zu ermöglichen. Die den Apothekern durch das 
Sozialgesetzbuch auf erlegte Abgabepflicht für Im- 
portarzneimittel setze einen imgehinderten Marktzu- 
tritt für Importeure voraus. Mit ihrer grundsätzlichen 
Weigerung, Importarzneimittel in ihr Sortiment auf- 
zunehmen, würden die betroffenen Pharmagroß- 
händler die gesetzliche Vorgabe eines allen Pharma- 
lieferanten offenstehenden Marktes unterlaufen. 

Nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs ist 
die branchenweite Bezugsverweigerung von Import- 
arzneimitteln durch den Pharmagroßhandel aufgege- 
ben worden und eine Marktöffnung für diese Präpa- 
rate eingetreten. Die Pharmagroßhändler haben im 
Anschluß daran Geschäftsbeziehungen zumeist zu 
mehreren Importeuren aufgenommen. Das hat zu er- 
heblichen Umsatzzuwächsen bei Importpräparaten 
geführt und den Wettbewerb mit Originalpräparaten 
erhöht. Gleichwohl ist der Anteil von re- und parallel- 
importierten Arzneimitteln mit 2 % am deutschen 
Pharmamarkt unverändert gering. Schon deshalb 
sind die von der Pharmabranche gegen die Arznei- 
mittelreimporte erhobenen Bedenken unbegründet. 
Reimporte sind im übrigen ein notwendiger Bestand- 
teil des europäischen Binnenmarktes, der im Phar- 
mabereich noch erhebliche Unvollkommenheiten 
aufweist. Andere Wirtschaftsbereiche, etwa der Auto- 
mobüsektor, weisen wesentlich höhere Reimportquo- 
ten auf. Im Pharmabereich selbst haben europäische 
Länder wie die Niederlande und Großbritannien mit 
über 10% bzw. 6-8% deutlich höhere Quoten. Re- 
importe sind die marktwirtschaftliche Reaktion auf 
die unterschiedlichen Regulierungen der Pharma- 
märkte in den einzelnen europäischen Staaten. Die 
Notwendigkeit solcher Regulierungen ergibt sich aus 
den strukturellen Wettbewerbsbedingungen der 
Pharmamärkte, die einen funktionsfähigen Wettbe- 
werb stark behindern. Dazu gehört die begrenzte Fä- 
higkeit der Nachfrager, das heißt der Ärzte bzw der 
Patienten, die Produkte zu beurteilen und damit das 
Preis-Leistungsverhältnis von Medikamenten zutref- 
fend abzuschätzen. Darüber hinaus wird der weit 
überwiegende Teil der Arzneimittelausgaben von 
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den Krankenkassen bzw. Versicherungen getragen. 
Daher hat im konkreten Behandlungsfall in der Regel 
weder der Arzt noch der Patient ein finanzielles Ei- 
geninteresse daran, Arzneimittel möglichst kosten- 
günstig auszuwählen und zu verwenden. In immer 
mehr europäischen Ländern (Niederlande, Irland, 
Italien, Portugal und Griechenland) wird bei der 
Preisregulierung auf Pharmamärkten auf länderüber- 
greifende europäische Durchschnittspreise abge- 
stellt, wodurch langfristig die Angleichung der Phar- 
mapreise in Europa gefördert wird. Demgegenüber 
hat der Gesetzgeber in Deutschland im Herbst 1996 
die gesetzliche Abgabepflicht für preisgünstige im- 
portierte Arzneimittel durch die Apotheken nach 
§ 129 Abs. 1 Nr. 2 SGB V wieder aufgehoben. Da- 
durch werden die Wettbewerbsbedingungen für 
diese Präparate verschlechtert und ihr weiteres Vor- 
dringen auf dem Inlandsmarkt eingeschränkt. Damit 
wird auch die sich abzeichnende Angleichung der 
Pharmapreisentwicklungen in Europa, zu der die 
Reimporte einen bedeutenden Beitrag leisten, ge- 
bremst. Die Abgabeverpflichtung für Importarznei- 
mittel war ursprünglich als Korrektiv dafür einge- 
führt worden, daß der Apotheker aufgrund der Arz- 
neimittelpreisverordnung, die die Handelsspannen 
festschreibt, keinen wirtschaftlichen Anreiz zur Ab- 
gabe preiswerter Medikamente und damit auch von 
Reimportarzneimitteln hat, da er mit teuren Original- 
präparaten eine höhere absolute Spanne erzielt. Wie 
sich künftig der Absatz von Re- und Parallelimporten 
auf dem deutschen Markt entwickelt, ist schwer ab- 
schätzbar. Es ist möglich, daß sie ihre gegenwärtige 
Marktposition wegen der äußerst angespannten wirt- 
schaftlichen Situation der deutschen Krankenkassen 
aufrechterhalten können, wenn sich diese bei den 
Leistungserbringern verstärkt auf das Wirtschaftlich- 
keitsgebot des § 12 SGB V berufen. Auf das Fortbe- 
stehen dieser Generalnorm ist bereits in der Debatte 
des Deutschen Bundestages bei der Aufhebung von 
§ 129 Abs. 1 Nr. 2 SGB V ausdrücklich hingewiesen 
worden. Damit die unter gegenwärtigen und künfti- 
gen Marktbedingungen benötigten Importarzneimit- 
tel weiterhin am deutschen Pharmamarkt flächen- 
deckend und schnell zur Verfügung stehen, wird das 
Bundeskartellamt für eine Offenhaltung des Marktes 
über den wichtigen Vertriebsweg des Pharmagroß- 
handels Sorge tragen. 


9. Pharmazeutische Erzeugnisse 

Der seit einigen Jahren insbesondere auf internatio- 
naler Ebene zu beobachtende Konzentrationsprozeß 
hat sich im Berichtszeitraum fortgesetzt. Der damit 
verbundene Strukturwandel der Pharmaindustrie ist 
geprägt durch eine Reihe von Großfusionen, an de- 
nen die weltweit führenden Unternehmen beteiligt 
gewesen sind. Glaxo übernahm den britischen Kon- 
kurrenten Wellcome und erreicht dadurch als Phar- 
mahersteller die weltweit führende Position. Durch 
die Fusion von Sandoz und Ciba-Geigy zu dem neu- 
en Unternehmen Novartis nehmen die beiden 
Schweizer Unternehmen weltweit den zweiten Rang 
ein. Mit der Übernahme des US-Pharmaunterneh- 
mens Marion Merrel Dow rückt Hoechst auf den drit- 
ten Rang vor. Die genannten Zusammenschlüsse 


wurden sämtlich von der EG-Kommission freigege- 
ben. Die starke Konzentration im Pharmabereich 
dürfte auch in absehbarer Zukunft anhalten. Gründe 
für den raschen Strukturwandel und den Drang zur 
Größe sind Kostendämpfungsmaßnahmen in allen 
wichtigen Pharmamärkten, die zunehmende Konkur- 
renz durch Nachahmerprodukte und die immer stär- 
ker expandierenden Kosten für Forschung und Ent- 
wicklung. Auch nach den horizontalen Zusammen- 
schlüssen bedeutender Pharmahersteller ist der Phar- 
mamarkt anders als andere Industriezweige weiter- 
hin relativ stark zersplittert. Am Pharmaweltmarkt 
hat das führende Unternehmen nur einen Anteil von 
rund 5%. Die fünf größten Pharmaunternehmen hal- 
ten einen Weltmarktanteü von rund 20 %. 

Die Schering AG hat das Vorhaben angemeldet, sich 
mehrheitlich an der bislang zur Gehe AG gehören- 
den Jenapharm GmbH zu beteiligen. Der Zusam- 
menschluß, der von der EG-Kommission freigegeben 
wurde, erfolgt in der Form eines Gemeinschaftsun- 
ternehmens, das Gehe und Schering gemeinsam 
kontrollieren. Im wesentlichen ist durch den Zusam- 
menschluß der deutsche Markt für hormonale Kon- 
trazeptiva betroffen, auf dem sich die Produkte von 
Schering und Jenapharm zwar überschneiden, die 
Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung im 
Hinblick auf ressourcenstarke Wettbewerber, Pro- 
dukt- und Innovationswettbewerb sowie erhebliche 
Marktanteilsschwankungen im Zeitablauf jedoch 
nicht zu erwarten ist. Gleichzeitig hat Schering ange- 
meldet, die finnische Leiras -Gruppe zu übernehmen. 
Leiras verfügt über eine anerkannte Produktions- 
und Entwicklungskompetenz auf dem Gebiet der 
nicht- oralen Empfängnisverhütungsmittel, insbeson- 
dere bei Pessaren. Wegen der geringen Marktstel- 
lung in Deutschland auf diesem Gebiet war auszu- 
schließen, daß der Zusammenschluß die Marktstel- 
lung von Schering bei oralen Empfängnisverhü- 
tungsmitteln spürbar verstärkt hätte. Anhand der 
genannten Zusammenschlüsse stellt sich die Frage 
einer Ergänzung der Umsatzkriterien für die Zu- 
ständigkeitsverteilung der Fusionskontrolle nach 
EG-Recht und nationalem Recht um ein qualitatives 
Element wie dem wirtschaf tlichen Schwerpunkt ei- 
ner Fusion besonders deutlich. Danach ergab sich 
die Zuständigkeit der EG-Kommission in dem über- 
wiegend deutschen Zusammenschlußfall Schering/ 
Jenapharm, während dem Bundeskartellamt die Prü- 
fung des Auslandzusammenschlusses Schering/Lei- 
sus mit vergleichsweise geringer Inlandswirkung ob- 
lag. 

Die Allergan Inc., Irvine/USA, hat von der Pilkington 
Barnes Hind International Inc., Toledo/USA, deren 
weltweites Geschäft mit Kontaktlinsenpflegemitteln 
erworben. In Deutschland wurde das Geschäft der 
Pilkington Barnes Hind GmbH, Grasbrunn, von der 
Pharm Allergan GmbH, Ettlingen, übernommen. 
Dieser Zusammenschluß ist nicht untersagt worden. 
Im Hinblick auf die niedrigen Marktzutrittsschran- 
ken auf dem durch stetiges Wachstum geprägten 
Markt ist davon auszugehen, daß das asymmetrische 
Oligopol, zu dem neben Pharm Allergan als füh- 
rendes Unternehmen die Ciba Vision (Ciba Geigy) 
und Alcon (Nestle) gehören, weiterhin wettbewerb- 
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lieh geprägt ist. Im übrigen ist der Grad der Verstär- 
kung von Pharm Allergan durch den Zusammen- 
schluß auf dem Inlandsmarkt unbedeutend. Der 
Schwerpunkt des Zusammenschlusses liegt im Aus- 
land. 

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb einer qualifi- 
zierten Minderheitsbeteiligung an der Chiron Corpo- 
ration, Emeryville (USA), durch die Ciba-Geigy AG, 
Basel (Schweiz), und den beabsichtigten stufenwei- 
sen Erwerb einer Mehrheitsbeteiligung an der Chi- 
ron Behring Biocine GmbH & Co., Marburg, durch 
die Chiron Corporation nicht untersagt. Danach wird 
der gesamte Bereich Humanimpfstoffe der zum 
Hoechst-Konzern gehörenden Behringwerke über- 
tragen. Behring verfügt zwar über ein bedeutendes 
inländisches Marktpotential bei Impfstoffen, ohne 
gleichzeitig aber ein entsprechendes Forschungs- 
und Entwicklungspotential für neue Impfstoffe zu be- 
sitzen. Chiron hat dagegen eine beachtliche Palette 
an aktuellen und modernen in der Entwicklung 
befindlichen Impfstoffen ohne entsprechende Markt- 
stellung in Deutschland. Der Zusammenschluß ließ 
eine Verbesserung der Marktstrukturen erwarten. 
Denn dadurch wird die Möglichkeit einer Erweite- 
rung des Absatzgebietes von modernen Chiron-Impf- 
stoffen auf Deutschland unter Ausnutzung des star- 
ken Vertriebspotentials von Behring geschaffen, was 
tendenziell zu einer Verminderung der Abhängigkeit 
von Behring und des Grades der Einbindung in 
das Absatzsystem des Gemeinschaftsunternehmens 
von Pasteur Merieux Serums et Vaccins S.A. und 
von Merck & Co. führen dürfte. Bisher ist Behring in 
diese Kooperation durch Vertriebsverträge eingebun- 
den und konnte deshalb nach Auffassung des 
Bundeskartellamtes nicht als unabhängiger Wettbe- 
werber angesehen werden (Tätigkeitsbericht 1993/ 
94, S. 94). 

10. Infusions- und Dialyselösungen 

Die Untersagung des Zusammenschlusses Fresenius/ 
Schiwa (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 94 - WuW/E 
BKartA 2591) ist rechtskräftig geworden. Das Kam- 
mergericht hat die Beschwerde der Unternehmen zu- 
rückgewiesen, diese haben ihre Rechtsbeschwerden 
gegen die Entscheidung des Kammergerichts zu- 
rückgenommen. In seiner Entscheidung vom 18. Ok- 
tober 1995 (WuW/E OLG 5549) hat das Kammerge- 
richt die sachliche und räumliche Marktabgrenzung 
des Bundeskartellamtes bestätigt und festgestellt, 
daß die Fresenius AG, Bad Homburg, (Fresenius) auf 
mehreren deutschen Märkten für Dialyse- und Infu- 
sionslösungen durch die Übernahme der Schiwa 
GmbH, Glandorf, (Schiwa) eine überragende Markt- 
stellung erlangt bzw. daß eine solche bereits be- 
stehende Stellung verstärkt wird. Fresenius hat 
anschließend ihr Dialysegeschäft weltweit mit dem 
der W.R. Grace & Co., Boca Raton/USA, (Grace) 
zusammengelegt und in die neugegründete Frese- 
nius Medical Care AG, Bad Homburg, (FMC AG) 
eingebracht. Dieser Zusammenschluß, dessen wirt- 
schaftlicher Schwerpunkt im Ausland liegt, führt zur 
Bildung des weltweit größten Anbieters von Dialyse- 
Produkten und -Dienstleistungen. Grace hatte im 
Inland bisher zwar erst geringe Marktanteile, war 


aber als ressourcenstarker Wettbewerber von Fre- 
senius anzusehen. Da somit durch den Zusammen- 
schluß ein bedeutender Wettbewerber von Fresenius 
auf den Inlandsmärkten ausschied, hat das Bundes- 
kartellamt die Freigabe des Vorhabens von folgender 
Modifizierung abhängig gemacht: Vor Vollzug des 
Zusammenschlusses Fresenius/Grace mußte Frese- 
nius ihre Schiwa-Beteiligung und Grace ihre deut- 
schen Dialyseaktivitäten in der Rena-Med Medizin- 
technik GmbH, Bremerhaven, an einen unabhängi- 
gen ressourcenstarken Wettbewerber veräußern. 
Schiwa und Rena-Med winden daraufhin an die 
B. Braun Melsungen AG, Melsungen, (Braun Mels- 
ungen) veräußert. Damit war zugleich der rechtskräf- 
tig untersagte Zusammenschluß Fresenius/Schiwa in 
wettbewerblich akzeptabler Weise entflochten. 
Braun Melsungen konnte durch diese Zusammen- 
schlüsse seine Marktposition auf einzelnen Märkten 
von Infusions- und Dialyselösungen erheblich stär- 
ken, ohne marktbeherrschend zu werden. Die Vor- 
aussetzungen für die Entstehung eines marktbeherr- 
schenden Oligopols lagen nach der Entscheidung 
des Kammergerichts im Fall Fresenius/Schiwa nicht 
vor. 


11. Wettbewerbsregeln 

für pharmazeutische Unternehmen 

Das Bundeskartellamt hat die Neufassung der Wett- 
bewerbsregeln „Kodex der Mitglieder des Bundes- 
verbandes der pharmazeutischen Industrie e.V. 
(BPI)" 13 ) und „Kodex der Mitglieder des Verbandes 
Forschender Arzneimittelhersteller e.V. (VFA)" 14 ) an- 
erkannt. Beide Wettbewerbsregeln sind in ihrem 
Wortlaut identisch. Die Neufassung des BPI-Kodex 
enthält inhaltlich keine grundlegenden Veränderun- 
gen gegenüber der bis dahin vorliegenden aner- 
kannten Fassung. Sie wurde lediglich den geltenden 
gesetzlichen Regelungen angepaßt, die sich durch 
die Fünfte Novelle zur Änderung des Arzneimittelge- 
setzes vom 09. August 1994 (BGBl. I, S. 2071 ff.) erga- 
ben. Desweiteren winden Vorschriften gestrafft, ver- 
ständlicher formuliert und insgesamt übersichtlicher 
gestaltet. 


12. Kosmetische Erzeugnisse 

In der deutschen chemischen Industrie hat sich die 
Tendenz zur Konzentration auf das Kemgeschäft fort- 
gesetzt. Die Bayer AG und die Hoechst AG haben 
sich aus den Märkten für kosmetische Erzeugnisse 
und Körperpflegeprodukte zurückgezogen. Bayer 
hat sein Geschäft mit Hautpflegemitteln, Dusch- und 
Badezusätzen, Sonnenschutz sowie das Süßstoffge- 
schäft an das amerikanische Unternehmen Sara Lee 
Corporation, Chicago, veräußert. Der Zusammen- 
schluß wurde nicht untersagt, da er nur zu unwesent- 
lichen Marktanteilsadditionen und im wesentlichen 
zu einer Ergänzung der bisher von Sara Lee auf 
dem deutschen Markt angebotenen Produktpalette 


13 ) Bundesanzeiger BGBl. I 1995, S. 11637 und BGBl. I 1996, 
S 9925 

“) Bundesanzeiger BGBL I 1996, S. 2786 und BGBl. I 1996, 
S. 9925 
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führte. Hoechst hat ihre Mehrheitsbeteiligung an der 
Hans Schwarzkopf GmbH, Hamburg, an die Henkel 
KGaA, Düsseldorf, veräußert. Durch den Zusammen- 
schluß, der von der EG-Kommision geprüft und frei- 
gegeben wurde, konnte Henkel seine Marktposition 
in den Sortimentsbereichen der Haarwaschmittel, 
Spülungen und Kuren sowie Stylinghilfen weiter ver- 
bessern. Hoechst hat außerdem die Jade Cosmetic 
GmbH, Frankfurt, an das mit L'Oreal S.A., Paris, ver- 
bundene Unternehmen Haarkosmetik und Parfüme- 
rien GmbH, Karlsruhe, veräußert. Vom Zusammen- 
schluß betroffen waren vor allem die Märkte für Par- 
füm, pflegende und dekorative Kosmetik im Bereich 
des mittleren und unteren Preissegments. L'Oreal, 
bisher hauptsächlich im Bereich der hochpreisigen 
Depotkosmetik tätig, konnte durch den Erwerb von 
Jade bei dekorativer Kosmetik zu den führenden 
Wettbewerbern Ellen Betrix und M. Astor aufschlie- 
ßen. Auch der Unilever-Konzem hat den Geschäfts- 
bereich der dekorativen Kosmetik mit der Marke 
Chicogo aufgegeben und an die Joh. A. Benckiser 
GmbH, Ludwigshafen, veräußert. Benckiser wurde 
durch diesen Zusammenschluß zwar marktstärkster 
Anbieter auf dem Markt der dekorativen Kosmetik 
im mittleren Preissegment, ohne jedoch Marktbe- 
herrschung zu erreichen. 


13. Mundpflegemittel 

Das Bundeskartellamt hat gegen die Firma Wybert 
GmbH, Lörrach, sowie gegen deren Geschäftsführer 
Geldbußen in Höhe von insgesamt 70 000 DM ver- 
hängt. Das Unternehmen hatte auf Abnehmer seiner 
Produkte Druck ausgeübt, um sie zur Einhaltung der 
empfohlenen Wiederverkaufspreise bzw. einer Min- 
destpreishöhe zu veranlassen. Die Drogerieketten 
dm und Schlecker hatten mit Verkaufspreisen für 
elmex- und aronal-Zahnpasta der Firma Wybert 
GmbH die vom Hersteller empfohlene Verkaufs- 
preise teilweise erheblich unterschritten. Daraufhin 
wurden sie durch die Firma Wybert mit Lieferschwie- 
rigkeiten bzw. Liefersperren konfrontiert. Der Buß- 
geldbescheid ist bestandskräftig. 


14. Laborchemikalien, Laborbedarfsgegenstände 

Der Konzentrationsprozeß im ehemals mittelstän- 
disch geprägten Laborfachhandel (Tätigkeitsbericht 
1993/94, S.97), der zu Beginn der 90er Jahre einge- 
setzt hatte, hat sich im Berichtszeitraum weiter ver- 
stärkt. So hat vor allem die Merck KGaA, Darmstadt, 
durch den Anteilserwerb von 74% an der Schoeps 
GmbH & Co. KG, Duisburg, und von 100% an der 
Willi Fischer GmbH, Frankfurt/Main, ihre führende 
Marktstellung weiter ausbauen können, ohne jedoch 
marktbeherrschend zu werden. Betroffen sind im 
Handel vor allem die Sortimentsmärkte für Laborche- 
mikalien, allgemeinen Laborbedarf und Labortech- 
nik. Die Fischer Scientific International plc hat im Be- 
richtszeitraum von Fisons den Geschäftsbereich Aus- 
rüstungsgegenstände und Verbrauchsmaterialien für 
chemische Labors übernommen, Boehringer Mann- 
heim den entsprechenden Bereich von der Diagonal 
GmbH & Co. KG, Münster. Die Zusammenschlüsse 
wurden nicht untersagt. 


15. Klebstoffe 

Die Henkel KGaA, Düsseldorf, (Henkel) der weltweit 
führende Klebstoffanbieter, hat den US-amerikani- 
schen Klebstoffhersteller Loctite Corporation, Hart- 
ford/CT, (Loctite) an dem Henkel bisher eine Min- 
derheitsbeteiligung hielt, vollständig übernommen. 
Loctite erzielte 1995 einen Umsatz von 785 Mio. US-$ 
(umgerechnet ca. 1,1 Mrd. DM), davon rund 40% in 
Europa. Der Schwerpunkt der Loctite-Aktivitäten 
hegt in den Bereichen anaerober Klebstoffe, die vor 
allem für Schraubendichtungen verwendet werden, 
und Cyanacrylaten („ Sekundenkleber "). In Deutsch- 
land ist Loctite durch die Tochtergesellschaft Loctite 
GmbH, München, vertreten. Diese ist eine reine Ver- 
triebsgesellschaft und erzielte 1995 einen Umsatz 
von rund 50 Mio. DM. Auf dem Markt für Haushalts- 
klebstoffe war Loctite in Deutschland bisher kaum 
vertreten. Auf den kleinen Spezialmärkten für 
Cyanacrylate und anaerobe Klebstoffe für indu- 
strielle Anwendungen führt der Zusammenschluß 
zwar rechnerisch zu hohen Marktanteilen. Aufgrund 
des erheblichen Produkt- bzw. Substitutionswettbe- 
werbs anderer Klebstoffarten und -anbieter sowie 
der relativ niedrigen Marktzutrittssschranken hat 
das Bundeskartellamt den Zusammenschluß freige- 
geben. 


Gummi und Kunststoffwaren (25) 

1. Feuerlösch-, Bau- und Industrieschläuche 

In dem Bußgeldverfahren gegen sechs Hersteller 
von Feuerlösch-, Bau- und Industrieschläuchen so- 
wie gegen sechs Geschäftsführer wegen wettbe- 
werbsbeschränkender Absprachen (Tätigkeitsbericht 
1993/94, S. 102) hat das Bundeskartellamt erstmals 
beim Kammergericht beantragt, gegen einen der 
sechs Geschäftsführer Erzwingungshaft von ange- 
messener Dauer gern. § 96 Abs. 1 OWiG anzuordnen. 
Der betroffene Geschäftsführer hatte den Einspruch 
gegen den Bußgeldbescheid noch vor Überleitung 
des Ordnungswidrigkeitenverfahrens in das Strafver- 
fahren zurückgenommen. Der Bußgeldbescheid in 
Höhe von 300 000,- DM erlangte damit Rechtskraft. 
Der betroffene Geschäftsführer zahlte jedoch trotz 
Zahlungsfähigkeit die Geldbuße nicht und wies jede 
Zahlungsverpflichtung zurück. Die Erzwingungshaft 
war das einzige geeignete und angemessene Mittel 
zur Beitreibung der Geldbuße. Das Kammergericht 
hat mit Beschluß vom 7. Juni 1995 (KG WuW/E OLG 
5469) dem Antrag des Bundeskartellamtes entspro- 
chen und eine Erzwingungshaft von 30 Tagen ange- 
ordnet. Der Betroffene hat daraufhin die Geldbuße 
umgehend bezahlt. 

2. Kabelkanalysteme 

Das angemeldete Vorhaben eines Erwerbs von 
94,3% der Geschäftsanteile an der Tehalit GmbH, 
Heltersberg, durch Legrand SA, Frankreich, ist auf- 
grund der vom Bundeskartellamt geäußerten kartell- 
rechtlichen Bedenken zurückgenommen worden. 
Tehalit ist in Deutschland bei einem jährlichen Um- 
satzvolumen von rund 300 Mio. DM mit einem 
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Marktanteil von rund 47 % der mit Abstand führende 
Anbieter von Kabelkanalsystemen. Legrand ist in 
Frankreich der größte Anbieter von Niederspan- 
nungsausrüstungen sowie Kabelkanalsystemen mit 
einem weltweiten Umsatz von rund 3 Mrd. DM. Auf 
dem deutschen Markt ist Legrand mit ihren beiden 
deutschen Tochtergesellschaften Deutsche Legrand 
GmbH und Planet Wattohm tätig und hier nicht nur 
wichtigster ausländischer potentieller Wettbewerber 
von Tehalit, sondern zugleich bereits aktueller Wett- 
bewerber. Durch den Zusammenschluß wäre die be- 
reits bestehende marktbeherrschende Stellung von 
Tehalit, die in einem im Verhältnis zu den Wettbe- 
werbern überragenden Marktanteil, Finanzkraft und 
einem autonomen Verhaltensspielraum bei der Preis- 
gestaltung zum Ausdruck kommt, verstärkt worden. 
Der bestehende Marktanteilsvorsprung gegenüber 
den überwiegend mittelständischen Wettbewerbern 
wäre erhöht, die Finanzkraft wesentlich verstärkt 
und die Zugangsmöglichkeiten zu den Absatzmärk- 
ten wären durch eine differenzierte Preis- und Mar- 
kenstrategie verbessert worden. Aufgrund der Struk- 
turmerkmale auf dem Markt für Kabelkanalsysteme 
waren auch die Voraussetzungen für die Eindrin- 
gensvermutung nach § 23 a Abs. 1 Ziffer 1 Buchst, a) 
gegeben. Legrand konnte zudem nicht den Nach- 
weis führen, daß etwaige Verbesserungen auf dem 
Markt für Schalter und Steckdosen die Nachteile auf 
dem Markt für Kabelkanalsysteme überwiegen wür- 
den. Neben der Legrand SA haben auch der Elektro- 
konzem Asea Brown Boveri AG (ABB) und die Ha- 
ger Elektro GmbH Interesse am Erwerb der Tehalit 
gezeigt. ABB ist mit einem Gesamtumsatz von fast 
50 Mrd. DM einer der weltweit führenden Elektro- 
konzeme. Allein aufgrund der damit verbundenen 
Finanzkraft wäre dadurch die marktbeherrschende 
Stellung von Tehalit weiter verstärkt worden. Dage- 
gen ist der Erwerb von Tehalit nach Anmeldung des 
Vorhabens durch die Hager Elektro GmbH freigege- 
ben worden. Die Hager-Gruppe ist auf dem Markt 
für Kabelkanalsysteme weder aktueller noch poten- 
tieller Wettbewerber von Tehalit, so daß es zu keiner 
Marktanteilsaddition kommt. Sie ist zudem mit ei- 
nem weltweiten Umsatz von 835 Mio. DM und einem 
in Deutschland getätigten Umsatz von 380 Mio. DM 
im Verhältnis zu Elektrokonzemen wie ABB, Ge- 
neral Electric, Siemens und Legrand ein mittel- 
ständisches Unternehmen mit begrenzter Finanz- 
kraft. Ein erweiterter wettbewerblicher Verhaltens- 
spielraum für Tehalit ist deshalb nicht zu erwarten. 
Zwar ist Hager auf dem Produktmarkt Schaltschrän- 
ke (Zählerplätze und Kleinverteiler) Marktführer. 
Mit ABB und Siemens sind aber auf diesem Markt 
zwei finanzstarke Elektrokonzeme tätig, deren Prä- 
senz Marktbeherrschung und eine etwaige Verstär- 
kung durch das Zusammengehen mit Tehalit aus- 
schließt. 

3. OPP-Folien 

Das Vorhaben der Hoechst AG, sämtliche Geschäfts- 
anteile an der Courtaulds Film Limited, England, und 
an der Courtaulds Films Polypropylene S.A., Frank- 
reich, zu erwerben, ist nicht untersagt worden. Der 
Zusammenschluß betrifft biaxial gestreckte Polypro- 


pylenfolien (OPP-Folien), die primär als flexible Ver- 
packungsmittel und für technische Verwendungs- 
zwecke eingesetzt werden. Die Herstellung von 
OPP-Folien erfolgt durch Extrudierung einer auf dem 
Rohstoff Polypropylen basierenden Formmasse unter 
Beigabe von Stabilisatoren, Antistatika und son- 
stigen Additiven. Durch den Zusammenschluß 
kommt es zu einer Marktanteilsaddition von 27%, 
ohne daß Einzelmarktbeherrschung entsteht. Erheb- 
liche Marktanteilsverschiebungen der drei führen- 
den Anbieter Hoechst, Wolff und Mobil in den ver- 
gangenen Jahren sowohl untereinander als auch im 
Verhältnis zu weiteren Wettbewerbern sind Aus- 
druck strukturbezogenen wesentlichen Wettbewerbs 
innerhalb des Oligopols. 


Glasgewerbe, Keramik, 

Verarbeitung von Steinen und Erden (26) 

1. Kunststoffbeschichtete Leicht glasflasche 

Die Gerresheimer Glas AG, ein von der VIAG AG ab- 
hängiges Unternehmen, und die Oberland Glas AG 
(St. Gobain-Gruppe) haben die Gründung eines pari- 
tätischen Gemeinschaftsunternehmens angemeldet. 
Das Vorhaben ist nicht untersagt worden. Gegen- 
stand des Gemeinschaftsunternehmens ist aus- 
schließlich die Kunststoffbeschichtung von Mehr- 
wegleichtglasflaschen nach einem gemeinsam neu 
entwickelten Verfahren. Die Aufbringung einer 
Kunststoffschicht soll eine Erhöhung der Bruchfestig- 
keit der ummantelten Flasche bewirken. Die Be- 
schichtung soll darüber hinaus auch den Einsatz die- 
ser dünnwandigen und leichteren Glasflasche als 
Mehrwegflasche ermöglichen. Der Vertrieb der von 
dem Gemeinschaftsunternehmen beschichteten 
Glasflaschen erfolgt durch die Gesellschafter ge- 
trennt und jeweils unter einer eigenen Bezeichnung. 
Gerresheimer und Oberland sind auch die führenden 
Anbieter von Behält er glas. 

Auf den betroffenen Märkten war die Entstehung ei- 
ner marktbeherrschenden Stellung nicht zu erwar- 
ten. Die Wettbewerber von Gerresheimer und Ober- 
land haben bereits ein System zur Beschichtung von 
Mehrweg- Leichtglasflaschen entwickelt. Darüber 
hinaus können auch Substitutionsbeziehungen zwi- 
schen der kunststoffbeschichteten Glasflasche und 
der reinen Kunststoffflasche nicht ausgeschlossen 
werden. Bei Behälterglas waren die jeweiligen 
Marktanteile von Gerresheimer und Oberland nicht 
so hoch, daß durch die nunmehr eröffnete Möglich- 
keit, eine neu entwickelte Flasche am Markt anbie- 
ten zu können, überragende Marktstellungen zu er- 
warten waren. Da das Gemeinschaftsunternehmen 
schwerpunktmäßig in der Kunststoffbeschichtung 
von Leichtglasflaschen und der entsprechenden For- 
schung und Entwicklung tätig ist, waren Beanstan- 
dungen nach § 1 nicht zu erheben. Darüber hinaus 
beabsichtigen die Beteiligten für das Gemeinschafts- 
unternehmen vorsorglich einen Antrag auf Erteilung 
eines Negativattests bzw. einer Einzelfreistellung ge- 
mäß Artikel 85 Abs. 3 EG-Vertrag bei der EG-Kom- 
mission zu stellen. 
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2, Feuerfeste Steine und Erden 

Die Radex-Heraklith Indus triebeteiligungs AG, 
Wien, hatte das Vorhaben, eine Mehrheitsbeteili- 
gung an der Didier- Werke AG zu erwerben, beim 
Bundeskartellamt angemeldet. Das Vorhaben ist 
nicht untersagt worden. Der Zusammenschluß führt 
auf den betroffenen Märkten für feuerfeste Produkte 
(basisch geformt, nicht basisch geformt, ungeformt 
basisch und ungeformt nichtbasisch) teilweise zu ho- 
hen Marktanteilen. Diese Märkte sind durch geringe 
Marktzutrittsschranken, Innovationswettbewerb und 
Überkapazitäten der Hersteller gekennzeichnet. Auf 
ihnen sind, wenn auch mit geringeren Marktantei- 
len, teilweise noch andere finanzstarke Anbieter tä- 
tig, unter anderem Preussag und St. Gobain. Abneh- 
mer von feuerfesten Produkten sind Unternehmen 
der Stahl- und Zementindustrie. Bei einer derartigen 
Marktstruktur war das Entstehen einer marktbeherr- 
schenden Stellung nicht zu erwarten. 


3. Keramische Fliesen und Platten 

Der Industrieverband Keramische Fliesen + Platten 
e.V., Frankfurt a.M., hat die Anerkennung der von 
seinen Mitgliedern beschlossenen Wettbewerbsre- 
geln nach § 28 beantragt. Die Wettbewerbsregeln be- 
ziehen sich ausschließlich auf den geschäftlichen 
Verkehr zwischen Herstellern und deren gewerbli- 
chen Abnehmern (Handelsunternehmen). Sie zielen 
insbesondere auf ein Unterlassen der unsachlichen 
Beeinflussung der Weiterverkäufer und auf eine Un- 
terbindung des Gewährens von Zuwendungen an 
die Abnehmer ohne Gegenleistung. Die Wettbe- 
werbsregeln waren anerkennungsfähig 15 ), da sie 
dem Ziel eines lauteren und leistungsgerechten 
Wettbewerbes dienen. 


4. Zement 

Die Zementhersteller haben die Modernisierung der 
übernommenen Werke in den neuen Bundesländern 
weitgehend abgeschlossen. Dabei wurden gleichzei- 
tig die Kapazitäten erheblich verringert. 

Der Trend zur regionalen Ausweitung durch Über- 
nahme von Zementwerken in Osteuropa hält an. Die 
Dyckerhoff AG hat sich mehrheitlich an den polni- 
schen Zementwerken Zaklady Cementowo-Wapien- 
nicze Nowiny beteiligt und an der Cementowo- 
Wapiennicze Malogoszcz eine Minderheitsbeteili- 
gung erworben. Außerdem wurden Mehrheitsbeteili- 
gungen an den Zementwerken Cement Hranice a.s. 
und Cemos a.s. (ein Mahlwerk) in Tschechien erwor- 
ben. Diese Werke (Cemos a.s. hat keine Exporte ge- 
tätigt) exportieren relativ geringe Mengen nach 
Deutschland. In Deuna betreibt Dyckerhoff ein Ze- 
mentwerk. Trotz einer Marktanteils addition in den 
neuen Bundesländern als räumlich relevantem Markt 
war das Entstehen einer marktbeherrschenden Stel- 
lung nicht zu erwarten. Gegen den Erwerb der Min- 
derheitsbeteiligung an Malogoszcz hat der franzö- 

15 ) Bundesanzeiger 1966, S. 8680 


sische Zementhersteller Lafarge, der ebenfalls an 
Malogoszcz beteiligt ist, geklagt. 

Lafarge hat eine Mehrheitsbeteiligung an der Ce- 
mentowo-Wapiennicze Kujawy/Polen erworben und 
die bestehende Minderheitsbeteiligung an der Cisco- 
vicka Cementama a Vapenice, Ciscovice/Tschechien, 
auf eine Mehrheitsbeteiligung erhöht. Lafarge ist in 
den neuen Bundesländern mit einem Werk in Kars- 
dorf tätig. Auch bei diesen Zusammenschlüssen war 
das Entstehen einer marktbeherrschenden Stellung 
nicht zu erwarten. 


5. Transportbeton 

Der Aufbau einer flächendeckenden Transportbeton- 
industrie in den neuen Bundesländern ist weitge- 
hend abgeschlossen. Sättigungstendenzen sind er- 
kennbar. In dem Berichtszeitraum hat das Bundes- 
kartellamt insgesamt 31 Zusammenschlüsse geprüft 
und die Verfahren ohne Untersagung abgeschlossen. 
Das Entstehen marktbeherrschender Stellungen war 
nicht zu erwarten. Auf all diesen regionalen Märkten 
sind sowohl die großen in- und ausländischen Ze- 
menthersteller als auch sehr viele kleine und mittlere 
Anbieter tätig bzw. neu tätig, denn die Marktzutritts - 
schranken sind nach wie vor gering. 

6. Betonrohre 

Die Erlaubnis für das gemäß § 5 Abs. 2 und 3 ange- 
meldete Rationalisierungskartell von 11 Herstellern 
von Beton- und Stahlbetonrohren für den Abwasser- 
bereich wurde für fünf Jahre erteilt 16 ). Gegenstand 
des Kartells ist die Zusammenarbeit der Beteiligten 
in den Bereichen Akquisition, Produktion und Ver- 
trieb. Durch die zentrale Auftrags- und Transport- 
lenkung zusammen mit der Zuweisung der Produk- 
tion bestimmter Rohrarten und Dimensionen auf ein- 
zelne Werke (ohne verbindliche auf Dauer angelegte 
Spezialisierungsabreden) werden Rationalisierungs- 
erfolge angestrebt, die geeignet sind, die Leistungs- 
fähigkeit der Unternehmen wesentlich zu verbes- 
sern. Die beteiligten Unternehmen stehen im Wett- 
bewerb mit Herstellern von Abwasserrohren aus 
Steingut, Guß, Kunststoffen, Faserzement und mit 
Ortbetonanlagen. Der Rationalisierungserfolg steht 
in einem angemessenen Verhältnis zur damit ver- 
bundenen Wettbewerbsbeschränkung, weil dem 
Ausschluß des Preis-, Konditionen-, Produktions-, 
Vertriebs- und Forschungswettbewerbs Absatzstei- 
gerungen und eine schnellere Versorgung der Nach- 
frage mit einem vollständigen Sortiment sowie der 
Erhalt von Arbeitsplätzen bei den Antragstellern ge- 
genübersteht. 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung von fünf 
weiteren Herstellern von Ab Wasserrohren aus Beton- 
und Stahlbeton zu einer Mittelstandskooperation 
nach § 5b nicht widersprochen 17 ). Gegenstand des 
Kartells ist die Zusammenarbeit der Beteiligten bei 
Produktion und Vertrieb durch Auftragssteuerung, 

16 ) Bundesanzeiger Nr. 201 vom 25. Oktober 1996 

17 ) Bundesanzeiger Nr. 26 vom 7. Februar 1996 
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Formentausch, Koordinierung des Vertriebs und Zu- 
sammenarbeit bei Forschung und Entwicklung. Die 
Unternehmen stehen im Wettbewerb mit anderen 
mittelständischen Unternehmen und großen Kon- 
zernuntemehmen, die verstärkt in diesen Markt ein- 
dringen. Die Vereinbarungen sind geeignet, die Lei- 
stungsfähigkeit zu steigern und beschränken den 
Wettbewerb nicht wesentlich. 

Der Anmeldung einer Mittelstandsvereinbarung 
nach § 5b durch neun Hersteller von Stahlbetonroh- 
ren hat das Bundeskartellamt nicht widersprochen 18 ). 
Gegenstand der Vereinbarung ist die Auftragssteue- 
rung im Rahmen eines Quotensystems, Festsetzung 
der Verkaufspreise und Konditionen sowie gemein- 
same Forschung und Entwicklung. Die zentrale Auf- 
tragssteuerung senkt die Frachtkosten erheblich und 
ermöglicht geringere Maschinenstillstandszeiten 
durch weniger häufigen Formenwechsel bei größe- 
ren Fertigungslosen. Weiter ergeben sich Rationali- 
sierungseffekte bei der Produktion und der Qualität. 
Die Vereinbarungen beschränken den Wettbewerb 
nicht wesentlich. 

Dem Beitritt zweier weiterer Hersteller von Stahlbe- 
tonrohren hat das Bundeskartellamt ebenfalls nicht 
widersprochen 19 ). Die Freistellungsvoraussetzungen 
waren weiterhin gegeben. 

7. Betonsteine 

Der Anmeldung des Beitritts von drei Unternehmen 
zu dem Betonsteinvertrieb Westdeutschland GbR 
(vormals Betonsteinvertrieb Nordrhein- Westfalen) ist 
nicht widersprochen worden 20 ). Das Kartell, das die 
Rationalisierung der Produktion und Vermarktung 
der Vertragsprodukte (Betonsteine) zum Gegenstand 
hat, war bisher nur in Nordrhein-Westfalen tätig. 
Durch die Aufnahme neuer Mitglieder hat sich sein 
Absatzgebiet erweitert, so daß die Zuständigkeit des 
Bundeskartellamtes gegeben ist. Durch den Beitritt 
der neuen Mitglieder verbessert sich die innerbe- 
triebliche Wirtschaftlichkeit insgesamt und zusam- 
men mit der Erschließung neuer Märkte die Lei- 
stungsfähigkeit der Kooperationsmitglieder. Demge- 
genüber wird der Wettbewerb nicht wesentlich be- 
einträchtigt. 

8. Wandbaustoffe 

Zur Einsparung von Lohnkosten auf dem Bau durch 
großformatiges Bauen haben die Baustoffhersteller, 
insbesondere für den Bereich nichttragende Innen- 
wände, neue „plattenartige" Baustoffe aus verschie- 
denen Materialien auf den Markt gebracht. Dazu ge- 
hören die Kalksandstein-, die Bimssteinwand-, die 
Porenbetonwand- und die Gipswandbauplatte. Auch 
in diesen Bereich dringen Zementhersteller ein. 

So hat die zum LAFARGE-Konzem gehörende Lafar- 
ge Gips GmbH den Erwerb der Gipswerke Dr. Karl 
Würth GmbH & Co. KG angemeldet. Das Unterneh- 
men produziert und vertreibt Gipswandbauplatten. 


18 ) Bundesanzeiger Nr. 1 17 vom 19. September 1995 

i9 j Bundesanzeiger Nr. 35 vom 19. Juni 1996 

20 ) Bundesanzeiger Nr. 217 vom 20. November 1996 


Das Bundeskartellamt hat den Zusammenschluß 
nicht untersagt. Auf dem relevanten Markt für nicht- 
tragende Innenwände besteht wesentlicher Wettbe- 
werb durch Substitutionsprodukte aus den genann- 
ten Materialien einschließlich Gipsfaser- und Gips- 
kartonplatten. 

9. Bituminöses Mischgut 

Das Ernüttlungsverfahren gegen vier Unternehmen, 
die sich mit Gußasphalt und Abdichtungsarbeiten be- 
fassen (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 77) winde auf Be- 
treiben der Staatsanwaltschaft Stuttgart an diese ab- 
gegeben. Deren Ermittlungen dauern noch imm er an. 


Metallerzeugung und -bearbeitung (27) 

Im Bereich Straßenkanalguß sorgte erheblicher Wett- 
bewerb im Berichtszeitraum für bis zu 30%ige 
Preisreduzierungen bei sogenannter Stapelware. Vor 
diesem Hintergrund ist das Bundeskartellamt der 
Klage mittelständischer Marktteilnehmer nachge- 
gangen, die großen Hersteller der Branche, Buderus 
und Passavant, würden durch gezielte Kampfpreis- 
unterbietungen die Mittelständler vom Markt ver- 
drängen. Das Verfahren wurde eingestellt, nachdem 
die Ermittlungen ergaben, daß eine gezielte Verdrän- 
gungsstrategie nicht vorlag. Es handelte sich viel- 
mehr um marktwirtschaftliche Anpassungsprozesse 
an eine durch Import- und Kapazitätsausweitungen 
sowie durch stark gesunkene inländische Nachfrage 
gekennzeichnete Marktsituation. Die beanstandeten 
Preise lagen außerdem im kostendeckenden Bereich. 

Das Bundeskartellamt hat einen Normenvorschlag 
des Europäischen Kommittees für Normung (CEN) 
im Bereich der Femwärmeüberwachungssysteme 
beanstandet. Der von dem führenden Anbieter der- 
artiger Systeme, der ABB, erarbeitete Vorschlag 
hätte ausschließlich das von dieser hergestellte „Nor- 
dische System" auf Basis von Kupfersensoren als 
europäische Norm festgeschrieben. Konkurrierende 
Anbieter, die andere Technologien zur Lecküber- 
wachung bei Femwärmerohren verwenden, hätten 
als nicht normgerecht erhebüche Wettbewerbsnach- 
teile zu erwarten gehabt. Das Verfahren wurde ein- 
gestellt, nachdem der Normenvorschlag dergestalt 
geöffnet wurde, daß sämtliche existierenden und 
zukünftigen Überwachungssysteme von einer um- 
fassend definierten (Kopf-)Norm erfaßt werden sol- 
len. 

Im Berichtszeitraum sind im Bereich der NE-Metalle 
und des NE-Metallhalbzeugs drei Exportkartelle 
nach § 6 Abs. 1 GWB für beendet erklärt worden. 
Zwei Auflösungen - nämlich die der Exportvereini- 
gung Schwermetallhalbzeug und die der Exportver- 
einigung Leichtmetallhalbzeug - betrafen langjährig 
passive Exportkartelle, die nur als Mantel für even- 
tuell wieder auflebende, koordinierte Exportstrate- 
gien vorgehalten wurden. Im Fall des Exportkartells 
der deutschen Mitglieder der European Foil Associa- 
tion lagen die Voraussetzungen von § 6 Abs. 1 GWB 
nicht mehr vor. 
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Herstellung von Metallerzeugnissen (28) 

1. Oberflächentechnik 

Das Bundeskartellamt hat gegen den Leiter der 
Rechtsabteilung und gegen ein ehemaliges Vor- 
standsmitglied der L. Possehl & Co. mbH, Lübeck, so- 
wie gegen das Unternehmen als Nebenbetroffene 
Geldbußen in Höhe von insgesamt 37 000,- DM ver- 
hängt, weil der Erwerb einer Mehrheitsbeteiligung 
an einem Unternehmen der Oberflächentechnik erst 
dreieinhalb Jahre nach Vollzug des Zusammen- 
schlusses und sechzehn Monate nach der ersten Auf- 
forderung sowie nach weiteren fünf Anmahnungen 
durch das Bundeskartellamt angezeigt wurde. Da- 
durch haben die persönlich Verantwortlichen vor- 
sätzlich bzw. fahrlässig gegen ihre Pflicht zur unver- 
züglichen Anzeige nach § 23 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1-5, 
Abs. 3-5 verstoßen und eine Ordnungs Widrigkeit 
nach § 39 Abs. 1 Nr. 2 begangen. Da der Leiter der 
Rechtsabteilung nach der innerbetrieblichen Aufga- 
benverteilung mit den Rechtsangelegenheiten und 
insbesondere mit dem Verkehr mit dem Bundeskar- 
tellamt betraut war, war er gemäß § 9 Abs. 2 OWiG in 
Verbindung mit § 23 Abs. 4 Nr. 2 persönlich zur An- 
zeige verpflichtet. Die Bußgeldbescheide sind rechts- 
kräftig. 

Das Bundeskartellamt hat die Erklärung der GSB 
International Gütegemeinschaft für die Stückbe- 
schichtung von Bauteilen e.V. beanstandet, nach der 
die Mitglieder sich verpflichten mußten, keiner an- 
deren Organisation mit ähnlicher Zielsetzung wie 
der GSB International beizutreten. Die Mitgliedschaft 
in einem konkurrierenden Verband hatte danach zur 
Folge, daß Aufnahmeanträge von der GSB Inter- 
national abschlägig beschieden winden. Dieses Ver- 
bot der Doppehnitgliedschaft der national führenden 
Gütezeichengemeinschaft stellt eine sachlich nicht 
gerechtfertigte, unbillige Behinderung solcher Unter- 
nehmen dar, die Mitglied in der außerhalb Deutsch- 
lands führenden und nach den gleichen Kriterien ar- 
beitenden Gütezeichengemeinschaft Qualicoat wa- 
ren. Nach Intervention des Bundeskartellamt wurde 
der beanstandete Passus in der Verpflichtungserklä- 
rung gestrichen. Das unter Berufung auf diese Erklä- 
rung abgelehnte Unternehmen wurde als Mitglied in 
die GSB International auf genommen. 

2. Bestecke 

Die Geldbußen, die das Bundeskartellamt wegen des 
Verstoßes gegen das Boykottverbot gegen die Würt- 
tembergische Metallwarenfabrik AG (WMF) als Ne- 
benbetroffene sowie den Vorstandsvorsitzenden als 
Betroffenen festgesetzt hat (Tätigkeitsbericht 1993/94, 
S. 91), sind vom Bundesgerichtshof (Beschluß vom 
5. Juli 1995, WuW/E BGH 3006) bestätigt worden. 
Der BGH hat hierzu u. a. festgestellt, daß Gegen- 
stand der Liefer- und Bezugssperre im Sinne von § 26 
Abs. 1 jede Tätigkeit im geschäftlichen Verkehr sein 
kann. Darunter fallen auch Dienstleistungen eines 
Handelsvertreters. 

Das Bundeskartellamt hat den vollzogenen Erwerb 
sämtlicher Geschäftsanteile an der Auerhahn Be- 
steckfabrik GmbH, Altensteig, durch die WMF Würt- 


tembergische Metallwarenfabrik AG, Geislingen/ 
Steige, untersagt. Veräußerer sind die Degussa AG 
sowie die Wilkens Bremer Silberwaren AG. Vom Zu- 
sammenschluß betroffen ist der Markt für Edelstahl- 
bestecke höherer und mittlerer Preislage. Auf dem 
relevanten Markt hatte WMF schon vor dem Zu- 
sammenschluß mit einem Marktanteil von über 40% 
und mit mehr als dem Dreifachen des Anteüs des 
nächstgroßen Anbieters gegenüber den überwie- 
gend mittelständischen Wettbewerbern eine über- 
ragende Marktstellung. Neben weiteren Struktur- 
vorteilen verfügt WMF insbesondere aufgrund ihrer 
eigenen Filialkette, ihrer Marke Cromargan und 
ihres Firmennamens über einen guten Zugang zu 
den Absatzmärkten. Durch den Erwerb von Auer- 
hahn, deren Bestecke im höherwertigen Design-Be- 
reich des relevanten Marktes eine größere Bedeu- 
tung haben, wird die marktbeherrschende Stellung 
von WMF noch weiter verstärkt. Gegen die Untersa- 
gungsverfügung ist Beschwerde eingelegt worden. 

Dagegen hat das Bundeskartellamt das Vorhaben 
der zum Werhahn-Konzem gehörenden Zwilling 
J. A. Henckels AG, das Besteckgeschäft der in Kon- 
kurs geratenen Wilkens Bremer Silberwaren AG zu 
erwerben, nicht untersagt. Der Zusammenschluß 
führt nur bei Bestecken aus Edelstahl zu Markt- 
anteilsadditionen. Wilkens war schon vor dem Zu- 
sammenschluß der zweitstärkste Anbieter auf dem 
Markt für Edelstahlbestecke mittlerer und höherer 
Preislage; Marktführer ist auch nach dem Zusam- 
menschluß mit weitem Abstand WMF. Die Übernah- 
me des Wilkens-Besteckgeschäfts durch Zwilling 
J.A. Henckels AG läßt eine Belebung des Wettbe- 
werbs auf diesem durch WMF dominierten Markt er- 
warten. 

3. Weißblechdosen 

Die EG-Kommission hat den Zusammenschluß 
Crown Cork & Seal/Camaud Metalbox gemäß der 
EG-Fusionskontrollverordnung nach Einleitung eines 
Verfahrens geprüft und unter Auflagen freigegeben. 
Der Zusammenschluß betrifft Aerosol- und Kon- 
servendosen aus Weißblech, Getränkedosenver- 
schlüsse, Kronkorken sowie Aluminium- und Plastik- 
schraubverschlüsse für Getränkeflaschen, Nach den 
Feststellungen der Kommission führt der Zusammen- 
schluß auf dem EWR-Markt für Weißblech- Aerosol- 
dosen bei einem Marktanteil von über 60% zur Ent- 
stehung einer marktbeherrschenden Stellung. Zur 
Abwendung einer Untersagung haben sich die Un- 
ternehmen verpflichtet, innerhalb einer bestimmten 
Frist Fertigungsstätten in fünf Mitgliedstaaten, dar- 
unter auch die Bundesrepublik Deutschland, über 
einen Treuhänder an Dritte zu veräußern. Mit Erfül- 
lung diese Zusage verringert sich der Marktanteil um 
ca. 20%. 

4. Drahtwaren 

Die EG-Kommission hat die Gründung eines Ge- 
meinschaftsunternehmens der Thyssen Stahl AG und 
der Böhler Uddeholm AG im Bereich der Schweißzu- 
satzwerkstoffe geprüft und nicht untersagt. Der Zu- 
sammenschluß führt zu hohen Marktanteilen auf 


104 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7900 


dem deutschen Markt. Da aber nach den Feststellun- 
gen der Kommission bei Sch weißzusatz Werkstoffen 
von dem EWR als räumlich relevantem Markt auszu- 
gehen ist und das Gemeinschaftsunternehmen im 
EWR weiteren bedeutenden Wettbewerbern mit ver- 
gleichbar hohen Marktanteilen gegenübersteht, hat 
die Kommission den Zusammenschluß für vereinbar 
mit dem Gemeinsamen Markt erklärt. 

5. Verkehrsschilder 

Der gemeinsame Einkauf von retroreflektierender 
Kunststoff olie durch die drei führenden Anbieter von 
Verkehrs schildern ist vom Bundeskartellamt als 
Kartellverstoß abgemahnt worden. Die beteiligten 
Unternehmen hatten über eine gemeinsame Gesell- 
schaft die Nachfrage gegenüber dem führenden An- 
bieter der für die Herstellung von Verkehrszeichen 
benötigten Folie gebündelt, um günstigere Einkaufs- 
bedingungen zu erlangen. Mit dem gemeinsamen 
Einkauf beschränkten sich die Verkehrszeichen- 
hersteller im Wettbewerb bei der Folien-Nachfrage. 
Die Vereinheitlichung des Produktionskostenfaktors 
Folie führte auch zur Beschränkung des Absatzwett- 
bewerbs bei den Verkehrszeichen. Der gemeinsame 
Einkauf wurde durch Liquidation des Gemein- 
schaftsunternehmens beendet. 


Maschinenbau (29) 

1. Anlagenbau 

Die Fried. Krupp AG Hoesch Krupp hat von der 
Höchst AG die Geschäftsanteile der Uhde GmbH 
erworben. Uhde ist im Anlagenbau, vor allem für 
die chemische Industrie, tätig und erzielte 1995 
740 Mio. DM Umsatzerlöse. Krupp hatte im Anlagen- 
geschäft durch mehrere Tochtergesellschaften Um- 
satzerlöse von 1,8 Mrd. DM. Obwohl Krupp mit dem 
Erwerb von Uhde einer der führenden deutschen An- 
lagenbauer wird, ist die Entstehung oder Verstär- 
kung einer marktbeherrschenden Stellung nicht zu 
erwarten. Zum einen erzielen die Beteiligten ihre 
Umsätze überwiegend im Ausland, Uhde zu fast 
90%, Krupp zu mehr als 70%. Zum anderen ist 
Krupp im chemischen Anlagenbau bislang nur am 
Rande tätig. Führende inländische Anbieter sind hier 
die Metallgesellschaft mit ihren Tochtergesellschaf- 
ten Lurgi und Lentjes sowie die Linde AG. 

Die Mannesmann Demag AG, Duisburg, die Techint 
Compagnia Tecnica Internazionale S.p.A., Milano, 
und die Fiatimpresit (Fiat-Konzern) haben im Rah- 
men einer Ausschreibung sämtliche Anteile der Ita- 
limpianti S.p.A., Genua, einem Unternehmen der ita- 
lienischen Staatsholding I.R.I., mit dem Ziel erwor- 
ben, unmittelbar nach dem Anteilserwerb die Vermö- 
genswerte der Italimpianti untereinander aufzutei- 
len. Davon wirkten sich die Vermögensübernahmen 
durch Mannesmann Demag und durch Techint im 
Sinne von § 98 Abs. 2 im Inland aus. Techint erwarb 
die Anlagen zur Herstellung von Walzwerksöfen, 
Bandanlagen und elektrischen Lichtbogenöfen zur 
Stahlschmelze. Dieser Zusammenschluß hatte nur 
geringfügige Auswirkungen auf die inländischen 


Wettbewerbsverhältnisse. Demag übernahm die Ak- 
tivitäten zur Herstellung von Walzwerksstraßen für 
nahtlose Rohre und konnte dadurch die bisher schon 
starke Stellung als Anbieter von Walzwerksanlagen 
für nahtlose Rohre zur führenden Position auf den 
internationalen Märkten ausbauen. Auf diesem 
Markt werden im Inland seit Jahren jeweils weniger 
als 10 Mio. DM nachgefragt. Der Zusammenschluß 
war daher nach § 24 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3 freizugeben. 

Die Voith Sulzer Stoffaufbereitung GmbH, Ravens- 
burg, hat das Vorhaben angemeldet, zusammen mit 
der Meri Anlagentechnik Verkaufs- und Planungsge- 
sellschaft mbH (Meri), München, die Meri Entsor- 
gungstechnik für die Papierindustrie GmbH als pari- 
tätisches Gemeinschaftsunternehmen zu gründen. 
Die Voith Sulzer Stoffaufbereitung GmbH, Ravens- 
burg, ist eine 100%ige Tochtergesellschaft des zwi- 
schen der J.M. Voith, Heidenheim, und der Sulzer 
AG, Winterthur, gegründeten Gemeinschaftsunter- 
nehmens Voith Sulzer Papiertechnik GmbH, Heiden- 
heim. Meri ist ein Ingenieurunternehmen, das sich 
mit dem Umweltschutzbereich - insbesondere der 
Papierindustrie - befaßt. In dem Gemeinschaftsunter- 
nehmen sollen die Aktivitäten der Partner in den Be- 
reichen Papierschlammentwässerung, Reststoffbe- 
handlung und Abwasserreinigung zusammengefaßt 
werden. Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben 
freigegeben, da weder zu erwarten ist, daß durch 
den Zusammenschluß eine marktbeherrschende 
Stellung entsteht oder verstärkt wird, noch An- 
haltspunkte für einen wettbewerbsbeschränkenden 
Gruppeneffekt im Sinne des § 1 zwischen den Mut- 
tergesellschaften bestehen. 

2. Backöfen 

In dem Fusionskontrollverfahren Werner & Pfleide- 
rer/Daub (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 83) hat der 
Bundesgerichtshof die Rechtsbeschwerden der Fried. 
Krupp AG Hoesch-Krupp und der Werner & Pfleide- 
rer GmbH zurückgewiesen, so daß die Untersa- 
gungsverfügung des Bundeskartellamtes unanfecht- 
bar geworden ist. Der Bundesgerichtshof hat die vom 
Kammergericht vorgenommene Abgrenzung des 
Großofenmarktes bestätigt. Allein entscheidend sei 
die funktionelle Austauschbarkeit der Produkte aus 
der Sicht der Marktgegenseite, die das Kammerge- 
richt bei einem industriellen Mengenbedarf nur für 
Backöfen mit einer Backflächengröße ab etwa 25 m 2 
festgestellt habe. Räumlich sei für die Marktbeherr- 
schungsprüfung das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland relevant. Die Beurteilung des Kammer- 
gerichts zur Erwartung, daß Werner & Pfleiderer 
durch den Zusammenschluß auf dem relevanten 
Markt eine marktbeherrschende Stellung im Sinne 
des § 22 Abs. 1 Nr. 1, jedenfalls aber eine im Verhält- 
nis zu ihren Wettbewerbern überragende Marktstel- 
lung erlangen würde, halte der rechtlichen Nachprü- 
fung stand. Die Untersagung des Zusammenschluß- 
vorhabens nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen widerspreche nicht dem europäischen 
Gemeinschaftsrecht, weil das Vorhaben nicht unter 
den Anwendungsbereich der Fusionskontrollverord- 
nung falle. Auch sonst sei nicht ersichtlich, daß die 
Untersagung des Zusammenschlußvorhabens die 
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einheitliche Anwendung und die volle Wirksamkeit 
des Gemeinschaftsrechts beeinträchtigen könnte. 
Die Anwendung europäischen Rechts auf Zusam- 
menschlußvorhaben, die der Fusionskontrollverord- 
nung unterfielen, und deutschen Rechts auf solche, 
die nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen zu beurteilen seien, verstoße nicht gegen 
den Gleichheitssatz des Artikel 3 Abs. 1 GG. Der Be- 
reich Industrielle Backtechnik der Werner & Pfleide- 
rer GmbH einschließlich der Großöfen ist inzwischen 
von einem südafrikanischen Unternehmen erworben 
worden. Der Erwerb unterlag nicht der Fusionskon- 
trolle. 


3. Fahrzeugaufbauten 

Das Bundeskartellamt hat dem Gemeinde- und Städte- 
bund Rheinland-Pfalz und dem Niedersächsischen 
Gemeinde- und Städtebund mitgeteilt, daß die beab- 
sichtigte zentrale Beschaffung von Feuerwehrfahr- 
zeugen nur in engen Grenzen möglich ist. Die beiden 
Verbände haben für ihre Zuständigkeitsbereiche 
zentrale Beschaffungsgesellschaften gegründet, de- 
ren Aufgabe es ist, den bisher von ihren Mitgliedsge- 
meinden selbst gedeckten Bedarf an Fahrgestellen 
und Aufbauten für Feuerwehrfahrzeuge gebündelt 
auszuschreiben, um möglichst hohe Preisnachlässe 
zu erzielen. Das Bundes kartellamt hat die Verbände 
darauf hingewiesen, daß es sich bei den zentralen 
Beschaffungsstellen um Nachfragekartelle handelt, 
für die eine Legalisierungsmöglichkeit im Gesetz 
nicht vorgesehen ist. Denn § 5 c ist auf Beschaffungs- 
kooperationen öffentlicher Hände nicht anwendbar. 
Gleichwohl wird das Bundes kartellamt die gemein- 
same Beschaffung gestützt auf den Rechtsgedanken 
dieser Vorschrift dulden, wenn sie nur für kleine bis 
mittlere Gemeinden erfolgt, den großen Städten also 
die Teilnahme verwehrt wird. Denn kleine Gemein- 
den sind insbesondere bei der Deckung selten auftre- 
tenden Bedarfs kleinen Privatuntemehmen in glei- 
cher Situation vergleichbar und es gibt aus der Sicht 
des Bundeskartellamtes keinen Grund, diesen zu 
verwehren, was jenen ohne bürokratischen Aufwand 
möglich ist. Dies gilt ohne weitere Einschränkungen 
indes auch nur für die gemeinsame Beschaffung von 
Fahrgestellen. Denn dabei stehen den Beschaffungs- 
gesellschaften die großen LKW-Hersteller als Anbie- 
ter gegenüber, für die die gebündelte Nachfrage kein 
Problem darstellt. Bei den Aufbautenherstellern hin- 
gegen handelt es sich - mit Ausnahme von Iveco 
(Fiat) - um mittelständische Betriebe mit zwischen 
20 und 300 Mitarbeitern. Diese Unternehmen könn- 
ten gezwungen sein, auf eine zu stark gebündelte 
Nachfrage zumindest mit der Bildung von Anbieter- 
konsortien zu reagieren. Deshalb ist zusätzliche Vor- 
aussetzung für die Duldung der Zentralbeschaffung 
von Feuerwehraufbauten, daß die mittelständische 
Struktur der Anbieterseite dadurch nicht gefährdet 
wird. Dies läßt sich dadurch sicherstellen, daß der zu- 
sammengefaßte Bedarf in relativ kleinen Losen aus- 
geschrieben wird, damit unterlegene Bieter rasch 
wieder eine Auftragschance erhalten. Die Zentralbe- 
schaffung von Feuerwehrfahrzeugen wirft auch er- 
hebliche vergaberechtliche Probleme auf. So hat der 
Vergabeüberwachungsausschuß beim Thüringer Mi- 


nisterium für Wirtschaft und Infrastruktur mit rechts- 
kräftigem Beschluß vom 29. August 1996 - 2 VÜ 1/96 - 
eine im Auftrag des Thüringer Innenministeriums 
durchgeführte Ausschreibung über zehn bis 300 Feuer- 
wehrfahrzeuge für rechtswidrig erklärt. 

Das Bußgeldverfahren gegen die fünf führenden 
Hersteller DIN-genormter Feuerwehr aufbauten ist 
(Tätigkeitsbericht 93/94, S. 83) in ein Strafverfahren 
wegen Verdachts des Betruges bzw. versuchten Be- 
truges übergeleitet worden und deshalb vom Kam- 
mergericht zuständigkeitshalber an die Wirtschafts- 
strafkammer des Landgerichts Stuttgart verwiesen 
worden. Die Staatsanwaltschaft bei dem Kammerge- 
richt hatte zuvor den Betrugsverdacht verneint. Sie 
hatte ihrerseits jedoch beanstandet, daß die ur- 
sprünglichen Bußgeldbescheide das „ Hinwegset- 
zen " über die Unwirksamkeit der von den Parteien 
getroffenen Kartellabsprachen nicht genau genug 
beschrieben und deshalb auf deren Aufhebung und 
den Erlaß neuer Bußgeldbescheide bestanden. Dar- 
aufhin hatte das Bundes kartellamt die ursprüng- 
lichen Bußgeldbescheide, in denen den Betroffenen 
die systematische Durchführung von Preislisten- und 
Rabattabsprachen vorgeworfen worden war, auf- 
gehoben und durch solche ersetzt, in denen den 
Betroffenen jeder einzelne Erwerb eines Feuer- 
wehrfahrzeuges als gesondertes „Hinwegsetzen“ 
über die Unwirksamkeit der Preislisten- und Rabatt- 
absprachen und damit als gesonderte Tat angelastet 
wird. 


4. Getriebe 

Die zur Stiftung Zeppelin gehörende ZF Fried- 
richshafen AG hat durch Übernahme sämtlicher 
Anteile der Hürth Antriebstechnik GmbH, München, 
der Hürth Getriebewerk Gotha GmbH, Gotha, und 
der Hürth Marine Gear S.p.A., Trento/Italien, den 
gesamten Geschäftsbereich Antriebstechnik von 
Hurth erworben. Zu dessen Produktprogramm ge- 
hören Getriebe für Elektroflurförderzeuge, Radsatz- 
getriebe für Schienenfahrzeuge und Schiffs getriebe 
mit einem Gesamtumsatz von zusammen 130 Mio. 
DM. ZF ist im Bereich der Antriebstechnik ein 
führender Anbieter von Getrieben für Straßenfahr- 
zeuge, Bau- und Landmaschinen. Durch die Zusam- 
menschlüsse wird ZF zum größten Anbieter von Rad- 
satzgetrieben (Inlandsmarktanteil etwa 27%) und 
verstärkt ihre Marktstellung bei Getrieben für Elek- 
troflurförderzeuge. Die Auswirkungen bei Schiffs ge- 
trieben sind geringfügig. Insgesamt kann ZF mit 
Hurth die Position als Vollsortimenter bei Getrieben 
ausbauen, ohne daß es jedoch damit auf einem der 
betroffenen Getriebemärkte zur Entstehung einer 
überragenden Marktstellung kommt. Bei Radsatz - 
getrieben sind Flender und Thyssen etwa gleich 
starke Wettbewerber und bei Getrieben für Elektro- 
flurförderzeuge ist der mittelständische Getriebe- 
hersteller Kordel Marktführer mit mehr als 10% 
Marktanteüsabstand. Die marktbeherrschenden Stel- 
lungen von ZF bei automatischen Getrieben für 
Nutzfahrzeuge und bei Lastschaltgetrieben für Bau- 
maschinen werden durch die Zusammenschlüsse 
nicht berührt. 
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5. Großkehrmaschinen 

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb des Großkehr- 
maschinengeschäfts der in Konkurs gefallenen 
Schörling GmbH & Co. KG, Hannover, durch die 
schweizerische Bucher-Gruppe nicht untersagt. 
Schörling war bei Aufbauten für große Kehrmaschi- 
nen (über 5 t) in Deutschland zwar nach Marktantei- 
len führend mit erheblichem Abstand vor Kroll, NKF 
(Haller), Faun, Schmidt und Pfau-Johnston, wurde je- 
doch auf dem durch Preisverfall und sinkende Nach- 
frage der Kommunen gekennzeichneten Markt hin- 
reichend durch Wettbewerb kontrolliert. Die Entste- 
hung einer marktbeherrschenden Stellung durch 
den Zusammenschluß war nicht zu erwarten. Bücher 
bietet zwar u. a. Kommunaltechnikf ahrzeuge an, war 
aber im Großkehrmaschinengeschäft bisher nicht 
tätig. 

6. Hydraulik 

Die Mannesmann Rexroth GmbH hat sämtliche Ge- 
schäftsanteile der HNP Mobile Hydraulik GmbH & 
Co. KG, Parchim, und der Hydraulik Schwerin An- 
lagentechnik GmbH & Co. KG, Schwerin, erworben. 
Rexroth ist ein weltweit tätiger Anbieter von Hydrau- 
lik- und Pneumatik-Erzeugnissen mit einem Gesamt- 
umsatz von etwa 3 Mrd. DM. HNP Mobile Hydraulik 
stellt eine spezifische Art von Öl-Hydraulikmotoren 
her? das Produktprogramm von Hydraulik Schwerin 
umfaßt hydraulische Aggregate und Ausrüstungen. 
Die Umsätze beider Unternehmen betragen jeweils 
etwa 10 Mio. DM. Die Zusammenschlüsse wirken 
sich insbesondere auf dem Markt für Hydraulikmoto- 
ren aus, hier erhöht sich der Marktanteil von Rexroth 
auf etwa 12%. Rexroth wird damit zum zweitgrößten 
Anbieter hinter dem mit deutlichem Marktanteilsab- 
stand führenden dänischen Wettbewerber Danfoss. 
Darüber hinaus führt der Erwerb auch zum Einstieg 
des Hydraulikspezialisten Rexroth in den Markt der 
hydrostatischen Lenkungen. Rexroth rundet ihre 
wettbewerbliche Stellung als Komplettanbieter von 
Hydraulik-Komponenten ab. Der Einfluß auf benach- 
barte Hydraulikmärkte führt aber auch dort nicht zur 
Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung. 

7. Vakuumpumpen 

Das Bundeskartellamt hat das Fusionskontrollver- 
fahren Oerlikon-Bührle/Leybold (Tätigkeitsbericht 
1993/94, S. 82f.) endgültig abgeschlossen, nachdem 
Oerlikon-Bührle die Geschäftsbereiche Hochvaku- 
umpumpen und optische Beschichtungsanlagen an 
Dritte veräußert hat. Diese Veräußerung hatte 
Oerlikon-Bührle zum Gegenstand der Fusionsanmel- 
dung gemacht. Sie war zugleich Gegenstand eines 
Consent Decrees im Parallelverfahren vor der Fede- 
ral Trade Commission. Oerlikon-Bührle hat den Be- 
reich Hochvakuumpumpen, dessen Verkauf an ein- 
zelne Erwerber sich als äußerst schwierig erwies, in 
der Pfeiffer Vacuum Technology AG zusammenge- 
faßt und deren Aktien vollständig an der Börse in 
New York plaziert. Die FTC hat dem Börsengang erst 
nach langwierigen internen Beratungen zugestimmt. 
Dabei hat sie kritisch auf den aus ihrer Sicht be- 


stehenden qualitativen Unterschied zwischen einer 
Untemehmensveräußenmg über die Börse und ei- 
nem Verkauf des Unternehmens an einen bestimm- 
ten imabhängigen Erwerber hingewiesen, von dem 
ein intensiverer Wettbewerb zu erwarten sei. 

8. Sanitärarmaturen 

Die Friedrich Grohe AG hat sämtliche Anteile an der 
Rost GmbH & Co. KG erworben. Rost ist mit den Mar- 
ken DAL und Aqua der führende Anbieter von 
Druckspülem. Nach Auffassung des Bundeskartell- 
amtes bilden diese zusammen mit Spülkästen einen 
einheitlichen Markt. Auf diesem hat Geberit die füh- 
rende Position. Die Friedrich Grohe AG, die aus- 
schließlich Sanitärarmaturen herstellt, war hier bis- 
her nicht tätig. Der Markt für Sanitärarmaturen ist 
durch ein anhaltendes Vordringen der Baumärkte 
gekennzeichnet. Grohe erreicht bei Sanitärarmatu- 
ren einen Anteil von rund 20 %. Vergleichbare Antei- 
le entfielen auf Hansa und Ideal Standard. Der Zu- 
sammenschluß ließ die Entstehung oder Verstärkung 
marktbeherrschender Stellungen daher nicht erwar- 
ten. 


9. Straßenbaumaschinen 

Die amerikanische Ingersoll-Rand Company hat 
sämtliche Geschäftsanteile der Clark Equipment er- 
worben. Ingersoll-Rand stellt mit einem Gesamtum- 
satz von über 8 Mrd. DM unter anderem Baumaschi- 
nen, Industriepumpen und Werkzeuge her und hat 
mehrere deutsche Tochtergesellschaften. Zum Pro- 
duktionsprogramm von Clark (Umsatz 3, 1 Mrd. DM) 
gehören vor allem bestimmte Baumaschinen wie 
Kompaktlader und Straßenfertiger. Bei Kompakt- 
ladem hat Clark weltweit und auch im Inland die 
führende Position inne. Überschneidungen mit In- 
gersoll-Rand bestehen nur bei Straßenfertigem, mit 
denen das Asphaltmaterial auf den Straßenunter- 
grund aufgebracht und vorverdichtet wird. Während 
Ingersoll derartige Maschinen von Deutschland aus 
weltweit vertreibt, stellt sie Clark vor allem in den 
USA und Großbritannien her. Auf dem Inlandsmarkt 
spielt das Unternehmen bisher kaum eine Rolle. Wei- 
tere Wettbewerber mit zum Teil höheren Marktantei- 
len sind Mannesmann-Demag, Vögele und Dynapac. 
Gegen den Zusammenschluß bestanden daher keine 
wettbewerblichen Bedenken. 


10. Strebausbausysteme 

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb wesentlicher 
Vermögensteile der im Bergwerksmaschinenbau täti- 
gen Unternehmen Hermann Hemscheidt Maschi- 
nenfabrik GmbH & Co. KG, Wuppertal, Haibach & 
Braun Maschinenfabrik GmbH & Co., Wuppertal, 
und Westfalia Becorit GmbH, Lünen, durch die von 
der Ruhrkohle AG, Essen, abhängige Ruhrkohle 
Technik AG, Essen, nicht untersagt. Von dem Zusam- 
menschluß ist der Markt für automatische Strebaus- 
bausysteme für den Steinkohlenbergbau betroffen, 
der sich aus den Teilmärkten für Schreitausbau sowie 
für Hobel und Kettenförderer zusammensetzt. Der 
nachhaltige Rückgang der Steinkohleförderung in 
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Deutschland, der sich langfristig fortsetzen wird, hat 
die Nachfrage nach den Erzeugnissen der drei Berg- 
bauzulieferer durch die verbliebenen drei Bergbau- 
Unternehmen Ruhrkohle AG, Preussag AG und Saar- 
bergwerke AG so weit reduziert, daß diese als selb- 
ständige Unternehmen nicht mehr überlebensfähig 
sind. Folge dieser Entwicklung ist, daß die Märkte 
für Schreitausbau, Hobel und Kettenförderer zu exi- 
stieren aufhören und die Nachfrageseite künftig zur 
Eigenfertigung übergeht, wie dies die Saarbergwer- 
ke AG bereits getan hat. Nach nahezu einhelliger 
Auffassung aller von dem Zusammenschluß betroffe- 
nen Abnehmer und Zulieferer würde sich bei diesen 
Bergbauausrüstungen auch ohne diesen Zusammen- 
schluß eine vergleichbare konzentrative Entwicklung 
ergeben. Es war daher nicht zu erwarten, daß dieser 
Zusammenschluß eine marktbeherrschende Stellung 
der Ruhr kohle AG begründet. 

11. Traktoren 

In drei Fällen hat das Bundeskartellamt Zusammen- 
schlüsse von Traktorenherstellem nicht untersagt. 
Die italienische SAME-Gruppe hat von der Klöckner- 
Humboldt-Deutz AG - neben der Deutz-Fahr-Ernte- 
systeme GmbH, die im wesentlichen Mähdrescher 
herstellt - die KHD -Agrartechnik GmbH erworben. 
Die US-amerikanische Case Corporation will die 
österreichische Steyr Landmaschinentechnik GmbH, 
eine Tochtergesellschaft der Steyr-Daimler-Puch 
Fahrzeugtechnik AG, übernehmen. Case wird durch 
diesen Zusammenschluß in Deutschland rund 17% 
Marktanteil erreichen. Die US-amerikanische AGCO 
Corporation, in Deutschland mit Massey Ferguson 
bei Traktoren und Mähdreschern vertreten, beab- 
sichtigt, die Xaver Fendt GmbH & Co. KG zu erwer- 
ben. Damit wird mit etwa 25 % die Marktführerschaft 
bei Traktoren erreicht. Die Wettbewerber Case/Steyr, 
Deere sowie die mit KHD-Agrartechnik vereinigte 
SAME-Gruppe verfügen jedoch ebenfalls über hohe 
Marktanteile. In den letzten Jahren hat es erhebliche 
Verschiebungen in den Marktanteilen und wechseln- 
de Positionen der führenden Unternehmen gegeben. 
Es kann weiterhin vom Bestehen wesentlichen Wett- 
bewerbs ausgegangen werden. 


12. Dieselmotoren 

Im Dieselmotorenbau zeichnete sich im Berichtszeit- 
raum ein Trend zur weiteren Konzentration ab. Die 
zur Daimler-Benz AG gehörende MTU Motoren- und 
Turbinen-Union Friedrichshafen GmbH hat mit der 
US-amerikanischen Detroit Diesel Corporation die 
MTU DDC International GmbH mit Sitz in Friedrichs- 
hafen gegründet. Dieses im Mehrheitsbesitz von 
MTU stehende Gemeinschaftsunternehmen ist Teil 
einer umfassenden Kooperation zwischen MTU und 
DDC und soll ein Vertriebsnetz für die Industriedie- 
selmotoren der Beteiligten aufbauen und unterhal- 
ten. Sowohl MTU als auch DDC sind weltweit tätige 
Anbieter von Dieselmotoren mit Gesamtumsätzen 
von 1,4 Mrd. DM bzw. 2,5 Mrd.. DM. Die Produktpro- 
gramme beider Unternehmen überschneiden sich 
nur bei Industrie-Dieselmotoren mit einer Leistung 
von mehr als 300 KW, wie sie vor allem bei stationä- 


ren Arbeitsmaschinen und Generatoren eingesetzt 
werden. Die Marktanteilszuwächse sind wegen der 
bisher wenig bedeutenden wettbewerblichen Stel- 
lung von DDC in Deutschland gering. Der führende 
Anbieter von Industrie -Dieselmotoren ist Klöckner- 
Humboldt-Deutz, weitere Wettbewerber sind Cater- 
pillar, Cummins und Iveco. 

Der Krupp-Konzern hat im Zuge seiner Konzentra- 
tion auf Kemgeschäftsfelder die Krupp MaK Ma- 
schinenbau GmbH, Kiel, an den Caterpillar-Konzern 
veräußert. MaK ist ein bedeutender Hersteller von 
Großdieselmotoren, vor allem von Schiffsdieselmoto- 
ren, mit einem Gesamtumsatz von etwa 540 Mio. 
DM. Caterpillar gehört weltweit zu den führenden 
Anbietern von Baumaschinen und hat eine markt- 
starke Stellung bei Dieselmotoren für Baumaschinen 
und den stationären industriellen Einsatz. Durch den 
Zusammenschluß erweitert Caterpillar sein Pro- 
duktprogramm bei Dieselmotoren wesentlich und 
wird bei Viertakt-Schiffsdieselmotoren zum Anbieter 
sämtlicher Leistungsklassen. Der Zusammenschluß 
führt weder bei mittelschnellaufenden Viertakt- 
Schiffsdieselmotoren über 3000 KW (Inlandsmarkt- 
anteil etwa ein Drittel) noch bei anderen Diesel- 
motoren zur Entstehung einer marktbeherrschenden 
Stellung. Caterpillar erhält über MaK auch den Zu- 
gang zu schwerölbetriebenen Dieselmotoren für den 
Einsatz in Kraftwerken, ein Wachstumsmarkt außer- 
halb Europas, der für das Inland aber ohne Bedeu- 
tung ist. 

Die Fincantieri Cantieri Navali Italiani S.p.A. hat von 
der Bremer Vulkan- Verbund AG auch die übrigen 
50% der Anteile an der New Sulzer Diesel-Gruppe 
erworben (Tätigkeitsbericht 1989/90, S. 65 f.). New 
Sulzer ist im Dieselmotorengeschäft tätig und gehört 
weltweit zu den führenden Anbietern von Zweitakt- 
Schiffsdieselmotoren. Die Umsatzerlöse von etwa 825 
Mio. DM wurden überwiegend mit der Lizenzverga- 
be der Sulzer-Motorentechnologie erzielt, die Her- 
stellung von Dieselmotoren ist weitgehend aufgege- 
ben worden. Fincantieri ist ein Schiffbauuntemeh- 
men mit einer Dieselmotorensparte, in der Zweitakt- 
und Viertakt-Schiffsdieselmotoren eigener Konstruk- 
tion bzw. nach Sulzer-Lizenz gefertigt werden. Der 
Zusammenschluß hat nur geringe Auswirkungen auf 
die deutschen Wettbewerbsverhältnisse, auch die Li- 
zenzvergabesituation für die zum Bremer Vulkan ge- 
hörenden deutschen Motorenhersteller blieb unver- 
ändert. 

Die Fincantieri Cantieri Navali Italiani S.p.A. hat 
kurze Zeit später sämtliche Anteile an der New Sul- 
zer Diesel-Gruppe sowie ihr übriges Dieselmotor- 
engeschäft (Diesel Ricerche und Grandi Motori 
Trieste) an die zum Konzern der Metra Corporation 
(Finnland) gehörende Wärtsilä Diesel International 
weiterveräußert. Wärtsilä ist ein bedeutender An- 
bieter von Großdieselmotoren für den Schiffsantrieb 
und die Energie erzeugung mit einem Gesamtumsatz 
von etwa 2 Mrd. DM. Der Dieselmotorenumsatz von 
Fincantieri betrug etwa 400 Mio. DM. Durch den 
Zusammenschluß wird Wärtsilä zu einem Voll- 
sortimenter bei Schiffsdieselmotoren (Zweitakt- und 
Viertaktmotoren verschiedener Leistungsklassen) 
und kann am Markt sowohl als Hersteller als auch 
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als Technologiegeber agieren. Die Marktanteilszu- 
wächse in Deutschland sind gering und betreffen 
im wesentlichen die mittelschnellaufenden Viertakt- 
Schiffsdieselmotoren. Der Zusammenschluß führt auf 
keinem der betroffenen Märkte zur Entstehung einer 
überragenden Marktstellung. Im Hinblick auf das 
weltweite Schiffsdieselmotorengeschäft wird Wärt- 
silä nach MAN und Caterpillar/MaK zu einem füh- 
renden Anbieter. 


13. Druckmaschinen 

Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben der Hei- 
delberger Druckmaschinen AG, eine Mehrheitsbetei- 
ligung an Linotype-Hell zu erwerben, nicht unter- 
sagt. Heidelberger Druckmaschinen (Jahresumsatz 
4,3 Mrd. DM) gehört über die Rheinelektra zum 
RWE-Konzem. Sachlich betroffen waren die Märkte 
für Bogen-Offsetdruckmaschinen und für Rotations- 
Offsetdruckmaschinen. Beide Druckmaschinen ver- 
wenden zwar dieselbe Drucktechnik; sie sind jedoch 
aus Sicht des Druckers nicht austauschbar. Wesent- 
lich höhere Investitionskosten erlauben den Einsatz 
von Rotationsoffsetmaschinen nur bei deutlich hö- 
heren Auflagen. Bei Bogen- Offsetdruckmaschinen 
hat Heidelberger Druckmaschinen aufgrund ihres 
Marktanteils von über 60%, ihrer Spitzenstellung auf 
dem internationalen Markt und ihrer überlegenen 
Finanzkraft eine überragende Marktstellung gegen- 
über MAN-Roland und Koenig & Bauer Albert 
(KBA). Im Rotations-Offsetdruck ist demgegenüber 
MAN-Roland Marktführer. Heidelberger Druckma- 
schinen gehört auf diesem Markt nicht zu den füh- 
renden drei Unternehmen. Linotype-Hell (Jahresum- 
satz ca. 860 Mio. DM) stellt Reproduktionsgeräte 
(Filmbelichter, Plattenbelichter, Scanner) nach kon- 
ventioneller und digitaler Technik her. Diese in der 
Druckvorstufe eingesetzten Geräte unterliegen der- 
zeit einem starken Umbruch hin zur digitalen Tech- 
nik. Dabei geht es darum, aus einem digitalen Daten- 
satz direkt eine Offsetdruckplatte zu erzeugen oder 
beim personalisierten Drucken für jeden Druck den 
Druckkopf selbst neu zu beschriften. In diesem 
Marktsegment besteht erheblicher Substitutions- 
wettbewerb zur Laserdrucktechnik. Die digitale 
Druckvorstufe ist nicht auf ein bestimmtes Druckver- 
fahren beschränkt, so daß Heidelberger Druckma- 
schinen durch diesen Zusammenschluß auch zum 
Zulieferer von Druckereien mit Tiefdrucktechnik 
oder Zeitungsrotationstechnik wird. Anfängliche Be- 
denken, daß Heidelberger Druckmaschinen die Vor- 
stufengeräte nunmehr so ausgestalten könne, daß sie 
nur mit eigenen Druckmaschinen einsetzbar seien, 
haben sich als betriebswirtschaftlich femliegend her- 
ausgestellt. Vielmehr ist zu erwarten, daß sich die 
Märkte der Vorstufe und der Druckmaschinen sach- 
lich und räumlich einander annähem. Dieser Zusam- 
menschluß wird jedoch keinen Einfluß auf den Ab- 
satz der Druckmaschinen von Heidelberger Druck- 
maschinen ausüben, da Vorstufe und Druckmaschine 
zumindest im Prognosezeitraum weiterhin getrennt 
nachgefragt werden. Auch die anderen Druckma- 
schinenhersteller betreiben eigene Forschung in der 
Digitaltechnik und/oder stehen in Kooperation mit 
Vorstuf enherstellem. 


Herstellung von Geräten 

der Elektrizitätserzeugung und -Verteilung (31) 

1. Akkumulatoren und Batterien 

Auf dem Batteriemarkt, so urteilte zutreffend die 
Fachpresse, sind die Karten neu gemischt worden. 
Durch gezielte Untemehmensaufkäufe hat sich der 
amerikanische Batteriehersteller Exide Corporation, 
Delaware, in Europa auf den Produktmärkten für 
Starter- und Industriebatterien eine maßgebliche An- 
bieterstellung geschaffen. Der Marktzutritt erfolgte 
mit der Übernahme der B.I.G. Batteries Group plc, 
England, die zwar auf ihrem Heimatmarkt als markt- 
stark gilt, jedoch auf dem deutschen Markt, hier Star- 
terbatterien für den Ersatzbedarf, nur über zwei Ver- 
triebshändler agierte und einen geringen Marktan- 
teü erzielte. Ein halbes Jahr später hat Exide den spa- 
nischen Batteriehersteller Sociedad Espanola del 
Acumulador Tudor S.A. (Tudor), Madrid, erworben, 
zu dem auch die Hagen Batterie AG, Soest, gehört, 
die in allen Sparten des Batteriegeschäfts tätig ist. 
Durch die Übernahme von Tudor wuchsen Exide in 
der Bundesrepublik signifikante Marktstellungen zu. 
Bei Starterbatterien für die Erstausrüstung (Abneh- 
mer: Automobilindustrie) wurde Exide viertgrößter 
Anbieter, bei Starterbatterien für den Ersatzbedarf 
(Handelsgeschäft) gelangte Exide auf Rang zwei, 
wenn auch mit großem Abstand zum Marktführer 
Varta/Bosch. Bei Industriebatterien, hier Traktions- 
batterien, übernahm Exide die Position vier. Bei den 
zu den Industriebatterien zählenden ortsfesten Batte- 
rien wurde Exide nach Varia, doch wiederum mit Ab- 
stand, zweitgrößter Anbieter. Kurz danach erfolgte 
dann der Erwerb der Compagnie Europenne d'Accu- 
mulateurs S.A. (CEAC), Clichy/Frankreich, von Fiat. 
Durch diesen Zusammenschluß vergrößerte Exide 
ihren weltweiten Umsatz um mehr als 30%. Die 
CEAC-Gruppe ist in der Bundesrepublik durch die 
Tochtergesellschaften Sonnenschein und Fulmen tä- 
tig. Auf dem Markt für Starterbatterien für die Erst- 
ausrüstung führt die Marktanteilsaddition dazu, daß 
Exide von Rang vier auf drei aufrückt. Auf diesem 
Markt dominiert nach wie vor Varta/Bosch (VB Auto- 
batterien GmbH, Hannover). Zudem ist dieser Markt 
durch die Einkaufsmacht der nachfragenden Auto- 
mobilindustrie, die international einkauft, geprägt, so 
daß die Entstehung einer marktbeherrschenden Stel- 
lung nicht zu erwarten ist. Auf dem Markt für Starter- 
batterien für den Ersatzbedarf baute Exide ihre Stel- 
lung als zweitgrößter Anbieter aus; der Marktführer 
Varta/Bosch verfügt jedoch über einen doppelt so 
großen Marktanteil. Bei Traktionsbatterien schließt 
Exide zur Spitzengruppe Deta/Mareg und Varia auf. 
Auf diesem Markt herrscht wesentlicher Wettbe- 
werb, der durch starke Preisbewegungen und eine 
hohe Lieferantenfluktuation gekennzeichnet ist. 
Strukturell wird das Wettbewerbsgeschehen durch 
die deutliche Marktpräsenz weiterer Anbieter, hier 
insbesondere Hoppecke, Brilon, abgesichert, so daß 
die Entstehung eines marktbeherrschenden Oligo- 
pols nicht zu befürchten ist. Bei ortsfesten Batterien 
übernimmt Exide mit dem CEAC-Absatzanteil die 
Marktführerschaft vor Varia und Hoppecke. Das Vor- 
handensein starker Mitwettbewerber, der Preisdruck 
durch außereuropäische Anbieter, der Kapazitäts- 
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Überhang für Großaufträge selbst bei den kleineren 
Herstellern, die Nachfrage weltweit beschaffender 
Technologiekonzeme und der relativ hohe Anteil von 
öffentlichen Ausschreibungen verhindern jedoch die 
Entstehung von Marktbeherrschung. Ende 1995 
drehte sich das Übemahmekarussell weiter. Auch 
wegen erheblicher Verluste veräußerte Varta ihre 
Sparte Industriebatterien (Traktionsbatterien, orts- 
feste Batterien) an den britischen Mischkonzem BTR 
plc, London. Dessen Inlandstöchter Hawker und 
Oldham gehören zwar zu den kleineren Anbietern 
von Industriebatterien, der weltweite Spartenumsatz 
ist jedoch wesentlich höher als der von Varta. Mit der 
Übernahme des Varta-Bereichs erwächst ein wettbe- 
werbsfähiger Gegenpol zu Exide, so daß der Zusam- 
menschluß nach kurzer Prüfung freigegeben worden 
ist. 


2. Lampen 

In dem Fusionskontrollverfahren Philips/Lindner 
Licht GmbH (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 88) hat 
das Kammergericht die Beschwerde gegen die Unter- 
sagungsverfügung des Bundeskartellamtes zurück- 
gewiesen. Da Lindner Licht unmittelbar nach Unter- 
sagung von General Electric erworben worden ist, 
war für Philips der angestrebte Zusammenschluß 
auch faktisch nicht mehr durchführbar. Philips sah 
sich jedoch durch die in der Untersagungsverfügung 
vorgenommene Beurteilung, daß das Unternehmen 
zu einem marktbeherrschenden Oligopol für Allge- 
brauchsglühlampen gehöre, bei künftigen Akquisi- 
tionen beschwert und begehrte daher die Feststel- 
lung, daß die Untersagung materiell unbegründet 
gewesen sei (FortsetzungsfeststeHungsbeschwerde). 
Das Kammergericht hingegen hat schon das erforder- 
liche berechtigte Interesse der Beschwerdeführerin 
an einer solchen Feststellung verneint. Hierbei hat es 
darauf hingewiesen, daß das Bundeskartellamt bei 
künftigen Zusammenschlußvorhaben von Philips 
keinesfalls auf seine an die alten Gegebenheiten an- 
knüpfende Marktbewertung zurückgreifen könne, 
sondern wegen eintretender Änderungen die Markt- 
verhältnisse neu zu prüfen habe. Letztlich könne je- 
des weitere Vorhaben nur dann verläßlich beurteilt 
werden, wenn konkret auf die aktuellen Umstände 
des Einzelfalls abgestellt werde. Deshalb sei die Be- 
sorgnis, das Bundeskartellamt werde an der einmal 
getroffenen Beurteilung der Marktverhältnisse auch 
künftig ungeprüft festhalten, unbegründet. Rechts- 
beschwerde ist nicht eingelegt worden. 

3. Artikelsichenmgen 

Das Bundeskartellamt hat die Übernahme des welt- 
weiten Geschäfts der Knogo Corporation außerhalb 
der USA und Kanada durch die Sensormatic Electro- 
nics Corporation nicht untersagt. Sensormatic und 
Knogo sind Hersteller von Sicherheitssystemen, ins- 
besondere von elektronischen Artikelsicherungen, 
die der Verhinderung von Diebstählen in Geschäften 
und Warenhäusern dienen. Beide Unternehmen wa- 
ren vor dem Zusammenschluß über Vertriebsgesell- 
schaften auf dem deutschen Markt tätig und erzielen 
bei elektronischen Artikelsichenmgen einen gemein- 


samen Marktanteil von knapp 40%. Obwohl damit 
die gesetzliche Schwelle für die Vermutung der 
Marktbeherrschung überschritten sind, sprechen die 
strukturellen Wettbewerbsbedingungen dafür, daß 
auf dem Markt wesentlicher Wettbewerb bestehen 
bleiben wird. Mit Nedap, Esselte Meto und Check- 
point/Actron stehen Sensormatic auch nach der 
Übernahme von Knogo Wettbewerber mit Marktan- 
teilen von jeweils um die 20% gegenüber, von denen 
Esselte Meto Sensormatic an Finanzkraft übertrifft. 
Zwar verfügt Sensormatic nach dem Zusammen- 
schluß als einziger Anbieter über alle vorhandenen 
Technologien zur elektronischen Artikelsicherung, 
hat jedoch in einzelnen dieser Technologie-Felder 
eine deutlich schwächere Stellung als seine Wettbe- 
werber. Alle diese Technologien sind am Markt eta- 
bliert. Wissenschaftlichen Untersuchungen zufolge 
kann keine von ihnen in ihrer Funktionsweise den 
anderen als eindeutig überlegen angesehen werden. 
Auch wenn sich in den nächsten Jahren verstärkt die 
sogenannte Quellensicherung, das heißt die Anbrin- 
gung bzw. Integration eines Sichenmgsstreifens an 
bzw. in das Produkt schon beim Hersteller, durchset- 
zen sollte, wird es voraussichtlich aus mittlerer Sicht 
nicht zu einer Standardisierung kommen. Aufgrund 
der Komplexität der Produkte und Technologien und 
des tatsächlichen Wettbewerbsgeschehens ist auch 
ein marktbeherrschendes Oligopol der führenden 
Anbieter nicht zu erwarten. 


Rundfunk-, Fernseh- und Nachrichtentechnik (32) 

Das Bundeskartellamt hat die Gründung der Swatch 
Telecom AG als Gemeinschaftsunternehmen der Sie- 
mens AG und der SMH Schweizerische Gesellschaft 
für Mikroelektronik und Uhrenindustrie AG, Biel/ 
Schweiz, nicht untersagt. Das Gemeinschaftsunter- 
nehmen soll sich mit der Entwicklung von Kleinstge- 
räten für die mobile Telekommunikation beschäfti- 
gen, die mit einer Armband- oder Taschenuhr kombi- 
niert werden können. Zur Markteinführung sollen 
auch Telekommunikationsendgeräte der Mutterge- 
sellschaften über das Gemeinschaftsunternehmen 
vertrieben werden. Auf den betroffenen Märkten für 
schnurgebundene, schnurlose und mobile Telefone 
sowie Funkruf geräte (pager) kommt es durch den 
Zusammenschluß zu keinen nennenswerten Markt- 
anteilsadditionen. Bei schnurgebundenen, schnurlo- 
sen und mobilen Telefonen erreicht Siemens Markt- 
anteile zwischen knapp 20% und etwas über 30% 
(einschließlich OEM-Lieferungen); auf diesen Märk- 
ten ist SMH nur bei schnurgebundenen Telefonen 
mit einem sehr geringen Marktanteil vertreten. Bei 
pagem hat umgekehrt zwar SMH einen Marktanteil 
von etwa 30%, doch ist Siemens hier nicht vertreten. 
Auf dem neu entstehenden Markt für Kleinstgeräte 
für die mobile Telekommunikation könnte das Ge- 
meinschaftsunternehmen ein vorübergehendes In- 
novationsmonopol erlangen. Weil die betroffenen 
Märkte aber durch starke Expansion, ein hohes Inno- 
vationstempo und zahlreiche Marktzutritte in den 
letzten Jahren gekennzeichnet sind, besteht nicht 
die Gefahr, daß das Gemeinschaftsunternehmen 
einen von Wettbewerbern nicht mehr einholbaren 
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Vorsprung und damit dauerhaft eine marktbeherr- 
schende Stellung erlangen kann. 


Medizin-, Meß-, 

Steuerungs- und Regelungstechnik (33) 

1. Medizintechnik 

Die Konzentration vieler Unternehmen auf ihr Kem- 
geschäft hat auch im Bereich der Medizintechnik zu 
einer Reihe von Untemehmensveräußerungen bzw. 
Übernahmen geführt. Alle Verfahren wurden ohne 
Untersagung abgeschlossen. Das gilt auch für dieje- 
nigen Fälle, in denen auf Spezialmärkten starke 
Marktpositionen erworben wurden, der Erwerber in 
diesen Märkten aber nicht oder nur in unbedeuten- 
dem Umfang tätig war. 

So hat der Daimler Benz-Konzern die Domier Medi- 
zintechnik GmbH an eine Tochtergesellschaft der 
Singapore Technologies Pte. Ltd. veräußert, die im 
Besitz des Staates Singapur steht. Domier Medizin- 
technik verfügt insbesondere bei chirurgischen La- 
sern, Nieren- und Gallensteinzertrümmerern und 
Prostata-Therapie-Geräten über hohe Marktanteile. 
Die Entstehung oder Verstärkung marktbeherrschen- 
der Stellungen ist jedoch nicht zu erwarten. Die über- 
nehmende Gruppe war bisher nicht auf diesen Märk- 
ten tätig. Soweit sie auf anderen Märkten der Medi- 
zintechnik tätig ist (z. B. Herzklappen), sind hiervon 
keine wettbewerblich relevanten Synergieeffekte auf 
den betroffenen Märkten zu erwarten. 

2. Orthopädische Hilfsmittel 

Das Bundeskartellamt hat verschiedene Bestimmun- 
gen in dem Gesellschaftsvertrag der Reha-Team Re- 
habilitationstechnik am Menschen GmbH & Co. KG 
nach §§ 1 und 15 beanstandet. Die Reha-Teäm Reha- 
bilitationstechnik am Menschen GmbH & Co. KG, 
eine Verbundgruppe im Sanitärfachhandel, der über 
100 Sanitätshäuser mit einem Mindestumsatz von 
750 000,- DM als Gesellschafter angehören, regelt 
den Einkauf für ihre Mitglieder, berät sie in betrieb- 
lichen Fragen, hat ein spezielles EDV-System über 
den Einsatz und die Wiederverwendung von Roll- 
stühlen und Krankenbetten entwickelt und vergibt 
das Reha-Team-Firmenlogo an die Gesellschafter. 
Durch den Reha-Team- Gesellschaftsvertrag wurden 
die Gesellschafter verpflichtet, Waren des Reha- 
Team-Sortiments mindestens in Höhe von 75% 
des Mindestumsatzes von 750 000,- DM bei Ver- 
tragslieferanten einzukaufen und bei der Abrech- 
nung erbrachter Leistungen die zwischen der Zentra- 
le und den Krankenkasse ausgehandelten Festpreise 
einzuhalten. Darüber hinaus war die Eröffnung neu- 
er Filialen unter dem Reha-Team-Firmenlogo von der 
Zustimmung eines Beirats abhängig, in dem auch die 
Gesellschafter vertreten sind. Diese Vereinbarungen 
waren keine zulässigen Bindungen von Franchise- 
nehmern innerhalb eines Frachisesystems. Die Reha- 
Team- Verbundgmppe ist nicht in der für ein Franchi- 
sesystem typischen Weise vertikal aufgebaut, son- 
dern horizontal. Die Gesellschafter können durch 
den Beirat die Geschäftspolitik der Verbundgruppe 


entscheidend beeinflussen und auch ihre wettbe- 
werblichen Interessen untereinander abstimmen. Die 
Vereinbarungen erfüllten somit nicht die Vorausset- 
zungen der Franchisefreistellungsverordnung der 
EG-Kommission (Verordnung Nr. 4087/88) und wa- 
ren wegen des Bezugszwangs und des internen 
Platzschutzes auch nicht nach § 5c freistellbar. Der 
Reha-Team-Gesellschaftsvertrag wurde daraufhin 
geändert. Die Bezugsverpflichtung der Gesellschaf- 
ter und der Zustimmungsvorbehalt des Beirats bei Er- 
öffnung von Filialen wurden ersatzlos gestrichen. Die 
Vergabe des Reha-Team-Firmenlogos erfolgt nur 
noch nach objektiven wirtschaftlichen Kriterien. Hin- 
sichtlich der zwischen der Zentrale und den Kran- 
kenkassen ausgehandelten Preise wurde klargestellt, 
daß nur Höchstpreise im Sinne von § 127 Sozialge- 
setzbuch (SGB-V) vereinbart werden und die Gesell- 
schafter davon nach unten abweichen können. 


3. Relais 

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb einer Mehr- 
heitsbeteiligung der Hengstier GmbH an der KACO 
Elektrotechnik Bach GmbH & Co. nicht untersagt. 
Beide Unternehmen stellen Relais her, insbesondere 
Sicherheitsrelais. Auf dem Spezialmarkt für Sicher- 
heitsrelais, der sich deutlich von den Massenpro- 
dukten der Netz,- Schwachstrom- und Automobilre- 
lais unterscheidet, erreichen die beteiligten Unter- 
nehmen Marktanteile, die weit über der Schwelle 
der Einzelmarktbeherrschungsvermutung des § 22 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 hegen. Das Zusammenschlußvor- 
haben wurde dennoch nicht untersagt, da der Ver- 
haltensspielraum der Beteiligten durch aktuelle und 
potentielle Wettbewerber hinreichend begrenzt wird. 
So halten Siemens und Matsushita auf dem relevan- 
ten Spezialmarkt zwar deutlich geringere Marktan- 
teüe, beide Unternehmen gehören jedoch zu den 
weltweit führenden Relais -Herstellern. Ihr Wettbe- 
werbspotential ist - auch unter Berücksichtigung 
ihrer Fmanzkraft - deutlich höher einzuschätzen als 
dies durch ihren Marktanteil zum Ausdruck kommt. 
Darüber hinaus ist mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit 
in kurzer Zeit mit Marktzutritten zu rechnen. 


4. Umweltsimulationsgeräte und -anlagen 

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb der Heraeus 
Industrietechnik GmbH, Bahngen, durch die Weiss 
Umwelttechnik GmbH, Reiskirchen, nicht untersagt. 
Beide Unternehmen stellen Geräte und Anlagen her, 
mit denen unterschiedliche Umweltbedingungen - in 
der Regel zum Zwecke der Materialprüfung - simu- 
liert werden. Die für typische Anwendungsfälle ent- 
wickelten Standardgeräte sind je nach den simulier- 
ten Parametern unterschiedlichen Märkten zuzuord- 
nen, deren Volumen nur bei Kälte-Wärme-Prüf- 
schränken und Klimaprüfschränken die Bagatell- 
marktgrenze des § 24 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3 übersteigt. 
Hier hegen die zusammengefaßten Marktanteile der 
Zusammenschlußbeteihgten zwar über 45%, ihr Ver- 
haltensspielraum wird jedoch durch bestehenden 
Wettbewerb wirksam begrenzt. Das Bundeskartell- 
amt hat - über die Zusammenschlußbeteihgten hin- 
aus - elf Wettbewerber ermittelt, deren Erzeugnisse 
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hinsichtlich Qualität und Preis mit denen der Zusam- 
menschlußbeteiligten vergleichbar sind. Abnehmer 
sind zu einem großen Teil bedeutende Unternehmen 
der Automobilindustrie, der Elektro- und der Phar- 
maindustrie, die im Hinblick auf die ihnen zur Ver- 
fügung stehenden Bezugsmöglichkeiten den wett- 
bewerblichen Verhaltensspielraum der Zusammen- 
schlußbeteiligten hinreichend begrenzen. Im Anla- 
genbau wird die Bagatellmarktgrenze bei Simula- 
tionsanlagen für die Automobilindustrie einschließ- 
lich Zulieferindustrie, bei begehbaren Prüfkammern 
für die biologische Forschung und bei Anlagen für 
die pharmazeutische Industrie überschritten. Auf 
diesen Märkten gibt es Wettbewerber, die nahezu 
gleich hohe bzw. höhere Marktanteile erzielen als 
die Zusammenschlußbeteiligten. Zwischen den füh- 
renden Unternehmen ist auch nach dem Zusammen- 
schluß wesentlicher Wettbewerb zu erwarten. 


Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen (34) 

1. Automobilindustrie 

Das Vorhaben des britischen Automobilzulieferers 
T&N, Anteile an der Kolbenschmidt AG zu erwerben, 
ist untersagt worden. Für zwei Pakete von jeweils 
25% minus einer Aktie der Kolbenschmidt AG ver- 
fügt T&N über Optionen, deren Ausübung ihr auf- 
grund der Hauptversammlungspräsenz einen beherr- 
schenden Einfluß verschaffen würde. Da T&N für ei- 
nes dieser Pakete das wirtschaftliche Risiko trägt und 
dieses ihr aufgrund der vertraglichen Ausgestaltung 
der Option sowie der damit faktisch verbundenen 
Stellung eines Schachtelaktionärs einen wettbewerb- 
lich erheblichen Einfluß einräumt, erfüllt der Ab- 
schluß dieses Optionsvertrages einen Zusammen- 
schlußtatbestand im Sinne von § 23 Abs, 2 Nr. 6, Der 
Zusammenschluß verstärkt die überragende Markt- 
stellung von T&N bei Kolbenringen und führt zur 
Entstehung einer überragenden Marktstellung bei 
Stahl/Kunststoff-Gleitlagem. Aufgrund eines absolut 
und relativ hohen Marktanteils sowie eines alle Tech- 
nologien abdeckenden Produkt-Programms verfügt 
T&N bei Kolbenringen im Inland über eine überra- 
gende Marktstellung. Auch die europäischen Markt- 
verhältnisse relativieren diese Stellung nicht. Durch 
die Beteiligung an Kolbenschmidt wird diese Stel- 
lung zumindest abgesichert und damit verstärkt. 
Zum einen ist Kolbenschmidt ein bedeutender Ab- 
nehmer von Kolbenringen, dessen Nachfragevolu- 
men durch einen Zusammenschluß den Wettbewer- 
bern weitgehend entzogen würde und zu einer Erhö- 
hung der Grundauslastung von T&N im Bereich Kol- 
benringe führen würde. Zum anderen ergeben sich 
Synergien durch simultane Entwicklung von Kolben 
und Kolbenringen, denen aufgrund der sich abzeich- 
nenden zunehmenden Tendenz der Nachfrager zum 
Bezug von Komplettkolben eine besondere Bedeu- 
tung für die Marktstellung zukommt. Darüber hinaus 
ist zu erwarten, daß durch den Zusammenschluß eine 
überragende Marktstellung bei Stahl/Kunststoff- 
Gleitlagem entsteht. Im Inland sind T&N und Kol- 
benschmidt bei diesen Produkten die führenden An- 
bieter mit Marktanteilen von jeweils knapp einem 


Drittel. Europaweit ist der addierte Marktanteil sogar 
noch höher. T&N und Kolbenschmidt verfügen dar- 
über hinaus zusammen über ein umfassendes Ange- 
bot an Gleitlagern, das sie besser als ihre Wettbewer- 
ber in die Lage versetzt, einseitige Substitutionspro- 
zesse - zum Beispiel die mögliche Verdrängung von 
Stahl/Kunststoff-Lagern durch reine Kunststofflager 
in einzelnen Anwendungsbereichen - auszuglei- 
chen. T&N hat gegen die Untersagung Beschwerde 
eingelegt. 

Zu gravierenden Stmkturverschlechtemngen auf 
den deutschen Märkten für Überlandbusse und Rei- 
sebusse führte die Übernahme des Busherstellers 
Kässbohrer durch die Mercedes-Benz AG. Der Fall 
wurde gleichwohl von der Europäischen Kommission 
freigegeben (S. 66). 

Das Bundeskartellamt hat die Übernahme der Sütrak 
Transportkälte GmbH, Renningen, durch die Carrier 
Corporation, Syracuse, N.Y., USA, nicht untersagt. 
Die Carrier-Gruppe produziert Heizungs-, Lüftungs- 
und Klimaanlagen für Gebäude und Fahrzeuge und 
erzielt weltweit einen Umsatz von 7,82 Mrd. DM. 
Sütrak stellt Klima- und Kälteanlagen für Omnibusse 
und Nutzfahrzeuge her und erreichte 1995 weltweit 
einen Umsatz von 120 Mio. ( DM. Vom Zusammen- 
schluß waren die Bereiche der Klimaanlagen für Om- 
nibusse sowie der Kälteanlagen für Fahrzeuge, die 
der Frischhaltung der transportierten Lebensmittel 
dienen, betroffen. Wegen der technologischen und 
produktionstechnischen Unterschiede zwischen Käl- 
te- und Klimaanlagen, des unterschiedlichen Kreises 
der Abnehmer und der ebenfalls unterschiedlichen 
Servicenetze war von gesonderten Märkte für Klima- 
und Kälteanlagen axiszugehen. Während Sütrak in 
Deutschland bei Klimaanlagen für Omnibusse zu 
den Marktführem gehört, war Carrier hier bislang 
kaum tätig. Dagegen erreichte Carrier auf dem 
Markt für Kälteanlagen einen hohen Marktanteil, 
Sütrack jedoch nicht einmal 5%. Da es auf beiden 
Märkten zu keinen wesentlichen Marktanteilsaddi- 
tionen kam und zudem auf beiden Märkten finanz- 
kräftige Wettbewerber tätig sind, war die Entstehung 
marktbeherrschender Stellungen zu verneinen. 

Die Marktbeherrschungsvermutung des § 23 a Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 war für beide Märkte widerlegt, weil we- 
sentlicher Preiswettbewerb besteht und den Unter- 
nehmen starke Nachfrager gegenüberstehen, die 
wesentlichen Binnenwettbewerb stimulieren. Vor al- 
lem im Bereich der Kälteanlagen für Fahrzeuge mit 
einer Nutzlast von über 8 Tonnen besteht wesentli- 
cher Wettbewerb zwischen den führenden Unterneh- 
men Carrier und Thermo King, weil beide über ein 
weltweites Servicenetz verfügen und im Sattellast- 
zugverkehr immer mehr Container eingesetzt wer- 
den, die international befördert werden. 

Audi, BMW, Mercedes-Benz, Porsche und VW haben 
eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts mit der Be- 
zeichnung „Abgaszentrum der Automobilindustrie " 
zur Forschung und Entwicklung einer weiteren Ab- 
gasreduzierung geschlossen. Das zunächst bis zum 
31. Dezember 1999 zeitlich befristete Projekt soll un- 
ter fallweiser Einbeziehung von entsprechenden Zu- 
lieferern Möglichkeiten einer weiteren Schadstoff- 
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reduzierung bei Kraftfahrzeugen erforschen. Die Vor- 
entwicklung soll dabei ebenfalls in dem Abgaszen- 
trum erfolgen, nicht aber die Serienentwicklung, die 
jeder der Partner auch weiterhin untemehmensbezo- 
gen autonom betreiben wird. Das Projekt erfüllt zwar 
den Tatbestand des § 1, da es die Marktverhältnisse 
durch Beschränkung des Forschungs- und Entwick- 
lungs-Wettbewerbs sowie des Wettbewerbs um Ent- 
wicklungsleistungen der Zulieferer spürbar beein- 
flußt, es konnte aber aus folgenden Gründen toleriert 
werden: Zunächst ist das Projekt zeitlich befristet. 
Auch wenn der Vertrag vorsieht, daß über eine Ver- 
längerung über den 31. Dezember 1999 hinaus ver- 
handelt werden kann, so erfolgte eine Tolerierung 
vorerst ausdrücklich nur bis Ende 1999. Das Abgas- 
zentrum bezieht sich des weiteren nur auf Forschung 
und Vorentwicklung. Die Gesellschafter sind an- 
schließend frei, ob, wie und gegebenenfalls mit wel- 
chem Zulieferer sie die untemehmensindividuelle 
Serienentwicklung, die 2 bis 4 Jahre in Anspruch 
nimmt und ein Vielf aches der Vorentwicklung kostet, 
autonom betreiben. Das Abgaszentrum ist darüber 
hinaus zulieferemeutral, das heißt es bindet Zuliefe- 
rer weder gesellschaftsrechtlich ein noch werden 
diese vertraglich oder tatsächlich exklusiv an das Ab- 
gaszentrum gebunden. Die projektbezogen im Ab- 
gaszentrum mitarbeitenden Zulieferer stehen damit 
auch für Dritte als Entwicklungspartner für die Serie 
weiterhin einschränkungslos zur Verfügung. Das Ab- 
gaszentrum ist auch neutral hinsichtlich technischer 
Lösungsansätze. Aufgrund des Interesses der Gesell- 
schafter, sich bei ändernden Anforderungen und 
technischen Entwicklungen alle Lösungsansätze of- 
fen zu halten, ist sichergestellt, daß keine frühzeitige 
kollektive Festlegung nur auf bestimmte Techniken/ 
Technologien erfolgt. Die Ergebnisse des Abgaszen- 
trums sind für die Gesellschafter transparent, das 
heißt sie können Grundlage der autonomen Ent- 
scheidung über die sich anschließende Serienent- 
wicklung sein. Im Fall einer Serienentwicklung kann 
jeder Gesellschafter auch dem von ihm ausgewähl- 
ten Zulieferer die Ergebnisse des Abgaszentrums un- 
eingeschränkt zur Verfügung stellen. Die kartell- 
rechtliche Tolerierung steht ausdrücklich unter dem 
Vorbehalt, daß durch die Zusammenarbeit in dem 
Abgaszentrum sowohl nicht beteiligte Automobil- 
hersteller als auch Zulieferer in ihren Wettbewerbs- 
möglichkeiten nicht erheblich beeinträchtigt werden 
dürfen. 

Im Verfahren VAG-Leasing (Tätigkeitsbericht 1989/ 
90, S. 27, S. 69; Tätigkeitsbericht 1991/92, S. 31) hat 
der Europäische Gerichtshof im Berichtszeitraum 
über die vom Bundesgerichtshof zur Vorabentschei- 
dung vorgelegten Fragen zur Anwendbarkeit des 
Artikel 85 EGV sowie der Gruppenfreistellungs-Ver- 
ordnung für den Kfz-Vertrieb entschieden (WuW 
EWG/MUV 1023 „VW-Herstellerleasing"). Der EuGH 
hat zunächst festgestellt, daß die den VW-Händlern 
auf erlegte Ausschließlichkeitsbindung eine Wettbe- 
werbsbeschränkung im Sinne des Artikel 85 Abs. 1 
EGV darstellt, die wegen ihrer flächendeckenden 
Praktizierung in einem Mitgliedstaat die Abschot- 
tung nationaler Märkte verfestigt und deshalb den 
innergemeinschaftlichen Handel beeinträchtigt. Des 
weiteren hat der EuGH festgestellt, daß die in Frage 


stehende Ausschließlichkeitsbindung nicht durch die 
Gruppenfreistellungs- Verordnung für den Kfz-Ver- 
trieb (VO 123/85) freigestellt ist. Da der BGH in den 
Gründen seiner Vorlageentscheidung deutlichge- 
macht hat, daß eine gegen Artikel 85 verstoßende 
Ausschließlichkeitsbindung zwangsläufig eine imbil- 
lige Behinderung im Sinne des § 26 Abs. 2 wäre, hat 
VAG-Leasing die Beschwerde zurückgenommen. 


2. Kraftfahrzeug-Entsorgung 

Nach jahrelangen Bemühungen um die Entwicklung 
eines Konzeptes zur umweltgerechten Entsorgung 
von Altautos (Pkw) haben die Bundesregierung und 
der Verband der Automobilindustrie e.V. (VDA) im 
Februar 1996 der Öffentlichkeit eine Freiwillige 
Selbstverpflichtung der Automobilindustrie zur Alt- 
autoverwertung vorgestellt. Träger dieser Freiwilli- 
gen Selbstverpflichtung sind die Automobilindustrie, 
vertreten durch deren Herstellerverband und den 
Verband der Importeure von Kraftfahrzeugen e.V. 
(VDIK) sowie weitere beteiligte Wirtschaftszweige 
mit 14 Verbänden in der „Arbeitsgemeinschaft Alt- 
auto " (ARGE). Das generelle Verpflichtungsziel einer 
umweltgerechten Altautoverwertung im Rahmen des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes soll insbesondere durch 
die recyclinggemäße Konstruktion und die umwelt- 
verträgliche Behandlung der Altautos sowie die Ent- 
wicklung, den Aufbau und die Optimierung von 
Stoffkreisläufen und von Verwertungsmöglichkeiten 
erreicht werden. Hierfür haben die beteiligten Wirt- 
schaftszweige im wesentlichen zugesagt, eine flä- 
chendeckende Rücknahme- und Verwertungsstruk- 
tur zu errichten, für eine umweltverträgliche Demon- 
tage, Verwertung oder Beseitigung von Altautos bzw. 
Materialien, Betriebsstoffen oder Abfällen zu sorgen 
und die Abfälle der Altautos bis zum Jahr 2002 auf 
15% und bis 2015 auf 5% zu verringern. Darüber 
hinaus haben sich die Automobilhersteller und -Im- 
porteure verpflichtet, die Verwertungseigenschaften 
ihrer Erzeugnisse kontinuierlich zu verbessern und 
grundsätzlich Altautos mit einem Alter bis zu 12 Jah- 
ren für den Kfz-Letzthalter kostenlos und bei einem 
Alter von über 12 Jahren herstellerindividuell im 
Wettbewerb zu marktüblichen Konditionen zurück- 
zunehmen. Die Freiwillige Selbstverpflichtung soll 
durch die Altautoverordnung flankiert werden, in der 
insbesondere die Zertifizierung der Verwertungsbe- 
triebe und Annahmestellen gemäß bestimmter tech- 
nischer Anforderungen geregelt werden soll. 

Das Bundeskartellamt hatte bereits lange vor der 
Vereinbarung der Freiwilligen Selbstverpflichtung 
die staatlichen Stellen und die involvierten Verbände 
auf die wettbewerblichen und kartellrechtlichen Er- 
fordernisse eines Altauto-Entsorgungskonzeptes auf- 
merksam gemacht (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 86) 
und dabei darauf hingewiesen, daß eine Selbstver- 
pflichtungsvereinbarung dem Amt zur kartellrechtli- 
chen Prüfung vorzulegen ist. Nach der Präsentation 
der Selbstverpflichtung in der Öffentlichkeit hat das 
Bundeskartellamt in intensiven Kontakten und Ge- 
sprächen mit der ARGE auf wesentliche Änderun- 
gen, Ergänzungen und Klarstellungen zu den Punk- 
ten der Freiwilligen Selbstverpflichtung gedrungen, 
die bis dahin mit den wettbewerblichen und kartell- 
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rechtlichen Erfordernissen nicht vereinbar waren. 
Zugleich hat das Bundeskartellamt auch darauf hin- 
gewirkt, die Selbstverpflichtung von der EG-Kom- 
mission auf ihre Vereinbarkeit mit Artikel 85 Abs. 1 
EGV und bei Unvereinbarkeit auf eine etwa be- 
stehende Freistellungsfähigkeit nach Artikel 85 
Abs. 3 EGV prüfen zu lassen. Nachdem die in der 
ARGE Altauto zusammengeschlossenen Verbände 
sich darauf verständigt haben, die Einwände des 
Bundeskartellamtes und der EG-Kommission durch 
Modifizierungen der Freiwilligen Selbstverpflichtung 
zu berücksichtigen, ist danach mm insbesondere 
sichergestellt, daß konkurrierende Verbesserungsmaß- 
nahmen des Entsorgungsprozesses durch einzelne 
beteiligte Verbände oder einzelne Unternehmen ein- 
schränkungslos initiiert und auch umgesetzt werden 
können und nicht unter Berufung auf die Freiwillige 
Selbstverpflichtung unterbunden werden dürfen. 
Des weiteren ist sichergestellt, daß die kostenlose 
Rücknahmegarantie nicht nur P kw/Kombi umfaßt, 
die für den deutschen Markt bestimmt sind und erst- 
mals hier zugelassen wurden, sondern generell alle 
Pkw/Kombi, die für den Markt der Gemeinschaft be- 
stimmt sind. Als Voraussetzung für eine kostenlose 
Rücknahme mit nachträglich eingebauten Teilen ist 
lediglich vorgesehen, daß diese Teile den gesetzli- 
chen Bestimmungen genügen müssen. Dabei erfolgt 
die kostenlose Altauto-Rücknahme ohne gesonderte 
Prüfung, wenn das Fahrzeug durch eine herstellerge- 
bundene Vertragswerkstätte, eine sogenannte freie 
Kraftfahrzeugwerkstatt oder in sonstiger Weise nach 
Herstellerangaben ordnungsgemäß gewartet wurde. 
Die Rücknahmegarantie gilt für alle Pkw/Kombi, die 
nicht älter als 12 Jahre sind. Für ältere Fahrzeuge 
können die Automobilhersteller und -importeure die 
Bedingungen und Kosten gegebenenfalls auch eine 
kostenlose Rücknahme im Wettbewerb frei gestalten. 

Die ARGE beabsichtigt, die Freiwillige Selbstver- 
pflichtung in dieser Form Anfang 1997 beim Bundes- 
kartellamt als Konditionenkartell nach § 2 zur Legali- 
sierung anzumelden. Soweit sich dabei keine weiteren 
kartellrechtlichen Beanstandungen ergeben, könnte 
die Freiwillige Selbstverpflichtung nach Ablauf der 
gesetzlichen Widerspruchsfrist von drei Monaten je- 
denfalls aus wettbewerblicher Sicht in Kraft treten. 


Sonstiger Fahrzeugbau (35) 

1. Schiffbau 

Das Bundeskartellamt hat ein Zusammenschlußvor- 
haben im Bereich der Herstellung von Schwimmbag- 
gerpumpen nicht untersagt. Dabei handelt es sich 
um den Erwerb sämtlicher Geschäftsanteile der Vosta 
BV, Sliedrecht/NL, durch die von der Fried. Krupp 
AG Hoesch-Krupp, Essen, abhängige Krupp Förder- 
technik GmbH, Duisburg. Die Krupp Fördertechnik 
GmbH befaßt sich mit der Herstellung und dem Ver- 
trieb von Schwimmbaggern, Schwimmbaggerkom- 
ponenten und Bordkranen. Außerdem ist sie in der 
Meerestechnik tätig. Im Geschäftsjahr 1994 erzielte 
sie einen Umsatz von 890 Mio. DM. Die Vosta BV er- 
reichte 1994 mit Schwimmbaggern und Schwimm- 
baggerkomponenten einen Umsatz von 13,5 Mio. hfl 


(= 12 Mio. DM). Das Vorhaben war lediglich hinsicht- 
lich der Schwimmbaggerpumpen kontrollpflichtig, 
weil nur deren inländisches Marktvolumen die Gren- 
ze des § 24 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3 in Höhe von 10 Mio. 
DM überschritt. Da die Vosta BV auf diesem Markt 
bisher nicht tätig war und weitere zum Teil sehr 
markt- bzw. finanzstarke Hersteller vorhanden wa- 
ren, war nicht mit der Entstehung einer marktbeherr- 
schenden Stellung zu rechnen. 

2. Schienenverkehrstechnik 

In der Schienenverkehrstechnik hat die Tendenz 
zum kompletten Systemangebot aus einer Hand be- 
reits in der Vergangenheit einen Konzentrationspro- 
zeß ausgelöst, der zum Aufkauf der überwiegend 
mittelständischen spezialisierten Mechanik-Anbieter 
durch große konglomerate Elektrokonzeme geführt 
hat. Dabei sind weltweit wenige Systemanbieter ent- 
standen, die sowohl in der Lage sind, durch die Inte- 
gration des Mechanik- und Elektroteils ein komplet- 
tes Schienenverkehrsfahrzeug anzubieten, als auch 
darüber hinaus als „full-line" -Anbieter das gesamte 
Spektrum der Schienenverkehrstechnik zu liefern. 
Mit der Fusion der Bahntechnikaktivitäten der bei- 
den weltweit tätigen Systemanbieter ABB Asea 
Brown Boveri AG (ABB) und der zum Daimler-Benz- 
Konzem gehörenden AEG hat der Konzentrations- 
prozeß in der deutschen Schienenfahrzeugindustrie 
eine neue Dimension bekommen. Darüber hinaus 
verstärkt sich mit der Übernahme der Waggonfabrik 
Talbot KG, Aachen, durch den kanadisch-belgischen 
Bombardier-Konzem und durch den Erwerb der 
Deutsche Waggonbau AG durch das amerikanische 
Unternehmen Advent die Tendenz zur Internationa- 
lisierung der inländischen Fahrzeugindustrie. 

ABB und Daimler Benz/AEG haben bei der EU-Kom- 
mission die Gründung eines paritätischen Gemein- 
schaftsunternehmens mit der Bezeichnung ABB 
Daimler Benz Transportation angemeldet. In das Ge- 
meinschaftsunternehmen werden alle wesentlichen 
Geschäftsbereiche der Gründeruntemehmen einge- 
bracht, die auf dem Gebiet der Bahntechnik tätig 
sind. Der Jahresumsatz des Gemeinschaftsunterneh- 
mens liegt auf der Basis der Umsätze der eingebrach- 
ten Geschäftsbereiche von 1994 bei über 6 Mrd. DM. 
Nach dem Zusammenschluß wird das Gemein- 
schaftsunternehmen im Bereich der Bahntechnik 
weltweit führender Anbieter vor Siemens und GEC- 
Alsthom sein. Das Bundeskartellamt hat gegenüber 
der Kommission zu den voraussichtlichen Auswir- 
kungen des geplanten Gemeinschaftsunternehmens 
Stellung genommen und im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft gemäß Artikel 9 
Abs. 2 FusionskontroUverordnung die Verweisung 
des Falles an das Amt beantragt. Nach Auffassung 
des Bundeskartellamtes wird durch den Zusammen- 
schluß ein bereits vorher bestehendes marktbeherr- 
schendes Oligopol der Unternehmen ABB, AEG und 
Siemens durch die Verengung auf ein aus dem Ge- 
meinschaftsunternehmen und Siemens bestehenden 
Duopol verstärkt. Dies gilt für die Märkte für E-Loko- 
motiven, Komplettzüge für den Fernverkehr, regio- 
nale Triebfahrzeuge, Straßenbahnen und U-Bahnen 
sowie Bahnfahrleitungen und Bahnstromversorgung. 
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Diese Märkte sind räumlich im Sinne von Artikel 9 
Abs. 2 Fusionskontrollverordnung auf das Inland be- 
schränkt, da Bahn und Nahverkehrsuntemehmen 
traditionell ihre Beschaffungsaufträge fast aus- 
schließlich an inländische Anbieter vergeben. Hier- 
bei spielen auch beschäftigungspolitische Gesichts- 
punkte eine erhebliche Rolle. Die Kommission hat 
den Fall selbst behandelt und nach Entgegennahme 
einer Veräußerungszusage den Zusammenschluß 
nach Artikel 8 Abs. 2 Fusionskontrollverordnung für 
vereinbar mit dem Gemeinsamen Markt erklärt. Die 
Kommission kommt hinsichtlich der sachlichen und 
räumlichen Marktabgrenzung im wesentlichen zu 
demselben Ergebnis wie das Bundeskartellamt. Sie 
führt weiter aus: Das Gemeinschaftsunternehmen 
werde durch den Zusammenschluß angesichts der 
wettbewerblichen Stärke von Siemens keine einzel- 
marktbeherrschende Stellung in Deutschland erlan- 
gen. Auf den Märkten für E-Lokomotiven, Komplett- 
zügen für den Fernverkehr, Regionalverkehrstrieb- 
fahrzeugen, Straßenbahnen, U-Bahnen, Bahnfahrlei- 
tungen und Bahnstromversorger erreichten die 
Gründeruntemehmen des Gemeinschaftsunterneh- 
mens und Siemens in Deutschland gemeinsam 
Marktanteile von 67 bis 100%. Sie verfügten zudem 
über alle wesentlichen Kapazitäten für die Produk- 
tion der elektrischen und elektronischen Bauteüe der 
Schienenfahrzeuge in Deutschland, wodurch sie ge- 
genüber anderen in Deutschland noch verbliebenen 
Wettbewerbern, die Mechanikanbieter sind, erheb- 
liche Wettbewerbsvorteile hätten. Der Zusammen- 
schluß werde auf zwei der genannten Märkte den 
Märkten für Straßenbahnen und U-Bahn-Fahrzeu- 
gen zum Entstehen eines marktbeherrschenden Duo- 
pols führen. Auf den anderen Märkten stehe dem 
künftigen Gemeinschaftsunternehmen als einziger 
oder zumindest eindeutig größter Nachfrager die 
Deutsche Bahn AG gegenüber, dem sich bei der Be- 
schaffung von rollendem und stationärem Material 
monopolistische Verhaltenssspielräume eröffneten. 
Auf diesen Märkten habe es in den letzten drei Jah- 
ren entweder keine oder jedenfalls keine besonders 
erhebliche Zusammenarbeit zwischen den Gründer- 
unternehmen und Siemens gegeben. Die Deutsche 
Bahn AG habe vor allem bei der Vergabe einiger 
Aufträge gezeigt, daß sie als Monopolist über einen 
erhebüchen Verhaltensspielraum verfüge. Sie könne 
angesichts des restlichen Außenwettbewerbs auf die- 
sen Märkten wettbewerbliches Verhalten zwischen 
dem Gemeinschaf tsuntemehmen und Siemens her- 
beiführen. Daher werde auch nach dem Zusammen- 
schluß auf diesen Märkten wesentlicher Wettbewerb 
zwischen dem Gemeinschaftsunternehmen und Sie- 
mens bestehen. Dagegen werde auf den Märkten für 
Straßenbahnen und U-Bahnen ein marktbeherr- 
schendes Duopol des Gemeinschaftsunternehmens 
und Siemens entstehen. Auf diesen Märkten gebe es 
keine der Marktmacht der Deutschen Bahn AG ent- 
sprechende Nachfragemacht. Außerdem bestünden 
dort eine Vielzahl von Kooperationen zwischen den 
Gründeruntemehmen und Siemens, die auf fehlen- 
den Binnenwettbewerb hindeuteten. Dabei habe an- 
gesichts der Größe der Aufträge keine Notwendig- 
keit zur Zusammenarbeit bestanden. Wesentlicher 
Außenwettbewerb sei nicht zu erwarten, da die ver- 
bleibenden Anbieter Bombardier, DWA und die 


GEC-Alsthom-Tochter Linke -Hof fmann-Busch reine 
Mechanikanbieter seien, die im Hinbück auf die feh- 
lende Elektrikkompetenz auf die Kooperation mit 
dem Gemeinschaftsunternehmen und Siemens ange- 
wiesen seien. Das Entstehen eines marktbeherr- 
schenden Duopols auf diesen Märkten werde jedoch 
durch die Zusage der Beteiügten, das zu AEG gehö- 
rende Unternehmen Kiepe an Dritte ausgenommen 
Siemens zu veräußern, verhindert. Durch den Ver- 
kauf von Kiepe bleibe ein von dem Gemeinschafts- 
unternehmen und Siemens unabhängiger Elektrik- 
anbieter am Markt erhalten, der für Kooperationen 
mit den anderen Mechanikanbietem zur Verfügung 
stehe, so daß hinreichender Außenwettbewerb be- 
wahrt bleibe. Im Beratenden Ausschuß für die Kon- 
trolle von Untemehmenszusammenschlüssen ist vom 
Bundeskartellamt bezweifelt worden, daß die Veräu- 
ßerung des kleinen ElektrozuÜeferers Kiepe ausrei- 
chen werde, den Verhaltensspielraum der Duopol- 
mitgüeder hinreichend zu begrenzen. 

Das Vorhaben der Bombardier Inc., Montreal/Kana- 
da, die Waggonfabrik Talbot KG, Aachen, zu erwer- 
ben, ist nicht untersagt worden. Das 1838 gegründete 
Famüienuntemehmen Talbot (Umsatz 1994 320 Mio. 
DM, davon 60 Mio. DM im Inland) ist Anbieter von 
Triebfahrzeugen, Reisezugwagen und Güterwag- 
gons. Das Unternehmen ist als reiner Mechanikan- 
bieter auf die Kooperation mit Elektrikanbietem an- 
gewiesen. Auch Bombardier (Umsatz 1994 6 Mrd. 
DM, davon Schienenverkehrstechnik 1,7 Mrd. DM) 
gehört im Schienenfahrzeugbereich nicht zu den 
Systemanbietem. Die eigene Produktion beschränkt 
sich im wesentlichen auf den mechanischen Teil, 
elektrische und elektronische Komponenten werden 
zugekauft. Bombardier hat bislang auf den inländi- 
schen Schienenfahrzeugmärkten keine Umsätze er- 
zielt, so daß der Zusammenschluß hier nicht zu 
Marktanteüszuwächsen führt. Vielmehr ermögücht 
er dem Bombardier-Konzem, der schon auf einer 
Reihe benachbarter Auslandsmärkte tätig ist, den 
Eintritt in den deutschen Markt. 

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb der Deutschen 
Waggonbau AG, Berlin, (DWA) durch die Advent In- 
ternational Corporation, Boston/USA, nicht unter- 
sagt. Veräußerin ist die Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben, Anstalt des öffentü- 
chen Rechts, Berün. DWA ist aus dem ehemaügen 
Kombinat Waggonbau der DDR hervorgegangen. 
Das Unternehmen (Umsatz 1994 1,2 Mrd. DM, davon 
Inland 369 Mio. DM) stellt hauptsächhch Reisezug- 
wagen und Güterwaggons her. Advent ist über die 
Advent-Fonds-Gesellschaften an in verschiedenen 
Branchen tätigen Unternehmen beteiügt, die zusam- 
men weniger als 200 Mio. DM umgesetzt haben. Die 
führende Marktposition, die DWA auf den Märkten 
für Reisezugwagen und Güterwaggons besitzt, wird 
durch den Zusammenschluß nicht weiter gestärkt. 
Advent ist auf diesen Märkten nicht tätig, so daß es 
zu keinem Marktanteilszuwachs kommt. Auch im 
Hinbück auf die DWA zur Verfügung stehende 
Finanzkraft wird die Position von DWA nicht ver- 
stärkt, da das Unternehmen aus dem Eigentum des 
Bundes in das Eigentum eines Unternehmens mit 
relativ geringen Umsätzen übergeht. 
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3. Luft- und Raumfahrt 

Die Fairchild Aerospace Inc., San Antonio/Texas, 
(Fairchild) hat 80 % der Anteile an der Fairchild Dor- 
nier Luftfahrt Beteiligungsgesellschaft (FDLB) erwor- 
ben, welche alleinige Gesellschafterin der Domier 
Luftfahrt GmbH (Domier Luft), Oberpfaffenhofen, 
ist. Veräußerer der Anteile war die Daimler-Benz 
Aerospace AG (DASA), München. Diese ist Mehr- 
heitsgesellschafterin der Domier GmbH, Friedrichs- 
hafen, welche mit 20% an FDLB beteiligt bleibt. Fair- 
child, ein mittleres Unternehmen der Luft- und 
Raumfahrtindustrie, übernimmt damit im wesent- 
lichen den Domier-Bereich der Turboprop- Verkehrs- 
flugzeuge für den Kurz- und Mittelstreckenbereich, 
nicht jedoch die Wartung und Instandhaltung mili- 
tärischer Großflugzeuge. Dieses Geschäft wird eine 
neugegründete Tochtergesellschaft der Domier 
GmbH übernehmen. Mit dem Verkauf der FDLB-An- 
teile wird der Restrukturierungsprozeß der DASA 
fortgeführt, deren Flugzeugbauprogramm im Ver- 
gleich mit großen amerikanischen Wettbewerbern 
über ein besonders breites Typenangebot verfügte. 
Kartellrechtlich ist der Zusammenschluß unbedenk- 
lich. Zwar bietet auch Fairchild Mittelstrecken-Flug- 
zeuge mit bis zu 20 Sitzplätzen und Turboprop-An- 
trieb an und ist insoweit Wettbewerber von Domier. 
Im Betrachtungszeitraum hat aber keines der beiden 
Unternehmen Verkehrsflugzeuge auf dem deutschen 
Markt absetzen können. Der Zusammenschluß wur- 
de nicht untersagt, weil angesichts weiterhin schwie- 
riger Absatzbedingungen im Inland die Entstehung 
marktbeherrschender Positionen nicht zu erwarten 
ist. 


4. Motorrad-Zubehör 

Ermittlungen der Landeskartellbehörde Nordrhein- 
Westfalen ergaben den Anfangsverdacht, daß zwölf 
Hersteller bzw. Händler von Motorrad-Zubehör ver- 
suchen, beim Wiederverkauf Preisbindungen für 
Endverbraucher durchzusetzen oder dem Fachein- 
zelhandel empfehlen, bei der Weiterveräußerung der 
gelieferten Waren an Dritte bestimmte Preise zu for- 
dern bzw. Preisuntergrenzen zu verlangen. Schließ- 
lich bestand der Verdacht, daß die Unternehmen die 
Regelungen der Unverbindlichen Preisempfehlun- 
gen des § 38 a verletzen. Die Beweismittel wurden 
dem Bundeskartellamt mit der Bitte um weitere Bear- 
beitung übergeben. Der Anfangsverdacht der Druck- 
ausübung sowie der Preisbindung wurde durch die 
Auswertung der Beweismittel jedoch nicht bestätigt. 

Die Voraussetzungen für die Freistellung vom Emp- 
fehlungsverbot lagen insbesondere in bezug auf den 
Unverbindlichkeitsvermerk nicht vor. In vielen Fällen 
wurde er nicht deutlich gedruckt bzw. war für den 
flüchtigen Leser nicht ohne weiteres erkennbar oder 
bei mehrseitigen Werbematerialien nicht auf jeder 
Seite enthalten. Bei der Mehrzahl der betroffenen 
Unternehmen handelt es sich um kleine, bestenfalls 
mittelständische Betriebe. Ihr Verhalten während des 
Verfahrens ließ darauf schließen, daß sie ohne Vor- 
satz gehandelt haben. Die beanstandeten Mängel 
hinsichtlich der Auszeichnung der Unverbindlichen 
Preisempfehlungen wurden alsbald beseitigt. Das 


Bundeskartellamt hat daraufhin das Ermittlungsver- 
fahren ohne Sanktionen abgeschlossen. 

Sportartikel (36) 

Aufgrund zahlreicher Beschwerden betroffener 
Händler und Importeure hat das Bundeskartellamt 
ein vom Deutschen Tischtennis Bund (DTTB) einge- 
führtes entgeltliches Zulassungssystem für sämtliche 
in Wettkämpfen zum Einsatz kommende Tischtennis- 
artikel, nämlich für Tische, Netze, Beläge, Hölzer, 
Komplettschläger und Bälle, wegen Verstoßes gegen 
das kartellrechtliche Diskriminierungsverbot bean- 
standet. Das System sah vor, daß für die Zulassung 
der genannten Artikel je eine sehr hohe Grund- und 
darüber hinaus eine Produktgebühr zu entrichten 
waren, die in fünf Umsatzgruppen eingeteilt waren. 
Der Berechnungsmodus führte im Ergebnis dazu, 
daß bei hohen Umsätzen relativ weniger Gebühren 
zu entrichten waren als bei niedrigen Umsätzen. Ge- 
rade die kleinen Anbieter von Tischtennisartikeln 
wurden auf diese Weise überproportional belastet. 
Importeure wurden durch das System gegenüber An- 
bietern inländischer Produkte dadurch benachteiligt, 
daß sie für jede importierte Marke gesonderte Ge- 
bühren zu entrichten hatten, während inländische 
Hersteller für ihre Marke nur einmal zahlen mußten. 
Aufgrund der Beanstandungen hat der DTTB die dis- 
kriminierenden Regelungen aufgehoben und durch 
umsatzbezogene ersetzt. 

Ebenfalls aufgrund von Beschwerden betroffener 
Importeure hat das Bundeskartellamt die Gebühren- 
praxis des Deutschen Badminton Verbandes (DBV) 
und seiner Landesverbände geprüft. Prüfungsmaß- 
stab waren §§ 1, 22 Abs. 4 und 26 Abs. 2. Der DBV er- 
hebt Gebühren für die Zulassung von Naturfederbäl- 
len zu den von ihm ausgerichteten Spielen der ersten 
und zweiten Bundesliga. Darüber hinaus erheben 
die Landesverbände - von einer Ausnahme abgese- 
hen - jeweils Gebühren für die Zulassung von Bällen 
zu ihrem offiziellen Spielbetrieb. In der Summe wer- 
den diese Gebühren von den zumeist kleinen Ballan- 
bietem als existenzgefährdend betrachtet. Aufgrund 
des Einschreitens des Bundeskartellamtes sind die 
Verbände nunmehr bemüht, eine neue bundesein- 
heitliche Gebührenordnung zu erarbeiten, die den 
Importeuren keine Veranlassung zu Beanstandungen 
mehr gibt. 

Recycling (37) 

Die Erfassung, Wiederaufbereitung, Selektierung 
und Vermarktung von Eisen- und Nichteisen-Schrot- 
ten gewinnt an Bedeutung. Dies zeigt unter anderem 
die zunehmende Zahl von Gemeinschaftsunterneh- 
men, an denen sowohl traditionelle Entsorgungsun- 
temehmen als auch Unternehmen der Schrott-Bran- 
che beteiligt sind. So haben zum Beispiel die Thyssen 
Sonnenberg GmbH, Duisburg, und die SKP Sanne, 
Kruse & Pape GmbH, Hamburg, das Gemeinschafts- 
unternehmen Hamburger Metall Recycling GmbH & 
Co. KG, Hamburg, gegründet, welches vor allem im 
norddeutschen Raum das Erfassen, Sammeln und 
Aufbereiten von Metallen betreiben soll. In der 
Region um Berlin haben die TRR Thyssen Rohstoff 
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Recycling, Düsseldorf, und die ALBA AG & Co. KG, 
Berlin, ebenfalls ihre diesbezüglichen Aktivitäten in 
mehreren Gemeinschaftsunternehmen zusammenge- 
führt. Für die Beurteüung der Konzentrationsvorgän- 
ge ist das Bundeskartellamt nur insoweit zuständig, 
als nicht EGKS-Waren betroffen sind und auch an- 
sonsten keine ausschließliche Zuständigkeit der EG- 
Kommission gegeben ist. Das Bundeskartellamt geht 
bei der wettbewerblichen Beurteüung entsprechen- 
der Zusammenschlußvorhaben hinsichtlich der Erfas- 
sung von NE-Schrotten regelmäßig von regionalen 
Märkten aus; demgegenüber unterliegt der Handel 
mit diesen Schrotten keiner regionalen Begrenzung. 
Wegen der in der Regel niedrigen Marktanteüe auf 
den engen regionalen Märkten sowie des lebhaften 
Wettbewerbs durch finanzstarke Wettbewerber auf 
dem Handelsmarkt lagen die Untersagungs Voraus- 
setzungen nicht vor. 


Energieversorgung (40) 

1. Allgemein 

Die deutschen und europäischen Bestrebungen, mit 
gesetzgeberischen Mitteln ein Mehr an Wettbewerb 
in der leitungsgebundenen Energieversorgung zu 
erreichen, haben im Berichtszeitraum zu ersten Er- 
gebnissen geführt. Für die Elektrizitätsversorgung 
konnte zwischen dem Europäischen Parlament und 
dem Rat der Europäischen Union das erforderliche 
Einvernehmen über den Erlaß einer Binnenmarkt- 
Richtlinie erzielt werden, die am 19. Februar 1997 in 
Kraft getreten ist (ABI. Nr. L 27/20 vom 30. Januar 1997). 
Außerdem hat die Bundesregierung einen Gesetz- 
entwurf zur Neuregelung des Energiewirtschafts- 
rechts in das parlamentarische Beratungsverfahren 
eingebracht (Bundestags-Drucks. 13/7274). Das Bun- 
deskartellamt sieht sich durch diese Maßnahmen in 
seinen eigenen Bemühungen, durch Ausschöpfung 
der bereits nach gegenwärtigem Recht bestehenden 
Möglichkeiten, zu mehr Wettbewerb in der Strom- 
und Gasversorgung in Deutschland zu kommen, be- 
stätigt und wird diesen Weg weitergehen. Da sich 
derzeit noch nicht absehen läßt, inwieweit es durch 
Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales Recht 
oder davon unabhängig zu Veränderungen des 
rechtlichen Ordnungsrahmens für die leitungsge- 
bundene Energieversorgung in Deutschland kom- 
men wird, wie solche Änderungen gegebenenfalls 
gestaltet sein werden und welche Auswirkungen 
sich daraus für das Wettbewerbsgeschehen in den 
einzelnen Sparten und Stufen der Energieversorgung 
ergeben werden, bleiben diese Bemühungen unver- 
mindert aktuell. 

In diesem Zusammenhang haben vor allem die bei- 
den Musterverfahren Bedeutung, in denen das Bun- 
deskartellamt auf der Grundlage von § 47 in Verbin- 
dung mit Artikel 85 Abs. 1 EGV Untersagungsverfü- 
gungen gegen nach § 103 Abs. 1 freigestellte Demar- 
kations- und Konzessionsverträge erlassen hat. Im 
Fall des horizontalen Demarkationsvertrages zwi- 
schen der Ruhrgas AG und der Thyssengas GmbH 
(Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 142) hat das Bundes- 
kartellamt seine Verfügung vom 7. März 1994 aufge- 


hoben und, nach Herstellung des Benehmens im 
Sinne des § 103 Abs. 4 mit den Fachaufsichtsbehör- 
den aller zwölf Bundesländer, in denen beide Unter- 
nehmen in der überregionalen Ferngasversorgung 
tätig sind, am 25. Juli 1995 eine neue, inhaltsgleiche 
Verfügung erlassen (WuW/E BKartA 2778), gegen 
die ebenfalls Beschwerde eingelegt wurde. Mit Be- 
schluß vom 30. Oktober 1996 (WuW/E OLG 5694) hat 
das Kammergericht nach Artikel 177 EGV dem Ge- 
richtshof der Europäischen Gemeinschaften fast alle 
in dem Verfahren streitigen EG-Rechtsfragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt. Dabei ging das Kam- 
mergericht davon aus, daß die in den Beschwerden 
auf deutsches Recht gestützten Rügen nach derzeiti- 
ger, vorläufiger Würdigung der Sach- und Rechtslage 
nicht erfolgversprechend seien, während durch die 
auf das europäische Gemeinschaftsrecht bezogenen 
Rügen entscheidungserhebliche Fragen aufgeworfen 
würden, die verläßlicher Klärung bedürften. Die Vor- 
lagefragen betreffen neben materiell-rechtlichen 
Auslegungsfragen zu Artikel 85 Abs. 1 und Artikel 90 
Abs. 2 EGV eine größere Zahl von Verfahrensfragen, 
insbesondere im Zusammenhang mit der Anwen- 
dung des Artikel 85 Abs. 1 EGV durch die Wettbe- 
werbsbehörden der Mitgliedstaaten. So ist danach 
gefragt, ob bereits die von der EG -Kommission vor- 
geschlagene Richtlinie für den Erdgasbinnenmarkt 
diese Behörden daran hindert, Artikel 85 Abs. 1 EGV 
auf inländische Demarkations Verträge inländischer 
Femgasuntemehmen anzuwenden. Eine weitere 
Frage geht dahin, ob diese Behörden bei einem der- 
artigen Vorgehen gegen Artikel 5 Abs. 2 in Verbin- 
dung mit Artikel 3 g) EGV verstoßen, wenn in ande- 
ren Mitgliedstaaten die dortigen Femgasuntemeh- 
men über vertraglich oder faktisch geschützte Ver- 
sorgungsgebiete verfügen oder dort gesetzliche Mo- 
nopole für die Ferngasversorgung bestehen. Gegen- 
stand der Vorlage ist auch die Frage, ob die Regelung 
des Artikel 9 Abs. 3 VO 17/62, wonach die Wettbe- 
werbsbehörden der Mitgliedstaaten für die Anwen- 
dung des Artikel 85 Abs. 1 EGV zuständig sind, so- 
lange die EG -Kommission kein eigenes Verfahren 
eingeleitet hat, im Hinblick auf die Alleinzuständig- 
keit der Kommission für die Anwendung des Arti- 
kel 85 Abs. 3 EGV gegen primäres Gemeinschafts - 
recht („integrale" Anwendung des Artikel 85) ver- 
stößt. In diesem Zusammenhang ist auch gefragt, in 
welcher Weise sich eine nationale Wettbewerbsbe- 
hörde bei der Anwendung des Artikel 85 Abs. 1 EGV 
auf der Grundlage des Artikel 9 Abs. 3 VO 17/62 mit 
den Aussichten für eine spätere Freistellung nach 
Artikel 85 Abs. 3 EGV befassen muß und welche ge- 
meinschaftsrechtlichen Anforderungen im Falle von 
Anfragen der nationalen Behörden dazu bei der EG- 
Kommission zu beachten sind. Zu den Anwendungs- 
voraussetzungen des Artikel 85 Abs. 1 EGV auf (hori- 
zontale) Demarkationsverträge ist danach gefragt, ob 
diese ohne weiteres als bezweckte Wettbewerbsbe- 
schränkungen zu behandeln sind, so daß ihre tat- 
sächlichen Auswirkungen nicht berücksichtigt wer- 
den müssen. Ferner ist dazu gefragt, ob sich die Eig- 
nung solcher Verträge zur Beeinträchtigung des 
Handels zwischen Mitgliedstaaten schon aus einem 
hohen EG-Importanteü jedenfalls eines Vertragspart- 
ners oder auch schon aus der Verteuerung des inlän- 
dischen Preisniveaus als Folge des Ausschlusses des 
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inländischen Wettbewerbs zwischen den Vertrags- 
partnern ergeben kann. Zu Artikel 90 Abs. 2 EGV ist 
in der Vorlage des Kammergerichts zunächst danach 
gefragt, ob die in Deutschland tätigen Femgasunter- 
nehmen aufgrund der sie betreffenden Regelungen 
im Energiewirtschaftsgesetz als mit einer Dienstlei- 
stung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse be- 
traut anzusehen sind, oder welche anderen Gesichts- 
punkte die Annahme einer solchen Betrauung recht- 
fertigen könnten. Außerdem ist nach den Kriterien 
für die Auslegung der übrigen Anwendungsvor- 
aussetzungen des Artikel 90 Abs. 2 EGV gefragt. 
Schließlich hat das Kammergericht auch noch Fragen 
zu den Voraussetzungen des europarechtlichen Ver- 
trauensschutzes gestellt, in dem von den Beschwer- 
deführerinnen ebenfalls ein rechtliches Hindernis für 
die von ihnen angefochtene Verfügung des Bundes- 
kartellamtes gesehen wird. 

Im Fall des ausschließlichen Konzessionsvertrages 
zwischen der RWE Energie AG und der Stadt Nord- 
horn hat das Bundeskartellamt am 28. Februar 1996 
ebenfalls eine auf § 47 in Verbindung mit Artikel 85 
Abs. 1 EGV gestützte Untersagungsverfügung er- 
lassen (WuW/E BKartA 2859), für die die gleichen 
rechtlichen Erwägungen maßgeblich waren wie in 
dem vorangegangenen, nach der Einleitung eines 
eigenen Verfahrens der EG-Kommission aus Zu- 
ständigkeitsgründen nicht fortgeführten Amtsverfah- 
ren RWE/Kleve (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 14 lf.). 
Auch im Fall RWE/N ordhom hat das Kammergericht 
durch Beschluß vom 23. Dezember 1996, Kart 7/96, 
dem Europäischen Gerichtshof nach Artikel 177 EGV 
eine Reihe von Auslegungsfragen des EG-Rechts zur 
Vorabentscheidung vorgelegt. Neu im Verhältnis zu 
den Vorlagefragen im Fall Ruhrgas/Thyssengas sind 
dabei nur drei Fragen, nämlich ob deutsche Gemein- 
den bei der Konzessionsvergabe durch Abschluß von 
Konzessionsverträgen für die Stromversorgung als 
Unternehmen im Sinne des Artikel 85 Abs. 1 EGV 
handeln, ob bereits daraus, daß sich die Ausschließ- 
lichkeitsklausel in solchen Verträgen für die Aus- 
übung der Versorgungstätigkeit des Konzessions- 
nehmers als notwendig erweisen sollte, das Fehlen 
einer Wettbewerbsbeschränkung im Sinne dieser 
Vorschrift gefolgert werden kann, und ob der Um- 
stand, daß gegen die Nichteinleitung eines EG-Ver- 
fahrens eine Untätigkeitesklage gegen die EG-Kom- 
mission anhängig gemacht wurde, die nationalen 
Wettbewerbsbehörden an einem Vorgehen nach 
Artikel 85 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 9 Abs. 3 
VO 17/62 gegen die betreffende Wettbewerbsbe- 
schränkung hindert. 

Bei der Anwendung der deutschen Fusionskontrolle 
auf Zusammenschlüsse in der leitungsgebundenen 
Energieversorgung ist die bisherige Amtspraxis 
(Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 144 f.) durch die beiden 
Entscheidungen des Kammergerichts in den Fällen 
Stadtwerke Garbsen (WuW/E OLG 5621) und Strom- 
versorgung Aggertal (WuW/E OLG 5601) grundsätz- 
lich in Frage gestellt worden. Durch diese Entschei- 
dungen, die wegen der vom Bundeskartellamt einge- 
legten Rechtsbeschwerden noch nicht rechtskräftig 
sind, sind die Untersagungsverfügungen des Bun- 
deskartellamtes vom 30. September 1994 (WuW/E 


BKartA 2701; Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 146) und 
vom 22. Februar 1995 (WuW/E BKartA 2713) aufge- 
hoben worden. Das Kammergericht hat sich dabei in 
erster Linie darauf gestützt, es lasse sich angesichts 
der inzwischen eingeleiteten deutschen und euro- 
päischen Schritte zur Liberalisierung der Energie- 
märkte nicht mehr prognostizieren, daß die derzeit 
bestehenden marktbeherrschenden Stellungen in 
der Versorgungswirtschaft auch noch in dem Zeit- 
punkt gegeben sein werden, in dem nach Auslaufen 
der von den Unternehmen langfristig abgeschlosse- 
nen Energieliefer- und Gebietsschutzverträge eine 
Veränderung beim Bezug und Absatz von leitungs- 
gebundener Energie möglich werde und durch den 
Ausschluß dieser Möglichkeit als Folge des zu beur- 
teilenden Zusammenschlusses eine Verstärkung von 
Marktbeherrschung eintreten könne. Außerdem hat 
das Kammergericht die Amtsverfügungen in beiden 
Fällen auch deshalb aufgehoben, weil die sich nur 
mit einer Kapitalminderheit an dem jeweiligen mehr- 
heitlich kommunalen Versorgungsuntemehmen be- 
teiligenden anderen Versorgungsuntemehmen über 
keine gesellschaftsvertraglichen Mittel verfügten, 
um in dem kommunalen Unternehmen einen bestim- 
menden Einfluß auf die Wahl seines Vorlieferanten 
und die Fortsetzung oder Neugestaltung seiner Lie- 
ferbeziehungen auszuüben. Ihre faktischen Einfluß- 
möglichkeiten allein seien zu vage, um darauf die 
Prognose einer Verstärkung von Marktbeherrschung 
stützen zu können. Das Bundeskartellamt hat gegen 
die Entscheidungen des Kammergerichts vor allem 
wegen der ersten Begründung für die Aufhebung 
der Amtsverfügungen den Bundesgerichtshof ange- 
rufen. Denn es ist zu befürchten, daß damit die Fu- 
sionskontrolle im Bereich der leitungsgebundenen 
Energieversorgung weitgehend wirkungslos wird. 
Da die horizontalen und vertikalen Beziehungen je- 
denfalls zwischen benachbarten Versorgungsunter- 
nehmen in der Regel durch sehr langfristige Demar- 
kation- und ausschließliche Konzessionsverträge so- 
wie Energielieferverträge mit Gesamtbedarfsdek- 
kungsverpflichtungen festgelegt sind, so daß ein 
Wettbewerb zwischen ihnen oder ein Überwechseln 
auf einen anderen Vorlieferanten erst nach dem Aus- 
laufen dieser Verträge mögüch wird, wären Untersa- 
gungen auf der Grundlage der Argumentation des 
Kammergerichts künftig kaum noch möglich. Damit 
würde die (materielle) Fusionskontrolle gerade in 
dem Wirtschaftsbereich weitgehend ausgeschaltet, 
in dem sie wegen der hier besonders extremen Kon- 
zentrationsgrade am nötigsten ist. Denn ein wirksa- 
mer Wettbewerb in der Strom- und Gasversorgung, 
wie er mit den gegenwärtigen Liberalisierungsbemü- 
hungen erreicht werden soll, erfordert nicht nur die 
Beseitigung der gegenwärtigen Vielfalt staatlicher 
und privater Wettbewerbsbeschränkungen, sondern 
auch die Aufrechterhaltung der für einen solchen 
Wettbewerb notwendigen Marktstrukturbedingun- 
gen. Diesen Bemühungen würde deshalb geradezu 
entgegengewirkt, wenn aus den vom Kammergericht 
vorgebrachten Erwägungen diese Bedingungen 
durch die fehlende Anwendbarkeit der Fusionskon- 
trolle weiter verschlechtert werden könnten. Die 
zweite Begründung des Kammergerichts ist zwar auf 
Minderheitsbeteiligungen ohne gesellschaftsrecht- 
lich abgesicherte Vetorechte bei den Entscheidungen 
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des Beteiligungsuntemehmens über die Art seiner 
Energiebeschaffung und sein räumliches Absatzge- 
biet beschränkt. Auch solchen Zusammenschlüssen 
kommt jedoch für die Frage, ob im Hinblick auf be- 
stehende Kapitalverflechtungen zwischen Versor- 
gungsunternehmen künftig ein wirksamer Wettbe- 
werb in der deutschen Strom- und Gasversorgung er- 
wartet werden kann, ein erhebliches Gewicht zu. 
Das alleinige Abstellen des Kammergerichts auf „ge- 
sellschaftsvertragliche Mittel" zur Verhinderung un- 
mittelbar wettbewerbsrelevanter Entscheidungen 
des Beteiligimgsuntemehmens steht nicht nur im Wi- 
derspruch zu der Rechtsauffassung des Bundesge- 
richtshofs, nach der sich eine gesteigerte Einfluß- 
möglichkeit auf das andere Unternehmen auch aus 
„sonstigen tatsächlichen Auswirkungen" ergeben 
könne (WuW/E BGH 2013, 2015 f. „VEW-Gelsenwas- 
ser"). Es würde auch alle Zusammenschlüsse im 
Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 6 (Möglichkeit eines wett- 
bewerblich erheblichen Einflusses auf ein anderes 
Unternehmen) von vornherein jeder materiellen 
Kontrolle entziehen, weil sie gerade dadurch 
gekennzeichnet sind, daß mit der unterhalb der 
25% -Schwelle hegenden Beteiligung keine rechtlich 
gesicherte Einflußmöglichkeit verbunden ist. Auf der 
Grundlage der vom Kammergericht vertretenen 
Rechtsauffassung ließe sich auch die Untersagungs- 
verfügung des Bundeskartellamts gegen die Minder- 
heitsbeteiligung des Veba-Konzems an den Stadt- 
werken Bremen (S. 12, 121) nicht aufrechterhalten. 
Über die gegen diese Verfügung eingelegte Be- 
schwerde hatte das Kammergericht am Ende des Be- 
richtszeitraums noch nicht entschieden. 

Den Bundesgerichtshof angerufen hat das Bundes- 
kartellamt auch gegen die beiden Entscheidungen 
des Kammergerichts vom 14. Februar 1996 (WuW/E 
OLG 5642), mit denen die Verfügungen des Bundes- 
kartellamtes vom 7. März 1995 gegen die Verbund- 
netz Gas AG (VNG), die Erdgasversorgungsgesell- 
schaft Thüringen-Sachsen GmbH (EVG), die Win- 
tershall Gas GmbH (Wingas) und die Wintershall Erd- 
gas Handelshaus GmbH (WIEH) aufgehoben wur- 
den. Durch diese Verfügungen hatte das Bundeskar- 
tellamt die in den Erdgaslieferverträgen dieser Unter- 
nehmen zu Lasten von Wingas und WIEH vereinbar- 
ten vertikalen Demarkationsabreden wegen Miß- 
brauchs der durch die Anmeldung erlangten Freistel- 
lung (§ 103 Abs. 5 Satz 1) für unwirksam erklärt (Tä- 
tigkeitsbericht 1993/94, S. 147). Das Kammergericht 
ist in seinen Entscheidungen dem Bundeskartellamt 
zwar in den beiden Vorfragen gefolgt, daß vertikale 
Demarkationsabreden in Energielieferverträgen un- 
ter § 1 fallen und ein Mißbrauch im Sinne des § 103 
Abs. 5 Satz 1 auch schon in der bloßen Inanspruch- 
nahme der gesetzlichen Freistellungsmöglichkeit he- 
gen kann. Es hat aber in beiden Fällen die Vorausset- 
zungen eines derartigen Freistellungsmißbrauchs als 
nicht vorhegend angesehen. Denn eine Demarkation 
entspreche auch dann noch dem Sinn und Zweck der 
Freistellung, wenn sich in einem Überschneidungs- 
gebiet bereits Wettbewerb entwickelt habe, aber 
noch Rationalisierungspotential an verhinderbarer 
Doppelleitungsverlegung bestehe. Maßgebend für 
ihre Freistellungsfähigkeit sei nur die Eignung, die 
sichere und preisgünstige Versorgung aller Abneh- 


mer zu gewährleisten. Nur wenn eine gaswirtschaft- 
hche Gesamtbetrachtung ergäbe, daß ein Vordringen 
von Wingas und WIEH in das Versorgungsgebiet von 
VNG bzw. EVG keine nachteiligen Auswirkungen 
auf die Versorgung der Gesamtheit der Kunden 
hätte, wäre die Freistellung nicht gerechtfertigt. Für 
eine dahingehende Prognose bestehe jedoch auch 
unter Berücksichtigung des wachsenden Bedarfs an 
Erdgas keine hinreichende Grundlage. Seine An- 
sicht, daß auch der Ausschluß des Wettbewerbs mit- 
tels Durchleitung durch die Versorgungsnetze von 
VNG bzw. EVG kein Freistellungsmißbrauch sei, hat 
das Kammergericht darauf gestützt, daß die Demar- 
kationsabreden nur Lieferungen an Abnehmer in 
dem geschützten Gebiet, nicht jedoch Verhandlun- 
gen über und den Abschluß von Durchleitungsver- 
trägen verbiete. In seinen Rechtsbeschwerden hat 
das Bundeskartellamt gerügt, daß das Kammerge- 
richt rechtsfehlerhaft zu geringe Anforderungen an 
die Eignung von Demarkationen zur Rationalisierung 
durch Vermeidung einer preiserhöhenden Duplizie- 
rung des Aufwands für den Bau und die Unterhal- 
tung von Versorgungsleitungen gestellt hat. Außer- 
dem verstoße der faktische Ausschluß des Durchlei- 
tungswettbewerbs zwischen den Vertragspartnern 
im Lichte der gesetzlichen Durchleitungsregelung 
des § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4 gegen den gesetzlichen 
Freistellungszweck, da nichts dafür ersichtlich sei, 
daß der nach dieser Vorschrift eröffnete, keinen zu- 
sätzlichen Leitungsaufwand erfordernde Durchlei- 
tungswettbewerb auf dritte Energieanbieter be- 
grenzt werden sollte. 

Für die kartellrechtliche Preishöhenkontrolle in der 
leitungsgebundenen Energieversorgung hat der 
Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 
21. Februar 1995 (WuW/E BGH 2967 „Weitervertei- 
ler") eine Reihe strittiger Rechtsfragen höchstrichter- 
lich geklärt. Danach scheidet § 103 Abs. 5 Satz 2 
Nr. 1 als Grundlage für diese Kontrolle praktisch aus, 
weil es nach Ansicht des BGH auch für Unterneh- 
men, die in wirksamem Wettbewerb bestehen wol- 
len, keinen Grundsatz gebe, daß für gleiche Leistun- 
gen stets keine höheren Preise als die der Wettbe- 
werber gefordert werden können. Es könne deshalb 
nicht ohne weiteres als Mißbrauch beanstandet wer- 
den, wenn ein Weiterverteiler von seinen Sonderab- 
nehmem insgesamt höhere Preise fordere als sein 
Vorlieferant von seinen eigenen Sonderabnehmem. 
Andererseits hat der Bundesgerichtshof die Anwend- 
barkeit des Preismißbrauchsmaßstabs des § 103 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 (sog. Monopolpreisvergleich) in 
derartigen Fällen bestätigt und in dem entschiede- 
nen Fall einen Mißbrauch nach dieser Vorschrift be- 
jaht. Er hat damit zugleich der sog. Vertikalentschlie- 
ßung der Kartellreferenten des Bundes und der Län- 
der von 1965 (Tätigkeitsbericht 1965, S. 61) die Basis 
entzogen. Für das Bundeskartellamt ergab sich dar- 
aus jedoch keine Notwendigkeit, seine Praxis der 
Preishöhenkontrolle im Energieversorgungsbereich 
zu ändern. Auch die Untersagungsverfügung gegen 
die SpreeGas GmbH wegen Preishöhenmißbrauchs 
bei den Preisen für die Belieferung von Tarif- und 
Heizgassonderkunden mit Erdgas (S. 20, 123) und 
die Preismißbrauchsverfahren gegen das ostdeutsche 
Stromverbunduntemehmen Vereinigte Energiewer- 
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ke AG (VEAG) und mehrere regionale Stromver- 
teileruntemehmen in den neuen Bundesländern 
(S. 20, 122) sind nur auf § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 
gestützt worden. 

Seit der Entscheidung des Bundesgerichtshofes vom 
15. November 1994 (WuW/E BGH 2953 „Gasdurch- 
leitung"), nach der die Verweigerung einer Durchlei- 
tung von Strom oder Gas für Dritte auch dann eine 
unbillige Behinderung im Sinne von § 103 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 4 oder § 26 Abs. 2 sein kann, wenn da- 
durch ein Wettbewerb im Versorgungsgebiet des Lei- 
tungsinhabers eröffnet werden soll (sog. wettbe- 
werbsbegründende Durchleitung), sind dem Bundes- 
kartellamt keine hinreichend konkretisierten Fälle 
von Verweigerungen solcher Durchleitungen be- 
kanntgeworden. Da die Beurteilung der Unbilligkeit 
der in der Durchleitungsverweigerung liegenden 
Behinderung anderer Unternehmen nach dieser 
Entscheidung eine einzelfallbezogene Interessen- 
abwägung erfordert, setzt eine nähere Prüfung von 
Beschwerden wegen Durchleitungsverweigerung 
durch das Bundes kartellamt eine jedenfalls vorläufi- 
ge Einigung zwischen dem Lieferanten und dem 
Energieabnehmer über die Einzelheiten des mittels 
Durchleitung abzuwickelnden Liefergeschäfts vor- 
aus, zumal sich nur so ermitteln läßt, welche Leitun- 
gen für die erstrebte Durchleitung benötigt werden 
und ob dort genügend freie Leitungskapazität vor- 
handen ist. Das Bundeskartellamt konnte deshalb in 
einem Fall, in dem ein Durchleitungsinteressent trotz 
mehrfacher Aufforderung keinen Abnehmer für das 
von ihm im Wege der Durchleitung zu liefernde Erd- 
gas benennen konnte, nicht in eine nähere Prüfung 
der Sache eintreten. 

Zur Frage, inwieweit Stromversorgungsuntemehmen 
mit Gebietsmonopol kartellrechtlich zur Aufnahme 
von in ihrem Gebiet eigenerzeugtem Strom Dritter 
verpflichtet sind und welche Vergütungshöhe dabei 
angemessen ist, hat der Bundesgerichtshof seine mit 
dem Urteil vom 6. Oktober 1992 (WuW/E BGH 2805 
„Stromeinspeisung I") begonnene Rechtsprechung 
durch mehrere Entscheidungen fortentwickelt. In 
einem Urteil vom 5. April 1995 (WuW/E BGH 2999 
„Einspeisungsvergütung") hat er klargestellt, daß 
nach dem Grundsatz der vermiedenen Kosten als 
Maßstab für die Vergütungshöhe der Einspeiser 
einen Leistungspreis nur verlangen könne, soweit 
seine Stromeinspeisung zu einer Verminderung des 
Leistungspreises führt, den das auf nehmende weiter- 
verteilende Versorgungsuntemehmen an seinen Vor- 
lieferanten zu zahlen hatte. Außerdem hat der Bun- 
desgerichtshof anerkannt, daß bei der im Schät- 
zungswege vorgenommenen Berechnung der Ver- 
gütungshöhe von den ermittelten Leistungs- und 
Arbeitspreisen jeweils ein Sicherheitsabschlag von 
5 v. H. abgezogen wird. In einem Urteil vom 2. Juli 
1996 (WuW/E BGH 3073 „Kraft- Wärme-Koppelung") 
hat der Bundesgerichtshof entschieden, daß die sich 
aus § 26 Abs. 2 in Verbindung mit § 103 Abs. 5 Satz 2 
Nr. 3 ergebene Verpflichtung der Gebietsversorger 
zur Aufnahme von in dem Gebiet eigenerzeugtem 
Strom und zur Zahlung eines nach den vermiedenen 
Kosten des aufnehmenden Unternehmens berechne- 
ten Entgelts auch für im Wege der Kraft-Wärme- 


Kopplung gewonnenen Strom gilt. Auch insoweit sei 
die der Vorschrift des § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 zu- 
grundehegende energiewirtschaftliche Entscheidung 
des Gesetzgebers im Rahmen des § 26 Abs. 2 zu be- 
rücksichtigen. Der sparsame Umgang mit Strom aus 
endlichen Primärenergien werde auch gefördert, 
wenn es darum geht, Strom, der bei der industriellen 
Produktion als Kopplungsprodukt erzeugt wird, ener- 
giewirtschaftlich zu nutzen. Schließlich hat sich der 
Bundesgerichtshof in seinem Urteil vom 22. Oktober 
1996 (WuW/E BGH 3079 „Stromeinspeisung II") außer 
mit Rechtsfragen des Stromeinspeisungsgesetzes 
auch mit der Frage der Berechnung der kartellrecht- 
lich maßgeblichen Vergütungshöhe in Fällen befaßt, 
in denen der aufnehmende Gebietsversorger kein 
reines Weiterverteileruntemehmen für bei einem ein- 
zigen Vorlieferanten fremdbezogenen Strom ist, son- 
dern bei diesem Versorger mehrere Strombeschaf- 
fungsmöglichkeiten, die durch die Einspeisung ver- 
drängt werden können, in Betracht stehen. Dabei 
kommt es nach der Auffassung des Bundesgerichts- 
hofs für die Berechnung der vermiedenen Kosten 
darauf an, welche anderweitigen Möglichkeiten des 
Bezugs oder der Eigenproduktion jeweils genutzt 
worden wären, wenn die Einspeisung unterblieben 
wäre. Dabei werde in der Regel ein entscheidender 
Anhalt sein, aus welchen Quellen und zu welchen 
Kosten das aufnehmeride Energieversorgungsunter- 
nehmen zur Zeit der Einspeisung bereits Strom bezo- 
gen hat. Insoweit treffe das aufnehmende Unterneh- 
men im Zivilprozeß die Darlegungslast hinsichtlich 
seiner vermiedenen Kosten. Ihm obliege es daher 
darzulegen, aus welcher seiner tatsächlich genutzten 
Quellen und zu welchen Kosten es ohne die Einspei- 
sung Strom zur Ersetzung dieses Ausfalls bezogen 
hätte. Dazu werde unter den tatsächlich genutzten 
Strombezugsmöglichkeiten die teuerste in Betracht 
kommende anzugeben sein, weil bei wirtschaftli- 
chem Vorgehen auch unabhängig von der Einspei- 
sung teuerer Strom in aller Regel nicht bezogen wor- 
den wäre, wenn billiger Strom zur Verfügung gestan- 
den hätte. Dem aufnehmenden Unternehmen stehe 
es aber gleichwohl frei, neben der Angabe des teuer- 
sten Strombezugs darzulegen, daß es den aufgenom- 
menen Strom auch durch billigeren anderen Strom 
hätte ersetzen können. 


2. Elektrizitätsversorgung 

Auf der Grundlage der vom Bundeskärtellamt ent- 
wickelten Amtspraxis (zuletzt Tätigkeitsbericht 1993/ 
94, S. 144 f.) hat das Bundes kartellamt durch Be- 
schluß vom 22. Februar 1995 (WuW/E BKartA 2713) 
die Gründung des regionalen Stromversorgungsun- 
ternehmens Stromversorgung Aggertal GmbH (Ag- 
gerstrom) unter Beteiligung von Kommunen des 
oberbergischen Kreises (darunter die Stadt Gum- 
mersbach) und der RWE Energie AG (RWE) unter- 
sagt. Das gemeinschaftliche Konzept zur Gründung 
der Aggerstrom sah von vornherein vor, daß RWE 
hierfür das künftige Gemeinschaftsunternehmen zu- 
nächst als 100%ige Tochtergesellschaft gründet und 
daran anschließend die Kommunen, die das künftige 
Versorgungsgebiet der Aggerstrom bilden, zusam- 
men mehrheitlich - zunächst zu 50,001% - beteiligt 
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werden. Im Zeitpunkt der Untersagung war dieses 
Konzept bereits umgesetzt. Infolge der Gründung 
der Aggerstrom ist RWE von der Position der Strom- 
letztversorgerin, die sie bisher in den sich an der Ag- 
gerstrom beteiligenden Gemeinden innehatte, in die 
Position eines Stromvorlieferanten gewechselt, da 
die Aggerstrom den zur Versorgung benötigten 
Strom von RWE beziehen soll. Das Bundeskartellamt 
ist davon ausgegangen, daß RWE durch den Grün- 
dungsvorgang einen Zusammenschlußtatbestand 
nach § 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 lit. a verwirklicht hat, 
obwohl die Aggerstrom zunächst als 100%ige Toch- 
tergesellschaft gegründet wurde. Denn es kann für 
die fusionsrechtliche Beurteilung eines Gemein- 
schaftsunternehmens keinen Unterschied machen, 
ob seine Gründung in der Weise erfolgt, daß die 
künftigen Gesellschafter sich gleichzeitig beteiligen, 
oder der vorgesehene Gesellschafter kr eis erst nach 
der vorläufigen konzemintemen Gründung des Ge- 
meinschaftsunternehmens vervollständigt wird. In 
beiden Fällen werden in dem Gemeinschaftsunter- 
nehmen die unternehmerischen Ressourcen von 
RWE mit denen der Kommunen in gleicher Weise zu- 
sammengeführt. Die Beteiligung der RWE an dem 
Gemeinschaftsunternehmen sichert nach Auffassung 
des Bundeskartellamtes ihre neu gewonnene Liefer- 
position dauerhaft ab. Die im Versorgungsgebiet der 
Aggerstrom benötigten Strommengen werden da- 
durch dem Wettbewerb durch Dritte entzogen. Hier- 
durch wird die marktbeherrschende Stellung, die 
RWE auf dem regionalen Verteilermarkt aufgrund 
von Demarkationsverträgen und ihrem bestehenden 
Leitungsmonopol bereits innehat, weiter verstärkt, 
auch wenn RWE nach dem angemeldeten Vertrags- 
werk kein formales Sperrecht bei Entscheidungen 
über den Energiebezug des Beteiligungsuntemeh- 
mens besitzt. RWE ist jedenfalls aufgrund ihrer unbe- 
fristeten Beteiligung und ihrer Vertretung in den Ge- 
sellschaftergremien faktisch in der Lage, für sie 
nachteilige Entscheidungen in diesem Punkt zu ver- 
hindern. Die Untersagungsverfügung des Bundes- 
kartellamtes ist vom Kammergericht mit Entschei- 
dung vom 20. März 1996 (WuW/E OLG 5601) aufge- 
hoben worden. Das Kammergericht hat zwar die 
Rechtsauffassung des Bundeskartellamtes zum Zu- 
sammenschlußtatbestand bestätigt, die materiellen 
Untersagungsvoraussetzungen jedoch aus den be- 
reits dar gelegten Gründen verneint (S. 118). 

In über 20 weiteren Fällen von Beteiligungen von 
Vorlieferanten an Stadtwerken haben die beteiligten 
Unternehmen den Beurteilungsgrundsätzen des 
Bundeskartellamtes durch Befristung der Beteiligung 
und Verzicht auf damit verbundene Sperrechte bei 
den unmittelbar wettbewerbsrelevanten Entschei- 
dungen des Beteihgungsuntemehmens Rechnung 
getragen. 

Das Bundeskartellamt hat mit Verfügung vom 29. Mai 
1996 (AG 1996, S. 378) die vollzogene Beteiligung 
der Veba Energiebeteiligungs-GmbH (VEBA) an der 
Stadtwerke Bremen AG (SWB) in Höhe von 24,9% 
untersagt. Bei dieser Beteiligung handelt es sich nach 
der Beurteilung des Bundeskartellamtes um eine Un- 
temehmensverbindung, die der VEBA einen wettbe- 
werblich erheblichen Einfluß auf SWB verschafft und 


damit den Zusammenschlußtatbestand des § 23 
Abs. 2 Nr. 6 erfüllt. Dieser erst im Jahr 1990 einge- 
führte Zusammenschlußtatbestand ist damit zum er- 
sten Male für die Untersagung eines Zusammen- 
schlusses ausschlaggebend gewesen. Das Bundes- 
kartellamt hat die Voraussetzungen dieser Vorschrift 
als erfüllt angesehen, da die mittelbare Beteiligung 
der VEBA an der SWB nur knapp unter der Anteils- 
grenze des § 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 lit. a hegt, das Be- 
teiligungsuntemehmen SWB zu mehreren VEBA- 
Konzem- und Beteihgungsuntemehmen in einem 
horizontalen Wettbewerbsverhältnis steht und der 
Beteiligungserwerb der VEBA Sitz und Stimme in 
den Organen der SWB (Gesellschafterversammlung, 
Aufsichtsrat, Konsortialausschuß) vermittelt. Sie er- 
füllt damit gerade die Anforderungen, die der Ge- 
setzgeber in der Regierungsbegründung (Bundes- 
tags-Drucks. 11/4610, S. 19f.) beispielhaft für eine Er- 
füllung des Zusammenschlußtatbestandes des § 23 
Abs. 2 Nr. 6 genannt hat. Horizontale Wettbewerbs- 
beziehungen bestehen aufgrund angrenzender Ver- 
sorgungsgebiete zunächst zwischen der SWB einer- 
seits und dem VEBA-Konzernunternehmen Han- 
nover Braunschweigische Stromversorgungs AG 
(Hastra) und den mittelbaren VEBA-Beteiligungsun- 
temehmen EWE AG (EWE) und Überlandwerke 
Nord Hannover AG (ÜNH) andererseits um Strom- 
konzessionen im Umland vom Bremen, weiterhin 
zwischen SWB und ÜNH nach Ablauf eines be- 
stehenden Demarkationsvertrages um die Beliefe- 
rung letztversorgender Stadtwerke im ÜNH- Versor- 
gungsgebiet im näheren Umland von Bremen sowie 
zwischen SWB und den VEBA-Konzemuntemehmen 
Hastra und PreussenElektra AG (PE) um im Bremer 
Stadtgebiet gelegene große Sonderabnehmer wie die 
Stahlwerke Bremen AG und die Bundesbahn, die 
ohne Inanspruchnahme öffentlicher Wegerechte der 
Stadt Bremen beliefert werden könnten. Daneben 
stehen PE und SWB aufgrund eines zwischen ihnen 
bestehenden Sromaustauschvertrages auch in einem 
vertikalen Lieferanten-/ Abnehmerverhältnis. Der Be- 
teiligungserwerb der VEBA an der SWB bewirkt 
nach Auffassung des Bundeskartellamtes eine Ab- 
schwächung der genannten Wettbewerbsverhält- 
nisse und eine Verfestigung der bestehenden Liefe- 
rantenpositionen von PE gegenüber SWB und führt 
somit zu einer Verstärkung der bestehenden markt- 
beherrschenden Stellungen des VEBA-Konzemun- 
temehmens Hastra, der SWB sowie der VEBA-Betei- 
ligungsgesellschaften EWE und ÜNH auf der Ebene 
der Stromletztversorgung, der marktbeherrschenden 
Stellung der ÜNH bei der Belieferung von letztver- 
sorgenden Stadtwerken und des VEBA-Konzemun- 
temehmens PE beim Absatz von Strom an weiterver- 
teilende bzw. letztversorgende Energieversorgungs- 
Unternehmen. Gegen die Untersagungsverfügung 
haben die betroffenen Unternehmen Beschwerde 
eingelegt, über die am Ende des Berichtszeitraums 
noch nicht entschieden war. 

Die geplante Übernahme des Geschäftsbetriebes der 
Technischen Werke der Stadt Stuttgart AG (TWS) 
durch die Neckarwerke Elektrizitätsversorungs AG 
(NW) ist vom Bundeskartellamt nicht untersagt wor- 
den, nachdem die Unternehmen durch Verzicht auf 
ihre Ausschließlichkeitsrechte aus bestehenden Kon- 
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zes sions- und Demarkationsverträgen und auf die 
künftige Vereinbarung solcher Rechte ihr Gebiet für 
Drittwettbewerber geöffnet hatten. Die TWS versorgt 
das Stadtgebiet von Stuttgart mit Strom und ist in 
Stuttgart und umhegenden Gemeinden auch als Gas- 
versorgerin tätig: Die NW ist als Stromversorgerin im 
Umland von Stuttgart tätig. An dem künftigen Unter- 
nehmen mit der Firma Neckar Werke Stuttgart AG 
(NWS) werden die bisherigen Gesellschafter der NW, 
der Neckar Elektrizitätsverband und die Energiever- 
sorgung Schwaben AG (EVS) 30% bzw. 25,5% sowie 
die bisherige TWS als Holdinggesellschaft der Stadt 
Stuttgart 42,5% der Anteile halten. Das Zusammen- 
schlußvorhaben schließt zwischen NW und TWS ei- 
nen möglichen Wettbewerb um Konzessionen zur 
Stromversorgung in den an Stuttgart angrenzenden 
Gemeinden des jetzigen Versorgungsgebietes der 
NW aus. Auch die Möglichkeit der Belieferung derje- 
nigen Sondervertragskunden im Versorgungsgebiet 
der NW, die am äußeren Stadtrand von Stuttgart 
gelegen sind und ohne Inanspruchnahme von ge- 
meindlichen Wegerechtskonzessionen beliefert wer- 
den können, wird durch den Zusammenschluß auf- 
gehoben. Allerdings ist die Wahrscheinlichkeit eines 
derartigen Wettbewerbs seitens TWS aufgrund ihres 
gegenüber NW höheren Strompreisniveaus und auf- 
grund des Umstandes, daß die von NW mit Strom 
versorgten Gemeinden auch Anteilseigner der NW 
sind, nur gering. Seine Beschränkung infolge des Zu- 
sammenschlusses wäre aber immer noch für eine 
spürbare Verstärkung der marktbeherrschenden 
Stellung der NW ausreichend gewesen, wenn NW 
und TWS nicht gleichzeitig gegenüber allen Konzes- 
sionsgemeinden ihres Versorgungsgebietes auf alle 
Rechte aus der vertraglich vereinbarten Aussschließ- 
lichkeit der Konzessionen für die Stromversorgung 
verzichtet und sich verpflichtet hätten, mit den Ge- 
meinden auch keine neuen Konzessionsverträge mit 
einer derartigen Ausschließlichkeitsklausel abzu- 
schließen. Ferner haben sich NW, TWS und EVS zur 
Vermeidung des Eintritts der Untersagungsvoraus- 
setzungen verpflichtet, mit anderen Elektrizitätsver- 
sorgungsuntemehmen keine Demarkationsverträge 
abzuschließen, die es diesen Unternehmen verbie- 
ten, in die jetzigen Versorgungsgebiete von NW und 
TWS einzuliefem. Außerdem haben sie auf entspre- 
chende Rechte aus bestehenden Demarkationsver- 
trägen verzichtet. Die abgegebenen Verzichts- und 
Verpflichtungserklänmgen der Unternehmen lassen 
zwar die aufgrund des Eigentums an den bisher ein- 
zigen Versorgungsleitungen bestehenden marktbe- 
herrschenden Stellungen von NW und TWS nicht 
entfallen. Sie bewirken nach Auffassung der Be- 
schlußabteilung aber eine Verbesserung der Wettbe- 
werb sstrukturen der Stromversorgungsmärkte von 
NW und TWS dadurch, daß sich dort die Marktzu- 
tritts Chancen für imabhängige Stromerzeuger und 
dritte Stromversorgungsuntemehmen wesentlich 
verbessern, da sie künftig am Zugang zu diesen 
Märkten nicht mehr durch ausschließlich vergebene 
Wegerechte zur Stromverteilung und flankierende 
Demarkationsabreden gehindert werden. Diese 
marktstrukturelle Verbesserung ist höher einzuschät- 
zen als die durch den Fortfall des internen Wettbe- 
werbsverhältnisses zwischen NW und TWS verur- 
sachte Verschlechterung. Vor allem für unabhängige 


Stromproduzenten sind damit Versorgungsgebiete 
von NW und TWS nunmehr leichter zugänglich, 
denn diese Unternehmen können dort künftig mit 
preisgünstigen GuD-Anlagen die Stromproduktion 
für Industrie und Gewerbekunden aufnehmen und 
die Stromverteilung auch unter Inanspruchnahme 
von gemeindlichen Zweitwegerechten, die nach dem 
Verzicht von NW und TWS auf ihre Ausschließlich- 
keitsrechte von der Gemeinde diskriminierungsfrei 
vergeben werden müssen, durchführen. Auch kön- 
nen sich künftig andere Gebiets versorgungsunter- 
nehmen, z, B. das benachbarte RWE-Konzemunter- 
nehmen KAWAG, um die Versorgung von Sonderver- 
tragskunden unter Inanspruchnahme von Zweitwe- 
gerechten bemühen. Die von den beteiligten Unter- 
nehmen eingegangenen Verpflichtungen sind von 
diesen ausdrücklich zum Gegenstand der beim Bun- 
deskartellamt eingereichten Anmeldung gemacht 
worden. Ihre Nichteinhaltung gäbe daher dem Bun- 
deskartellamt die Möglichkeit, erneut in die Prüfung 
des Zuammenschlußvorhabens einzutreten (§ 24 a 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 3). 

Die Bayemwerk AG (BAG), eines der neun deut- 
schen Stromverbundunternehmen, hat im Oktober 
1994 knapp 18% der Anteile an der Isarwerke 
GmbH, der Obergesellschaft des bayerischen Strom- 
regionalversorgungsuntemehmens Isar-Amperwerke 
AG (LAW), erworben. Das Bundeskartellamt ist dar- 
aufhin in die Prüfung eingetreten, ob dieser Erwerb 
die Voraussetzungen des Zusammenschlußtatbestan- 
des des § 23 Abs. 2 Nr. 6 erfüllt und gegebenenfalls 
die marktbeherrschenden Stellungen von BAG und 
LAW beim Absatz von Strom verstärkt. Da mangels 
einer Anzeige die Frist des § 24 Abs. 2 Satz 2 nicht in 
Lauf gesetzt worden war, hat das Bundeskartellamt 
die Prüfung zunächst zurückgestellt, nachdem BAG 
ankündigt hatte, beim Bundes kartellamt den Erwerb 
der Mehrheitsbeteiligung an der Isarwerke GmbH 
anzumelden. Die später eingegangene Anmeldung 
ist jedoch wieder zurückgenommen worden, nach- 
dem sich im Laufe des Prüfungsverfahrens herausge- 
stellt hatte, daß aufgrund gestiegener Auslandsum- 
sätze der BAG-Muttergesellschaft VIAG das ange- 
meldete Vorhaben unter die EG-Fusionskontrolle 
fällt. Nach der Anmeldung des Vorhabens bei der 
EG-Kommission hat diese aufgrund einer Mitteilung 
des Bundeskartellamtes nach Artikel 9 Abs. 2 FKVO 
durch Entscheidung vom 25. November 1996 das 
Vorhaben an das Bundes kartellamt verwiesen. 

Die gleiche Entscheidung hat sie im Falle des im Zu- 
sammenhang mit dem ersten Vorhaben angemelde- 
ten weiteren Vorhabens getroffen, mit dem die RWE 
Energie AG im Austausch für die geplante Veräuße- 
rung ihrer Beteiligung von 25,01 % an der Isarwerke 
GmbH von BAG deren 50 %-Beteiligung an der 
Thyssengas GmbH erwerben will. 

Die Prüfung beider Vorhaben durch das Bundeskar- 
tellamt war am Ende des Berichtszeitraums noch 
nicht abgeschlossen. 

Das Bundeskartellamt hat die Stromabgabepreise 
der Vereinigte Energiewerke AG (VEAG) für Liefe- 
rungen an die ostdeutschen Stromregionalversor- 
gungs unternehmen unter dem Gesichtspunkt des 
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Preishöhenmißbrauchs (§ 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2) ge- 
prüft. Anlaß war die mit Jahresbeginn 1996 entstan- 
dene Strompreisdisparität zwischen Ost- und West- 
deutschland durch den Wegfall der Sonderlasten der 
westdeutschen Stromerzeuger aus der Verstromung 
inländischer Steinkohle und die dadurch eingetrete- 
nen Strompreissenkungen in den alten Bundes- 
ländern, insbesondere bei den Industriestromprei- 
sen. Da die VEAG als einziges ostdeutsches Strom- 
verbunduntemehmen fast ausschließlich (ca. 98%) 
an regionale Stromverteileruntemehmen liefert, hat 
das Bundeskartellamt den für die Feststellung 
eines Preishöhenmißbrauchs in der Energiever- 
sorgung erforderlichen Quervergleich mit den Prei- 
sen gleichartiger anderer Versorgungsuntemehmen 
auf die Preise erstreckt, zu denen ab 1996 die mit 
der VEAG am ehesten vergleichbaren drei größten 
westdeutschen Stromverbundunternehmen RWE, 
PreussenElektra (VEBA) und Bayemwerk (VIAG) 
regionale Stromverteileruntemehmen in ihren Ver- 
sorgungsgebieten beliefern. Die VEAG-Preise liegen 
danach zwar seit Anfang 1996 um ca. 1 Pf./kWh über 
den entsprechenden Preisen dieser drei Vergleichs- 
Unternehmen. Dem stehen jedoch bei der VEAG 
erheblich höhere Stromerzeugungskosten aus dem 
sehr hohen Anteil an Braunkohleverstromung (zur 
Zeit ca. 90% des Gesamtbedarfs) und dem dadurch 
bedingten großen Investitionsaufwand für die Mo- 
dernisierung und Erneuerung der Braunkohlekraft- 
werke der VEAG gegenüber. Dabei handelt es sich 
jedenfalls in der Größenordnung der festgestellten 
Preisdifferenz um einen im Sinne des gesetzlichen 
Mißbrauchsmaßstabs (§ 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2) „ab- 
weichenden Umstand", der der VEAG nicht zure- 
chenbar ist. Denn die Festlegung auf eine sehr weit- 
gehende Verstromung ostdeutscher Braunkohle war 
mit der Entstehung der VEAG im Zuge der Privatisie- 
rung der Energiewirtschaft der ehemaligen DDR un- 
trennbar verbunden und damit für die VEAG von 
vornherein unvermeidbar. An diesem Befund ändert 
sich auch nichts, wenn der hauptsächlich von kom- 
munaler Seite erhobene Vorwurf als zutreffend unter- 
stellt würde, daß der Einsatz von Braunkohle zur 
Stromerzeugung im Mittellastbereich die Erzeu- 
gungskosten unnötig erhöhe. 

Bei der Prüfung der VEAG-Preise hat das Bundes- 
kartellamt auch erhebliche Preisunterschiede in den 
Abgabepreisen der ostdeutschen regionalen Strom- 
versorgungsunternehmen für die Belieferung von 
Sondervertragskunden festgestellt. Da diese Versor- 
gungsuntemehmen ihren Strombedarf weitgehend 
bei der VEAG decken und ihnen nicht zurechenbare 
Unterschiede in der Versorgungsstruktur nicht ohne 
weiteres erkennbar waren, hat das Bundeskartellamt 
gegen die fünf teuersten Unternehmen, die aufgrund 
des Umstandes, daß ihr jeweiliges Versorgungsge- 
biet über die Grenze eines Bundeslandes hin- 
ausreicht, in die Zuständigkeit des Bundeskartell- 
amtes fallen, Preismißbrauchsverfahren nach § 103 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 eingeleitet, und zwar gegen 
die Westmecklenburgische Energieversorgungs AG 
(WEMAG), die Energieversorgung Spree-Schwarze 
Elster AG (ESSAG), die Mitteldeutsche Energie- 
versorgung AG (MEAG), die Thüringer Energie 
AG (TEAG) und die Westsächsische Energie AG 


(WESAG). Diese Verfahren waren am Ende des Be- 
richtszeitraums noch nicht abgeschlossen. 


3. Gasversorgung 

Das Bundeskartellamt hat der SpreeGas Gesellschaft 
für Gasversorgung und Energiedienstleistung mbH, 
Cottbus, die in den Bundesländern Brandenburg, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt als regionaler Versor- 
ger für Erdgas tätig ist und deshalb in die Zuständig- 
keit des Bundeskartellamtes fällt, durch Verfügung 
vom 25. Oktober 1995 (WuW/E BKartA 2843) unter- 
sagt, von ihren Tarif- und Heizgassonderkunden hö- 
here Preise zu fordern, als sie die EWE AG, Olden- 
burg, im Bundesland Brandenburg für die Versor- 
gung solcher Abnehmer in vergleichbaren Abnah- 
meverhältnissen fordert. Anlaß für diese Verfügung 
gab die Feststellung, daß die SpreeGas-Preise in den 
üblicherweise für Preisvergleiche in der Gaswirt- 
schaft zugrundegelegten vier Musterabnahmefällen 
(1386, 3 908, 24 423 und 43473 kWh/a) die entspre- 
chenden EWE -Preise um mehr als 10% überstei- 
gen und diese Abweichungen für das gesamte Tarif - 
und Heizgassonderkundenspektrum repräsentativ 
sind. Nach Ansicht des Bundeskartellamtes war des- 
halb die erste Voraussetzung für einen Preishöhen- 
mißbrauchs im Sinne von § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 
(Fordern ungünstigerer Preise als gleichartige andere 
Versorgungsuntemehmen) gegeben, so daß die Fest- 
stellung eines Mißbrauchs nur dann nicht in Betracht 
kommen konnte, wenn SpreeGas den Nachweis ge- 
führt hätte, daß ihre höheren Preise auf ihr nicht zu- 
rechenbaren abweichenden Umständen beruhen. 
Dem Einwand von SpreeGas, daß diese Vorschrift 
wegen des Substitutions Wettbewerbs anderer Ener- 
gien, insbesondere des leichten Heizöls, auf die 
Preise für Erdgas schon aus Rechtsgründen unan- 
wendbar sei oder dieser Wettbewerb jedenfalls im 
Einzelfall die Feststellung eines Preismißbrauchs 
ausschließe, ist das Bundeskartellamt nicht gefolgt. 
Soweit sich SpreeGas dafür auf die Regierungsbe- 
gründung zu § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 (Bundestags- 
Drucks. 8/2136, S. 36) berief, war dem entgegenzu- 
halten, daß danach Umfang und Intensität des von 
anderen Energien ausgehenden Substitutionswett- 
bewerbs „angesichts der Vielfalt möglicher Substitu- 
tionshemmnisse, insbesondere bei bereits ange- 
schlossenen Abnehmern nur im konkreten Einzelfall 
festgestellt werden (können)". Nach Ansicht des 
Bundeskartellamtes konnte es nicht als festgestellte 
Tatsache angesehen werden, daß sich die Preise der 
SpreeGas in einem wirksamen Wettbewerb mit leich- 
tem Heizöl gebildet haben. Dagegen sprachen be- 
reits der Vergleich der SpreeGas-Preise mit der Heiz- 
ölpreisentwicklung im Versorgungsgebiet der Spree- 
Gas und der Befund, daß im Versorgungsgebiet der 
EWE (Brandenburg) kein entsprechend niedrigeres 
Heizölpreisniveau besteht. Insoweit verbleibende 
Zweifel gingen nach Ansicht des Bundeskartellamtes 
in entsprechender Anwendung der Beweislastrege- 
lung für das Vorliegen abweichender Umstände zu 
Lasten der SpreeGas. Diese hatte auch nicht nachge- 
wiesen, daß ihre höheren Preise auf ihr nicht zure- 
chenbaren Umständen beruhen. Daß zwischen den 
Versorgungsgebieten der SpreeGas und EWE (Bran- 
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denburg) signifikante Unterschiede bestehen, war 
nicht ersichtlich, da es sich bei beiden Unternehmen 
um größenmäßig und der Abnehmerstruktur nach 
voll vergleichbare regionale Gasversorger handelt, 
die auch in gleicher Weise mit den besonderen Pro- 
blemen des Neuaufbaus einer flächendeckenden 
Erdgasversorgung in den neuen Bundesländern kon- 
frontiert waren und immer noch sind. Auch die Gas- 
beschaffung konnte kein solcher Umstand sein, da 
beide Unternehmen ihren Gasbedarf ausschließlich 
bei der Verbundnetz Gas AG zu gleichen Bedingun- 
gen decken. Durch Beschluß vom 15. Januar 1997, 
Kart. 25/95, hat das Kammergericht die Beschwerde 
gegen die Verfügung des Bundeskartellamtes zu- 
rückgewiesen. 

In zwei Entscheidungen vom 4. März 1996 (WuW/E 
OLG 5713) hat das Oberlandesgericht München fest- 
gestellt, daß die angefochtenen Preismißbrauchsver- 
fügungen der Landeskartellbehörde Bayern gegen 
die Stadtwerke München und die Mittelfränkische 
Erdgas GmbH, Nürnberg, rechtswidrig waren. Nach 
Ansicht des Gerichts war der in diesen Verfügungen 
auf einen einzigen Musterverbrauchsfall (Einfami- 
lienhaus bzw. Zwölffamilienhaus) beschränkte Prü- 
fungsansatz mit dem Sinn und Zweck des § 103 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 nicht vereinbar. Diese Rechtsauf- 
fassung hatte auch das Bundeskartellamt als Verfah- 
rensbeteiligter (§ 66 Abs. 2) in seiner Stellungnahme 
dem Gericht gegenüber vertreten. Die in den Be- 
schwerdebegründungen in den Vordergrund ge- 
stellte Frage, ob der vom leichten Heizöl ausgehende 
Substitutionswettbewerb entweder schon die An- 
wendbarkeit dieser Vorschrift oder jedenfalls im Ein- 
zelfall die Feststellung eines Preismißbrauchs aus- 
schließt, hat das Gericht zwar dahingestellt gelassen, 
weil es darauf für seine Entscheidung nicht ankam. 
Es hat aber dazu ausgeführt, es komme „insbesonde- 
re angesichts des Wortlauts des § 103 Abs. 5 Satz 1 
Nr. 1 GWB ausschließlich auf das Vorliegen einer 
durch Verträge gemäß § 103 Abs. 1 verursachten 
Freistellung und nicht auf das Bestehen eines Substi- 
tutionswettbewerbs und die von ihm auf die Preisge- 
staltung des Unternehmens ausgehenden Wirkun- 
gen bzw. die Kausalität der Freistellung für das bean- 
standete Verhalten an. Denn schon die Freistellung 
von unmittelbarem Wettbewerb anderer Unterneh- 
men schafft potentiell eine Mißbräuche ermöglichen- 
de Monopolstellung, die die Mißbrauchsaufsicht 
rechtfertigt". Die Landeskartellbehörde hat gegen 
die beiden Entscheidungen des Oberlandesgerichts 
München Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof 
eingelegt, über die am Ende des Berichtszeitraums 
noch nicht entschieden war. 


Baugewerbe (45) 

1. Bauhauptgewerbe 

Die Privatisierung der Bauindustriebetriebe in den 
neuen Bundesländern ist größtenteils abgeschlossen 
worden. Lediglich einige Käufe durch ausländische 
Unternehmen führten zu Weiterveräußerungen, weil 
entweder die erworbenen Unternehmen die erhoff- 
ten Marktpositionen nicht erreichten oder die Erwer- 


ber selbst durch die Zukäufe in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten gerieten (insbesondere Maculan, 
Stuag). 

Über den Untersagungsbeschluß des Bundeskartell- 
amtes vom 24. Januar 1995 in der Sache Hochtief 
AG/Philipp Holzmann AG (Tätigkeitsbericht 1993/ 
94, S. 110 WuW/E BKartA 2729) hat das Kammerge- 
richt noch nicht entschieden. Die umfangreiche Be- 
schwerdebegründung, deren Überprüfung weitere 
Ermittlungen durch das Bundeskartellamt erforder- 
lich machten, sowie die erneute Stellungnahme der 
Beschwerdeführerin haben zu zeitlichen Verzöge- 
rungen geführt, so daß eine Entscheidung des Kam- 
mergerichts im Berichtszeitraum noch nicht ergehen 
konnte. Die Hochtief AG hat nach der Untersagung 
(im April 1995) ihre Beteiligung an der Philipp Holz- 
mann AG von 20 % auf 24,9 % erhöht und wenig spä- 
ter (im Mai 1995) ein weiteres Aktienpaket über 10 % 
der Gesellschaf tsanteüe an Philipp Holzmann erwor- 
ben, wobei die Stimmrechte von der Commerzbank 
wahrgenommen werden. Das Bundeskartellamt sieht 
im ersten Fall einen Zusammenschluß im Sinne des 
§ 23 Abs. 2 Nr. 6 GWB und hat ein entsprechendes 
Untersagungsverfahren eingeleitet. Im zweiten Fall 
sieht es einen Verstoß gegen gesetzliche Vollzugsver- 
bote und hat daher gegen die Vertragsbeteiligten ein 
Bußgeldverfahren eingeleitet. Nachdem im Verhand- 
lungsweg erreicht werden konnte, die wettbewerbli- 
che Unabhängigkeit der Philipp Holzmanns AG bis 
zu einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung 
zu wahren, hat das Bundeskartellamt die beiden ein- 
geleiteten Verfahren zunächst ruhen lassen. 

Der Vermögenserwerb (§ 23 Abs. 2 Nr. 1) von vier- 
Gleisbaubetrieben und einem Ingenieurbetrieb 
(EIBB), der durch den Verkauf der Deutsche Bahn 
AG (DB) an die Deutsche Gleis- und Tiefbau GmbH 
(DGT) Anfang 1995 vollzogen wurde (Tätigkeitsbe- 
richt 1993/94, S. 110), ist nach Fristverlängerung 
nicht untersagt worden. An der DGT ist das mittel- 
ständische Unternehmen Knape Gleissanierungs 
GmbH + Co. mit 80% sowie die DB mit 20% betei- 
ligt. Das Marktvolumen für den Markt Eisenbahn- 
oberbau/Gleisbau mußte in einer umfangreichen Be- 
fragung aller Marktteilnehmer ermittelt werden. 
Trotz des erheblichen Marktanteüsvorsprungs der 
DGT vor den nächsten, meist mittelständischen Wett- 
bewerbern war von der Entstehung oder Verstärkung 
einer marktbeherrschenden Stellung nicht auszuge- 
hen. Von Bedeutung war die Tatsache, daß das ur- 
sprüngliche Vorhaben, Philipp Holzmann und Hoch- 
tief als paritätische Gesellschafter der DGT aufzu- 
nehmen (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. llOf.), aufge- 
geben wurde. Die Privatisierung der Gleisbaubetrie- 
be soll nunmehr von Knape allein durchgeführt wer- 
den. 

Mit dem Verkauf der Gleisbaubetriebe an DGT sind 
umfangreiche Auftragszusagen seitens der DB ver- 
bunden. Falls diese sich als imdurchführbar erweisen 
sollten, ist die Rückabwicklung des Verkaufs von der 
DB vorsorglich als Zusammenschlußvorhaben ange- 
meldet und ebenfalls nicht untersagt worden. 

Die Strabag AG hat den Erwerb der österreichischen 
Stuag AG durch ihr Tochterunternehmen Strabag 
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Österreich beim Bundeskartellamt angezeigt. Die 
Stuag AG ist über verschiedene Tochterunternehmen 
auf dem inländischen Baumarkt tätig, schwerpunkt- 
mäßig in den neuen Bundesländem.Der Zusammen- 
schluß war zunächst in Brüssel nach der Fusionskon- 
trollverordnung angemeldet worden. Das Bundeskar- 
tellamt hat daraufhin einen Verweisungsantrag nach 
Artikel 9 Abs. 2 FKVO gestellt, weil auf einigen Re- 
gionalmärkten im Inland, auf denen sowohl Stuag- 
Tochteruntemehmen als auch die Strabag-Tochter 
Deutag AG Asphalt-Mischwerke betreiben, markt- 
beherrschende Stellungen entstanden wären. Über 
den Verweisungsantrag mußte nicht entschieden 
werden, weil die Kommission den Zusammenschluß 
als kooperatives Gemeinschaftsunternehmen einge- 
stuft und den Antrag weiter im Verfahren nach der 
Verordnung Nr. 17 geprüft hat. Es ist mit einem com- 
fort letter nach Artikel 85 Abs. 3 EGV abgeschlossen 
worden. Hierdurch wird die uneingeschränkte An- 
wendung nationalen Rechts durch das Bundeskar- 
tellamt nicht berührt. 

2. Baunebengewerbe 

Bei neun Unternehmen des Rohrleitungsbaus und 
der Rohrsanierung wurden Ende 1996 in mehreren 
Bundesländern mit Unterstützung der jeweiligen 
Landeskriminalämter Firmendurchsuchungen we- 
gen des Verdachtes der Durchführung von Submis- 
sionsabsprachen vorgenommen. Den Ermittlungen 
lagen konkrete Hinweise von Eingebem zugrunde. 
Es wurde umfangreiches Beweismaterial sicherge- 
stellt. Die Auswertungen dauern noch an. 

Auf dem Teilmarkt Kraftwerksisolierungen hat die 
zum französischen SGE-Konzem gehörende G + H 
Montage zusammen mit der Rheinhold & Mahla AG 
die BSB Isoliertechnik GmbH in Oberhausen gegrün- 
det und von der zum Babcock-Konzem gehörenden 
Karrena GmbH den Betriebsteil Isoliertechnik erwor- 
ben. Im Rahmen der fusionskontrollrechtlichen Prü- 
fung haben sich keine Bedenken gegen den Zu- 
sammenschluß ergeben. Die Prüfung nach § 1 GWB 
dauert noch an. 

Das gegen südwestdeutsche Unternehmen der Klima- 
und Lüftungstechnik eingeleitete Kartellordnungs- 
widrigkeitenverfahren (Tätigkeitsbericht 1993/94, 
S. 111) wegen der Durchführung von Preisabspra- 
chen bei 79 Ausschreibungen wurde mit der Verhän- 
gung von Geldbußen gegen 10 kleinere und mittlere 
Unternehmen sowie gegen 12 Personen mit einer Ge- 
samtbußgeldsumme von DM 670 000,- abgeschlos- 
sen. Die Bußgeldbescheide wurden rechtskräftig. In 
einem Fall wurde das Verfahren wegen Konkurses 
eingestellt. 

Das wegen Betruges und Untreue in ein Strafver- 
fahren übergeleitete Kartellordnungswidrigkeiten- 
verfahren gegen ein Ingenieurbüro für Heizungs-, 
Klima- und Lüftungstechnik (zuletzt: Tätigkeitsbe- 
richt 1993/94, S. 30 und 111) wurde im Berichtszeit- 
raum beim Landgericht Köln in der Weise abge- 
schlossen, daß gegen drei persönlich Betroffene das 
Verfahren nach § 153 a StPO gegen Zahlung von 
Geldbeträgen eingestellt wurde, während das Ver- 
fahren gegen das Unternehmen ohne Festsetzung ei- 


nes Geldbetrages nach § 47 Abs. 2 OWiG eingestellt 
wurde. Das Bundeskartellamt hatte wegen der Betei- 
ligung des Ingenieurbüros an Submissionsabspra- 
chen allein gegen das Unternehmen eine Geldbuße 
von DM 950 000,- verhängt. 


Handelsvermittlung und Großhandel (51) 

1. Lebensmittelgroßhandel 

Die SPAR AG hat von der zum Metro-Konzern gehö- 
renden Joh. Contzen GmbH deren Kundenliste und 
einige Sachanlagen übernommen, die dem Großhan- 
del mit Lebensmitteln mit im wesentlichen kleineren 
selbständigen Einzelhändlern und mit der Frigena 
GmbH (ehemals Konsum-Ostthüringen) dienen. Be- 
troffen sind die südlichen neuen Bundesländer, in ge- 
ringem Umfang auch Berlin und Brandenburg sowie 
die Regionen Hannover, Celle, Göttingen, Braun- 
schweig, westliches Nordrhein-Westfalen. Abgese- 
hen von Ostthüringen liegen die für die SPAR AG 
maximal erreichbaren zusätzlichen Marktanteile in 
den Regionen unter 1%. In Ostthüringen können 
Marktanteile zwischen 4 und 5% erreicht werden. 
Die Marktanteile der selbständigen Einzelhändler, 
die zukünftig von der SPAR AG beliefert werden sol- 
len, sind der SPAR AG nicht direkt zuzurechnen. Sie 
können sich auf die Stellung der SPAR AG im Einzel- 
handel nur indirekt auswirken, indem Marktpositio- 
nen in den genannten Regionen von befreundeten 
Abnehmern statt von freien Wettbewerbern besetzt 
sind. Bei Marktanteilen von unter 1 % sind von die- 
sen indirekten Auswirkungen keine spürbaren Fol- 
gen für den Wettbewerb auf den betroffenen Märk- 
ten zu erwarten. In Ostthüringen ist die SPAR AG 
selbst nicht bzw. nur im sehr geringem Umfang ver- 
treten, so daß auch hier die Verstärkung einer markt- 
beherrschenden Stellung der Spar AG im Lebensmit- 
teleinzelhandel nicht zu erwarten ist. 

Innerhalb der Edeka-Gruppe vollzieht sich eine Um- 
strukturierung: Die 12 Großhandlungen der Edeka, 
an denen die Edeka Zentrale mit jeweils 50% betei- 
ligt ist (die restlichen 50% werden jeweils von den 
örtlichen Genossenschaften gehalten), werden in 
drei Kooperations-Gruppen (Nord, Mitte, Süd) zu- 
sammengefaßt. Damit soll eine bessere Harmonisie- 
rung der Vertriebskonzepte, der regionalen Sorti- 
mente sowie der Administration einschließlich des 
Warenwirtschaftssystems erreicht werden und zu- 
gleich die bisher sehr unterschiedliche Bedeutung 
der einzelnen Großhandlungen auf der Gruppen- 
Ebene ausgeglichener gestaltet werden. Die Grün- 
dung der Edeka Kooperationsgesellschaft Bayem- 
Sachsen-Thüringen und der Edeka Handelsgesell- 
schaft West sind durch die kartellrechtliche Prüfung 
gegangen und blieben unbeanstandet. Durch die 
teilweise Zusammenfassung des Wareneinkaufs ist 
die Entstehung von Nachfragemacht bis zur Markt- 
beherrschung nicht zu erwarten. Die kooperativen 
Aspekte der beiden Untemehmensgründungen fal- 
len in den Bereich § 5c und sind damit von der An- 
wendung des § 1 ausgenommen. 

Das Bundeskartellamt hat im Rahmen einer Überprü- 
fung einzelner überregional bedeutsamer Melde- 
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und Notierungsverfahren für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse nicht amtlicher Gremien auch die Melde- 
systeme des Vereins der Weser-Ems Eierpackstellen 
e.V. und der Norddeutschen Eiemotierung - ZMP - 
auf ihre Vereinbarkeit mit dem Kartellverbot und mit 
dem AbstLmmungs- bzw. Empfehlungsverbot ge- 
prüft. Bei der kartellrechtlichen Beurteilung von 
Marktinformationsverfahren geht das Bundeskartell- 
amt im wesentlichen von folgenden Kriterien aus: 

- Zur Aufrechterhaltung des Geheimwettbewerbs 
soll die Preisfeststellung durch einen mit den 
Marktverhältnissen vertrauten „neutralen Dritten" 
erfolgen. Die zur Preisfeststellung erforderlichen 
Preisangaben sollen so vorgenommen werden, 
daß nur dem neutralen Dritten bekannt wird, von 
wem die einzelnen Preisdaten stammen. 

- Der Kreis der am Meldeverfahren beteiligten 
Unternehmen sollte möglichst groß gehalten wer- 
den, um Identifizierungen und damit der Gefahr 
von Preisabsprachen vorzubeugen. Zur Vermei- 
dung einer Identifizierung sollte eine Veröffent- 
lichung der Preisnotierung ausgesetzt werden, 
wenn ein bestimmter Mindestumsatz in der jewei- 
ligen Warengruppe nicht erreicht wird. 

- Die Notierung muß uneingeschränkt die tatsäch- 
liche Marktlage wiedergeben und dem Grundsatz 
der Preiswahrheit und -klarheit entsprechen. Die 
Feststellung der Preise darf daher nur die bis zum 
Notierungszeitpunkt tatsächlich abgeschlossenen 
Geschäfte unter Berücksichtigung aller relevanten 
Preisbestandteile umfassen. 

- Die Richtigkeit der Preismeldungen muß anhand 
aufbewahrter Geschäftsunterlagen nachprüfbar 
sein. Auf Verlangen der Notierungskommission 
haben die Meldebetriebe ihre Angaben nachzu- 
weisen. 

- Alle im Rahmen der Notierung veröffentlichten 
Preise sollen als „Von-bis-Preise" festgestellt wer- 
den. In Einzelfällen können die Preisangaben 
auch durch die Angaben eines medianen Mittel- 
wertes ergänzt werden. 

Die Prüfung beider Melde- und Notierungssysteme 
für Eier hat zu einzelnen Beanstandungen hinsicht- 
lich der Meldebedingungen, der Preisfindungsmo- 
dalitäten und gegenüber der Veröffentlichung von 
Durchschnittspreisen geführt. Die Norddeutsche 
Eiemotierung - ZMP - hat daraufhin ihr Melde- und 
Notierungsverfahren bereits weitgehend den ge- 
schilderten Anforderungen angepaßt. Der Verein der 
Weser-Ems Eierpackstellen e.V hat die kartellrechts- 
konforme Umstellung des Systems für die Jahres- 
wende 1996/97 angekündigt. 

Die Dole Food Company, Inc., Westlake Village, Kali- 
fornien, hat über ein inländisches Tochterunterneh- 
men sämtliche Anteile an der Fruchtgroßhandlung 
Paul Kempowski & Co. KG, Lübeck, erworben. Dole 
ist ein bedeutender Erzeuger und Exporteur haupt- 
sächlich von Bananen, aber auch von Ananas und 
Grapefruit. Sein mengenmäßiger Anteil am Vertrieb 
von Bananen in Deutschland beträgt knapp 15%. 
Kempowski ist bundesweit im Fruchtgroßhandel 
tätig. Dabei kauft das Unternehmen auch Bananen 


von Importeuren ein und verkauft sie nach Reifung 
an den Einzelhandel. Das Vorhaben winde nicht un- 
tersagt, da es nicht zur Entstehung oder Verstärkung 
einer überragenden Marktstellung führt. Beide Un- 
ternehmen sind auf verschiedenen Marktstufen tätig, 
so daß es nicht zu Marktanteilsadditionen kommt. 
Die Marktstellung Kempowskis als Fruchtgroßhänd- 
ler wird durch den direkten Zugang zu Einfuhrbana- 
nen bei dem verhältnismäßig geringen Anteil des 
Unternehmens von 146 Mio. DM am schätzungswei- 
se 10 Mrd. DM großen Markt des Obst- und Gemüse- 
großhandels in Deutschland nicht wesentlich ver- 
stärkt. Ebenso läßt sich angesichts des geringen 
Marktanteils bei Bananen und des lediglich gering- 
fügig verbesserten Zugangs der Dole-Gruppe zu den 
Absatzmärkten in Deutschland die Entstehung oder 
Verstärkung einer überragenden Marktstellung aus- 
schließen. 


2. Tabakwarengroßhandel 

Die Tobaccoland Großhandelsgesellschaft mbH & Co. 
KG, Mönchengladbach, an der das österreichische 
Staatsuntemehmen Austria Tabakwerke AG (konso- 
lidierter Jahresumsatz 7,4 Mrd. DM einschließlich 
Tabaksteuer) seit dem 1. Januar 1995 eine Mehr- 
heitsbeteiligung hält, hat im Berichtszeitraum durch 
den Erwerb meist mittelständischer Tabakwaren- 
großhändler ihre bundesweite Präsenz ausgeweitet. 
Neben dem Großhandel mit Tabakwaren und 
Raucherzubehör einschließlich der Belieferung von 
Großkunden für eigene und fremde Rechnung 
(Systemgeschäft) betreibt Tobaccoland den Zigaret- 
teneinzelhandel mit Automaten und setzt insgesamt 
knapp 5 Mrd. DM einschließlich Tabaksteuer um. Im 
Großhandel erzielte das Unternehmen in einigen 
Regionen Marktanteile zwischen 25 und 30%, so in 
seiner Stammregion, dem Rhein-Ruhrgebiet sowie in 
dem Großraum Mannheim, Ludwigshafen, Heidel- 
berg sowie in Teilen der neuen Bundesländer und 
Berlin. In dem mit 37 Mrd. DM errechneten Marktvo- 
lumen des Großhandels mit Zigaretten ausschließlich 
Tabaksteuer sind allerdings die nicht unbeträchtli- 
chen Direktlieferungen der Hersteller an Großkun- 
den enthalten. Obwohl Tobaccoland inzwischen zum 
umsatzstärksten deutschen Tabakwarengroßhändler 
aufgestiegen ist, wurden die Zusammenschlüsse 
nicht untersagt. Wegen der besonderen Situation auf 
dem Zigarettenmarkt, der auf der einen Seite durch 
die mächtige Wirtschaftskraft der führenden meist 
international operierenden Hersteller und auf der an- 
deren Seite durch umsatzstarke Direktbezieher, wie 
die führenden Unternehmen des Lebensmitteleinzel- 
handels geprägt wird, bleibt dem Großhandel nur ein 
geringer Wettbewerbsspielraum, der noch durch die 
tabaksteuerrechtliche Preisbindung des Endverbrau- 
cherpreises beschränkt wird. Marktzutrittsschranken 
sind praktisch nicht vorhanden, was auch eine Viel- 
zahl meist kleiner und mittlerer Tabakwarengroß- 
händler erklärt. Eine Verstärkung der Marktstellung 
der Austria AG durch einen verbesserten Zugang 
zum deutschen Zigarettenmarkt ist angesichts des 
geringen Marktanteils (unter 1%) zu vernachlässi- 
gen. 
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3. Elektrogroßhandel 

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb sämtlicher An- 
teile an der J. Fröschl & Co. f Augsburg („Fröschl 
Augsburg"), durch die mehrheithch zur nieder- 
ländischen Hagemeyer N.V., Naarden, gehörende 
J. Fröschl & Co., München („Fröschl München"), 
nicht untersagt. Das vor dem Einstieg der Hage- 
meyer-Gruppe im Jahre 1992 (Tätigkeitsbericht 
1991/92, S. 94) im Besitz der Familien Fröschl stehende 
Elektro-Handelsuntemehmen war bei der Übernah- 
me aufgeteilt worden; Fröschl München und Fröschl 
Regensburg waren an Hagemeyer veräußert, Fröschl 
Augsburg vom Famüien-Gesellschafterkreis weiter- 
geführt worden. Die niederländische Hagemeyer- 
Gruppe, die ihrerseits mehrheitlich zu dem Misch- 
Konzern First Pacific Company Ltd., Hongkong, ge- 
hört, ist ein weltweit tätiges Handelsunternehmen, 
das im Jahre 1994 Gesamtumsätze von umgerechnet 
4,2 Mrd. DM erzielte, wovon rund 1 Mrd. DM auf den 
Bereich „elektrotechnische Produkte" entfielen. Auf 
diesem Sektor ist die Hagemeyer-Gruppe insbeson- 
dere in Großbritannien und den Niederlanden tätig, 
in Deutschland nur über die Beteiligung an Fröschl 
München. Fröschl München, die auf die Fröschl Re- 
gensburg verschmolzen wurde, und Fröschl Augs- 
burg sind im Groß- und Einzelhandel mit Schwer- 
punkt im süddeutschen Raum tätig. Im Einzelhandel 
vertreiben beide Unternehmen vor allem Produkte 
der Unterhaltungselektronik sowie elektrische Haus- 
haltsgeräte, im Großhandel darüber hinaus elektri- 
sches Installationsmaterial, Kabel und Leitungen. Ih- 
re jeweiligen Vertriebsgebiete mit ihren Niederlas- 
sungen waren vor der Aufteilung räumlich klar ge- 
geneinander abgegrenzt. Fröschl München, zu rund 
80 % im Großhandel tätig, ist in Bayern das führende 
regionale Elektro-Großhandelsunternehmen. Mit ei- 
ner Reihe von Niederlassungen ist Fröschl München 
inzwischen über ihre Großhandelsgesellschaft Zie- 
senhenne & Appel auch in die neuen Bundesländer 
und nach Berlin expandiert. Das Vertriebsgebiet von 
Fröschl Augsburg grenzt im Westen an das von 
Fröschl München an. Zu regionalen Überschneidun- 
gen - und damit zu Marktanteilsadditionen - kommt 
es durch den Zusammenschluß wegen der früheren 
Trennung der Vertriebs ge biete nur in geringem Um- 
fang. Die Übernahme von Fröschl Augsburg durch 
Fröschl München war auf den Märkten für Konsum- 
güter sowohl im Einzelhandel als auch im Großhan- 
del auf allen Regionalmärkten wettbewerblich unbe- 
denklich. Die Wettbewerbssituation auf diesen Kon- 
sumgütermärkten ist insbesondere durch das 
schnelle Vordringen von preisaggressiven Wettbe- 
werbern - wie zum Beispiel die zum Metro-Konzern 
gehörende Media-Satum-Gruppe - gekennzeichnet. 
Das Erreichen einer marktbeherrschenden Stellung 
durch den Zusammenschluß war auszuschließen. 
Dies gilt auch für die vorgelagerten Märkte. Beim 
Großhandel für elektrisches Installationsmaterial, 
Kabel und Leitungen verfügt Fröschl München auf 
allen Regionalmärkten in Bayern über beachtliche 
Marktstellungen mit Marktanteilen, die auf einigen 
Märkten die kritische Grenze der Marktbeherr- 
schungsvermutung erreichten oder sie überstiegen. 
Die Marktanteile von Fröschl Augsburg, deren Ge- 
schäftstätigkeit nur zu rund 50 % auf den Großhandel 


entfällt, liegen zum Teil weit unterhalb dieser 
Schwelle. Eine marktbeherrschende Stellung von 
Fröschl München lag trotz ihrer Marktanteile jedoch 
nicht vor, da sowohl Fröschl München als auch 
Fröschl Augsburg auf allen Regionalmärkten wesent- 
lichem Wettbewerb ausgesetzt sind. Denn neben 
weiteren starken regionalen Wettbewerbern sind ins- 
besondere der Elektrogroßhandel von Siemens sowie 
die OTRA Deutschland - vormals TUD/Ditta-Gruppe, 
die über die niederländische OTRA N.V. zur französi- 
schen Sonepar-Gruppe gehört - leistungsfähige und 
ressourcenstarke Wettbewerber auf allen betroffenen 
Regionalmärkten. Die übrigen deutschen Tochterge- 
sellschaften der Hagemeyer-Gruppe, die überwie- 
gend aus Fernost importierte Konsumgüter in 
Deutschland vertreiben, sind auf anderen sachlichen 
und räumlichen Märkten tätig, so daß es hier weder 
zu Marktanteilsadditionen noch zu anderen Über- 
schneidungen kommt. Auch unter Berücksichtigung 
aller horizontalen und vertikalen Auswirkungen des 
Zusammenschlusses war die Entstehung von Markt- 
beherrschung mit wettbewerblich nicht kontrollier- 
ten Handlungsspielräumen der erwerbenden Unter- 
nehmen nicht zu erwarten. 

J. Fröschl & Co. GmbH & Co. München hat ferner 
eine Mehrheitsbeteiligung an den Unternehmen der 
Heim-Gruppe erworben. Die Heim-Gruppe betreibt 
Elektro-Großhandlungen, insbesondere den Handel 
mit Elektro- und Installationsmateriahen in Mann- 
heim, Weinheim, Heidelberg, Dresden und Viern- 
heim. Im Geschäftsjahr 1994 wurden von der Heim- 
Gruppe 42,7 Mio. DM umgesetzt. Im Gebiet Rhein- 
Neckar- Odenwald erreicht die Heim-Gruppe einen 
Marktanteil von 6,2%. Fröschl ist auf diesem Markt 
nicht vertreten, so daß es zu keinen Marktanteils- 
additionen kommt. Im Großraum Dresden erreichen 
Fröschl mit Ziesenhenne St Appel und die Heim-Nie- 
derlassung einen addierten Marktanteil von 21,4%. 
Es existieren jedoch starke Wettbewerber wie Uni 
Elektro, Siemens und die OTRA-Gruppe. Eine Viel- 
zahl von Beschaffungsalternativen sprechen gegen 
die Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung. 
Der Zusammenschluß ist nicht untersagt worden. 

4« Großhandel mit medizinischen Artikeln 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung einer 
Mittelstandsvereinbarung von fünf Großhändlern 
für ärztliches Verbrauchsmaterial und medizinisch 
technische Geräte nach § 5b nicht widersprochen*). 
Gegenstand des Mittelstandskartells, das die Firmen- 
bezeichnung „Doctor's Shop, der Fachhandel für 
medizinische Qualitätsprodukte GmbH St Co. KG" 
trägt, ist die Zusammenfassung des Einkaufs, der La- 
gerhaltung und der Distribution der beteiligten Un- 
ternehmen sowie die gemeinschaftliche Herstellung 
von Marketingmaterial. Der Vertrag verpflichtet die 
Mitglieder u. a., mindestens 80% ihres Bedarfs über 
das Kartell zu decken und die Verkaufskataloge des 
Doctor's Shop zu benutzen. Ein zwischen dem Kartell 
und der Transomed Logistik GmbH bestehender 
Lager- und Dienstleistungsvertrag gibt den Kartell- 
mitgliedern ferner die Möglichkeit, die Lagerhal- 


* ) vgl. Bundesanzeiger Nr. 203 vom 27. Oktober 1995. 
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tung r Warenbeschaffung, Fakturierung, Lagerfinan- 
zierung und die Etikettierung auf den Logistikpart- 
ner zu übertragen. Die Kooperation dient in ihrer 
Gesamtheit der Rationahsierung wirtschaftlicher Vor- 
gänge zur Förderung der Leistungsfähigkeit der 
beteiligten kleinen und mittelständischen Unterneh- 
men. Diese stehen mit rund 750 Anbietern im Wett- 
bewerb, worunter sich zahlreiche Umsatz- und res- 
sourcenstarke direkt vermarktende Hersteller sowie 
Fachversender und Großhändler befinden. Der Wett- 
bewerb auf dem Markt für Großhandelsleistungen 
beim Absatz von ärztlichem Verbrauchsmaterial und 
medizinisch technischen Geräten wird durch das 
Kartell mit einem Marktanteil von rund 1 % nur ge- 
ringfügig berührt. 

5. Landhandel 

Die Untersagung des Zusammenschlußvorhabens 
zwischen der Raiffeisen Hauptgenossenschaft Nord 
AG, Hannover (RHG Hannover), und der Raiffeisen 
Hauptgenossenschaft Nord AG, Kiel (Tätigkeitsbe- 
richt 1993/94, S. 119), wurde auf die Beschwerde der 
RHG Hannover durch das Kammergericht aufgeho- 
ben. Auf die Rechtsbeschwerde des Bundeskartell- 
amtes hin hat nun der Bundesgerichtshof durch Be- 
schluß vom 19. Dezember 1995 (WuW/E BGH 3037) 
die Entscheidung des Kammergerichtes aufgehoben 
und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 
Entscheidung an das Kammergericht zurückverwie- 
sen. Zu der Frage, ob auf Grund der Besonderheiten 
der genossenschaftlichen Zusammenarbeit Hauptge- 
nossenschaften mit ihren sie tragenden Primärgenos- 
senschaften eine „wirtschaftliche und wettbewerbli- 
che Einheit" bilden, deren Marktanteile und Ressour- 
cen nur zusammengefaßt gemessen werden können, 
hat der Bundesgerichtshof ausgeführt, auszugehen 
sei hierbei von einer nach § 22 Abs. 1 gebotenen Ge- 
samtbetrachtung. Das für die Annahme einer überra- 
genden Marktstellung genannte Kriterium der Ver- 
flechtung im materiellen Sinn umfasse nicht nur die 
gesellschaftsrechtliche Beherrschung und den Kon- 
zemverbund, sondern auch jede andere wirtschaftli- 
che, rechtliche oder personelle Beziehung zwischen 
Unternehmen, ohne daß es darauf ankomme, ob das 
eine Unternehmen das andere beherrschen kann. 
Nur die Erfüllung der formalen Kriterien der Ver- 
bundklausel bei der umfassenden Bewertung der 
Marktstellung des betroffenen Unternehmens zu be- 
rücksichtigen, würde die Analyse sämtlicher markt- 
relevanter Faktoren sinnwidrig beschränken. Die 
Annahme einer Verflechtung erfordere weder die 
Ausübung von Leitungsmacht noch komme es darauf 
an, ob die beteiligten Unternehmen als „wettbewerb- 
liche Einheit" angesehen werden können, also am 
Markt „wie ein Unternehmen" auftreten. Die RHG 
Hannover läßt das Verfahren zur Zeit ruhen. 

Das Bundeskartellamt ist bei seiner, insoweit vom 
Bundesgerichtshof bestätigten Linie gebüeben, die 
quasi innergenossenschaftlichen Zusammenschlüsse 
zwischen Hauptgenossenschaften und ihren Primär- 
genossenschaften als wettbewerblich unproblema- 
tisch zu beurteilen, da sie die wettbewerbliche Stel- 
lung der Genossenschaften im jeweiligen relevanten 
Markt nicht verändern. Oft übertragen örtliche Raiff- 


eisenbanken und Volksbanken ihre zu kleinen und 
deshalb unrentablen Warengeschäfte auf ihre als 
Warenzentralen ohnehin schon für das gesamte rele- 
vante Marktgebiet tätigen Hauptgenossenschaften 
und bleiben selber nur noch mit dem Bank- und 
Finanzgeschäft vor Ort tätig. Der sich durch diese 
Zusammenschlüsse vollziehende Strukturwandel in 
der genossenschaftlich organisierten Landwirtschaft 
hatte seinen Schwerpunkt in Süddeutschland. Vier- 
mal meldete die BayWa AG, München, und je zwei- 
bzw. einmal zeigten die WLZ Raiffeisen, Stuttgart, 
die RHG Frankfurt und die RWZ Kurhessen-Thürin- 
gen, Kassel, solche Übernahmen an. Diese Zusam- 
menschlüsse winden nicht untersagt. 

6. Großhandel mit Düngemitteln 

Der Konzentrationprozeß auf der Großhandelsstufe 
für Agrarchemikalien (Düngemittel und Pflanzen- 
schutzmittel) ist im Berichtszeitraum weiter fortge- 
schritten. Nachdem bereits 1993 durch Zusammenle- 
gen der Aktivitäten der Werhahn-Gruppe, der Firma 
Wilhelm E.H. Biesterfeld und der Heinrich Linssen 
GmbH & Co. KG die neue Biesterfeld Scheibler Lins- 
sen GmbH (BSL), Hamburg, entstanden war, erwarb 
die BSL 1995 die Haniel Agrarhandel GmbH, Mün- 
chen. BSL stärkte damit ihre Position als umsatzstärk- 
stes Unternehmen aus der Gruppe der privaten Groß- 
händler. Die Fusion stieß auf keine kartellrechtlichen 
Bedenken, da BSL vorwiegend in West- und Nord- 
deutschland, Haniel Agrarhandel vor allem in Süd- 
deutschland tätig war. Auf den regional abzugren- 
zenden Märkten herrscht weiterhin Wettbewerb. 
Nach wie vor haben die regionalen Zentralen der 
Raiffeisengenossenschaften starke Marktstellungen. 
Daneben treten die privaten Großhändler wie auch 
Vereinigungen privater Landwaren-Kaufleute als 
Großhändler für Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
auf. 


Einzelhandel (52) 

1. Lebensmittel 

Die REWE Zentral AG hat über eine Beteiligungsge- 
sellschaft eine 50% -Beteiligung an 22 PETZ-Märk- 
ten erworben, die von Familiengesellschaften geführt 
wurden, die bereits mit der REWE verbunden waren 
und von dieser auch beliefert wurden. 17 dieser 
Märkte befinden sich im Raum Westerwald- Sieger- 
land, die übrigen in Sachsen- Anhalt. Während der 
Zusammenschluß wettbewerbsrechtlich in Sachsen- 
Anhalt unbedenklich war, da die REWE nur mit zwei 
Penny-Märkten in Pirna vertreten war, kam es in 
dem westdeutschen Raum zu teilweise beträchtli- 
chen Marktanteilsadditionen. Das Bundeskartellamt 
teilte das westdeutsche Verbreitungsgebiet der 
PETZ-Märkte, das sich über die Bundesländer Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Hessen er- 
streckt, trotz ihrer räumlichen Nähe wegen der be- 
sonderen landschaftlichen Struktur des Gebiets in elf 
Regionalmärkte ein. Die teils beträchtlichen Markt- 
anteilsadditionen blieben jedoch stets unter der Ver- 
mutungsschwelle des § 22 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1. Das 
Bundeskartellamt gab das Vorhaben frei, nachdem 
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die REWE die Anmeldung der Übernahme von wei- 
teren zwei PETZ-Standorten, auf die die Oligopolver- 
mutung des § 23a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 zutraf, zurück- 
genommen hatte. 

Die REWE Zentral AG hat nach einem Durchgangs- 
erwerb über die REWE Dortmund Großhandel e. G. 
(REWE -Dortmund) zwölf von 18 Garant-Märkten der 
Brülle & Schmeltzer GmbH & Co. KG, Lippstadt, er- 
worben. Das Vorhaben, das Standorte im Raum Pa- 
derbom/Lippstadt, Bad Driburg sowie in Aschersle- 
ben (Sachsen- Anhalt) betraf, wurde freigegeben, da 
in keinem Fall die Entstehung oder Verstärkung ei- 
ner überragenden Marktstellung durch den Zusam- 
menschluß zu erwarten war. Das galt auch für die 
restlichen sechs Standorte von Brülle & Schmeltzer, 
die bei der REWE Dortmund verbheben und die bis- 
her auch schon von ihr beliefert wurden. Die Märkte 
hegen sämtlich im Kreis Soest, wo die REWE bislang 
keine Einzelhandelsumsätze erzielte. 

Die zum REWE Konzern gehörende R-Kauf-Märkte 
GmbH Lehrte hat mit der Konsumgenossenschaft 
Quedlinburg ein Gemeinschaftsunternehmen zur 
gemeinsamen Führung der Einzelhandelsgeschäfte 
beider Gesellschaften gegründet. Die KG Quedlin- 
burg ist zwischenzeitlich aus dem Gemeinschaftsun- 
ternehmen zugunsten der REWE Lehrte ausgeschie- 
den. Die OHG Fegro/Selgros hat einen C + C-Markt 
in Cottbus von C + C-Schaper mbH & Co. und die 
REWE-Wibu Handelsgesellschaft für Großverbrau- 
cher mbH das Vermögen der Franke + Panzer GmbH 
& Co. erworben. Ferner erwarb die zur REWE-Grup- 
pe gehörende REWE Dortmund eine Minderheitsbe- 
teiligung an der Udo Täubrich Betreuungs GmbH. 
Die genannten Fälle sind nicht untersagt worden. 

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb einer Mehr- 
heitsbeteiligung der NHH Norddeutsche Handels- 
holding GmbH, Hamburg, an der SPAR Handels AG 
(SPAR), Schenefeld, nicht untersagt. Der Mehrheits- 
erwerb erfolgte im Rahmen der Umstrukturierung 
des Aktionärskreises und der Besitzverhältnisse an 
der SPAR, teüweise indirekt über die Norddeutsche 
SPAR Beteiligungs AG, Frankfurt/Main. An der 
NHH sind als Gesellschafter mit größeren Aktien- 
paketen der bisherige Großaktionär der SPAR und 
Aufsichtsratsvorsitzende Bernhard Schmidt, der 
NHH-Geschäftsführer Klaus Peter Schneidewind so- 
wie die WCM Beteiligungs- und Grundbesitz AG, 
Frankfurt/Main, beteiligt. Durch diese Änderung der 
Besitzverhältnisse an der SPAR ist die Entstehung 
oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stel- 
lung nicht zu erwarten. 

Nachdem die SPAR zunächst in den Städten Aurich 
und Jever „Continent" SB- Warenhäuser übernom- 
men hatte, erwarb SPAR von der Promohypermarkt- 
Gruppe auch das gesamte übrige unter der Bezeich- 
nung „Continent" betriebene Warenhausgeschäft. 
Die Promohypermarkt-Gruppe (Umsatz im Jahr 1995: 
1,9 Mrd. DM) ist ein Tochterunternehmen der franzö- 
sischen Einzelhandelsgruppe Promodes, das in 
Deutschland an 36 Standorten SB- Warenhäuser be- 
trieb. 

Vom Zusammenschlußvorhaben betroffen waren 
primär die Märkte für Lebensmittel-Einzelhandel in 


27 Regionen (insbesondere in den Bundesländern 
Niedersachsen, Bremen, Hamburg, Nordrhein-West- 
falen, Saarland, Rheinland-Pfalz und Baden-Würt- 
temberg). Auf den Regionalmärkten Salzgitter, 
Braunschweig, Wolfsburg, Nordenham, Norden und 
Emden wird zwar SPAR nach dem Zusammenschluß 
die Marktführerschaft übernehmen und/oder zusam- 
men mit den beiden nächstgrößeren Wettbewerbern 
Marktanteüe von mehr als 50 % besitzen. Dieser Um- 
stand läßt jedoch nicht die Entstehung bzw. die Ver- 
stärkung einer marktbeherrschenden Stellung erwar- 
ten. Die Oligopolvermutung des § 23 Abs. 2 Nr. 1 
GWB ist widerlegt. An den relevanten Standorten 
sind in den letzten Jahren die Umsätze der Con- 
tinent-Märkte mit Food-Produkten überwiegend 
stagnierend, zum Teil rückläufig und marktanteüs- 
bzw. ressourcenstarke Wettbewerber (Aldi, REWE, 
Metro u. a.) vertreten. Die Konstellation der drei füh- 
renden Unternehmen in diesen Märkten wiederholt 
sich in den angrenzenden Regionalmärkten nicht. In 
den übrigen Regionen wird der Marktanteil von 
SPAR unter Einbeziehung des „Continent "-Ge- 
schäfts unter 15% hegen. In einer Reihe von Fähen 
war SPAR an den „Continent "-Standorten bislang 
nicht im Einzelhandel vertreten, so daß sich keine 
Marktanteilsadditionen ergaben. Das Verfahren ist 
ohne Untersagung abgeschlossen worden. 

Die SPAR hat von der zum Metro-Konzem gehören- 
den Bohe AG 66 im wesentlichen in Berlin gelegene 
Ladengeschäfte mit einem Umsatz von gut 320 Mio. 
DM erworben. Metro bleibt in Berlin mit einer Viel- 
zahl von Geschäften (Umsatz ca. 750 Mio. DM) im 
Lebensmitteleinzelhandel tätig, gibt allerdings mit 
dem Zusammenschluß die Vertriebssparte Super- 
markt auf und konzentriert sich auf den kleinflächi- 
gen Discount (TIP) und die Großflächen (extra- Ver- 
brauchermarkt, real-SB-Warenhaus). SPAR selbst ist 
im Berliner Raum mit 5 Eurospar-Märkten und über 
die Belieferung selbständiger SPAR-Einzelhändler 
tätig (Umsatz Eurospar rund 55 Mio. DM). Durch den 
Zusammenschluß steigt der Marktanteil von SPAR im 
Berliner Raum von knapp 1% auf knapp 4%. Auch 
auf den 5 außerhalb Berlins untersuchten Märkte 
(Seelow, Strausberg, Fürstenwalde, Beeskow und 
Frankfurt/Oder) erreicht SPAR keine Marktanteile 
über 15%. Angesichts der niedrigen Marktanteile 
von SPAR und den am Stadtrand von Berlin entstan- 
denen bzw. im Bau befindlichen Großflächen/ Ein- 
kaufszentren (zum Beispiel in Dallgow, Rangsdorf, 
Hellersdorf, Eiche, Biesdorf-Süd, Werder, Lichten- 
berg, Vogelsdorf, Goosen, Oranienburg, Drewitz) ist 
die Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung 
ausgeschlossen. 

Das Bundeskartellamt hat auch die Übernahme von 
12 Super- und Verbrauchermärkten der Claus Kling 
Söhne GmbH & Co., Pirmasens, durch die Spar AG 
nicht untersagt. Diese Märkte, die von Kling bereits 
als „Eurospar "-Märkte betrieben und von Spar belie- 
fert worden waren, hegen im Gebiet der Food- 
Märkte Pirmasens und Kaiserslautern. Auf beiden 
Märkten ist eine hinreichende Zahl großer und lei- 
stungsstarker Anbieter des Lebensmittelhandels als 
Wettbewerber vertreten. Insbesondere die Markant- 
Südwest Handels AG (vormals die aus REWE Süd- 
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west hervorgegangene Südwestkauf Handels AG r 
Pirmasens) ist mit Super- und Verbrauchermärkten in 
beiden Regionalmärkten ein starker Wettbewerber. 
Angesichts der Marktstruktur und der Wettbewerbs- 
situation auf beiden betroffenen Märkten war das Er- 
reichen einer marktbeherrschenden Stellung durch 
die Übernahme auszuschließen. 

Die SPAR Handels AG und die Sügro Deutschland 
Handelsgesellschaft mbH & Co. KG, die Zentrale von 
18 regionalen Sügro-Gesellschaften, die aneinander 
wechselseitig beteiligt sind, hatten das Vorhaben 
angemeldet, ein Gemeinschaftsunternehmen Shop- 
trading International GmbH & Co. KG mit paritäti- 
scher Beteiligung zu gründen. Das Unternehmen 
sollte insbesondere Tankstellenshops, Kioske und so- 
genannte Convenience-Shops mit einem Teilsorti- 
ment von Lebensmitteln, insbesondere vorgefertig- 
ten und Fertiggerichten, Süß- und Backwaren, alko- 
holischen und Erfrischungsgetränken sowie Tabak- 
waren mit eigener Logistik bundesweit beliefern. 
Das Vorhaben wurde freigegeben, da das Bundes- 
kartellamt nach den Grundsätzen der Rechtspre- 
chung des Bundesgerichtshofes die Belieferung mit 
Convenienceartikeln dem einheitlichen Markt des 
Großhandels mit Food-Artikeln zurechnete. Damit 
war das Entstehen oder die Verstärkung einer über- 
ragenden Marktstellung durch den Zusammenschluß 
auszuschließen. Die Zusammenarbeit wurde inzwi- 
schen wieder eingestellt, da die Sügro-Gruppe von 
der Lekkerland-Gruppe, dem bedeutendsten Wett- 
bewerber im Convenience-Bereich, übernommen 
worden ist. 

Die Lidl & Schwarz-Gruppe (L + S), Neckarsulm, die 
die Märkte in den neuen Bundesländern im wesent- 
lichen durch internes Wachstum erschlossen hat und 
hier mit „Kaufland "-SB- Warenhäusern inzwischen 
einer der größten Betreiber von Großflächen gewor- 
den ist, hat mit mehreren Zusammenschlüssen insge- 
samt 14 SB-Warenhäuser von westdeutschen Han- 
delsunternehmen übernommen. Angesichts der sich 
jetzt abzeichnenden Überkapazitäten in Ostdeutsch- 
land handelt es sich dabei zum größten Teil um 
Standorte, die im Rahmen des Rückzugs westdeut- 
scher Handelsunternehmen aus Ostdeutschland ab- 
gegeben wurden. Von den 14 übernommenen SB- 
Warenhäusem, deren Gesamtumsätze zu rund 70% 
auf Food-Artikel entfallen, liegen sieben in Sachsen 
und drei in Thüringen, die restlichen in den übrigen 
neuen Bundesländern. Im einzelnen wurden sechs 
„Plaza "-SB-Warenhäuser von der Konsumgenossen- 
schaft Dortmund-Kassel e.G., fünf „Komm"-SB-Wa- 
renhäuser von der Kathreiner AG, zwei „Plaza"-SB- 
Warenhäuser von der Coop Schleswig-Holstein e.G. 
sowie ein SB-Warenhaus von der Metro-Gruppe er- 
worben. Obwohl die L + S-Gruppe auf einer Reihe 
der betroffenen Regionalmärkte bereits mit Kauf- 
land-SB-Warerihäusem und Lidl-Discountmärkten 
vertreten war und zum Teil auch bereits über beacht- 
liche Marktanteile auf diesen Foodmärkten verfügte, 
erreichten die Marktanteile durch die vorhegenden 
Übernahmen jedoch in keinem Fall die Marktbeherr- 
schungsschwelle, sondern blieben zum größten Teil 
weit darunter. Überdies traf L + S auf allen betroffe- 
nen Regionalmärkten auf eine Reihe leistungsstarker 


Wettbewerber, darunter in der Regel alle großen 
Anbieter des Lebensmittelhandels, wie REWE, die 
Metro-Gruppe, Tengelmann, Edeka und SPAR. An- 
gesichts der Marktstrukturen sowie der Größe und 
Potenz der Wettbewerber auf allen von den Übernah- 
men betroffenen regionalen Foodmärkten war die 
Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung der L + S-Gruppe nicht zu erwar- 
ten. 

Ebenso hat das Bundeskartellamt die Übernahme 
von drei Hertie- Warenhäusern in Rottweil, Eriskirch 
und Neckarsulm durch die L + S-Gruppe nicht unter- 
sagt. Es handelt sich dabei um kleinere Hertie- 
Häuser, deren Verkaufsflächen jeweils zwischen 
7 000 und 8 500 m 2 hegen. Von der Gesamtfläche ent- 
fallen ca. 20 % auf Food-Flächen, die aufgrund lang- 
fristiger Mietverträge mit der Tengelmann-Gruppe 
von dieser weiter betrieben werden. Da Tengelmann 
Wettbewerbsschutz eingeräumt worden war, kann 
L+S für die Laufzeit der Mietverträge in den drei 
Häusern keine Food-Umsätze tätigen, sondern diese 
nur als reine Nonfood-Märkte betreiben. In bezug 
auf den Nonfood-Bereich der drei Hertie-Häuser, bei 
dem Textilien mit rund 40% den jeweils höchsten 
Anteil haben, ist angesichts der Präsenz des Fach- 
handels und einer Reihe von Kaufhaus-Wettbewer- 
bern auf aßen drei räumlichen Märkten das Er- 
reichen einer marktbeherrschenden Stellung von 
L+S auszuschheßen. Wegen der Bedeutung von L+S 
auf den Märkten des Lebensmitteleinzelhandels - 
rund 85% der Gesamtumsätze der L + S-Gruppe in 
Deutschland entfallen auf Food - und der Möglich- 
keit von L+S, die derzeit von Tengelmann betriebe- 
nen Lebensmittelabteilungen später ohne erneute 
fusionsrechthche Prüfung übernehmen zu können, 
sind daher auch die möghchen wettbewerbhchen 
Auswirkungen der Übernahme auf den Lebensmit- 
teleinzelhandel in den drei Regionalmärkten über- 
prüft worden. Trotz beachtlicher Marktanteile der 
L+ S-Gruppe auf dem Food-Markt Neckarsulm, dem 
Stammgebiet von L + S, und dem Markt Rottweil ist 
auch hier das Erreichen einer marktbeherrschenden 
Stellung der L+ S-Gruppe, allein oder im Oligopol, 
nicht zu erwarten. Die Marktanteile hegen deutlich 
unterhalb der kritischen Schwelle der Marktbeherr- 
schungsvermutung. Zudem sind auf allen betroffe- 
nen Märkten neben regional starken Wettbewerbern 
auch die großen überregional tätigen Anbieter des 
Lebensmittelhandels als Wettbewerber vertreten. 

Die zu der Tengelmann Warenhandelsgesellschaft, 
Mühlheim, gehörende Kaiser's Kaffee-Geschäft AG 
hat von der zur Metro gehörenden DSBK 142 Schätz- 
lein-Filialen mit einem Food-Umsatz von 548 Mio. 
DM erworben. Mit Umsätzen von gut 60 Mrd. DM ist 
Metro das mit Abstand führende Konsumgüter- Han- 
delsunternehmen vor REWE, Edeka, Aldi und Ten- 
gelmann (Inlandsumsatz 25 Mrd. DM). An den Food- 
Umsätzen gemessen sind die führenden Unterneh- 
men REWE, Edeka, Aldi, Metro und Tengelmann. 
Die zu erwerbenden Schätzlein-Fihalen hegen im 
Westen von Nordrhein- Westfalen. In diesem Gebiet 
wohnen 10,3 Mio. Einwohner mit einer rechneri- 
schen Food-Kauf kraft von 28,6 Mrd. DM. Die in die- 
ser Region tätigen Lebensmittelhandelsuntemehmen 
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haben auf Anfrage insgesamt einen Food-Umsatz 
von 28,2 Mrd. DM angegeben. In dem Gesamt gebiet 
erzielen Tengelmann 12 %, Schätzlein 2 % und Metro 
9% Marktanteil. Marktführer ist mit Abstand Aldi. 
REWE und Metro teilen sich vor dem Zusammen- 
schluß Rang 3. Durch den Verkauf von Schätzlein 
rutscht Metro mit geringem Abstand (ca. 2-Prozent- 
punkte) auf Rang 5. Die Schwellenwerte der Oligo- 
polvermutung werden nicht erreicht. Weder haben 
die drei führenden Unternehmen insgesamt 50% 
oder mehr Marktanteil, noch erreicht Tengelmann 
mit Schätzlein den Schwellenwert von 15% Markt- 
anteil. Der Marktanteil der führenden Unternehmen 
insgesamt wird durch den Zusammenschluß prak- 
tisch nicht verändert. Es findet lediglich ein Aus- 
tausch von Marktanteilen zwischen zwei der führen- 
den Unternehmen statt. Dies gilt im wesentlichen 
auch für die elf eingehend untersuchten regionalen 
Märkte. In Essen, Borken, Kleve und Wesel hegen 
die Marktanteile der jeweils führenden Unterneh- 
men unter der Vermutungsschwelle von 50%. Ten- 
gelmann erreicht maximal Rang 2. Die führende Posi- 
tion hat jeweils Aldi inne. Auffällig ist, daß in den we- 
niger dicht besiedelten Gebieten Borken, Kleve und 
Wesel mit Allkauf, Klaas + Kock sowie SPAR Anbie- 
ter auf den vorderen Rängen hegen, die weder im 
Gesamtgebiet noch bundesweit zu den führenden 
fünf Anbietern gehören. In Köln und Wuppertal hegt 
der Marktanteil von Tengelmann nach dem Zusam- 
menschluß unter 15%, so daß die Oligopolvermutun- 
gen, obwohl erfüllt, gegen Tengelmann nicht an- 
wendbar sind. In Krefeld, Mönchengladbach und Ko- 
blenz erreichen die jeweils führenden drei Anbieter 
mehr als 50 % Marktanteil und Tengelmann mehr als 
15%. Die führenden Unternehmen sind jeweils Aldi, 
Tengelmann und Metro, die durch den Zusammen- 
schluß lediglich die Rangplätze tauschen. Der Markt- 
anteil der führenden Unternehmen von ca. 55 % wird 
durch den Zusammenschluß nicht verändert, da le- 
diglich ein Wechsel zwischen Metro und Tengel- 
mann stattfindet. Insofern wird die Marktposition der 
führenden Unternehmen nicht verstärkt. Auch das 
Größenverhältnis der führenden Unternehmen unte- 
reinander verändert sich nicht wesentlich. In dieser 
Situation ist eine nachhaltige Verschlechterung der 
Angebotsstruktur, die zu einer Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung führen könnte, nicht 
zu erwarten. In Bonn und Düsseldorf sind die führen- 
den drei Unternehmen jeweils Aldi, REWE und Ten- 
gelmann. Auf Rang 4 hegt jeweils Metro, Rang 5 ha- 
ben Allkauf (Düsseldorf) bzw. Lidl + Schwarz (Bonn) 
inne. Vor und nach dem Zusammenschluß sind so- 
wohl die Vermutungen für die führenden drei als 
auch für die führenden fünf Unternehmen erfüllt. Die 
Marktposition der führenden fünf Unternehmen än- 
dert sich durch den Zusammenschluß nicht. Ange- 
sichts dieser Angebotsstruktur ist eine nachhaltige 
Verschlechterung der Wettbewerbsbedingungen 
durch die relativ geringe Verstärkung der füllenden 
drei Unternehmen (Marktanteilszuwachs unter 1%) 
nicht festzustellen. Die Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Position der drei führenden Unterneh- 
men ist daher nicht zu erwarten. Dies auch vor dem 
Hintergrund, daß den drei führenden Unternehmen 
mit Metro, Spar, Edeka, Lidl + Schwarz, Karstadt, RE- 
WE Dortmund, Promohypermarkt und Edeka bun- 


desweit und in der untersuchten Region wichtige 
Wettbewerber gegenüberstehen. 

Die zum Metrokonzem gehörende Deutsche SB-Kauf 
hat im Berichtszeitraum ihrerseits mehrere Verbrau- 
chermärkte übernommen, und zwar von der Stolz 
Warenhandelsgesellschaft mbH einen Verbraucher- 
markt in Erftstadt, von der Merkel Warenhandelsge- 
sellschaft mbH je einen Verbrauchermarkt in Gold- 
bach, Waltershausen, Ohrdruf und Sonsbek und von 
der Aktiv-Markt Funk GmbH einen Verbraucher- 
markt in Drochtersen. Abgesehen von Drochtersen 
lagen die Marktanteile von Metro nach den Zusam- 
menschlüssen jeweils deutlich unter 15%. In Droch- 
tersen, wo mit Lidl + Schwarz, Edeka/AVA und 
REWE wesentliche Wettbewerber tätig sind, lagen 
sie zwischen 15 und 20%. Die Zusammenschlüsse 
sind nicht untersagt worden. 

Edeka Genossenschaften haben in drei Fällen eine 
große Anzahl von Filialen in Sachsen- Anhalt, Berlin/ 
Brandenburg und Bayern übernommen. Der wirt- 
schaftlich bedeutungsvollste Fall war dabei die Über- 
nahme einer Mehrheitsbeteilgung an der Otto Rei- 
chelt AG durch die Edeka Minden-Hannover e.G. 
Die Otto Reichelt AG erzielte im Lebensmittel-Ein- 
zelhandel Umsätze von ca. 1,5 Mrd. DM (überwie- 
gend in Berlin), daneben auch in Sachsen- Anhalt. 
Edeka war bislang im Berliner Lebensmittel-Einzel- 
handel nur schwach vertreten, so daß sich hier nur 
geringe konzentrative Effekte bei Marktanteilen um 
15% ergaben. Weiter erwarb die Edeka Nordbayem 
e.G. alle 53 Filialen der Kondi Discount Warenhan- 
delsgesellschaft mbH, Spickendorf (bei Halle), die 
sich bis auf wenige Ausnahmen in Sachsen- Anhalt 
befinden. Edeka Chiemgau übernahm in Oberbay- 
em eine Reihe von Einzelhandelsgeschäften der 
Bernd Nickel GmbH. Die Edeka-Genossenschaften 
Minden-Hannover und Nordbayem und die dahinter 
stehenden Handelsgesellschaften konnten ihre Posi- 
tionen auf den betroffenen Märkten in Sachsen-An- 
halt/Sachsen verbessern. Aufgrund der großen Zahl 
leistungsfähiger Wettbewerber, insbesondere auf 
dem Regionalmarkt Halle, stand die Entstehung oder 
Verstärkung marktbeherrschender Stellungen jedoch 
nicht zu befürchten. Bei gleicher Bewertung der 
Marktsituation im deutsch-österreichischen Grenz- 
gebiet wurde auch die Übernahme der Bernd Nickel 
GmbH durch Edeka Chiemgau freigegeben. Die 
Edeka Handelsgesellschaft Duisburg mbH hat von 
der Götzen Lebensmittelhandelsgesellschaft 27 Su- 
permärkte im Raum Oberhausen, Duisburg, Krefeld 
übernommen. Auf keinem der vom Zusammen- 
schlußvorhaben betroffenen Märkte für den Einzel- 
handel mit Lebensmitteln wird ein Marktanteil von 
mehr als 10% erreicht. Die Entstehung oder Verstär- 
kung von Marktbeherrschung war in diesen, wie in 
allen anderen vorgenannten Fällen auszuschließen. 


2. Bekleidung 

Die Wünsche AG, ein Mischkonzern mit einem Kon-, 
zemumsatz von 1,34 Mrd. DM, hat den Erwerb einer 
Mehrheitsbeteiligung an einer Gmppe von drei 
Familienuntemehmen (Jansen Textil GmbH, Netto- 
tex Textil GmbH & Co., Nettotex Textilverwaltungs 
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GmbH) angezeigt, die den Großhandel mit Textilien, 
insbesondere Bekleidung, betreiben. Wünsche war 
bislang nicht im Textilgroßhandel tätig. Da es nicht 
zu Marktanteilsadditionen kam, wurde der Zusam- 
menschluß nicht untersagt. Ebenfalls freigegeben 
wurde der Erwerb von 22 Filialen der aus den Kon- 
kurs der Hettlage-Gruppe stammenden Filialkette 
„That's Me" in Nord- und Westdeutschland durch 
die zur Wünsche AG gehörende Jean Pascale AG, 
die den Einzelhandel mit modischer Bekleidung bun- 
desweit betreibt. Da Jean Pascale mit einem Jahres- 
umsatz von 350 Mio. DM erst an 35. Stelle in der 
Rangliste der Textileinzelhändler in der Bundesrepu- 
blik steht und an sieben Standorten, an denen es zu 
Marktanteilsadditionen kam, ein Marktanteil von 
6 % nicht überschritten wurde, war das Entste- 
hen oder die Verstärkung einer überragenden Stel- 
lung auf dem Textileinzelhandelsmarkt nicht zu er- 
warten. 

Die Quelle Schickedanz AG & Co. hat an der Merca- 
tura Holding GmbH eine Minderheitsbeteiligung 
von 45 % der Anteile zusammen mit der Option, die 
Beteiligung auf eine Mehrheitsbeteiligung zu erhö- 
hen, erworben. Zur Mercatura- Gruppe gehören zahl- 
reiche Unternehmen im In- und Ausland, darunter in 
Frankreich, den Niederlanden, Österreich, Schweiz, 
Italien, und Großbritannien, die sich hauptsächlich 
mit dem Vertrieb von Berufsbekleidung befassen, in 
geringem Umfang auch mit Schuhhandel und ver- 
schiedenen Dienstleistungen. Quelle vertreibt in ge- 
ringem Umfang ebenfalls Berufsbekleidung im Ver- 
sandwege. Es war von einem besonderen Markt für 
Berufskleidung auszugehen, der einerseits von der 
normalen Oberbekleidung wie andererseits von der 
Sportbekleidung abzugrenzen ist, obwohl die Über- 
gänge in Randbereichen (Freizeitkleidung, sportliche 
Alltagsbekleidung) fließend sind. Das Vorhaben wur- 
de freigegeben, weil der Inlandsumsatz der beteilig- 
ten Unternehmen mit 80 Mio. DM nur 2,7% vom 
Marktvolumen zu Einzelhandelsverkaufspreisen in 
Deutschland ausmacht. 

Der von der Peek & Cloppenburg KG angezeigte Er- 
werb eines Filialbetriebes der Konen Bekleidungs- 
haus KG, in Saarbrücken durch ihr Tochterunterneh- 
men Anson’s Herrenhaus KG ist nicht untersagt wor- 
den. In der von dem Zusammenschluß betroffenen 
Region Saarbrücken/Saarlouis und Völklingen wird 
Peek & Cloppenburg mit etwa 18% Marktanteil 
durch mehrere große und zahlreiche mittelständische 
Wettbewerber kontrolliert, so daß das Entstehen oder 
die Verstärkung einer überragenden Marktstellung 
auszuschließen ist. 

Die zur Metro -Gruppe gehörende Kaufhof Holding 
AG hat ihre Mehrheitsbeteiligung an der Friedrich 
Wenz GmbH & Co. an die mehrheitlich in Familien- 
besitz befindliche Robert Klingel GmbH & Co. über- 
tragen. Klingel und Wenz betreiben beide den Ver- 
sandhandel mit Textilien, Schmuck und Geschenken; 
Klingel unterhält daneben acht stationäre Verkaufs- 
stellen. Bei einem Gesamtumsatz von Klingel von 
1,67 Mrd. DM beträgt der Textilanteil 1,1 Mrd. DM. 
Bei Wenz beträgt dieses Verhältnis 370 Mio. von 
622 Mio. DM. Durch den Zusammenschluß rückt 


Klingel mit einem Marktanteil von nur 1,8% am 
deutschen Textileinzelhandelsmarktvon der 9. auf 
die 7. Rangstelle der führenden Unternehmen. Das 
Vorhaben wurde freigegeben. 

3. Schuhe 

Die französische Chaussure Andre S.A. und die briti- 
sche Sears plc., in ihren jeweiligen Heimatländern 
führende Anbieter von Schuhen, Lederwaren und 
Bekleidung, haben ihre im Jahre 1991 zusammenge- 
faßten Aktivitäten im Schuheinzelhandel in Deutsch- 
land beendet. Das zu diesem Zweck gegründete Ge- 
meinschaftsunternehmen Sears Andre Retail Group 
BV wurde auf Sears übertragen. Gleichzeitig wurden 
die Andre -Aktivitäten ausgegliedert und auf eine 
neugegründete deutsche Tochter von Andre France 
übertragen. Die Zusammenschlüsse wurden nicht 
untersagt. 

Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben der Metro 
Vermögensverwaltung GmbH &Co. KG, über ihr 
Tochterunternehmen Reno Versandhandel GmbH 
(Reno) eine Mehrheitsbeteiligung an der in wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten befindlichen Mayer 
Schuh GmbH zu erwerben, nicht untersagt. Auf dem 
noch weitgehend gering konzentrierten Schuhhan- 
delsmarkt ist Reno der einzige große Anbieter, der zu 
einem ressourcenstarken Konzern gehört. Der Zu- 
sammenschluß führte auf 53 regionalen Märkten zu 
Marktanteilsadditionen, die an fünf Standorten zu 
Marktanteilen von 20-23% führten. Da die Oligopol- 
vermutung des § 23 a Abs. 2 nicht eingriff und trotz 
eines zu erwartenden Umsatzes von 1 Mrd. DM nur 
ein bundesweiter Einzelhandelsmarktanteil von 
5,5% erreicht wurde, war das Entstehen oder die 
Verstärkung einer überragenden Marktstellung 
durch das Vorhaben auszuschließen. 

Die Millenium Images Ltd., ein Tochterunternehmen 
der britischen FACLA Ltd., die in Großbritannien in 
etwa 1 000 Spezialgeschäften Schuhe sowie Socken, 
Taschen u. ä. anbietet, hat von der International Foot- 
wear Investment BV, Amsterdam, die Anteile an der 
Bata GmbH erworben. Bata ist ein Schuheinzelhan- 
delsuntemehmen, das bundesweit in ca. 100 Filialen 
110 Mio. DM umsetzt. Es gehört damit nicht zu den 
führenden zehn Unternehmen der Branche. Da die 
Erwerberin auf dem deutschen Markt bisher nicht tä- 
tig war, konnte das Entstehen oder die Verstärkung 
einer überragenden Marktstellung durch den Zu- 
sammenschluß ausgeschlossen werden. 

4. Möbel 

Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben der Möbel 
Walther AG (Walther), eine Mehrheitsbeteiligung an 
der Möbel Mutschler GmbH & Co. KG (Mutschler) zu 
erwerben, nicht untersagt. Durch den Zusammen- 
schluß stößt Walther in die Gruppe der fünf führen- 
den Möbelanbieter in der Bundesrepublik vor, die je- 
weils mehr als 1 Mrd. DM jährlich umsetzen. Da es 
an den 18 Standorten Walthers in der Bundesrepu- 
blik nicht zu regionalen Überschneidungen mit den 
Möbelhäusern von Mutschler in Neu-Ulm und Leon- 
berg kommt und bundesweit ein Marktanteil von nur 
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2,5% erreicht wird, war das Entstehen oder die Ver- 
stärkung einer überragenden Marktstellung durch 
den Zusammenschluß nicht zu erwarten. 


5. Haushaltsgeräte und Unterhaltungselektronik 

Die Quelle Schickedanz AG & Co. (Quelle) hat von 
der Neckermann Versand AG vier Verkaufshäuser in 
Berlin, Hamburg, Lingen und Memmingen übernom- 
men, von denen die Standorte Lingen und Memmin- 
gen zum Jahresende 1995 geschlossen werden soll- 
ten. In den übernommenen Filialen wird der statio- 
näre Einzelhandel mit Haushaltselektrogeräten und 
Unterhaltungselektronik betrieben. Da die Marktan- 
teüe von Quelle auf dem relevanten Markt an beiden 
verbliebenen Standorten die 5 %-Marke nicht über- 
steigen, waren die Untersagungsvoraussetzungen 
von § 24 Abs. 1 nicht gegeben. 

Das Bundeskartellamt hat die weitere Herausgabe 
des für den deutschen Markt bestimmten „eurin- 
dex-Kalkulationsleitf aden Unterhaltungselektronik " 
durch die eurindex AG, Basel/Schweiz, als Verstoß ge- 
gen das Empfehlungsverbot des § 38 Abs. 1 Nr. 11 ab- 
gemahnt und der eurindex AG für den Fall des weite- 
ren Vertriebs von Preislisten auf dem Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland eine Untersagunsverfügung 
angekündigt. Der „ eurindex-Kalkulationsleitfaden " 
war mit dem Ziel der Akquisition von Abonnenten für 
die geplanten vierteljährlichen Bände an 10 000 Fach- 
händler für Unterhaltungselektronik versandt worden. 
Er enthielt eine Aufstellung von über 3 000 Marken- 
produkten der Unterhaltungselektronik - dem gesam- 
ten Kemsortiment -, die alphabetisch geordnet und je- 
weils mit einem „Verkaufspreis in DM" (im ersten 
Band mit einem sog. „Marktwert-Index in DM“) ver- 
sehen waren und einen kurzen Anhang mit betriebs- 
wirtschaftlichen Grundsätzen für die Preiskalkulation. 
Das Bundeskartellamt wertete diese als „eurindex- 
Kalkulationsleitfaden " veröffentlichten umfangrei- 
chen Preislisten als verbotene Empfehlungen, mit 
denen die Einhaltung bestimmter (Mindest-) Verkaufs- 
preise nahegelegt werden sollte. Zudem war festzu- 
stellen, daß die veröffentlichten Preise zum Teü Ab- 
weichungen zu den unverbindlichen Hersteller-Preis- 
empfehlungen aufwiesen und diese sowohl über- als 
auch unterschritten. Das Bundeskartellamt hat der 
eurindex AG in seiner Abmahnung eingehend die 
kartellrechtliche Beurteilung des Vertriebs von Preisli- 
sten in Deutschland dargelegt und gleichzeitig die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme der Mittelstands- 
empfehlung des § 38 Abs. 2 Nr. 1 wegen fehlender 
materieller und formeller Voraussetzungen für das 
eurindex-Modell verneint. Die deutschen Mitglieder 
eines für das ursprünglich geplante Mittelstandsmo- 
dell bereits vorgesehenen „Preiskalkulationsaus- 
schusses" wurden umgehend über die Abmahnung 
informiert. Nachdem die eurindex AG in der zweiten 
Ausgabe des „Kalkulationsleitfadens" zudem eine 
Reihe von Markenherstellem als Inserenten und 
Sponsoren hatte gewinnen können, hat das Bundes- 
kartellamt auch die beiden Zentralverbände der be- 
troffenen Branche, den Zentralverband Elektrotech- 
nik- und Elektroindustrie - ZVEI - sowie den Zentral- 
verband der Deutschen Elektrohandwerke - ZVEH - 


über die kartellrechtliche Beurteüung der eurindex- 
Bände und die Abmahnung informiert. Die Heraus- 
gabe der eurindex-Bände ist eingestellt worden. 


6. Baumärkte 

Das Vorhaben der Metro-Tochter ASKO Deutsche 
Kaufhaus AG, sämtliche Anteüe an der SPAR Bau- 
und Heimwerkermärkte GmbH zu erwerben, ist 
nicht untersagt worden. Von dem Zusammenschluß 
sind 32 SPAR-Baumärkte mit einem Umsatz von 322 
Mio. DM betroffen. Die SPAR-Baumärkte liegen 
nahezu ausschließlich in Nord- und West-Deutsch- 
land. Lediglich drei Märkte liegen in Ost-Deutsch- 
land (Weißwasser, Wolfen, Schwedt) und zwei in 
Süd-Deutschland (Leingarten, Mühldorf). ASKO be- 
treibt über das gesamte Bundesgebiet (Ost und West) 
verteüt 173 Praktiker Baumärkte mit einem Umsatz 
von 3 823 Mio. DM. Daneben werden auch in ande- 
ren Metro-Großflächen (Kaufhof, extra-VM, real- 
SBW) Baumarktartikel vertrieben, allerdings in deut- 
lich geringerem Umfang. Der von dem Zusammen- 
schluß sachlich betroffene Markt ist der Markt für die 
Waren, die typischerweise in einem Baumarkt ge- 
führt werden. Zum relevanten Markt gehören dem- 
nach Eisenwaren, Werkzeuge, Sanitärartikel (Instal- 
lation, Keramik), Heizungsbedarf, Bauelemente, Flie- 
sen, Holz, Farben, Lacke, Tapeten, Teppiche und 
sonstige Bodenbeläge, Lampen/Leuchten, Elektroin- 
stallation sowie Autozubehör. Das bundesweite 
Marktvolumen für diese Artikel beträgt 84 Mrd. DM. 
Dies entspricht einer Pro-Kopf-Ausgabe von 1 042 
DM pro Jahr. Für die räumliche Marktabgrenzung ist 
im Baumarktbereich ein Einzugsgebiet von etwa 
35 km zugrundezulegen. Die 32 SPAR-Baumärkte 
sind danach 23 räumlichen Märkten zuzuordnen. 
Abgesehen von Schwedt liegen die Marktanteüe von 
Metro und SPAR nach dem Zusammenschluß auf 
diesen Märkten unter 10%, überwiegend unter 5%. 
In Schwedt, dem mit einem Kaufkraftvolumen von 
100 Mio. DM kleinsten räumlichen Markt, werden 
knapp 15 % Marktanteil erreicht. In dem an Polen an- 
grenzenden Markt Schwedt ist ein erheblicher Kauf- 
kraftzufluß aus Polen zu berücksichtigen, der das 
rechnerische Marktvolumen erhöht, was zu deutlich 
niedrigeren Marktanteilen führt. Unabhängig davon 
ist die Entstehung einer überragenden Marktstellung 
auch bei einem Marktanteil von unter 15% auszu- 
schließen. Das Zusammenschlußvorhaben betrifft 
keinen der räumlichen Märkte, die in dem 1991 ge- 
prüften Zusammenschluß Metro/ASKO wettbewerb- 
lich kritisch beurteilt worden sind. Seinerzeit waren 
für die räumlichen Märkte Wiesbaden/Main, Offen- 
bach, Heidelberg, Ludwigshafen, Kaiserslautern, 
Rastatt, Würzburg, Bayreuth, Straubing, Rosenheim, 
Ingolstadt und Landshut überragende Marktstellun- 
gen festgestellt worden. Diese Feststellungen waren 
auf die Vermutung des § 23a Abs. 1 - Eindringens - 
Vermutung - gestützt worden, da 1991 bundesweit 
und auf den betroffenen Regionalmärkten mehr als 
zwei Drittel des Umsatzes auf Mittelständler entfie- 
len. Nach dem Stand 1994 (letztes abgeschlossenes 
Geschäftsjahr für den hier zu prüfenden Zusammen- 
schluß) ist die Eindringensvermutung nicht mehr an- 
zuwenden. 
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Die OBI Heimwerkermarkt AG (OBI) hat im Berichts- 
zeitraum neun Zusammenschlüsse im Baumarktbe- 
reich vollzogen. In acht Fällen handelt es sich dabei 
um Neugründungen oder die Aufnahme neuer Ge- 
sellschafter von/in Baumarkt-Betreiberantemehmen, 
an denen OBI jeweils mehrheitlich beteiligt ist. Die 
Minderheitsgesellschafter fungieren teils als Franchi- 
senehmer, teils halten sie nur Kapitalanlagen. Nach 
den Zusammenschlüssen liegen die zu erwartenden 
Marktanteile überwiegend bei 5%. In zwei Fällen 
lagen sie unter 10% (Minden) bzw. unter 15% 
(Mayen/Koblenz). Desweiteren hat OBI zusammen 
mit der Bausparkasse Schwäbisch Hall und dem Fer- 
tighausuntemehmen BIEN-Haus AG (BIEN) drittel- 
paritätisch die BOS Aktivhaus Vertriebs GmbH ge- 
gründet. Diese vertreibt Fertig-, Ausbau- sowie 
Selbstbauhäuser, Ausbaumaterialien und bietet Bau- 
finanzierung und Grundstücksnachweise an. Im Fer- 
tighausbereich ist BEEN mit einem Umsatz von 150 
Mio. DM der achtgrößte Anbieter. Marktführer ist die 
Kampa AG mit ca. 380 Mio. DM Umsatz. Die Entste- 
hung einer marktbeherrschenden Stellung war daher 
nicht zu erwarten, zumal im Fertighaus-/Ausbau- 
haus-Bereich ein genereller Trend zu beobachten ist, 
alle damit in Verbindung stehenden Leistungen aus 
einer Hand anzubieten. 


7. Gartengeräte 

Das Bundeskartellamt hat das gesamte Vertragswerk 
zwischen der Sabo Maschinenfabrik GmbH (Sabo), 
Gummersbach (John Deere-Konzem) und „ihrem" 
herstellergestützten Mittelstandskreis, der Sabo-Ver- 
tragspartnergemeinschaft 2000, einer kartellrechtli- 
chen Prüfung unterzogen. Anlaß dazu war der Aus- 
schluß eines Fachhändlers für Eisenwaren und Gar- 
tengeräte aus der „Sabo-Vertragspartnergemein- 
schaft 2000“, der mit einer gleichzeitigen Liefer- 
sperre durch die Sabo Maschinenfabrik verbunden 
war. Dabei zeigte sich, daß die Sabo Maschinenfa- 
brik HersteUer-Preisempfehlungen aussprach, die 
der Sabo-Mittelstandsvereinigung für die dann von 
ihr als Mittelstandsempfehlungen ausgesprochenen 
Preisempfehlungen als Grundlage dienen sollten. 
Diese von der Sabo- Vertragspartnergemeinschaft an 
ihre Mitglieder gerichteten Preisempfehlungen stell- 
ten sich als Preislisten mit einem bestimmten prozen- 
tualen Abschlag von der HersteUer-Preisempfehlung 
dar. In den Verträgen fanden sich überdies Bestim- 
mungen, die die Mitglieder der Mittelstandsvereini- 
gung - die Sabo-Fachhändler - zur Einhaltung dieser 
Preisempfehlungen verpflichten sollten. Das Bundes- 
kartellamt hat wiederholt (so in den Tätigkeitsberich- 
ten 1985/86 und 1987/88, jeweils S. 26f.) darauf hin- 
gewiesen, daß es derartige „ herstellergestützte " Mit- 
telstandsempfehlungen, die nicht nach § 38 Abs. 2 
Nr. 1 legalisiert werden können, kritisch beurteilt. 
Gleichwohl toleriert es sie unter bestimmten Voraus- 
setzungen, soweit sie geeignet sind, dem Nachteils- 
ausgleich kleiner und mittlerer Unternehmen gegen- 
über großbetrieblichen Untemehmensformen zu die- 
nen und soweit sie im übrigen die Anforderungen 
der Mittelstandsempfehlung des § 38 Abs. 2 Nr. 1 - 
Unverbindlichkeit gegenüber den Empfehlungsemp- 
fängem und Ausschluß von Drackanwendung bei ih- 


rer Durchsetzung - erfüllen. Von einer Tolerierung 
hat das Bundeskartellamt jedoch ausdrücklich solche 
Mittelstandsempfehlungen ausgeschlossen, bei de- 
nen ein Hersteller in die Preisbildung „seiner" Mit- 
telstandsvereinigung eingreift, um mit ihrer Hilfe 
seine eigenen Preisvorstellungen auf dem Markt 
durchzusetzen (Tätigkeitsbericht 1987/88, S. 27). 
Eine Reihe von Bestimmungen in dem Sabo-Ver- 
tragswerk haben in ihrem Zusammenwirken diese 
Anforderungen nicht oder nicht hinreichend erfüllt 
mit der Folge, daß Sabo die Möglichkeit hatte, seine 
Hersteller-Preisvorstellungen in die Preisempfehlun- 
gen des Mittelstandskreises einzubringen. Zudem 
konnte Sabo durch Liefersperren im Rahmen seines 
selektiven Vertriebssystems auf die Einhaltung die- 
ser Preise hinwirken. Darüber hinaus war auch eine 
Druckausübung auf die Sabo-Fachhändler durch die 
Mittelstandsvereinigung aufgrund nicht eindeutiger, 
auslegbarer Bestimmungen in den Verträgen mög- 
lich. Die Liefersperre durch Sabo wegen Nichteinhal- 
tens der imverbindlichen Preisempfehlung und die 
Druckausübung zu ihrer Einhaltung konnten im kon- 
kreten Einzelfall nicht nachgewiesen werden. Das 
Bundeskartellamt hat jedoch die Änderungen aller 
Bestimmungen in dem gesamten Sabo-Vertragswerk 
erwirkt, die die auf gezeigten Mißbrauchsmöglichkei- 
ten zuließen. Durch die Änderungen winde insbe- 
sondere klargestellt, daß jede Einflußnahme der Sabo 
auf die Willensbildung der Mittelstandsvereinigung 
bei der Erstellung unverbindlicher Preisempfehlun- 
gen sowie jede Druckausübung zur Einhaltung die- 
ser Preisempfehlungen durch die Sabo Maschinen- 
fabrik oder durch die Sabo-Mittelstandvereinigung 
imzulässig ist. Alle Bestimmungen, die bisher als 
„Berücksichtigung" bestimmter Preise ausgelegt 
werden konnten, wurden ersatzlos gestrichen. Die 
imverbindliche Hersteller-Preisempfehlung von Sabo 
wurde aufgehoben. 


8. Büro-Facheinzelhandel 

Das Bundeskartellamt hatte im Berichtszeitraum eine 
Reihe von Zusammenschlüssen zu prüfen, die im 
Zuge eines tiefgreifenden, schnellen Strukturwan- 
dels auf dem deutschen Markt für gewerblichen 
Bürobedarf - Büroverbrauchsmaterial, Büroeinrich- 
tung, Bürokommunikation - erfolgten und bei dem 
allein im letzten Jahr sechs international tätige Han- 
delsgruppen für Bürobedarf in den deutschen Markt 
eingetreten sind. Neben dem erfolgreichen Markt- 
eintritt des US-amerikanischen Büro- Versandhandels- 
Unternehmens Viking Direkt durch Gründung einer 
deutschen Tochtergesellschaft und einem weiteren 
Einstieg in den deutschen Büro-Versandhandel durch 
die US-amerikanische Bürofachhandelsgruppe Boise 
Cascade Office Corp. (Gemeinschaftsunternehmen 
mit Otto-Versand) erfolgte der Markteintritt weiterer 
international tätiger Büro-Fachhandelsgruppen vor 
allem durch die Übernahme von Unternehmen des 
bisher weitgehend mittelständisch strukturierten tra- 
ditionellen Bürofachhandels. Bei den Erwerbern han- 
delt es sich um die international tätigen Bürofach- 
handelsgruppen Corporate Express, Inc./USA, Guil- 
bert S.A. /Frankreich, Lyreco S.A. (Gaspard)/Frank- 
reich und die Koninklijke Ahrend N.V./Niederlande; 
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die erworbenen Unternehmen sind überwiegend 
kleine und mittelgroße Bürofachhändler. Auch die in 
Deutschland bereits seit 1990 tätige US-amerikani- 
sche BT Office Products-Gruppe, die mehrheitlich im 
Besitz des niederländischen Konzerns Koninküjke 
KNP Bührmann-Tetterode steht, hat im Zuge ihrer 
Expansion von Süddeutschland über das Rhein- 
Main-Gebiet hinaus drei weitere regionale Bürofach- 
händler übernommen. In den Fällen der Übernahme 
in der - im Vergleich zum Ausland - stark zersplitter- 
ten Branche der deutschen Bürofachhändler hat das 
Bundeskartellamt nur eine begrenzte Möglichkeit 
der wettbewerblichen Kontrolle. Zum einen haben 
auch große deutsche Bürofachhändler - ebenso wie 
zum Teil auch die erwerbenden Handelsgruppen - 
im Vergleich zu anderen Handelsmärkten relativ 
niedrige Umsätze, zum anderen werden diese als 
Handelsumsätze für die kartellrechtliche Prüfung nur 
zu 75 % in Ansatz gebracht. Die meisten der durch 
die Übernahmen von Bürofachhändlem erfolgten Zu- 
sammenschlüsse - insgesamt 15 - unterlagen nicht 
der präventiven Kontrolle und konnten vollzogen 
werden; in vier Fällen lagen Anschlußfälle vor, die ei- 
ner materiellen Kontrolle entzogen sind, und in ei- 
nem Fall, bei dem vor zwei Jahren einer der größten 
deutschen Bürofachhändler mit einer Reihe von Nie- 
derlassungen erworben worden war, bestand keine 
Anzeigepflicht für den Zusammenschluß. Nur die BT 
Office Products-Gruppe (vorm. Hartmann & Cie. 
bzw. Bierbrauer & Nagel) unterliegt bisher wegen ih- 
rer Zugehörigkeit zum niederländischen KNP BT- 
Konzem der Pflicht zu einer präventiven Kontrolle 
der Zusammenschlußvorhaben. In allen bisher ge- 
prüften Fällen war jedoch auch bei Berücksichtigung 
der Ressourcen der Erwerber das Entstehen einer 
marktbeherrschenden Stellung durch einen Zusam- 
menschluß nicht zu erwarten. Auf allen Regional- 
märkten lagen die Marktanteile der Beteiligten zum 
Teil deutlich unter der Schwelle der Marktbeherr- 
schungsvermutung, und zudem gab es eine Reihe 
weiterer, zum Teil auch überregional tätiger Büro- 
fachhändler mit beachtlichen Marktpositionen und 
hoher Fachkompetenz. Auch die Voraussetzungen 
für die Eindringensvermutung des § 23a Abs. 1 
Nr. la waren nicht gegeben. Auf dem gesamten 
Markt der Büroversorgung für gewerbliche Verbrau- 
cher herrscht starker Wettbewerb. Dieser wird durch 
die neuen preisaggressiven Vertriebsformen - Büro- 
fachmärkte, wie z. B. die expandierende, zur US- 
amerikanischen Büro-Fachmarktkette Staples gehö- 
rende Maxi Papier Markt, Hamburg, sowie auch die 
Büro-Versandhandelsuntemehmen, neben Schäfer 
Shop und Printus vor allem der preisaggressive Di- 
rekt- Versender Viking - noch weiter verschärft. Da 
sowohl die Büro-Fachmärkte als auch die Büro- Ver- 
sandhändler zunehmend auch Serviceleistungen 
übernehmen, sind sie in der Lage, weiter in den Kon- 
kurrenzbereich des traditionellen Bürofachhandels 
einzudringen und so den Wettbewerb noch weiter zu 
verschärfen. 


9. Schmuck 

Die Christ Holding GmbH (Christ) hat das Vorhaben 
angemeldet, ihre paritätische Beteiligung an der 
Gold Maier Schmuck und Uhren Handelsgesellschaft 


mbH (Gold Maier) durch den Erwerb von weiteren 
50% Anteilen von der ASKO Deutsche Kaufhaus AG 
(ASKO) auf 100% zu erhöhen. Gold Maier war eine 
Gemeinschaftsgründung von Christ und ASKO, die 
Christ in den ASKO-Großflächen durch ein shop-in- 
shop-System ein Schmuckangebot im Niedrigpreis- 
segment ermöglichte. Die Betriebsform wurde ge- 
wählt, um ASKO nicht nur über Miete und Umsatz- 
beteiligung, sondern auch über eine gewisse Ge- 
winnbeteiligung am Ergebnis der Gold Maier-Läden 
partizipieren zu lassen. Christ gehört jetzt zur Dou- 
glas-Gruppe, ASKO zur Metro-Gruppe. Bei der Prü- 
fung der Übernahme von Christ durch Douglas im 
Jahre 1994 (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 115) waren 
die Gold Maier-Läden bereits Christ zugeordnet wor- 
den. An zwei der seinerzeit als kritisch betrachteten 
Standorte, Hamburg und Saarbrücken, befinden sich 
auch Gold Maier-Läden. Es ist nicht zu erwarten, daß 
durch den Verlust der Einflußmöglichkeit von Metro/ 
ASKO auf Gold Maier, die bisher auch nur theore- 
tisch bestand, an diesen beiden Standorten eine 
überragende Marktstellung im Niedrigpreissegment 
entsteht, zumal die Umsätze der Gold Maier-Stand- 
orte hier nur unter 1 Mio. DM (Hamburg) oder ge- 
ringfügig darüber hegen. 


Landverkehr (60) 

Eisenbahnverkehr 

Im Containerverkehr zwischen Bremerhaven und 
Hamburg konnte nach Einschreiten des Bundeskar- 
tellamtes ein weiteres Eisenbahnuntemehmen den 
Transportbetrieb aufnehmen. Die Nichtzulassung der 
Eisenbahnen- und Verkehrsbetriebe Elbe-Weser- 
GmbH (EVB), Zeven zum Schienennetz der Hambur- 
ger Hafenbahn wertete das Bundeskartellamt als 
Verstoß gegen § 26 Abs. 2 und Artikel 86 EGV. Die 
EVB wollte ein Container-Shuttle zwischen den See- 
häfen von Bremerhaven und Hamburg unter Nut- 
zung des Schienennetzes der Hamburger Hafen- 
bahn, das überwiegend von der DB-Tochter „Trans- 
fracht" für Container- Verkehre genutzt wird, einrich- 
ten. Noch vor Erlaß einer entsprechenden Verfügung 
des Bundeskartellamtes wurde der EVB die Nutzung 
der Gleise der Hamburger Hafenbahn durch die 
Hamburger Wirtschaftsbehörde gestattet. Demzufol- 
ge winde das Verfahren eingestellt. 

Die Weigerung der Deutsche Bahn AG (DB), beim 
Vertrieb von Bahnfahrscheinen mit dem Computer- 
Reservierungssystem (CRS) SABRE zusammenzuar- 
beiten, stellt eine unbillige Behinderung im Wettbe- 
werb da. Daher hat das Bundeskartellamt ein Ver- 
waltungsverfahren nach § 26 Abs. 2 gegen die Deut- 
sche Bahn eingeleitet. Computerunterstützte Reser- 
vierungssysteme entstanden ursprünglich als Ver- 
triebsinstiument für Fluggesellschaften, werden aber 
zunehmend auch von Eisenbahnuntemehmen ge- 
nutzt. Diese Systeme ermöglichen Reisebüros, Platz- 
reservierungen, Flugschein- und Fahrscheinausstel- 
lungen immittelbar über PC vorzunehmen. Auf dem 
deutschen Markt für CRS-Dienstleistungen hat die 
START-Gruppe einen Marktanteil von 90%. Die 
Reservierungssysteme von SABRE, Galileo und 
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Worldspan teilen sich den verbleibenden Anteil von 
10 %* Ein weitgehender Marktzutritt SABREs zum 
deutschen Markt ist insbesondere dadurch er- 
schwert, daß Bahnbuchungen nur im START-System 
möglich sind. In Frankreich, Belgien und Großbritan- 
nien wird das SABRE -System von den dortigen Ei- 
senbahnuntemehmen bereits als Vertriebsinstrument 
genutzt. Auch in Deutschland werden die großen 
Reisebüroketten mit DB-Vertriebslizenz ein konkur- 
rierendes CRS-Dienstleistungsangebot erst dann als 
vollwertig akzeptieren, wenn der Baustein zur 
Durchführung des DB-Fahrscheinverkaufs integriert 
ist. SABRE ist weltweit in 26 000 Reisebüros mit rund 
100 000 PC-Endgeräten vertreten, von denen aus zu- 
künftig DB-Dienstleistungen vermarktet werden 
könnten. Das Verfahren beim Bundeskartellamt 
wurde eingestellt, nachdem der Vorstand der DB 
SABRE gegenüber sein Einverständnis zur Vertriebs- 
kooperation erklärt hat. 

Die DB, NS Cargo N.V., Utrecht/Niederlande, eine 
Tochtergesellschaft der Niederländischen Bahn, und 
CSX Corporation, Richmond/USA, (ein Konzern von 
Transportunternehmen mit eigenem Eisenbahnunter- 
nehmen) haben das Gemeinschaftsunternehmen 
NDX Intermodal B.V. (NDX), Rotterdam/Niederlan- 
de, gegründet. Untemehmensgegenstand des Ge- 
meinschaftsunternehmens ist die Erbringung von 
Tür-zu-Tür-Transportleistungen mit Seecontainem 
und kontinentalen Frachteinheiten im grenzüber- 
schreitenden Verkehr in Gesamt-Europa bis hin zu 
den GUS-Staaten ohne Festlegung auf den Schie- 
nenweg. Vom Zusammenschlußvorhaben betroffen 
ist der Markt für maritime und internationale Contai- 
nerspedition. Die Entstehung bzw. Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung ist nicht zu erwarten, 
da die Gründungsuntemehmen von NDX in dessen 
Geschäftsfeld bislang nur geringe Marktanteile hat- 
ten und die Schiene im Verkehrsträger- Wettbewerb 
bei diesen Relationen aus Infrastrukturgründen 
(noch) unbedeutend ist. Von belgischen und nieder- 
ländischen Seehäfen aus werden Seecontainer über- 
wiegend per LKW transportiert. Das Verfahren ist da- 
her ohne Untersagung abgeschlossen worden. 

Der Preussag-Konzem hat sein Engagement auf den 
Dienstleistungsmärkten für Verkehre und Logistik ins- 
besondere über seine Tochtergesellschaft VTG Verei- 
nigte Tanklager- und Transportmittel GmbH (VTG) 
fortgesetzt. Mit der Übernahme sämtlicher Geschäfts- 
anteile der ITG Transportmittel GmbH und der IBEG 
Ingenieurbüro für technische Entwicklung GmbH, 
beide Düsseldorf, erwarb die VTG insgesamt 949 Kes- 
selwagen zu ihren rund 10080 Kessel- und Schüttwa- 
gen hinzu, die sie mietweise insbesondere an die Mi- 
neralölwirtschaft und an die chemische Industrie über- 
läßt. Es ist jedoch nicht zu erwarten, daß hierdurch 
eine marktbeherrschende Stellung entsteht, da zum 
einen starker Preiswettbewerb zwischen Schiene, 
Straße und Schiff besteht und zum anderen seit der 
politischen Öffnung des Ostens erhebliche Kapazitä- 
ten an Kessel- und Schüttgüterwagen auf den Markt 
drängen, der ohnehin von Kapazitätsüberhängen ge- 
zeichnet ist. Vergleichbare Marktanteile halten die 
Wettbewerber EVA Eisenbahnverkehrsmittel GmbH 
und KVG Kesselwagenvermietgesellschaft mbH. 


Die Deutsche Bahn AG (DB) betätigt sich zunehmend 
auf dem Gebiet der touristischen Sonderfahrten, so- 
wohl durch den 1995 eingeführten „TouristikZug" 
als auch durch andere Sonderzüge. Damit tritt sie in 
Konkurrenz zu sogenannten Privatwagen-Einstel- 
lem, die mit eigenen Wagen aber mit DB-Lokomoti- 
ven und auf dem Schienennetz der DB ebenfalls Son- 
derzüge für touristische Fahrten anbieten. Das Bun- 
deskartellamt prüft zur Zeit aufgrund von Beschwer- 
den von Privatwagen-Einstellem die Preisgestaltung 
der DB für eigene Sonderzüge einerseits und für 
TYassennutzung und Traktion für Privatwagen-Ein- 
steller andererseits. Die Beschwerdeführer machen 
geltend, daß sie für Trasse und Traktion bereits mehr 
bezahlen müßten, als die DB ihren eigenen Endab- 
nehmern für komplette Sonderzüge berechne. Eine 
solche Preispolitik könnte eine Diskriminierung bzw. 
Behinderung der Privatwagen-Einsteller gemäß §§22 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 1, 26 Abs. 2 und damit einen Miß- 
brauch einer marktbeherrschenden Stellung darstel- 
len. DB ist jedenfalls als alleinige Besitzerin des 
Schienennetzes, dessen Benutzung für jede Sonder- 
zugfahrt innerhalb Deutschlands unabdingbar ist, 
marktbeherrschend. Derzeit besteht auch auf dem 
Markt für Traktionsleistung (noch) eine überragende 
Marktstellung der DB. Für die Zukunft wäre eine 
Verringerung der Abhängigkeit der Privatwagen- 
Einsteller von der DB anzustreben. Dies könnte da- 
durch geschehen, daß die Privatwagen-Einsteller 
sich eigene Lokomotiven anschaffen und dann we- 
nigstens auf dem Gebiet der Traktion nicht mehr auf 
die DB angewiesen wären. 

Schiffahrt (61) 

Die Hamburger Hafen- und Lagerhaus AG (HHLA) 
hat ihre Stellung in der Hamburger Seeverkehrswirt- 
schaft weiter ausgebaut. Durch den Erwerb der 
CELLPAP Terminal Hamburg Umschlags- und Trans- 
port GmbH, Hamburg (CELLPAP) erreicht die HHLA 
zwar auf dem Markt für den Umschlag und die Lage- 
rung von Papier, Pappe und Zellstoff im Hamburger 
Hafen hohe Anteile; das Vorhaben war jedoch auf- 
grund der Konkurrenzsituation zu den übrigen deut- 
schen, belgischen und niederländischen Seehäfen 
freizugeben. Aus den gleichen Gründen wurde der 
Erwerb des Container-Terminals Tollerort der Gerd- 
Buss-Gruppe (nebst Container- und Reparatur-Ser- 
vice) im Hamburger Hafen durch die HHLA nicht un- 
tersagt. Durch den Zusammenschluß reduziert sich 
zwar die Zahl der Wettbewerber auf dem Markt für 
Containerdienstleistungen im Hamburger Hafen im 
wesentlichen auf zwei Unternehmen, nämlich Euro- 
Kai und HHLA; ihr Verhalten wird jedoch stark durch 
den Wettbewerbsdruck seitens der übrigen Häfen 
der Hamburg-Antwerpen-Range kontrolliert. 

Luftfahrt (62) 

Das Bundeskartellamt hat aufgrund von Beschwer- 
den die Preisgestaltung der Deutsche Lufthansa AG 
(DLH) auf der Strecke Berlin-Frankfurt geprüft. Auf 
dieser Strecke fordert DLH deutlich höhere Flugprei- 
se als auf anderen vergleichbaren innerdeutschen 
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Strecken, z. B. Berlin-München. Auf der Strecke Ber- 
lin-Frankfurt ist DLH einziger Anbieter. Die Strecke 
Berlin-München wird auch von dem Wettbewerber 
Deutsche BA beflogen. Jedenfalls für die Zwecke der 
Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Unter- 
nehmen geht das Bundeskartellamt davon aus, daß 
der Verkehr auf einer bestimmten Luftverkehrsstrek- 
ke einen eigenständigen Markt darstellt. Andere 
Flugstrecken (wegen der unterschiedlichen Zielorte) 
und andere Verkehrsmittel (längere Dauer der Reise, 
unterschiedlicher Komfort) sind für die Flugreisen- 
den auf der betroffenen Strecke keine austauschba- 
ren Alternativen. DLH ist deshalb auf der Strecke 
Berlin-Frankfurt marktbeherrschend. Die geforder- 
ten höheren Preise von DLH auf dieser Strecke im 
Gegensatz zu den auch von Wettbewerbern befloge- 
nen Strecken stellen einen Mißbrauch der marktbe- 
herrschenden Stellung im Sinne von § 22 Abs. 4 
Satz 2 Nr. 3 GWB dar, sofern der Unterschied nicht 
sachlich gerechtfertigt ist. DLH macht insbesondere 
höhere Kosten auf der Strecke Berlin-Frankfurt als 
Grund für den Preisunterschied geltend. Sie beruft 
sich ferner darauf, daß auf den innerdeutschen Strek- 
ken durchweg Verluste erzielt würden. Die Prüfung 
der DLH-Unterlagen durch das Bundeskartellamt hat 
ergeben, daß strukturelle Kostenunterschiede zwi- 
schen den Strecken Berlin-Frankfurt und Berlin- 
München (zum Beispiel Flughafengebühren) nur in 
geringerem Umfang vorliegen. Eine sachliche Recht- 
fertigung der Preisunterschiede kann daraus nicht 
abgeleitet werden. Bezüglich der von DLH vorge- 
tragenen Verlustsituation auf den innerdeutschen 
Strecken vertritt das Bundeskartellamt die Auffas- 
sung, daß diese eine Verfügung nach § 22 Abs. 4 
Satz 2 Nr. 3 und Abs. 5 nicht generell ausschließt, da 
es für marktbeherrschende Unternehmen ebenso wie 
für im Wettbewerb stehende Unternehmen keinen 
Anspruch auf Kostendeckung gibt. Hinzu kommt, 
daß DLH insgesamt Gewönne erzielt und in der inter- 
nen Kosten- und Ertragsrechnung nur für die inner- 
deutschen Strecken Verluste ausweist. Unter ande- 
rem darin unterscheidet sich das vorliegende Verfah- 
ren von dem Fall „Stadtgaspreise", in dem das Ge- 
richt insgesamt erzielte Verluste als Rechtfertigung 
für überhöhte Preise akzeptiert hat. DLH ist im Janu- 
ar 1997 abgemahnt und aufgef ordert worden, den 
beanstandeten Mißbrauch abzustellen. Nachdem sie 
dazu nicht weiter Stellung nahm, hat das Bundeskar- 
tellamt im Februar 1997 der DLH untersagt, auf der 
Strecke Berlin-Frankfurt pro einfachem Flug Ent- 
gelte zu fordern, die um mehr als 10,- DM über de- 
nen liegen, die sie selbst auf der Strecke Berlin-Mün- 
chen von vergleichbaren Abnehmern fordert. Die 
DLH hat aufgrund dieser Entscheidung Beschwerde 
beim Kammergericht in Berlin eingelegt. 

Die Beteiligung von Austrian Airlines an der Sabena 
Swissair Service Line Flight Tele Sales GmbH, einem 
Gemeinschaftsunternehmen von Swissair und Sabe- 
na, wurde nicht untersagt. Aufgabe des Gemein- 
schaftsunternehmens ist die Zentralreservierung im 
Passagiergeschäft ausschließlich auf dem deutschen 
Markt; Ticketverkäufe sollen jedoch weiterhin ganz 
überwiegend über die Stadtbüros der Fluggesell- 
schaften erfolgen. Das Bundeskartellamt war für die 
Prüfung dieses Zusammenschlusses zuständig, ob- 


wohl die Umsatzschwellen der europäischen Fusions- 
kontroll-Verordnung überschritten wurden, da es 
sich um ein kooperatives Gemeinschaftsunterneh- 
men handelt, das keinen Zusammenschluß im Sinne 
der europäischen Fusions kontroll- Verordnung dar- 
stellt. Der Beitritt von Austrian Airlines zu dem im 
Zuge der Fusion Swissair/Sabena gegründeten Ge- 
meinschaftsunternehmen bewirkt nur eine geringfü- 
gige Steigerung der Intensität der langjährigen Zu- 
sammenarbeit der drei beteiligten Luftfahrtunterneh- 
men. Sie stehen auf dem vom Zusammenschluß be- 
troffenen Markt für Linienflugverkehr zwischen 
Deutschland und dem europäischen Ausland außer- 
dem im Wettbewerb mit der marktstarken Deutschen 
Lufthansa. Es war deshalb nicht zu erwarten, daß 
durch den Zusammenschluß eine marktbeherrschen- 
de Stellung entsteht. Die kooperativen Aspekte des 
Gemeinschaftsunternehmens (Artikel 85 EGV) wer- 
den von der Kommission im Rahmen ihrer Prüfung 
mehrerer Luftverkehrsallianzen mitbehandelt. 


Hilfs- und Nebentätigkeiten für den Verkehr, 
Verkehrsvermittlung (63) 

1, Spedition und Lagerei 

Bereits seit den Anfängen der Europäischen Gemein- 
schaft vereinbart die Bundesanstalt für Landwirt- 
schaft und Ernährung (BLE) mit den Verbänden der 
Lagerwirtschaft einheitliche Entgelte über Lagerlei- 
stungen für Interventionsgetreide. Das Bundeskar- 
tellamt bewertet dieses Verfahren als eindeutigen 
Verstoß sowohl gegen § 1 hinsichtlich der beteiligten 
Verbände der Lagerwirtschaft als auch gegen § 25 
Abs. 2 (Verbot der Veranlassung zu einem nach dem 
GWB unzulässigen Verhalten durch die Anwendung 
von Druckmitteln). Da sich die BLE jedoch nach eige- 
nen Angaben und nach Aussage des Bundeslandes- 
wirtschaftsministeriums im Begriff befindet, das Ver- 
fahren bis spätestens zum Getreidewirtschaftsjahr 
1997/98 auf ein öffentliches Ausschreibungs verfah- 
ren nach der VOL/A umzustellen, wurde der BLE die 
Beurteilung des Bundeskartellamtes lediglich mitge- 
teilt und zunächst davon abgesehen, das beanstan- 
dete Verhalten zu untersagen. 

Die DMS International Deutsche Möbelspedition, 
Bonn, hat gemäß § 27 Abs. 1 einen Antrag auf Auf- 
nahme in die GIM Gruppe Internationaler Möbelspe- 
diteure e.V. (GIM), Hattersheim, gestellt. Die GIM ist 
der nationale Verband international tätiger Möbel- 
spediteure und der einzige Zugang zu ihrem Äquiva- 
lent auf internationaler Ebene, der Federation Inter- 
nationale des Dememenageurs Intemationaux (FIDI). 
Sowohl GIM als auch FIDI bieten international täti- 
gen Möbelspediteuren erhebliche Vorteile, wie zum 
Beispiel Informationsdienste über gesetzliche Rege- 
lungen in einzelnen Staaten, internationale Kon- 
gresse und Veranstaltungen sowie einen Ausfall- 
fonds für Mitglieder mit Liquiditätsschwierigkeiten. 
Insbesondere das Reziprozitätsprinzip, also die (un- 
geschriebene) Verpflichtung der Mitglieder, Auf- 
träge nur an Mitglieder zu vergeben, stellt einen 
erheblichen Wettbewerbsvorteil gegenüber Nicht- 
FIDI-Mitgliedern wie der DMS International dar. Das 
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Bundeskartellamt hat daher die Aufnahme der DMS 
International in die GIM angeordnet. 

2. Touristik 

Die Lufthansa-Tochter Condor Flugdienst GmbH 
(Condor), Frankfurt, hat sämtliche Geschäftsanteile 
an den Unternehmen Fischer Reisen GmbH, Ham- 
burg und Düsseldorf, übernommen. Fischer Reisen 
veranstaltet vor allem Flugpauschalreisen nach Spa- 
nien und Griechenland und ist auch in der Reisever- 
mittlung tätig. Mit dem Zusammenschluß möchte 
Condor vor allem das eigene Charterfluggeschäft ab- 
sichem. Diesem Ziel dienten auch die ebenfalls im 
Berichtszeitraum erfolgte Aufstockung der Beteili- 
gung am DER auf über 25% und die Beteiligung an 
dem Veranstalter Air Marin in Höhe von 25 % sowie 
der Erwerb einer Mehrheitsbeteiligung an der Kreut- 
zer Touristik GmbH, München. Condor war als Char- 
terfluggesellschaft durch die Neuordnung der TUI 
und den Beitritt des gewichtigen Gesellschafters 
WestLB im Verhältnis zur LTU in dem Bereich Pau- 
schalflugreisen in eine schlechtere Position geraten. 
Durch die Verbindung mit Pauschalflugreiseveran- 
staltem verbessert sie ihre Absatzmöglichkeiten von 
Flugsitzplätzen. Als Folge der Zusammenschlüsse 
entstehen weder auf dem Veranstaltermarkt noch auf 
dem Markt für Charterflüge marktbeherrschende 
Stellungen, weil die führenden Reiseveranstalter im- 
mer noch deutlich höhere Marktanteile als die zu- 
sammengefaßten Condor-Beteiligungen auf sich ver- 
einen und konkurrierende Charterfluggesellschaften 
wie HapagLloyd und LTU ebenfalls wesentliche Be- 
teiligungen an namhaften Reiseveranstaltern halten. 
Die Zusammenschlüsse wurden nicht untersagt. 

Die Beschwerden der Veranstalter TUI und NUR 
gegen die Untersagung wettbewerbsbeschränkender 
Exklusivitätsvereinbarungen in Hotelverträgen mit 
spanischen Hoteliers (Tätigkeitsbericht 1993/94, 
S. 1 17 f.) hat das Kammergericht überwiegend zu- 
rückgewiesen. Die Exklusivitätsvereinbarungen die- 
ser Veranstalter verstoßen, soweit sie einzelne Wett- 
bewerber gezielt aus von TUI oder NUR belegten 
Häusern ausschließen oder den Kreis der Mitwettbe- 
werber beschränken, nach Auffassung des Kammer- 
gerichts gegen Artikel 85 Abs. 1 EGV, weil sie eine 
Einschränkung und Verfälschung des Wettbewerbs 
innerhalb des gemeinsamen Marktes bezwecken 
und geeignet sind, den Handel zwischen Mitglied- 
staaten zu beeinträchtigen. Mit derartigen Vereinba- 
rungen hatten TUI und NUR insbesondere Preisakti- 
ve Wettbewerber wie ALLTOURS Flugreisen GmbH 
aus von ihnen belegten Häusern ausgeschlossen, um 
sich dem Preiswettbewerb mit diesen Veranstaltern 
bei der Vermarktung der Betten im Inland zu entzie- 
hen. Die Zuständigkeit des Bundeskartellamtes zur 
Anwendung des Artikel 85 EGV folgt nach Auffas- 
sung des Kammergerichts aus Artikel 9 Abs. 3 Ver- 
ordnung Nr. 17 in Verbindung mit § 47. Danach kann 
das Bundeskartellamt Vereinbarungen, die gemäß 
Artikel 85 Abs. 1 EGV verboten sind, untersagen 
(§ 47 Abs. 2 Satz 2). Die verfassungsrechtlichen Be- 
denken der Beschwerdeführerinnen gegen diese 
Eingriffsbefugnisse des Bundeskartellamtes sind 
nach Ansicht des Kammergerichtes unbegründet, 


weil die Anwendung des Artikel 85 Abs. 1 EGV mit- 
tels deutschen Verfahrensrechts nicht zu greifba- 
ren Benachteiligungen der Beschwerdeführerinnen 
führt. Das Bundeskartellamt konnte hier auch des- 
halb europäisches Wettbewerbsrecht anwenden, 
weil die EG-Kommission und die spanischen Wettbe- 
werbsbehörden von eigenen Eingriffsbefugnissen 
keinen Gebrauch machten und sich die beanstande- 
ten Vereinbarungen spürbar im Inland auswirkten. 
In seine Feststellungen zur Spürbarkeit hat das Kam- 
mergericht die Exklusivitätsvereinbarungen von TUI 
und NUR in ihrer Gesamtheit berücksichtigt sowie 
die Exklusivitätsvereinbarungen weiterer deutscher 
Veranstalter, die die Einstellung ihrer Exklusivitäts- 
praxis vom Ausgang des Verfahrens gegen die Be- 
schwerdeführerinnen abhängig gemacht haben, und 
Bindungen von Hoteliers in weiteren Mitgliedstaaten 
einbezogen. Derartige Vertragsklauseln beschrän- 
ken nach Auffassung des Kammergerichts die Nach- 
fragemöglichkeiten dritter deutscher Reiseveranstal- 
ter beim Einkauf von Hotelbetten sowie den Preis- 
wettbewerb auf dem Markt für Pauschalreisen in 
die spanischen Urlaubsziele der Balearen und Kana- 
ren sowie in weiteren Zielgebieten der Europäischen 
Union. Diese Beschränkungen ließen sich auch nicht 
mit den von den Beschwerdeführerinnen vorgetrage- 
nen unternehmerischen Zielsetzungen rechtfertigen. 
Aufgehoben wurde lediglich die Untersagung von 
Vereinbarungen, die den Hotelier zur Benennung 
der Mitwettbewerber verpflichten, ohne ihn in der 
Wahl seiner Vertragspartner zu beschränken. Beide 
Veranstalter haben gegen die Entscheidung des 
Kammergerichts Rechtsbeschwerden eingelegt, über 
die der Bundesgerichtshof noch nicht entschieden hat. 

Den Erwerb von Mehrheitsbeteiligungen an der 
Hanseatic Tours Reisedienst GmbH und an der Han- 
seatic Cruises, beide Hamburg, durch die Hapag- 
Lloyd Seetouristik (Cruises) GmbH, einer Tochter der 
Hapag-Lloyd AG, hat das Bundeskartellamt nicht un- 
tersagt. Auf dem Markt für Hochsee-Kreuzfahrten 
auf Passagierschiffen werden die beteiligten Unter- 
nehmen nach dem Zusammenschluß zum Umsatz - 
stärksten Anbieter, bleiben jedoch mit einem Anteil 
von etwa 25 % noch unter der Schwelle der Marktbe- 
herrschungsvermutung. Wettbewerber sind Phoenix 
Reisen, Seetours (TUI) und Deilmann mit Anteilen 
zwischen 10 und 20%. Die Marktzutrittsschranken 
für ausländische Anbieter sind für Kreuzfahrten, bei 
denen die Hin- und Rückreise mit dem Flugzeug er- 
folgt, relativ niedrig; zugleich ist wegen eines welt- 
weiten Überangebots an Kreuzfahrtschiffen mit ei- 
nem verstärkten Angebot auch ausländischer Anbie- 
ter auf dem deutschen Markt zu rechnen. Auf dem 
Markt für Flußreisen halten die Zusammenschlußbe- 
teiligten einen Anteil von unter 10%. Die Entstehung 
einer marktbeherrschenden Stellung war als Folge 
des Zusammenschlusses auf keinem der beiden 
Märkte zu erwarten. 

Die REWE Zentralfinanz e.G. (REWE), Köln, hat 
sämtliche Geschäftsanteile der ITS Länderreise- 
dienste GmbH (ITS), Köln, sowie der Reisebüro Hor- 
ten GmbH von der im Mehrheitsbesitz der Metro- 
Gruppe stehenden Kaufhof Holding AG, Köln, über- 
nommen. REWE betreibt über die 100%ige Tochter 
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Atlas Reisen GmbH, Köln, Reisebüros in ganz 
Deutschland. 1994 wurden mit der Vermittlung von 
Reisen im privat- touristischen Segment Vermitt- 
lungsumsätze in Höhe von rund 650 Mio. DM in 
284 Reisebüros erzielt. Im Veranstaltergeschäft war 
die Erwerberin bisher nicht tätig. ITS ist sowohl als 
Reiseveranstalter als auch im Vertrieb über Reise- 
büros in der gesamten Bundesrepublik vertreten. Die 
Ausländsbeteiligungen der ITS Holland International 
und Sun International werden nicht übernommen. Im 
Veranstalterbereich erwirtschaftete ITS ca. 983 Mio. 
DM, in dem Reisebürobereich Gesamtumsatzerlöse 
in Höhe von rund 585 Mio. DM. Die Reisebüro Hor- 
ten GmbH betreibt nur das Reisebürogeschäft und 
erwirtschaftete hier 1994 mit 41 Reisebüros Vermitt- 
lungsumsätze in Höhe von 105 Mio. DM. Auf dem 
Markt der Reisebüros bewirkt der Zusammenschluß 
Marktanteilsadditionen auf 48 Regionalmärkten. An- 
gesichts der noch weitgehend polypolistischen Struk- 
tur der Reisevermittlungsmärkte waren jedoch in 
keinem Fall Marktanteile zu verzeichnen, die die 
Schwelle von einem Drittel erreichen. Die addierten 
Marktanteile bewegen sich vielmehr größtenteils 
unterhalb von 10%, nur in einzelnen Fällen werden 
Marktanteile von 20% erreicht. Dabei handelt es sich 
allerdings um Bagatellmärkte mit Marktvolumina 
von weniger als 10 Mio. DM. Bei einer Gesamt- 
betrachtung des deutschen Reisevermittlungsmark- 
tes zeigt sich, daß die Atlas Reisen GmbH durch den 
Zuwachs von 278 Vertriebsstellen mit insgesamt 562 
Standorten zwar über die größte Vertriebsorganisa- 
tion unter den Reisebüroketten verfügen wird. Mit 
addierten Anteilen von etwa 3,9% am Gesamtmarkt- 
volumen bleibt das Unternehmen jedoch hinter grö- 
ßeren Wettbewerbern wie dem DER, Karstadt und 
Hapag-Lloyd (jeweils um 6%) zurück. Bezogen auf 
das Segment der privat-touristischen Reise Vermitt- 
lung wird die Atlas Reisen GmbH mit Karstadt 
gleichziehen. Fusionskontrollrechtliche Bedenken 
bestehen auch nicht, soweit es um die Auswirkungen 
des Zusammenschlußvorhabens auf die Märkte für 
die Veranstaltung von Reisen geht, da es hier nicht 
zu Marktanteilsadditionen kommen wird. Im wichtig- 
sten Veranstaltungssegment, dem Markt für Pau- 
schalflugreisen, wurden von ITS Umsatzerlöse in 
Höhe von 788 Mio. DM erzielt. Das Unternehmen 
rangiert damit hinter TUI, NUR und LTU mit ca. 6 % 
Marktanteil auf Platz 4 der Rangliste deutscher Pau- 
schalflugreiseveranstalter. Der Zusammenschluß ist 
nicht untersagt worden. 


3. Computerreservierungssysteme 

Die Amadeus Global Travel Distribution S.A. hat den 
Erwerb von 50 % der Anteile an der START Informa- 
tik GmbH angemeldet. Die restlichen 50% verblei- 
ben bei dem bisherigen Alleingesellschafter, der 
START Holding GmbH. Gesellschafter von Amadeus 
sind Lufthansa, Air France, Iberia und Continental 
Airlines, Hintergrund der Umstrukturierung ist eine 
Umstellung des Vertriebs der von START angebote- 
nen Dienstleistungen, der im Ausland in Zukunft 
nicht mehr von START selbst, sondern nur noch von 
Amadeus durchgeführt werden soll. Die Marktstel- 
lung von START und Amadeus im Inland ändert sich 


durch den Zusammenschluß nicht; er wurde deshalb 
freigegeben. 

Die Deutsche Lufthansa AG, Köln, hat über ihre 
Tochter Lufthansa Commercial Holding GmbH die 
bisher von der Touristik Union International GmbH & 
Co. KG gehaltenen Anteile an der START Holding 
GmbH, Frankfurt, in Höhe von 33,3 % übernommen 
und damit ihre bisherige Beteiligung an START von 
einem Drittel auf zwei Drittel erhöht. Das restliche 
Drittel der Anteile hält weiterhin die Deutsche Bahn 
AG. START ist das bedeutendste nationale Reser- 
vierungssystem, an das 90% aller Reisebüros in 
Deutschland angeschlossen sind und das der elektro- 
nischen Abfrage und Buchung der Leistungen der 
Bahn, vieler Pauschalreiseveranstalter und Hotelket- 
ten dient. Auch die im Computerreservierungssystem 
Amadeus angebotenen Flugleistungen von Luftf ahrt- 
untemehmen sind über die START-Tochter START 
AMADEUS Vertriebs- GmbH, Frankfurt, verfügbar. 
Angeboten werden daneben auch noch Zusatzlei- 
stungen wie zum Beispiel Back-office-Produkte für 
Reisebüros. Der Anteilserwerb führt zwar zu einer 
wesentlichen Verstärkung der zwischen Lufthansa 
und START bereits bestehenden Untemehmensver- 
bindung. Eine Verstärkung der Stellung von START 
auf dem Markt für Computerreservierungssysteme 
war mit dem Zusammenschluß jedoch nicht verbun- 
den, weil mit dem Ausscheiden von TUI aus dem Ge- 
sellschafterkreis der größte Anbieter von Reiselei- 
stungen hinsichtlich seiner Nachfrage nach CRS- 
Dienstleistungen imabhängiger und damit anderen 
CRS-Systemen leichter zugänglich wurde. Das Vor- 
haben wurde deshalb nicht untersagt. 

4. Schiffsmakler 

Unverbindliche Preisempfehlungen von Spediteur- 
verbänden sind nach Maßgabe der Bestimmungen 
des § 99 Abs. 2 vom generellen Empfehlungsverbot 
ausgenommen. Diese noch bestehende Ausnahmere- 
gelung des deutschen Wettbewerbsrechts geht ins 
Leere, wenn bestimmte Verbands-Preisempfehlun- 
gen nach den Maßstäben des europäischen Kartell- 
rechts unzulässig sind. Der Zentralverband Deut- 
scher Schiffsmakler (ZVDS) hat auf die Herausgabe 
neuer Preisempfehlungen verzichtet, nachdem das 
Bundeskartellamt eine Untersagung der neuen Preis- 
empfehlungen im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht 
des § 104 angekündigt hatte. Preisempfehlungen na- 
tionaler Schiffsmaklerverbände verstoßen nach Fest- 
stellung der EU-Kommission sowie französischer und 
niederländischer Wettbewerbsinstanzen gegen EU- 
Kartelirecht. Das Bundeskartellamt hat sich dieser 
Bewertung hinsichtlich der ZVDS-Preisempfehlung 
angeschlossen und sieht in der Herausgabe von Ver- 
bands-Preisempfehlungen, die gegen Artikel 85 
EGV verstoßen, einen Mißbrauchsfall i. S. von § 104 
Abs. 1 Nr. 1. 


Nachrichtenübermittlung (64} 

Das am 1. August 1996 in Kraft getretene Telekom- 
munikationsgesetz (TKG) schafft den Ordnungs- 
rahmen für den Übergang von den überkommenen 
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Monopolstrukturen zur Entwicklung einer Wettbe- 
werbswirtschaft auf dem Gebiet der Telekommuni- 
kation. Zweck des Gesetzes ist es, die staatlichen 
Rahmenbedingungen so zu gestalten, daß chancen- 
gleicher Wettbewerb sichergestellt und ein funk- 
tionsfähiger Wettbewerb gefördert wird. Das Gesetz 
sieht zwar eine Lizenzpflicht für den Betrieb von 
Übertragungswegen und für öffentliche Telefondien- 
ste vor. Lizenzen sind jedoch nur zu versagen, wenn 
die erforderliche Zuverlässigkeit, Leistungsfähigkeit 
oder Fachkunde fehlt. Mit dieser wettbewerblich po- 
sitiven Regelung ist sichergestellt, daß der Marktzu- 
gang für alle Interessierten offen ist und auch solche 
Unternehmen als Anbieter tätig werden können, die 
nur auf regionaler Ebene oder in einzelnen Markt- 
segmenten operieren wollen. Nur wenn Frequenzen 
in nicht ausreichendem Umfange zur Verfügung 
stehen (§ 10 TKG), kann die Anzahl der Lizenzen be- 
schränkt werden. Die verfügbaren Lizenzen können 
dann versteigert werden (§11 TKG). Bei Inkrafttreten 
des TKG hat der Bundesminister für Post und Tele- 
kommunikation - gemäß seiner gegenüber der EU- 
Kommission eingegangenen Verpflichtung 21 ) - die 
bestehenden Netzinfrastrukturen der Energieversor- 
ger, der Deutsche Bahn AG und anderer Netzbetrei- 
ber (alternative Netze) für das Angebot bereits libe- 
ralisierter Telekommunikationsdienste freigegeben. 
Mit der Aufhebung der staatlichen Monopolgarantie 
für den Sprachtelefondienst im Festnetz am 1. Januar 
1998 werden dann alle Telekommunikationsmärkte 
liberalisiert sein. Dadurch entsteht allerdings nicht 
automatisch funktionsfähiger Wettbewerb. Ange- 
sichts der faktischen marktbeherrschenden Stellung 
des ehemaligen gesetzlichen Monopolanbieters 
Deutsche Telekom AG wird sich funktionsfähiger 
Wettbewerb erst allmählich entwickeln können. Für 
die Schaffung neuer Wettbewerbsstrukturen ist die 
im TKG angelegte asymmetrische Regulierung erfor- 
derlich. Kernpunkte einer solchen, das GWB ergän- 
zenden Regulierung sind die Verpflichtung zur Ge- 
währung von Netzzugang und Netzzusammenschal- 
tung sowie die Preisregulierung. Marktbeherrschen- 
de Betreiber von Telekommunikationsnetzen sind 
nach § 35 TKG verpflichtet, anderen Nutzem Netzzu- 
gang zu ermöglichen. Der Durchsetzung der Netzzu- 
gangs- und Netzzusammenschaltungspflicht gegen- 
über der Deutschen Telekom kommt gerade in der 
Anfangsphase der Regulierung überragende Bedeu- 
tung zu. Denn nur die Deutsche Telekom verfügt 
über den lokalen Netzzugang zum Endkunden 
(„letzte Meile"). Angesichts der Engpaßsituation, die 
nur durch große Investitionen der neuen Wettbewer- 
ber langfristig überwunden werden kann, ist die 
Netzzugangs- und Netzzusammenschaltungspflicht 
unerläßliche Reguliemngsvoraussetzung. Die Frage, 
ob die DECT/De (Digital European Cordless Tele- 
communication)Technologie technisch und unter 
Rentabilitätsgesichtspunkten in der Lage sein wird, 
den Zugang zum Endkunden unter Verzicht auf das 
Festnetz der Telekom durch drahtlose Übertragung 
zu ermöglichen, muß als noch offen angesehen wer- 


21 ) Die Verpflichtung wurde als Voraussetzung für die Zustim- 
mung zu der Untemehmenskooperation zwischen der Deut- 
schen Telekom und France Telecom im Falle Atlas/Global 
One übernommen. 


den. Sollte sich diese Technik als effektiv erweisen, 
können bei der Vergabe der knappen DECT-Fre- 
quenzen nach § 11 Abs. 3 TKG Unternehmen aus 
Wettbewerbsgründen von der Vergabe mit Zustim- 
mung des Bundeskartellamtes ausgeschlossen wer- 
den. Das Bundeskartellamt wird diese Möglichkeit 
nutzen, um sicherzustellen, daß neu in den Markt 
eintretende Wettbewerber DECT-Lizenzen erhalten 
und die Telekom daran gehindert wird, durch eigene 
DECT-Lizenzen den Marktzugang für neue Wettbe- 
werber zu blockieren. Marktbeherrschende Anbieter 
von Telekommunikationsdienstleistungen unterhe- 
gen einer Regulierung ihrer Entgelte durch die Regu- 
lierungsbehörde (§§ 24 f. TKG). Dabei sieht das Ge- 
setz für Anbieter von Übertragungswegen und 
Sprachtelefondienst (ausgenommen Mobil- und Sa- 
telJitenfunk) eine Genehmigung vor Markteinfüh- 
rung der Entgelte (§ 25 Abs. 1 TKG), im übrigen eine 
nachträgliche Regulierung (§ 25 Abs. 2 TKG) vor. Kri- 
terium für die Entgeltregulierung sind die „Kosten 
der effizienten Leistungsbereitstellung". Die Entgelte 
dürfen keine Aufschläge enthalten, die nur aufgrund 
der marktbeherrschenden Stellung eines Anbieters 
durchsetzbar sind. Ferner dürfen sie keine die Wett- 
bewerbsmöghchkeiten der Konkurrenten beschrän- 
kenden Abschläge enthalten. Eine diskriminierende 
Preisgestaltung ist unzulässig. Die Regulierungsbe- 
hörde ist befugt, die Entgeltregulierung im Wege der 
price-cap-Methode durchzuführen (§ 27 TKG), die im 
Vergleich zur Einzelpreisregulierung mit geringem 
Aufwand durchführbar ist und den betroffenen Li- 
zenznehmern eine größere Planungssicherheit bietet. 
Der Anwendungsbereich des TKG - insbesondere 
die Regelungen zum Netzzugang und zur Netzzu- 
sammenschaltung, zur Preisregulierung und der be- 
sonderen Mißbrauchsaufsicht (§ 33 TKG) - über- 
schneidet sich mit dem Anwendungsbereich der 
§§ 22 und 26. Zwar bestimmt § 2 Abs. 3 TKG, daß die 
Vorschriften des GWB unberührt bleiben. Jedoch 
stellt die Begründung zum Entwurf des TKG fest (BT- 
Drucksache 13/3609, S. 36), § 2 Abs. 3 TKG „unter- 
streicht das Verhältnis der sektoralen spezifischen 
Verhaltensaufsicht im Bereich der Telekommunika- 
tion als Spezialgesetz gegenüber dem allgemeinen 
Wettbewerbsrecht und insbesondere gegenüber dem 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, das 
subsidiär immer dann Anwendung findet, wenn 
keine Spezialregelung getroffen ist." Über die Zu- 
sammenarbeit zwischen der Regulierungsbehörde 
und dem Bundeskartellamt bestimmt § 82 TKG, daß 
die Regulierungsbehörde bei der sachlichen und 
räumlichen Marktabgrenzung sowie bei der Feststel- 
lung einer marktbeherrschenden Stellung das Ein- 
vernehmen mit dem Bundeskartellamt hersteilen und 
bei Maßnahmen im Bereich der Regulierung markt- 
beherrschender Unternehmen (Entgelt- und Netzzu- 
gangsregulierung sowie besondere Mißbrauchsauf- 
sicht), dem Bundeskartellamt Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme geben muß. Umgekehrt gibt das Bundes- 
kartellamt der Regulierungsbehörde in Verfahren 
nach den §§22 und 26 Abs. 2 Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme. Bei einem Vergleich der Unberührtheits- 
klausel in § 2 Abs. 3 TKG, die eine parallele Anwen- 
dung von TKG und GWB vorsieht, und der davon ab- 
weichenden Begründung, die einen spezialgesetz- 
lichen Anwendungsvorrang des TKG feststellt, muß 
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man zu dem Ergebnis kommen, daß von einer ein- 
deutigen Abgrenzung der Aufgaben der Telekom- 
munikations-Regulierungsbehörde und dem Bundes- 
kartellamt nicht gesprochen werden kann. Allerdings 
wird das Bundeskartellamt zu berücksichtigen ha- 
ben, daß die Regulierung marktbeherrschender Un- 
ternehmen im TKG bewußt als sektorspezifische 
Wettbewerbsaufsicht ausgestaltet worden ist. Der 
Gesetzgeber hielt dies für erforderlich, weil er davon 
ausging, daß die bestehenden wettbewerbsrecht- 
lichen Bestimmungen des GWB auf bereits wettbe- 
werblich strukturierte Märkte zugeschnitten und für 
die Öffnung eines traditionell monopolistisch gepräg- 
ten Marktes für den Wettbewerb unzureichend seien 
(Begründung S. 34). Die Notwendigkeit einer das 
GWB ergänzenden - vorübergehenden - Gesetz- 
gebung wird vom Bundeskartellamt anerkannt. Die 
Schaffung einer eigenständigen Regulierungsbe- 
hörde begründet jedoch trotz der in § 82 TKG gere- 
gelten Zusammenarbeit zwischen Regulierungsbe- 
hörde und Bundeskartellamt die Gefahr einer dauer- 
haften Sektoralisierung der Wettbewerbsaufsicht in 
der Telekommunikation. Die Gefahr einer unter- 
schiedlichen Entwicklung der allgemeinen Wettbe- 
werbsaufsicht durch das Bundeskartellamt und der 
sektorspezifischen Aufsicht durch die Regulierungs- 
behörde wird noch verstärkt durch die unterschied- 
lichen Rechtsmittelverfahren. Das TKG eröffnet für 
die gerichtliche Kontrolle der wettbewerblichen Ent- 
scheidungen der Regulierungsbehörde den Weg zu 
den Verwaltungsgerichten, während Entscheidun- 
gen der Kartellbehörden von den Kartellsenaten bei 
den Oberlandesgerichten und beim Bundesgerichts- 
hof überprüft werden. 

Die Regulierungsbehörde, deren Funktionen bis zum 
31. Dezember 1997 noch vom Bundesministerium für 
Post und Telekommunikation wahrgenommen wer- 
den, hat im Herbst 1996 erstmals Wettbewerbern der 
Telekom Lizenzen für den Betrieb privater Telefon- 
netze erteilt. Neben drei Lizenzen zum Betreiben 
lokaler und regionaler Netze winde an die Vebacom 
GmbH - ein Gemeinschaftsunternehmen der VEBA 
AG und des britischen Unternehmens Cable & Wire- 
less - eine bundesweite Netzlizenz erteilt. Damit 
wurde auch die Grundlage für den Marktzutritt der 
Vebacom, Bereich Sprachtelefonie, geschaffen, wenn 
dieser am 1. Januar 1998 liberalisiert wird. Hatten die 
potentiellen Wettbewerber im Markt für Sprachtele- 
fon im Festnetz zunächst hauptsächlich auf den 
Marktzutritt über Mietleitungen der Telekom gesetzt, 
so hat sich inzwischen die Erkenntnis durchgesetzt, 
daß der Telekom im Massengeschäft des Sprachtele- 
fondienstes nur mit einem weitgehend eigenen Netz 
wirksam Konkurrenz gemacht werden kann. Der 
Aufbau flächendeckender Parallelnetze zum Netz 
der Telekom wird möglich durch Vereinbarungen 
über die Nutzung bestehender Teilnetze sowie vor 
allem durch die Bildung von Gemeinschaftsunter- 
nehmen zwischen Inhabern von Teilnetzen oder Drit- 
ten. So haben sich die Deutsche Bahn AG (DB) und 
Mannesmann gemeinsam an der DBKom beteiligt, 
deren Ziel es ist, Telekommunikationsdienstleistun- 
gen - einschließlich Sprachtelefondienst ab 1. Januar 
1998 - anzubieten. Durch die Nutzung des bestehen- 
den Telekommunikationsnetzes der DB und durch 


die Nutzung der Schienentrassen, Bahnanlagen und 
Bahnstromtrassen für die Errichtung von Übertra- 
gungswegen wird es den Unternehmen möglich sein, 
ein überregionales Netz aufzubauen. Das Gemein- 
schaftsunternehmen ist von der EU-Kommission frei- 
gegeben worden (Fall Nr. IV/M. 827 -DBKom). 

Die EU-Kommission hat im Juli 1996 die beiden 
strukturell kooperativen Gemeinschaftsunternehmen 
Atlas und Global One (vormals Phoenix, Tätigkeits- 
bericht 1993/94, S. 133) vom Kartellverbot des Arti- 
kels 85 Abs. 1 EGV freigestellt. Die Dauer der Frei- 
stellung beträgt für Atlas fünf Jahre und für Global 
One/Phoenix sieben Jahre. Durch das Unternehmen 
Atlas erbringen die Deutsche Telekom und France 
Telecom liberalisierte Kommunikationsdienste - ins- 
besondere Datendienste - sowohl auf nationaler wie 
auch auf europäischer Ebene gemeinsam. Über Atlas 
beteiligen sich auch die Deutsche Telekom und 
France Telecom an dem von Atlas und seinem ameri- 
kanischen Partner Sprint gegründeten Gemein- 
schaftsunternehmen Global One/Phoenix. Deutsche 
Telekom, France Telecom und Sprint bieten über 
Global One/Phoenix weltweit Telekommunikations- 
dienste gemeinsam an. Dazu gehören neben den von 
Atlas erbrachten Diensten Telefonkartendienste für 
Reisende und Telekommunikationsdienste für ande- 
re Femmeldeuntemehmen. Insbesondere deutsche 
und französische Nachfrager nach Telekommunika- 
tionsdiensten verlieren durch die Zusammenarbeit 
von Deutsche Telekom und France Telecom wettbe- 
werbliche Alternativen, da sowohl die Deutsche Tele- 
kom als auch France Telecom potentielle Wettbewer- 
ber im Heimatmarkt des Partners waren. Als finanz- 
starke Unternehmen, die in ihren Heimatmärkten 
aufgrund bisheriger gesetzlicher Monopole marktbe- 
herrschend sind, wären sie als erste in der Lage ge- 
wesen, im Nachbarland den Wettbewerb zum dor- 
tigen Marktführer aufzunehmen. Die Kommission 
hofft, daß sich nach der für 1998 geplanten vollstän- 
digen Liberalisierung der Telekommunikations- 
märkte Wettbewerb entwickelt. Um dieses Ziel nicht 
durch die freigestellte Zusammenarbeit zu gefähr- 
den, bindet die Entscheidung die Freistellung an 
eine Reihe von Bedingungen und Auflagen. Die Frei- 
stellung wird erst wirksam, wenn in Deutschland 
und Frankreich mindestens jeweils zwei Lizenzen an 
Betreiber alternativer Kommunikationsnetze erteilt 
worden sind. Die Einbringung der öffentlichen pa- 
ketvermittelten Datennetze von der Deutscher Tele- 
kom und France Telecom in das Unternehmen Atlas 
darf erst mit der vollständigen Liberalisierung der 
Telekommunikationsmärkte in Deutschland und 
Frankreich - voraussichtlich frühestens 1998 - erfol- 
gen. Wettbewerbern muß ein diskriminierungsfreier 
Zugang zu den paketvermittelten Datennetzen ge- 
währt werden. Die Beteiligten dürfen ihre Daten- 
dienste nicht quersubveritionieren. Ferner muß Fran- 
ce Telecom sein in Deutschland bereits als Wettbe- 
werber tätiges Konzemuntemehmen, Info AG, ver- 
äußern, um die Info AG als Wettbewerber zu Atlas zu 
erhalten. Die Freistellung wurde schließlich von der 
Zusage der deutschen und der französischen Re0e- 
rung abhängig gemacht, die alternativen Netze für 
die Erbringung liberalisierter Dienste bis Mitte 1996 
zu öffnen. 
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Im Juni 1996 hat die Deutsche Telekom die Grün- 
dung der Gemeinschaftsunternehmen Atlas und Glo- 
bal One/Phoenix als Zusammenschlußvorhaben (§ 23 
Abs. 2 Nr. 2) im Rahmen der inländischen Fusions- 
kontrolle nach § 24 a angemeldet. Durch die Grün- 
dung des Gemeinschaftsunternehmens Atlas wird 
die marktbeherrschende Stellung der Deutschen 
Telekom auf dem inländischen Markt für paketver- 
mittelte Datenübertragungsdienste gestärkt. Auf die- 
sem Markt hat die Deutsche Telekom bei einem 
Marktanteil von über 80 % eine beherrschende Stel- 
lung. Der Marktanteil des nächstgrößeren Anbieters 
liegt unter 10%. France Telecom war mit ihrer Toch- 
ter Info AG drittgrößter Anbieter mit einem Marktan- 
teil von unter 5%. Die Anteile der wenigen weiteren 
Anbieter liegen unter 2 , 5 %. Darüber hinaus ist die 
Deutsche Telekom als Anbieter öffentlicher Übertra- 
gungswege im Festnetz marktbeherrschend. Damit 
sind die übrigen Anbieter paketvermittelter Daten- 
übertragungsdienste hinsichtlich eines erheblichen 
Teils ihrer Kosten von der Deutschen Telekom ab- 
hängig. Daran hat sich durch die Freigabe der alter- 
nativen Netze Mitte 1996 nichts wesentliches geän- 
dert, da wegen der erforderlichen hohen Investitio- 
nen kein Wettbewerber ein auch nur annähernd 
dichtes und vielfältiges terrestrisches Netz in abseh- 
barer Zeit errichten kann und alle Betreiber zur Über- 
brückung der „letzten Meile" bisher auf die Deut- 
sche Telekom angewiesen sind. Das Gemeinschafts- 
unternehmen Atlas beseitigt gegenwärtigen und zu- 
künftigen Wettbewerb zwischen Deutscher Telekom 
und France Tölöcom sowohl in Deutschland als auch 
europaweit. Die schon bestehende marktbeherr- 
schende Stellung der Deutschen Telekom wird daher 
durch Atlas verstärkt. Der Zusammenschluß erfüllt 
damit die Untersagungsvoraussetzungen. Das güt 
auch für den weiter angemeldeten Zusammenschluß 
Global One/Phoenix. Der Gemeinschaf tsunterneh- 
mensvertrag Global One sieht vor, daß der Partner 
Sprint, der bisher über eine Tochter im inländischen 
Markt für Datenübertragungsdienste tätig war, als 
Wettbewerber in Deutschland und Frankreich aus- 
scheidet. Durch den Wettbewerbsverzicht von Sprint 
und die Übertragung des Datengeschäfts der Sprint- 
Tochter auf die Deutsche Telekom wird die marktbe- 
herrschende Stellung der Deutschen Telekom abge- 
sichert und damit weiter verstärkt. Nach deutschem 
Fusionskontrollrecht wären demnach die Zusammen- 
schlüsse zu untersagen gewesen. Eine solche Ent- 
scheidung hätte allerdings im Widerspruch zu den 
Freistellungsentscheidungen der Kommission ge- 
standen. Zum Rangverhältnis zwischen europäischen 
und nationalen Wettbewerbsordnungen hat der 
Europäische Gerichtshof bereits 1969 festgestellt (Ur- 
teil vom 13. Februar 1969, WuW/E EWG/MUV 490, 
492 - „Farbenhersteller"), daß europäisches und na- 
tionales Wettbewerbsrecht zwar grundsätzlich ne- 
beneinander gelten und auf dieselben Sachverhalte 
Anwendung finden können. Im Konfliktfall dürfe je- 
doch die Anwendung des nationalen Rechts die An- 
wendung des Gemeinschaftsrechts nicht beeinträch- 
tigen. Dies gilt nach Auffassung des Bundeskartell- 
amtes auch dann, wenn - wie hier - eine Wettbe- 
werbsbeschränkung nach europäischem Recht unter 
Artikel 85 EGV und nach deutschem Recht in die Fu- 
sionskontrolle nach §§ 23 ff. fällt. Hat die Kommission 


ein Gemeinschaftsunternehmen nach Artikel 85 
Abs. 3 EGV freigestellt, so tritt ein den Vorrang des 
europäischen Rechts auslösender Konflikt unabhän- 
gig davon ein, ob die Wettbewerbsbeschränkung 
aufgrund nationalen Rechts nach § 1 als Kartell 
unwirksam ist oder nach § 24 Abs. 2 als Zusammen- 
schluß zu untersagen ist. Mithin war die Anwendung 
der deutschen Fusionskontrolle auf die Zusammen- 
schlüsse Atlas und Global One/Phoenix ausgeschlos- 
sen. 

Nachdem die Kommission 1994 die Gründung der 
MSG Media Service GmbH (MSG) durch die Bertels- 
mann AG (Bertelsmann), die Deutsche Telekom und 
die zur Kirch-Gruppe (Kirch) gehörende Taurus Be- 
teiligungs GmbH gemäß Artikel 2 FKVO als unver- 
einbar mit dem Gemeinsamen Markt erklärt hat (Tä- 
tigkeitsbericht 1993/94, S. 136), ist die Gründung von 
zwei Gemeinschaftsunternehmen beim Bundeskar- 
tellamt angemeldet worden, deren Gegenstand - wie 
bei der MSG - Dienstleistungen für digitales, entgelt- 
finanziertes Fernsehen (Pay-TV) sind. Die Nach- 
folgegesellschaft der MSG, die MMBG Multimedia- 
Betriebsgesellschaft mbH & Co. KG (MMBG), wurde, 
um einen diskriminierungsfreien Zugang zum digita- 
len Pay-TV zu gewährleisten, auf eine gegenüber 
der MSG erhebüch breitere Gesellschafterbasis ge- 
stellt; Kirch ist aber im Gegensatz zur MSG an der 
MMBG nicht beteiligt. Größter Anteilseigner ist nach 
dem Stand Ende Juli 1996 mit 27% der Anteile die 
Telekom, die außerdem 18,5 % für mögliche weitere 
Netzanbieter treuhänderisch verwaltet. Bertelsmann 
und die CLT halten je 11%, RTL, Canal Plus, ARD 
und ZDF sowie die Daimler-Benz -Tochter debis ver- 
fügen über je 5,5%; weitere 5% sind für einen Dien- 
steanbieterpool kleinerer Programmanbieter reser- 
viert. Die MMBG soll im deutschen Sprachraum In- 
frastrukturdienste für Pay-TV und andere Kommuni- 
kationsdienste anbieten, d. h. das Decoder - und Zu- 
gangskontrollsystem betreiben, jedoch nicht die 
Abonnentenverwaltung übernehmen. Die MMBG 
beabsichtigt, unter der Bezeichnung mediabox Deco- 
der nach dem von Canal Plus und Bertelsmann ent- 
wickelten Seca-Standard anzubieten. Etwa gleich- 
zeitig mit der Gründung der MMBG haben die Veba- 
com GmbH (Vebacom) und die Metro Vermögensver- 
waltung GmbH & Co. KG (Metro) die Primus Digital- 
TV GmbH & Co. KG (Primus Digital-TV), an der 
beide Gesellschafter paritätisch beteiligt sind, beim 
Bundeskartellamt angemeldet. Das Gemeinschafts- 
unternehmen soll - wie die MMBG - für Pay-TV und 
andere Kommunikationsdienste technische Infra- 
strukturdienste (Betrieb des Decoder- und Zugangs- 
kontrollsystems) einschließlich Abonnentenverwal- 
tung anbieten. Primus Digital-TV vertreibt den soge- 
nannten dBox-Decoder, der nach dem Beta/Irdeto- 
System von der Irdeto B.V. gemeinsam mit der Kirch- 
Gruppe entwickelt worden ist und den das Gemein- 
schaftsunternehmen auch von Kirch beziehen soll. 
Der Gesellschaftsvertrag von Primus Digital-TV 
schließt die Beteiligung von Programmanbietem aus 
dem deutschsprachigen Raum an dem Unternehmen 
aus. Bei der Prüfung der beiden nach § 24 a angemel- 
deten Vorhaben hat das Bundeskartellamt insbeson- 
dere darauf geachtet, daß der Zugang zu dem erst 
entstehenden Markt für technische und administrati- 
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ve Dienstleistungen für Pay-TV allen Programman- 
bietem offensteht und eine Vermachtung des Mark- 
tes zugunsten einzelner Programmanbieter verhin- 
dert wird. Mit der MMBG und der Primus Digital-TV 
wollen in der Entwicklungsphase des Marktes zwei 
Anbieter mit konkurrierenden technischen Systemen 
in Wettbewerb treten. Zwar ist es möglich, daß sich 
mittelfristig nur einer dieser Anbieter am Markt be- 
haupten wird. Da die von der MMBG präferierte me- 
diabox und die von Primus Digital-TV eingesetzte 
dBox technisch bisher nicht kompatibel sind, ist es 
zweifelhaft, ob die Fernsehzuschauer bereit sein wer- 
den, verschiedene Decoder zu kaufen oder zu mie- 
ten, um die von ihnen gewünschten Programme 
empfangen zu können. Wenn sich am Ende nur eines 
der beiden Systeme als technischer Standard durch- 
setzen sollte, wäre dies allerdings keine Folge einer 
bereits durch die Gründung der MMBG oder der Pri- 
mus Digital-TV bewirkten Abschottung des Marktes. 
Da durch die Gründung von MMBG und Primus Di- 
gital-TV Wettbewerb entstehen wird, wird keiner der 
beiden Zusammenschlüsse das Entstehen einer be- 
herrschenden Stellung auf dem Markt für technische 
und administrative Dienstleistungen für Pay-TV zur 
Folge haben. Bislang hat jedoch die MMBG ihre Tä- 
tigkeit noch nicht aufgenommen, da Bertelsmann als 
Hauptkunde der MMBG seine Absicht, digitale Pay- 
TV-Programme anzubieten, noch nicht realisiert hat. 
Auch auf dem Markt für Pay-TV wird weder durch 
die Gründung der MMBG noch durch die Gründung 
von Primus Digital-TV eine marktbeherrschende 
Stellung entstehen. Durch Einflußnahme auf die Ge- 
schäftspolitik der MMBG könnte Bertelsmann seine 
Position als potentieller Pay-TV-Programmanbieter 
nur dann absichem, wenn die MMBG auf ihrem 
eigenen Markt - dem der technischen und admini- 
strativen Vertriebsdienstleistungen - marktbeherr- 
schend würde und Bertelsmann diese Position zur 
Stärkung der eigenen Stellung als Programmanbieter 
nutzen könnte. Infolge des zu erwartenden Wettbe- 
werbs zwischen MMBG und Primus Digital-TV wird 
aber die MMBG, wie ausgeführt, keine marktbeherr- 
schende Stellung erlangen. Aus denselben Gründen 
wird auch die Kirch-Gruppe als Pay-TV-Programm- 
anbieter durch die Gründung von Primus Digital-TV 
nicht wesentlich gestärkt. Zwar wird dieses Unter- 
nehmen zunächst von der Kirch-Gruppe die benötig- 
ten Decoder beziehen, so daß von einem bestehen- 
den faktischen Einfluß der Kirch-Gruppe auf Primus 
Digital-TV ausgegangen werden kann. Infolge des 
zu erwartenden Wettbewerbs durch die MMBG wird 
aber die Primus Digital-TV keine beherrschende 
Position als Anbieter technischer und administrativer 
Dienstleistungen erlangen. Die Kirch-Gruppe wird 
daher nicht in der Lage sein, über Primus Digital-TV 
andere Pay-TV-Programmanbieter beim Marktzu- 
gang zu behindern. Auch im Hinblick auf die Beteili- 
gung der Telekom an der MMBG ist der Zusammen- 
schluß nicht bedenklich. Als Betreiberin von Fem- 
sehkabelnetzen ist die Telekom zwar marktbeherr- 
schend. Die Erlangung einer marktbeherrschenden 
Stellung der MMBG auf dem Markt für technische 
und administrative Dienstleistungen könnte zu einer 
Absicherung der marktbeherrschenden Stellung der 
Telekom auf dem Markt für Kabelnetze führen. 
Wegen des zu erwartenden Systemwettbewerbs zwi- 


schen der MMBG und Primus Digital-TV auf dem 
Markt für technische und administrative Vertriebs- 
dienstleistungen kann jedoch nicht erwartet werden, 
daß die Gründung der MMBG die marktbeherr- 
schende Stellung der Telekom auf dem Markt der 
Kabelnetze verstärken wird. Die angemeldeten Vor- 
haben sind nicht untersagt worden. 

Die Vebacom beabsichtigte, die freie Kapazität des 
Berliner Kabelnetzes für die Durchleitung von digita- 
len Femseh- und Hörfunkprogrammen sowie für die 
Einspeisung ergänzender digitaler Datendienste zu 
nutzen. Dabei ist Vebacom als Service-Provider auf- 
getreten, der selbst keine Programme anbietet, je- 
doch für Anbieter digitaler und verschlüsselter Pro- 
gramme alle erforderlichen Dienstleistungen über- 
nimmt, damit deren Programme von den Kabelnetz- 
kunden empfangen werden können. Zu den Lei- 
stungen gehörten die technische Aufbereitung der 
Programme zur Einspeisung in das Kabelnetz (Multi- 
plexing), die Heranführung und die Verschlüsselung 
der einzuspeisenden Signale, die Bereitstellung der 
Decoder bei den Kunden, die Kundenverwaltung so- 
wie die Abrechnung der von den Kunden in An- 
spruch genommenen Programmleistungen. Die Ve- 
bacom beabsichtigte, im Frühjahr 1996 die Einspei- 
sung digitaler Femseh- und Rundfunkprogramme in 
das Breitbandkabelnetz Berlin aufzunehmen, und 
zwar zunächst im Rahmen eines von der Medienan- 
stalt Berlin-Brandenburg (MABB) beschlossenen Pi- 
lotprojekts. Das Projekt sollte unter anderem zu ein- 
heitlichen Standards in der Decodertechnik beitra- 
gen. Vebacom hat die Telekom als Eigentümerin und 
Betreiberin des Kabelnetzes Berlin um ein Angebot 
zur Signaleinspeisung im Rahmen des Berliner Pro- 
jekts gebeten, das die Telekom jedoch ablehnte. Zur 
Begründung gab die Telekom an, daß Service-Provi- 
der, die Programmanbietem Dienstleistungen zur 
Verschlüsselung der Programme, Modulation und 
Multiplexing anbieten wollen, keinen Zugang zum 
Kabelnetz erhielten. Die Telekom erklärte, sie sei 
selbst auf die Erbringung dieser technischen Dienst- 
leistungen angewiesen, da für sie sonst nur die nicht 
kostendeckende Transportleistung im Kabelnetz 
übrigbliebe. Die Telekom ist nach Auffassung des 
Bundeskartellamtes als Betreiberin des Kabelnetzes 
Berlin ein marktbeherrschendes Unternehmen ge- 
mäß § 22 Abs. 1, da andere flächendeckende Kabel- 
netze zum Transport von Datensignalen nicht vor- 
handen sind. In dieser Position behindert sie gemäß 
§ 26 Abs. 2 die Vebacom in einem Geschäftsverkehr, 
der gleichartigen Unternehmen üblicherweise zu- 
gänglich ist. Die Inanspruchnahme von Leistungen 
eines Kabelnetzbetreibers zur Einspeisung von Pro- 
grammen in das Kabelnetz steht allen Programman- 
bietem im Rahmen der Kapazitäten sowie der Zu- 
lassung durch die Landesmedienanstalt offen. Die 
Vebacom als Service-Provider ist im Verhältnis zum 
Kabelnetzanbieter ein mit Programmanbietem 
gleichartiges Unternehmen, da sie wie die Pro- 
grammanbieter die Einspeisung und den Transport 
von Programmdaten nachfragt. Durch die Verweige- 
rung der nachgefragten Leistungen wird die Veba- 
com von der Telekom unbillig behindert. Bei einer an 
der Freiheit des Wettbewerbs orientierten Interessen- 
abwägung muß das Verhalten der Telekom als nicht 
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gerechtfertigt angesehen werden. Denn sie hindert 
Unternehmen, die, wie sie, technische Dienstleistun- 
gen für Anbieter digitaler Pay-TV-Programme erbrin- 
gen wollen, am Zugang zum Kabelnetz und schaltet 
sie damit als Wettbewerber aus. Aufgrund des Ein- 
greifens des Bundeskartellamts hat die Telekom ihr 
behinderndes Verhalten aufgegeben. Sie hat jedoch 
gefordert, daß die in ihrem Kabelnetz verbreiteten 
Femseh- und Rundfunkprogramme von den Endver- 
brauchern mit Hilfe der auf dem Markt befindlichen 
Decodersysteme empfangen werden können, auch 
wenn die Decoder mit unterschiedlichen Entschlüs- 
selungssystemen arbeiten. Dies sei technisch durch 
das Simulcrypt- Verfahren erreichbar. Dabei werden 
durch Ausstrahlung eines zusätzlichen digitalen 
Signals die beiden unterschiedlichen Entschlüsse- 
lungssysteme - das Seca- und das Beta/Irdeto-Sy- 
stem - in die Lage versetzt, die mit dem jeweils an- 
deren Verschlüsselungssystem ausgestatteten Pro- 
gramme zu empfangen. Das Bundeskartellamt sah 
die Forderung der Telekom, bei der Einspeisung von 
Programmsignalen in ihr Kabelnetz das Simulcrypt- 
Verfahren anzuwenden, als gerechtfertigt an, soweit 
das Simulcrypt-Verfahren tatsächlich bereits tech- 
nisch verfügbar und die Einführung des Verfahrens 
Vebacom wirtschaftlich zumutbar sei. Die Telekom 
hat ein berechtigtes Interesse daran, daß die in ihrem 
Kabelnetz übertragenen Programme mit allen Deco- 
dern empfangen werden können, um die Programm- 
übertragung durch das Kabelnetz für die Verbrau- 
cher attraktiv zu halten. Die Vebacom hat letztlich 
von ihrem Vorhaben Abstand genommen, da ange- 
sichts der nur zögerlichen Einführung digitaler Pay- 
TV-Programme eine ausreichende Nachfrage für die 
von ihr angebotenen Dienste offenbar in absehbarer 
Zeit nicht vorhanden ist. 

Das Bundeskartellamt hat ein Verfahren gegen die 
Deutsche Telekom wegen der Behinderung des Wett- 
bewerbers Tele-Info Verlag GmbH bei der Herausga- 
be eines elektronischen Telefonauskuriftsdienstes im 
Datenbankdienst T-Online eingeleitet. Die Deutsche 
Telekom ist Betreiberin des Dienstes T-Online (früher 
BTX bzw. Datex- J). Ihre Tochtergesellschaft DeTe- 
Medien GmbH bietet dort unter der Bezeichnung 
„Elektronisches Telefonbuch" (ETB) einen Telefo- 
nauskunftsdienst an, der mit dem Auskunftsdienst 
des Tele-Info Verlages in Wettbewerb steht. Die 
Deutsche Telekom hatte das System der Heranfüh- 
rung der Nutzer an die Angebote im T-Online-Dienst 
so ausgestaltet, daß der Auskunfts dienst der DeTe- 
Medien über angebotsbezogene (anbietemeutrale) 
Suchworte lokalisiert werden konnte, während das 
entsprechende Angebot des Tele-Info Verlages nur 
von Nutzem aufgefunden werden konnte, denen 
dieser Verlag als Anbieter namentlich bekannt war. 
Das Bundeskartellamt hat darin eine gegen § 26 
Abs. 2 verstoßende unbillige Behinderung des Tele- 
Info Verlages gesehen. Es hat die Deutsche Telekom 
als Anbieterin von Online-Diensten als marktbeherr- 
schend angesehen, weil zum damaligen Zeitpunkt 
auf dem deutschen Markt lediglich das US-Unter- 
nehmen CompuServe als Wettbewerber mit einer 
deutlich geringeren Teilnehmerzahl tätig war und 
das Angebot des Internet inhaltlich und preislich 
noch auf andere Bedürfnisse und Möglichkeiten (vor 


allem von wissenschaftlichen Einrichtungen und 
Unternehmen) ausgerichtet war. Ein die Behinderung 
rechtfertigendes Interesse der Deutschen Telekom 
wurde nicht darin gesehen, daß - nach dem Vortrag 
der Deutschen Telekom - der Tele-Info Verlag bei sei- 
nem Angebot Daten verwertet habe, die er unter Ver- 
stoß gegen Urheberrecht durch das Abscannen von 
Telefonbüchern der DeTeMedien gewonnen habe. Ob 
ein solcher Verstoß vorliegt, ist durch die zuständigen 
Gerichte zu klären, kann aber nicht als Rechtfertigung 
dafür dienen, den Tele-Info Verlag in der Zwischenzeit 
quasi „auf Verdacht" in seinen wettbewerblichen Be- 
tätigungsmöglichkeiten zu behindern. Auch das Inter- 
esse der Deutschen Telekom an einer übersichtlichen 
Darstellung des Gesamtangebots von T-Online darf 
nicht durch ein System der Nutzerführung gefördert 
werden, das dem Nutzer bestimmte Angebote voll- 
ständig vorenthält. Aufgrund der Bedenken des Bun- 
deskartellamtes hat die Deutsche Telekom das System 
der Heranführung der Nutzer an das Angebot des 
Tele-Info Verlages in T-Online geändert. 

Mit dem Urteil vom 19. März 1996 (Pay-TV-Durchlei- 
tung) hat sich der Bundesgerichtshof zu der Frage 
geäußert, ob der Inhaber eines Kabelnetzes gegen- 
über Rundfunk- und Femsehprogrammanbietem zur 
unentgeltlichen Durchleitung der Programme an die 
Empfänger verpflichtet ist. Die Klägerinnen betrei- 
ben in Mehrfamilienhäusern und Wohnsiedlungen 
Gemeinschaftsanlagen zur Übertragung von Rund- 
funk- und Fernsehprogrammen, für deren Nutzung 
die Wohnungsinhaber ein Entgelt bezahlen müssen. 
Dagegen verlangen sie von den Programmanbietem 
für die Einspeisung von Programmen in ihre Netze 
grundsätzlich kein Entgelt. Sie fordern allein von 
dem beklagten Pay-TV-Programmanbieter Premiere, 
der sein Programm im wesentlichen über Abonne- 
mentgebühren finanziert, eine Vergütung. Im Hin- 
blick auf den Antrag der Klägerinnen, festzustellen, 
daß die Klägerinnen nur gegen Entgelt verpflichtet 
seien, das Pay-TV-Programm von Premiere durch ihr 
Netz zu leiten, setzt sich der Bundesgerichtshof mit 
der Frage auseinander, ob Premiere aufgrund von 
§ 35 in Verbindung mit § 26 Abs. 2 ein Anspruch auf 
unentgeltliche Durchleitung zusteht. Das Gericht 
stellt fest, daß die Klägerinnen auf dem Markt für die 
Durchleitung von Rundfunk- und Fernsehprogram- 
men mittels Kabeln marktbeherrschend sind, weil im 
Bereich der von ihnen betriebenen Gemeinschaftsan- 
tennenanlagen praktisch kein von Anbietern anderer 
Durchleitungsmöglichkeiten ausgehender Wettbe- 
werb besteht. Femsehprogrammanbieter, die, wie 
Premiere, ein von den Endverbrauchern finanziertes 
Programm verschlüsselt anbieten, und andere Pro- 
grammanbieter seien gleichartige Unternehmen, da 
Premiere ebenso wie die anderen Programmanbieter 
ein für Endverbraucher bestimmtes Fernsehpro- 
gramm anbiete. Daß das Programm von Premiere 
verschlüsselt sei, sei unerheblich. Da die Klägerinnen 
bisher allein Premiere eine unentgeltliche Durchlei- 
tung des Programms durch ihre Kabelnetze verwehr- 
ten, behandelten sie Premiere gegenüber anderen 
gleichartigen Anbietern unterschiedlich. Im Rahmen 
der erforderlichen Interessenabwägung sei von dem 
Grundsatz auszugehen, daß eine unentgeltliche Ab- 
gabe von Leistungen im geschäftlichen Verkehr die 
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Ausnahme sei und ihre Erbringung daher in der Re- 
gel nicht erwartet werden könne. Das Vergütungs- 
verlangen der Klägerinnen sei auch nicht schon des- 
halb mit § 26 Abs. 2 unvereinbar, weil sie bereits von 
den Nutzem der Anlage eine Vergütung erhielten. 
Ein allgemeines Verbot, für die Herbeiführung des 
gleichen Leistungserfolges von mehreren ein Entgelt 
zu fordern, kenne die Rechtsordnung nicht. Auch aus 
dem Grundrecht der Informations- und Meinungs- 
freiheit (Artikel 5 GG, Artikel 10 Europäische Men- 
schenrechtskonvention [EMRK]) sei eine Verpflich- 
tung zur unentgeltlichen Verbreitung der Programme 
grundsätzlich nicht herzuleiten. Im Rahmen der In- 
teressenabwägung seien Art und Ausmaß der unter- 
schiedlichen Behandlung maßgebend. Deren Zuläs- 
sigkeit richte sich insbesondere danach, ob die relati- 
ve Schlechterbehandlung der betroffenen Unterneh- 
men als ein Wettbewerb skonformer, durch das jewei- 
lige Angebot im Einzelfall bestimmter Interessenaus- 
gleich erscheint oder auf Willkür oder Überlegungen 
und Absichten beruht, die wirtschaftlichem oder un- 
ternehmerischem Handeln fremd sind. Daneben sei 
jedoch zu beachten, daß die Unternehmen auf der 
Marktgegenseite nicht durch die Ausübung der 
Macht des marktbeherrschenden Unternehmens in 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit untereinander beein- 
trächtigt werden dürften. Das Gericht stellt fest, daß 
es nicht unsachlich sei, wenn die Klägerinnen von 
Premiere ein zusätzliches Entgelt verlangten. Auch 
greife der Gesichtspunkt der Beeinträchtigung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Programmanbieter unter- 
einander nicht entscheidend durch, da sich das Pro- 
gramm von Premiere in seiner Finanzierung (Pay-TV) 
grundlegend von den Programmen der anderen An- 
bieter unterscheide. Der Bundesgerichtshof hat die 
Sache an das Berufungsgericht zurückverwiesen, da 
weiter festzustellen war, ob die Landesmediengesetze 
die Klägerinnen zur unentgeltlichen Durchleitung des 
Programmes von Premiere entweder schlechthin oder 
jedenfalls solange verpflichten, als die Klägerinnen 
andere Programme unentgeltlich durchleiten. 

Das Bundesministerium für Post und Telekommuni- 
kation (BMPT) beabsichtigt, eine weitere Lizenz für 
den Betrieb von Übertragungswegen zum Angebot 
von Mobihunkdienstleistungen zu vergeben (E 2-Li- 
zenz). Die Vergabe der Lizenz soll in einem Aus- 
schreibungsverfahren nach § 11 Abs. 2 Satz 2 TKG 
erfolgen. Auf dem Netzbetreiber-Markt für Mobil- 
funk sind aufgrund teilweise schon vor längerer Zeit 
erteilter Lizenzen die DeTeMobil (100%ige Tochter 
der Deutschen Telekom AG), die zum Mannesmann - 
Konzem gehörende Mannesmann Mobilfunk und die 
E-Plus Mobilfunk GmbH (ein Gemeinschaftsunter- 
nehmen mit Beteiligung von Vebacom und Thyssen) 
tätig. Der deutsche Mobilfunkmarkt ist durch eine 
annähernd gleichstarke Position der beiden zeitlich 
zuerst lizenzierten Anbieter DeTeMobil und Mannes - 
mann Mobilfunk gekennzeichnet. Der Preiswettbe- 
werb in dem Markt war bislang wenig ausgeprägt. 
Allerdings hat im Herbst 1996 DeTeMobil ihre Preise 
gesenkt, worauf die übrigen zwei Anbieter ebenfalls 
mit Preissenkungen reagiert haben. Das Preisniveau 
ist in Deutschland verglichen mit ausländischen Mo- 
bilfunkmärkten jedoch immer noch hoch. In dieser 
Situation kann ein neu in den Markt eintretendes 


finanzstarkes Unternehmen für eine Intensivierung 
des Wettbewerbs sorgen. Das Bundeskartellamt be- 
grüßt daher die erfolgte Ausschreibung. Im Februar 
1997 hat das BMPT die E2-Lizenz an das Konsortium 
VIAG AG und British Telecom vergeben. 

In einem Gutachten, das das Bundeskartellamt im 
Rahmen der Mißbrauchsaufsicht des Bundesmini- 
sters für Post- und Telekommunikation und des Bun- 
desministers für Wirtschaft erstellt hat, wurde festge- 
stellt, daß das Preisverhalten der Deutsche Post AG 
im Frachtbereich durch eine anhaltende spürbare 
Kostenunterdeckung die Wettbewerbsmöglichkeiten 
der privaten Paketdienste beeinträchtigt. Der Fracht- 
bereich der Post ist seit vielen Jahren defizitär. Dies 
wird sich nach Post-Prognosen zumindest für einen 
Zeitraum von zwei bis drei Jahren fortsetzen. Die Be- 
einträchtigung der Paketdienste liegt zum einen dar- 
in, daß das nicht kostendeckende Preisniveau den 
Marktzutritt insbesondere im Marktsegment des Ver- 
sandhandels, erschwert. Zum anderen unterbietet 
die Post die Privaten außerhalb des Versandhandels- 
geschäfts mit Preisen, zu denen selbst durchrationali- 
sierte Unternehmen nicht mehr kostendeckend ar- 
beiten können. Zwar gehören Preisunterbietungen 
und vorübergehende Angebote zu nicht kostendek- 
kenden Preisen zum wettbewerblichen Alltag. Hier 
hat sich jedoch zumindest im Versandhandelsgeschäft 
das nichtkostendeckende Dienstleistungsangebot der 
Post dauerhaft institutionalisiert und wirkt damit ob- 
jektiv wettbewerbsverzerrend. Zwar kann die Absicht 
der Post, über Sanierungsmaßnahmen im Frachtbe- 
reich schnellstmöglich zur vollen Kostendeckung zu 
gelangen, unterstellt werden. Ist jedoch innerhalb 
eines prognostizierbaren Zeitraumes die volle Kosten- 
deckung nicht nachweisbar erreicht, fehlt es an der 
sachlichen Rechtfertigung für die Beeinträchtigung 
der Paketdienste. Die vorgelegten Post-Prognosen zur 
Entwicklung von Kosten und Erlösen im Frachtbereich 
konnten nicht belegen, daß zumindest mittelfristig 
Vollkostendeckung zu erwarten ist. 

Der Kooperation von vier regionalen Nachtexpress- 
termindiensten mit der NET Nachtexpress Termin- 
dienst GmbH wurde nicht widersprochen. Das NET- 
Expressgut-System erbringt vorzugsweise Nacht- 
und Tagesexpressdienstleistungen für den Transport 
von Expressgütern. Die Kooperationspartner sam- 
meln und verteilen Expressgüter innerhalb eines 
festgelegten Vertragsgebiets. Die das System führen- 
de NET Nachtexpress Termindienst GmbH organi- 
siert die überregionalen Transporte zwischen den 
einzelnen Gebieten. Ganz überwiegend werden Er- 
satzteile für die Automobilbranche, die Landtechnik 
und den Maschinenbau zugestellt. Die an NET 
Nachtexpress Termindienst GmbH beteiligte nieder- 
ländische PTT Post ist in Deutschland eher im Be- 
reich der Kurierdienste tätig. Die Marktanteile der 
Kooperation hegen unter 10%. 


Kreditgewerbe (65) 

1. Kreditkarten, Zahlungskarten 

Im Zusammenhang mit der Einführung der neuen 
Bahncard im Rahmen der zwischen Deutsche Bahn 
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AG und Citibank vereinbarten „Cobranding" -Ko- 
operation (Tätigkeitsbericht 1993/94 S. 137) hat das 
Bundeskartellamt aufgrund von Verbraucherbe- 
schwerden geprüft, ob in einer zwingenden Kopp- 
lung der Bahncard-Funktion mit der VISA-Kreditkar- 
tenfunktion der Mißbrauch einer marktbeherrschen- 
den Stellung im Sinne des § 22 Abs. 4 durch die 
Deutsche Bahn AG liegen könnte. Nachdem jedoch 
klargestellt worden war, daß die Deutsche Bahn AG 
auch eine reine Bahncard („Bahncard pur") ohne 
Zahlungs- und Kreditkartenfunktion herausgeben 
wird, ist das Verfahren ohne abschließende Entschei- 
dung dieser Frage eingestellt worden. 

Den von den regionalen Sparkassenorganisationen 
und vom Deutschen Sparkassen- und Giroverband 
nach § 102 angemeldeten, zum Teil voneinander ab- 
weichenden VISA-Kundenbedingungen ist nicht wi- 
dersprochen worden. Diese Bedingungen dienen der 
Orientierung derjenigen in den Verbänden zusam- 
mengeschlossenen Sparkassen, die Eigenemittenten 
der VISA -Kreditkarte sind. Das Bundeskartellamt hat 
es als Verbesserung der Bedarfsbefriedigung angese- 
hen, daß den Kunden der Sparkassen neben der bis- 
her ausschließlich angebotenen Eurocard auch die 
VISA-Karte als Alternative angeboten wird. Der Ein- 
wand von Verbraucherverbänden gegen die in den 
angemeldeten Bedingungen vorgesehene Umrech- 
nungsgebühr für Umsätze in Fremdwährungen 
reichte in Anbetracht der dazu noch nicht abge- 
schlossenen Zivilrechtsverfahren für einen Wider- 
spruch nicht aus. Sollten diese Verfahren zur Fest- 
stellung der Unvereinbarkeit dieser Gebühr mit dem 
AGB-Gesetz führen und die Gebührenregelung in 
den Bedingungen nicht umgehend angepaßt wer- 
den, läge ein Mißbrauch nach § 102 Absatz 4 Satz 1 
vor, gegen den das Bundeskartellamt einschreiten 
würde. 

Die im Zentralen Kreditausschuß zusammenge- 
schlossenen Spitzenverbände des deutschen Kredit- 
gewerbes haben eine elektronische Geldbörse, 
(„GeldKarte") eingeführt. Sie soll vorwiegend in den 
Bereichen eingesetzt werden, in denen bisher mit 
Hartgeld bezahlt wurde oder eine Transaktionsab- 
wicklung über das electronic-cash-System wegen 
der dort erforderlichen on-line-Autorisierung tech- 
nisch oder wirtschaftlich nicht in Betracht kommt. 
Die ec-Karte sowie von den Kreditinstituten heraus- 
gegebene sonstige Karten (Kundenkarten) können 
mit der GeldKarten-Funktion ausgestattet werden. 
Die Kreditwirtschaft hat dazu ein Regelungswerk 
entwickelt, das aus der „Vereinbarung über das insti- 
tutsübergreifende System GeldKarte", den „Bedin- 
gungen für die Teilnahme am System GeldKarte" 
und den ergänzten „Bedingungen für die Verwen- 
dung der ec-Karte" besteht (Bekanntmachung v. 
19. Juli 1996 Nr. 53/96 BAnz v. 31. Juli 1996, Nr. 141, 
S. 8680). Der Bundesverband der Deutschen Volks- 
banken und Raiffeisenbanken hat durch eine gleich- 
zeitig mit dem GeldKarte-Regelwerk angemeldete 
Änderung seiner Sonderbedingungen für die 
„BANKCARD online" die Kundenkarte der Genos- 
senschaftsbanken in ihrer Einsatzbreite - mit Aus- 
nahme der Garantiefunktion für den eurocheque - 
der ec-Karte angepaßt. Die „BANKCARD online" ist 


damit auch als GeldKarte zu nutzen. Das Bundeskar- 
tellamt hat diesen nach § 102 angemeldeten Regel- 
werken nicht widersprochen, weil sie die Leistungs- 
fähigkeit der beteiligten Unternehmen heben und 
dadurch die Befriedigung des Bedarfs verbessern. 
Als Ergebnis eines Feldversuchs in Ravensburg/ 
Weingarten wurde die von den Händlern an das kar- 
tenemittierende Institut zu zahlende Mindestgebühr 
von 5 Pfennigen auf 2 Pfennige herabgesetzt. Die 
Gebühr beträgt im übrigen 0,3% des Umsatzes. Da- 
mit ist sie im Vergleich zu den Gebühren der anderen 
elektronischen Geldbörsen, die sich derzeit in der 
Planungs- oder Testphase befinden, relativ gering. 
Der Aufwand der vom Handel geforderten einzelver- 
traglichen Vereinbarungen zwischen jedem beteilig- 
ten Kreditinstitut und jedem beteiligten Händler, ver- 
bunden mit der EDV-technischen Berücksichtigung 
unterschiedlicher Entgelte im Rahmen des Zahlungs- 
verkehrs-Clearings hätte zur Folge, daß sich die Ge- 
samtkosten für die Einführung des Systems unver- 
hältnismäßig erhöhen würden. Die Einführung der 
GeldKarte erspart den Karteninhabern das Vorhalten 
von passendem Münzgeld, beschleunigt den Zah- 
lungsvorgang und reduziert die Kosten des Bargeld- 
Handlings für die Kreditinstitute und den Handel. 
Für Automatenaufsteller verringern sich die Risiken 
des Automatenbruchs. Im Vergleich zum electronic 
cash-Verfahren, für das die GeldKarte bei größeren 
Beträgen eine Alternative darstellt, tritt schon wegen 
der geringeren Mindestgebühr eine Kostenredu- 
zierung ein. Zudem lassen sich die Chipkarten nach 
und nach mit bestimmten Zusatzfunktionen aus- 
rüsten, wie z. B. für den Handel interessante Loyalty- 
Programme, die die Karte möglicherweise auch für 
den Lebensmitteleinzelhandel attraktiv machen. Das 
im GeldKarte-Regelungswerk enthaltene Preisauf- 
schlagsverbot ist vom Bundeskartellamt nicht bean- 
standet worden. Schon beim ec-System hat es das 
Bundeskartellamt als gerechtfertigt angesehen, die 
elektronische Zahlung mit einer reinen Debitkarte 
wegen ihrer besonderen Nähe zur Barzahlung mit 
dieser gleichzubehandeln (Tätigkeitsbericht 1989/90, 
Seite 115). Die Nähe zur Barzahlung ist bei der Geld- 
Karte insbesondere wegen des anonymisierten Zah- 
lungsvorgangs noch offenkundiger als bei der Zah- 
lung mit electronic cash. 


2. Direktvertrieb der Banken 

Den von der Sparkassenorganisation angemeldeten 
Regelwerken zur Einführung eines Direktvertriebs- 
systems (S -direkt) ist nicht widersprochen worden. 
Mit S-direkt soll dem Kunden die Möglichkeit gege- 
ben werden, neben der Abwicklung seiner Bank- 
geschäfte in der Geschäftsstelle bestimmte Bank- 
geschäfte über institutsübergreifende Serviceeinrich- 
tungen der Sparkassen rund um die Uhr abzu- 
wickeln. Bereits bestehende Kontoverbindungen 
werden für die Nutzung über das Vertriebs System 
freigeschaltet. Produkte aus dem Passivanlagege- 
schäft, insbesondere Spareinlagen und Sichteinla- 
gen, sowie das Wertpapiergeschäft sind in den Di- 
rektvertrieb einbezogen. In den Haftungsregelungen 
der angemeldeten Regelwerke konnten zunächst 
keine hinreichenden Anhaltspunkte für einen Miß- 
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brauch festgestellt werden. Das Bundeskartellamt 
wird jedoch die praktische Handhabung dieser Rege- 
lungen unter diesem Aspekt weiter beobachten. 


Versicherungsgewerbe (66) 

1. Allgemein 

Mit der Deregulierung im Bereich des Massenge- 
schäftes (Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 140) wurde im 
Juli 1994 der letzte Schritt zur Öffnung der Versiche- 
rungswirtschaft vollzogen. Die Auswirkungen auf die 
Gestaltung der Versicherungsprodukte haben sich 
jedoch bislang in Grenzen gehalten. Am spektaku- 
lärsten waren die Veränderungen in der Kfz-Haft- 
pflichtversicherung. Hier haben die Versicherer den 
Freiraum zur Entwicklung eines typbezogenen Tarifs 
genutzt. Dazu hat der Verband der Schadensversi- 
cherer (VdS) den Schadensbedarf für PKW unter Ver- 
wendung des Risikomerkmals Fahrzeugtyp beschrie- 
ben und als Studie im Sinne der Verordnung (EWG) 
Nr. 3932/92 der Kommission vom 21. Dezember 1992 
über die Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 EWG- 
Vertrag auf bestimmte Gruppen von Vereinbarun- 
gen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten 
Verhaltensweisen im Bereich der Versicherungswirt- 
schaft nach § 102 angemeldet. Ferner wird eine Viel- 
zahl von Tarifen angeboten, die an sogenannte wei- 
che Tarifmerkmale anknüpfen. Zwar hat es zahlrei- 
che Meldungen zur Aufnahme der Dienstleistungstä- 
tigkeit beim Bundesaufsichtsamt für das Versiche- 
rungswesen (BAV) sowohl in der Lebens-, wie in der 
Kranken- und der Schaden- und Unfallversicherung 
gegeben. Die Auswirkungen auf das Angebot wie 
auf den Wettbewerb sind jedoch weitaus geringer als 
in der Kfz-Haftpflichtversichenmg. Eine deutliche 
Zunahme der Untemehmenskonzentration ist in der 
Versicherungswirtschaft nicht zu verzeichnen. Am 
stärksten betroffen war der Bereich der Rückver- 
sicherung. So hat die Münchener Rückversiche- 
rungs-Gesellschaft, München, mit der American Re 
Corporation, Princeton, einen führenden US-Rück- 
versicherer übernommen, und mehrere große inlän- 
dische Rückversicherer sind ganz (Frankona Rück- 
versicherungs AG, Kölnische Rückversicherungs Ge- 
sellschaft AG) oder zum Teil (Aachener Rückver- 
sicherungs Gesellschaft AG) von US -Rückversiche- 
rern aus der internationalen Spitzengruppe über- 
nommen worden. 

Am 1. April 1993 ist die Gruppenfreistellungsverord- 
nung für das Versicherungswesen (GVO) in Kraft ge- 
treten. Nunmehr hegen Erfahrungen im Umgang mit 
dieser Gmppenfreistellungsverordnung in größerem 
Umfang vor. Es obhegt den Versicherungsunterneh- 
men und ihren Verbänden, ihre Verträge über Mit- 
oder Mitrückversicherungsgemeinschaften und ihre 
Empfehlungen eigenständig auf die Vereinbarkeit 
mit der GVO zu überprüfen und gegebenenfalls an- 
zupassen. In einigen wenigen Fällen ist das Bundes- 
kartellamt davon unterrichtet worden, daß Mitver- 
sicherungsgemeinschaften aufgelöst werden oder 
Empfehlungen nicht weiter ausgesprochen werden 
sollen. Änderungen, die ausschließlich der Anpas- 
sung an die GVO dienen, wie etwa der Verzicht, Lei- 


stungen betragsmäßig zu fixieren, oder das Einfügen 
von Öffnungsklauseln, werden regelmäßig die Beur- 
teilung der verbleibenden Abreden nicht berühren; 
sie bedürfen keiner Anmeldung nach § 102. Gleiches 
güt für Anpassungen an eine veränderte Rechtslage 
oder an die höchstrichterhche Rechtsprechung. Dies 
gilt allerdings wiederum nur dann, wenn die Unter- 
nehmen oder Verbände keine Wahl zwischen ver- 
schiedenen Anpassungsaltemativen haben. In allen 
anderen Fällen bedürfen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen auch dann, wenn sie aus der Sicht der Beteilig- 
ten GVO-konform sind, der Anmeldung und Frei- 
stellung nach § 102 GWB (Tätigkeitsbericht 1993/94, 
S. 140 f.). Die Prüfung des Bundeskartellamtes be- 
schränkt sich hier darauf, ob die Grenzen der GVO 
tatsächlich eingehalten werden. Bei einer Anmel- 
dung nach § 102, bei der sich der Anmelder auf die 
GVO beruft, ohne sicher zu sein, daß auf sein Vorha- 
ben EU-Recht überhaupt anwendbar ist, empfiehlt es 
sich, das Vorhaben entsprechend § 102 Abs. 1 Ziff. 2 
zu begründen. Anderenfalls läuft der Anmelder Ge- 
fahr, daß die Voraussetzungen für eine Freistellung 
nach § 102 nicht innerhalb der Dreimonatsfrist fest- 
gestellt werden können. 

In der Praxis des Bundeskartellamtes hat sich der Be- 
griff der Studie nach Titel II Artikel 2 lit. b GVO als 
besonders problematisch erwiesen. Es mag nahelie- 
gen, jene Tarifempfehlungen, die nicht mehr unter 
den eher restriktiv gefaßten Begriff der „Berechnung 
und Bekanntgabe der Durchschnittskosten für die 
Deckung der Risiken (Nettoprämien)" fallen, nun als 
„Studien" zu veröffentlichen. Die GVO erlaubt es, 
Studien über die wahrscheinlichen Auswirkungen 
allgemeiner, außerhalb des Einflußbereichs der be- 
teiligten Unternehmen hegender Umstände auf die 
Häufigkeit oder den Umfang von Schadensfällen 
oder den Ertrag von verschiedenen Anlageformen 
durchzuführen und ihre Ergebnisse bekanntzuge- 
ben. Bislang sind nur Studien über die Häufigkeit 
oder den Umfang von Schadensfällen angemeldet 
worden. Studien im Sinne der GVO müssen zur Er- 
mittlung der Fakten die mit vertretbarem Aufwand 
zugänglichen Erkenntnisquellen ausschöpfen. Der 
Auswertung sind anerkannte, wissenschaftlich abge- 
sicherte Methoden, wie z. B. versicherungsmathema- 
tische Modelle, zugrunde zu legen. Die Studien müs- 
sen nachvollziehbar sein. Dazu sollten insbesondere 
die Methoden in der Studie erläutert werden und die 
Erkenntnisquellen nachprüfbar sein. Subjektive 
Schätzungen sind nicht zulässig, insbesondere auch 
nicht in der Form eines Mittelwertes von Sach- 
verständigenäußerungen. Grundsätzlich sollten die 
Daten den Adressaten möglichst umfassend und 
ursprünglich zur Verfügung gestellt werden. So ver- 
öffentlicht der VdS bei seinen Empfehlungen zur 
Kraftfahrzeugversicherung die Schadensbedarfsindi- 
ces sämtlicher 450 Kfz-Zulassungsbezirke. Zwar wer- 
den zusätzlich Klassen gebildet. Dabei beschränkt 
sich der Verband aber auf die Vorgabe, daß 95 % der 
Risiken der richtigen Klasse zugeordnet werden und 
daß höchstens 5 % der Risiken von der richtigen Klas- 
se um maximal eine Nachbarklasse abweichen. 

Kündigungsklauseln für Mit- und Mitrückversiche- 
rungsgemeinschaften, die den Austritt nur zum Jah- 
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resende ermöglichen, wären nach Titel IV Artikel 11 
Nr. 1 lit. b, GVO unzulässig, wenn dadurch die Kün- 
digungsfrist mehr als sechs Monate beträgt. Wenn 
hierdurch jedoch die ordnungsgemäße Auseinander- 
setzung zwischen der Gemeinschaft und dem aus- 
scheidenden Unternehmen unzumutbar erschwert 
würde, beanstandet das Bundeskartellamt im Ein- 
klang mit der EG-Kommission derartige Klauseln 
nicht. 


2 . Sachversicherungen 

In der industriellen Feuerversicherung entwickelt 
sich der Markt zu stärker differenzierten Angeboten. 
So werden neben der Allianz weitere große Feuerver- 
sicherer eigenständig entwickelte Tarife anwenden. 
Der VdS hat seine Netto-Prämienrichtlinien in zwei 
Schritten überarbeitet. Zuerst hat er eine Nettoprä- 
mienempfehlung nach § 102 angemeldet. Dieses Vor- 
haben basierte auf dem nach statistischen Methoden 
bearbeiteten Schadensbedarf, der entsprechend dem 
Zu- und Abschlagsystem des Allgemeinen Teils der 
alten Netto-Prämienrichtlinien-Empfehlung verän- 
dert worden war. Gegen diese Veränderungen hat 
das Bundeskartellamt Bedenken geltend gemacht, 
da sie zum einen für Dritte nicht nachvollziehbar sind 
und zum anderen mit dem Allgemeinen Teil ver- 
knüpft sind. Dieser wird zwar vom VdS nach dessen 
Bekunden nicht mehr empfohlen, was im Hinbhck 
auf die GVO, die die Bildung von Risikogruppen im 
Rahmen von Netto-Prämienempfehlungen nicht er- 
laubt, auch nicht mehr zulässig wäre. Gleichwohl 
wäre durch die Empfehlung der „aktualisierten Net- 
to-Prämien" implizit seine Anwendung erneut emp- 
fohlen bzw. die ursprüngüche Empfehlung bekräftigt 
worden. Der VdS hat seine Empfehlung auf die Ver- 
öffentlichung „Unverbindlicher Nettobedarfssätze " 
beschränkt. Dieser Empfehlung ist nicht widerspro- 
chen worden. Hingegen hat das Bundeskartellamt 
dem VdS für die von ihm unterbreitete Überarbei- 
tung des „Allgemeinen Teils der Netto-Prämienricht- 
linien" einen Widerspruch in Aussicht gestellt. Die 
Ausarbeitung sollte als Studie im Sinne der GVO 
über „die risikorelevanten Faktoren in der Industrie-, 
Feuer- und Feuerbetriebsunterbrechungs-Versiche- 
rung“ den Mitgliedern unverbindlich empfohlen 
werden. Die Auswahl und Bewertung der Zu- und 
Abschläge beruht dabei laut VdS auf dem Erfah- 
rungsschatz von Schadensverhütungsingenieuren 
der Erst- und Rückversicherer sowie der Versiche- 
rungsnehmerkreise. Soweit der Verband vorträgt, 
zum Teil seien sie durch Berechnungen und Analy- 
sen der Versicherungsmathematiker sowie durch 
Stichprobenuntersuchungen abgesichert, sind diese 
weder Teil der „Studie" noch als Anlage beigefügt 
noch anderweitig nachgewiesen und damit zugäng- 
lich gemacht worden. Die Herausgabe der „Studie" 
wäre danach nicht von der Freistellung durch die 
GVO gedeckt. Eine Empfehlung der Studie verstieße 
gegen Artikel 85 Abs. 1 EGV; eine Freistellung nach 
deutschem Recht scheidet danach aus. Im übrigen 
wären auch die Freistellungsvoraussetzungen des 
§ 102 Abs. 1 nicht erfüllt. Die „Studie" läßt weder er- 
kennen, inwiefern sie die Leistungsfähigkeit der 
Empfehlungsempfänger hebt oder erhält, noch daß 


sie die Befriedigung des Bedarfs verbessert. Ein 
angemessenes Verhältnis des zu erwartenden Erfol- 
ges mit der damit verbundenen erheblichen, weil 
alle Feuerversicherer betreffenden, Wettbewerbsbe- 
schränkung ist nicht ersichtlich. Auf eine Begrün- 
dung, wie sie § 102 Abs. 1 Satz 2 verlangt, hatte der 
VdS im übrigen verzichtet. Der VdS hat klargestellt, 
daß eine förmliche Anmeldung nach § 102 nicht be- 
absichtigt gewesen sei und wird sein Anliegen der 
EG-Kommission vortragen. 


3. Kfz-Versicherungen 

Ende 1994 hat das Bundeskartellamt ein Verfahren 
nach § 37 a Abs. 1 in Verbindung mit § 1 wegen des 
Verdachts des Verstoßes gegen das Kartellverbot 
gegen etwa 60 Haftpflichtversicherer eingeleitet (Tä- 
tigkeitsbericht 1993/94, S. 141). Die Ermittlungen 
haben ergeben, daß die Versichenmgsuntemehmen 
ihre Nachfrage nach dem Abschluß bilateraler Ver- 
träge mit Autovermietem für das Unfallersatzge- 
schäft über die hierzu von sechs Versicherungsunter- 
nehmen eigens gegründete carpartner Autovermie- 
tung GmbH (carpartner) bündeln und die Ausweich- 
möglichkeiten der Marktgegenseite beschränken. 
Mit Beschluß vom 7. Juli 1995 hat das Bundeskartell- 
amt unter anderem die Durchführung des Gesell- 
schaftsvertrages von carpartner und der mit den Ge- 
sellschaftern abgeschlossenen Kooperationsverträge 
wegen Verstoßes gegen § 1 und Artikel 85 Abs. 1 
EGV untersagt (WuW/E BKartA 2795 ff.). Das Kam- 
mergericht hat mit Beschluß vom 29. Mai 1996 die 
dagegen eingelegte Beschwerde zurückgewiesen 
(WuW/E OLG 5677). Es folgt dem Bundeskartellamt 
darin, daß die carpartner-Ges ellschafter als Nachfra- 
ger miteinander im Wettbewerb stehen. Jedenfalls 
bei der Schadensregulierung und insbesondere 
durch den Abschluß von Regulierungsabkommen als 
Verträgen über gewerbliche Leistungen würden die 
Versicherer in unmittelbare Rechtsbeziehungen zu 
den Autovermietem treten. Zwar könne der Vermie- 
ter bei der Regulierung des einzelnen Schadensfalles 
nicht von einer Versicherung auf die andere auswei- 
chen, wohl aber bestünden beim Abschluß von Regu- 
lierungsabkommen für ihn durchaus Auswahlchan- 
cen. Mit der Gründung von carpartner hätten sich 
die beteiligten Versicherer ein Instrument geschaf- 
fen, um den zwischen ihnen bestehenden Nach- 
fragewettbewerb zu beschränken, wie sich aus der 
Vertragsvorgeschichte mit hinreichender Deutlich- 
keit erschließe. Bei carpartner handele es sich um 
keine selbständige Planungseinheit. Das Marktver- 
halten des Unternehmens sei nicht von Renditeinter- 
essen, sondern von der Rücksichtnahme auf die Be- 
lange der Gesellschafter geprägt, denen an einem 
niedrigen Referenzpreis gelegen sei. Damit entspre- 
che das carpartner-Modell zwar nicht exakt den Kon- 
struktionen, die schon bisher als unzulässige Nach- 
fragekartelle behandelt wurden - das Kammerge- 
richt verweist hierzu auf seine HFGE- und Selex- 
Tania-Entscheidungen -, in seiner Wirkung komme 
es ihnen aber sehr nahe. Da somit eine Wettbewerbs- 
beschränkung „inter partes" vorliege, könne es da- 
hinstehen, ob § 1 hier auch wegen einer Beeinträchti- 
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gung der wettbewerblichen Handlungsfreiheit Drit- 
ter verletzt werde. 

Die von carpartner ausgehende Wettbewerbsbe- 
schränkung sei auch geeignet, die Marktverhältnisse 
spürbar zu beeinflussen. Dies gehe schon aus der 
Marktbedeutung der carpartner-Gesellschafter - auf 
sie entfallen etwa 20 % des Prämienaufkommens - 
hervor. Da auch zahlreiche andere Versicherer deren 
Beispiel gefolgt seien, indem sie eine Regulierung 
oberhalb der carpartner-Preise ablehnten, gingen die 
den Autovermietem drohenden Nachteile sogar über 
die Einbußen hinaus, die sich bei der Regulierung 
mit den carpartner-Gesellschaften ergeben. 

Für das Kammergericht fällt carpartner schließlich 
auch nicht aus anderen Gründen aus dem Verbotsbe- 
reich des § 1. So ziele carpartner nicht auf die Verhin- 
derung rechtswidrigen Wettbewerbs ab. Selbst wenn 
bilaterale Regulierungsabkommen gegen § 15 ver- 
stoßen würden, so diente carpartner jedenfalls nicht 
ihrer Verhinderung, sondern nur einer Beeinflussung 
ihrer Modalitäten. Unbeachtlich sei auch der preis- 
dämpfende Effekt, denn Nützlichkeits- und Gegen- 
gewichtsüberlegungen fänden, im Rahmen von § 1 
keine Berücksichtigung. 

Zweifel hat das Kammergericht daran, daß auch eine 
Verletzung von Artikel 85 Abs. 1 EGV vorliegt. So 
erscheint es dem Kammergericht einmal zweifelhaft, 
ob sich die Wettbewerbsbeschränkung auf den 
zwischenstaatlichen Dienstleistungsverkehr im Ver- 
sicherungssektor auswirkt. Zum anderen lasse sich 
nicht zuverlässig beurteilen, ob eine spürbare (Her- 
vorhebung im Original) Beeinträchtigung des zwi- 
schenstaatlichen Handels zu befürchten ist. Letztlich 
bedürfe es insoweit jedoch keiner abschließenden Er- 
örterung, weil die europarechtliche Beurteilung nicht 
entscheidungserheblich sei. Gegen die Entscheidung 
des Kammergerichts ist Rechtsbeschwerde eingelegt 
worden. 


4. Krankenversicherung 

Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben der Mün- 
chener Rückversicherungs-AG (Münchener Rück), 
51 % der Anteile an der Deutsche Krankenversiche- 
rung AG (DKV), Köln, von der Allianz AG, München, 
zu erwerben, sowie das Vorhaben der Allianz AG, 
25,7 % der Anteile an der Vereinte Krankenversiche- 
rung AG (VKA), München, von der Münchener Rück 
zu übernehmen, nicht untersagt. Die restlichen An- 
teile an der DKV wurden bereits von der Münchener 
Rück direkt (10%) und indirekt über die von ihr be- 
herrschte Hamburg-Mannheimer- Versicherung AG 
(39%) gehalten. Die restlichen Anteile der VKA hielt 
unmittelbar und mittelbar die Vereinte Holding AG. 
Gleichzeitig mit der Freigabe der Zusammenschlüsse 
durch das Bundeskartellamt hat die EG-Kommission 
das Vorhaben der Allianz AG, sämtliche Anteile der 
Vereinte Holding AG von der Schweizerischen Rück- 
versicherungs-Gesellschaft zu erwerben, mit dem 
Gemeinsamen Markt für vereinbar erklärt. Die Zu- 
sammenschlüsse Münchener Rück/DKV und Allianz/ 
VKA wirken sich auf dem Markt der privaten Kran- 
kenversicherung aus. DKV und VKA sind die beiden 
führenden Unternehmen auf dem deutschen Markt 


mit Marktanteilen im Jahre 1995 von 15,2 bzw. 
13,3%. Die Marktstellung der DKV wird durch den 
Zusammenschluß mit der Münchener Rück nicht ver- 
stärkt, da die Allianz AG aus dem Unternehmen aus- 
scheidet. Die Entstehung einer marktbeherrschen- 
den Stellung der VKA durch den Zusammenschluß 
mit Allianz ist angesichts des seit einigen Jahren 
rückläufigen Marktanteils der VKA, ihres vergleichs- 
weise schlechten Abschneidens im Neugeschäft und 
der Vielzahl der Marktzutritte in den letzten Jahren 
nicht zu erwarten. Die genannten Strukturmerkmale 
schließen auch die Annahme eines marktbeherr- 
schenden Oligopols VKA/DKV - die Allianz AG und 
die Münchener Rück sind wechselseitig mit jeweils 
25 % aneinander beteiligt - aus. Die Anwendung der 
kartellrechtlichen Verbundklausel auf die Konzerne 
Allianz und Münchener Rück kam wegen des in den 
letzten Jahren erfolgten Abbaus von Verflechtungen 
nicht in Betracht. 


Datenverarbeitung und Datenbanken (72) 

1. EDV-Software 

Der harte Wettbewerb in dieser Branche hat im Be- 
richtszeitraum nicht nachgelassen und führte weiter- 
hin zu Preissenkungen und Leistungsverbesserun- 
gen. Eine Veränderung der Anbieterstruktur erfolgte 
durch zahlreiche Zusammenschlüsse von Unterneh- 
men, deren Schwerpunkt häufig im Ausland, insbe- 
sondere den USA, lag, z. B. die Übernahme der Intuit 
Inc. durch die Microsoft Corp., der Cray Business 
Systems Division durch die Sun Microsystems Inc. 
sowie der Legent Corp. und der Cheyenne Software 
Inc. durch die Computer Associates International Inc. 
Diese Zusammenschlüsse hatten im Inland keine we- 
sentlichen Auswirkungen und wurden nicht unter- 
sagt. Das gleiche gilt im Ergebnis auch für die Über- 
nahme der Lotus Development Corp. durch IBM. Lo- 
tus ist ein renommierter Anbieter von Anwendungs- 
und Kommunikationssoftware, insbesondere von 
Desktop-Anwendungen und Programmen, die die 
gleichzeitige Nutzung von Daten von unterschied- 
lichen Standorten aus ermöglichen (Groupware). Bei 
einem Marktvolumen von über zwei Milliarden DM 
im Bereich der PC-Anwendungssoftware kommen 
die beteiligten Unternehmen im Inland auf einen 
Marktanteil von zusammen weniger als zehn Pro- 
zent. Führender Anbieter in diesem Bereich mit 
einem deutlich höheren Marktanteil ist Microsoft. Im 
Bereich der Groupware besitzt Lotus eine heraus- 
ragende Stellung. Mit dem Produkt „Lotus Notes" ist 
es möglich, Computer aller Art, selbst mit ganz unter- 
schiedlichen Plattformen, zu vernetzen. Da IBM über 
kein vergleichbares Produkt verfügt, führte der Zu- 
sammenschluß zu keiner Addition von Marktantei- 
len. Auch die Finanz- und Marketingkraft von IBM 
gaben keine ausschlaggebenden Hinweise auf die 
Entstehung einer überragenden Marktstellung, weil 
es sich bei Groupware um eine Produktgruppe han- 
delt, die erst am Anfang ihrer Entwicklung steht und 
es weitere finanzstarke Wettbewerber gibt, die eben- 
falls an deren Entwicklung arbeiten. Durch die von 
Lotus hergestellten Anwendungsprogramme wird 
das Angebot von IBM bei den Betriebssystemen zwar 
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verbessert. Auf diesem Markt besitzt jedoch Micro- 
soft sowohl national als auch international eine her- 
ausragende Position. Letztlich bestanden auch keine 
hinreichenden Anhaltspunkte dafür, daß IBM's Stel- 
lung auf dem Hardwaremarkt durch die Verbindung 
mit Lotus in einer Weise gestärkt wird, daß das Unter- 
nehmen dadurch eine überragende Marktstellung er- 
langt. Auf diesem Markt herrscht lebhafter Wettbe- 
werb, der zu einer ständigen Verschiebung von 
Marktanteilen und Positionen führt. Der Zusammen- 
schluß führt zu keiner Änderung dieser Situation. 


2. Outsourcing 

Das Bundeskartellamt hat in letzter Zeit wiederholt 
Zusammenschlüsse geprüft, die in materieller Hin- 
sicht die Ausgliederung Unternehmens eigener Da- 
tenverarbeitungsleistungen und ihre Übertragung 
auf Fremdfirmen zum Gegenstand hatten (Outsour- 
cing). Teilweise geschah das in der Form, daß dazu 
Unternehmen neu gegründet, auf diese die Daten- 
verarbeitungsdienstleistungen übertragen und an- 
schließend die Untemehmensanteile insgesamt oder 
teilweise auf das fremde Dienstleistungsuntemeh- 
men übertragen winden; in anderen Fällen winden 
die Datenverarbeitungsleistungen und damit in Zu- 
sammenhang stehende Betriebsmittel (EDV-Anlagen 
einschließlich Software, Personal und gelegentlich 
Mietverträge für Gebäude) unmittelbar übertragen. 
In den letztgenannten Fällen hegt grundsätzlich der 
Erwerb eines wesentlichen Vermögensteils im Sinne 
von § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 vor. Für das Bundeskar- 
tellamt stellte sich die Frage, ob auch Fälle, die dem 
Erwerber einen gemessen an der Größenordnung 
des Marktes für Datenverarbeitungs-Dienstleistun- 
gen nur unbedeutenden Marktanteilszuwachs ver- 
schaffen, unter den Zusammenschlußtatbestand fal- 
len. Die Übernahme rechtlich unselbständiger, bis- 
lang untemehmensintem genutzter Betriebsmittel, 
kann einen Zusammenschluß nach dieser Vorschrift 
darstellen, wenn es sich um die Zusammenfassung 
von persönlichen und sachlichen Mitteln handelt, die 
als einheitlicher Teil vom übrigen Vermögen des Ver- 
äußerers abtrennbar ist, und der Übergang des Ver- 
mögensteils die Stellung des Erwerbers auf dem rele- 
vanten Markt spürbar stärkt. Das Marktvolumen für 
Datenverarbeitungs-Dienstleistungen beträgt mehr 
als 3 Mrd. DM. Nach den Feststellungen des Bundes- 
kartellamtes ist für ein auf Daten Verarbeitungs- 
Dienstleistungen spezialisiertes Unternehmen ein 
Umsatz von mindestens 10 Mio. DM jährlich erforder- 
lich, um am Markt wettbewerbsfähig zu sein. Da der 
Markt außerdem nur geringe Zutrittsschranken auf- 
weist, bedeutet das, daß im Einzelfall der Erwerb von 
Betriebsmitteln, der mit einem Umsatzerwerb von 
weniger als 10 Mio. DM verbunden ist, dem Erwer- 
ber keine spürbare Verstärkung seiner Marktstellung 
verschafft. Das güt um so mehr, als der Erwerber die 
erworbenen Ressourcen wegen deren Ausrichtung 
auf das Unternehmen des Veräußerers im allgemei- 
nen nicht zur Grundlage einer weiteren Marktexpan- 
sion machen kann. Das Bundeskartellamt wird daher 
einen Zusammenschluß nach § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
generell verneinen, wenn in diesen Fällen der mit 
dem Vermögenserwerb verbundene Umsatzerwerb 


unter 10 Mio. DM jährlich hegt. Damit fallen diese 
Fälle nicht mehr unter die Fusionskontrolle. 


3. Online-Dienste 

Das Bundeskartellamt hat das Vorhaben der Bertels- 
mann AG (Bertelsmann), Gütersloh, und der America 
Online Inc. (AOL), Vienna, USA, ein paritätisches 
Gemeinschaftsunternehmen zum Betrieb eines ent- 
geltlichen Online-Service in Deutschland zu grün- 
den, nicht untersagt. AOL betreibt in den USA einen 
verbraucherorientierten Online-Dienst und war in 
der Bundesrepublik Deutschland bisher nicht tätig. 
Der Zusammenschluß läßt weder auf dem Markt für 
verbraucherorientierte Online-Dienste noch auf dem 
vorgelagerten Markt für die Beschaffung von Inhal- 
ten für solche Online-Dienste die Entstehung oder 
Verstärkung marktbeherrschender Stellungen erwar- 
ten. Der jeweiligen Marktgegenseite, Nutzem wie 
auch Verlagen, die Inhalte anbieten (content-provi- 
der), stehen neben dem angemeldeten Gemein- 
schaftsunternehmen Online-Dienste anderer ressour- 
censtarker Unternehmen, wie zum Beispiel der Tele- 
kom und CompuServe zur Wahl. 

4. CD-ROM 

Das Kammergericht hat die Verfügung des Bundes- 
kartellamtes, die die Preisbindung für CD-ROM-Er- 
zeugnisse für unzulässig erklärte (vgl. Tätigkeitsbe- 
richt 1993/94, S. 98), bestätigt (WuW/E OLG 5450). 
Das Gericht begründet seine Entscheidung damit, 
daß der Gesetzgeber mit der Ausnahmevorschrift des 
§ 16 ein ausschließlich kulturpolitisches Anliegen 
verfolgt hat. Trotz mehrfacher Novellierungen des 
Gesetzes ist das Tatbestandsmerkmal „Verlagser- 
zeugnisse" unberührt gebheben. Es umfaßt nur Pres- 
seerzeugnisse, Werke der Literatur, der Tonkunst, 
Kunst und Fotografie, die durch ein grafisches oder 
fotomechanisches Verfahren vervielfältigt sind, wie 
Bücher, Zeitschriften, Musikalien, Kunstblätter, At- 
lanten, Landkarten, Globen und entsprechend her- 
gestellte Lehrmittel. CD-ROM-Produkte gehören 
nicht zu diesen Erzeugnissen, weü sie eine andere 
und weiterreichende Nutzungsmöglichkeit bieten. 
Die Anwendungsschwerpunkte der CD-ROM hegen 
in der Bereitstellung von umfangreichen Datenban- 
ken und Referenzwerken zur Abfrage auf Personal- 
computern. Auch handelt es sich bei ihnen nicht um 
preisbindungsfähige Buchsubstitute. Weder die Nut- 
zungsmöghchkeit und die Vertriebsmethode weisen 
einen die Gleichsetzung gebietenden Grad an Ähn- 
lichkeit mit dem Buch auf. Das Kammergericht ver- 
weist in diesem Zusammenhang darauf, daß CD- 
ROM-Produkte für sich allein nicht lesbar sind, son- 
dern daß es für den Zugang zu den gespeicherten 
Daten des Einsatzes eines PC mit CD-ROM-Lauf- 
werk bedarf. Noch schwerwiegender sind jedoch die 
Unterschiede, die sich aus den inhaltlichen Beson- 
derheiten der CD-ROM ergeben, vor allem der Um- 
stand, daß sie geeignet sind, multimediale Inhalte zu 
vermitteln. Selbst wenn sie ausschließlich Text ent- 
halten, ist ihr Gebrauchswert als Nachschlagewerk 
im Vergleich zu herkömmlichen Printmedien in einer 
Weise gesteigert, daß es geboten ist, sie als ein quali- 
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tativ andersartiges Erzeugnis einzustufen. Auch in 
der Vertriebsgestaltung bestehen erhebliche Unter- 
schiede. Letztlich verwirft das Kammergericht die Ar- 
gumentation, daß es sich bei CD-ROM-Erzeugnissen 
um Kombinationsprodukte handelt, die ein Über- 
gewicht bei dem preisbindungsfähigen Textteil ent- 
halten. Diese Ansicht laufe auf eine unnatürliche 
Spaltung hinaus. Vielmehr sind sie als mediale Ein- 
heit von gespeicherten Daten und Erschließungs- 
Software anzusehen, die sich aufgrund der Zusam- 
menfügung von beidem als ein geschlossenes Gan- 
zes von dadurch erleichterter Praktikabilität darbie- 
ten. Auf die Rechtsbeschwerde des betroffenen Ver- 
lags hin hat der Bundesgerichtshof im März 1997 die 
Entscheidung des Kammergerichts aufgehoben. 


Abwasser- und Abfallbeseitigung und 
sonstige Entsorgung (90) 

1. Allgemeines 

Nicht nur die Konzentration in der Entsorgungswirt- 
schaft (S. 13), sondern auch die im neuen Abfall- 
recht angelegte Vergemeinschaftung der Nachfrage 
bei einer gleichzeitigen Erweiterung des Spektrums 
der nachgefragten Leistungen können insbesondere 
für mittelständische Entsorgungsuntemehmen zu 
wettbewerblichen Problemen führen. Eine Möglich- 
keit des Nachteilsausgleichs gegenüber Großunter- 
nehmen liegt in der zwischenbetrieblichen Zusam- 
menarbeit. So ist Anfang 1996 die Logex System 
GmbH für Entsorgungslösungen & Co. KG (Logex), 
Ingolstadt, als Mittelstandskartell nach § 5b freige- 
stellt worden. Die 29 in Bayern und Baden-Württem- 
berg tätigen kleinen und mittleren Entsorgungs- 
untemehmen werden zunächst in den Bereichen 
Elektronikschrottrecycling, Automobil-/Automobil- 
komponentenrecycling, Werkstattentsorgung, Kunst- 
stoffrecycling und bei der Durchführung flächendek- 
kender Entsorgungslösungen für überregionale Auf- 
traggeber Zusammenarbeiten. Dabei nehmen die 
Beteiligten die Akquisition, Abwicklung und die 
Koordination der überregionalen Entsorgungsauf- 
träge über die Logex gemeinsam wahr. Jeder Sy- 
stempartner erbringt die im Rahmen der Kooperation 
erforderlichen Dienstleistungen im eigenen Namen 
und auf eigene Rechnung. Die Kooperation ermög- 
licht es den beteiligten Unternehmen, ihre im Ver- 
gleich zu den Großunternehmen der Branche be- 
stehenden größenbedingten Nachteile durch Ratio- 
nalisierung zu verringern und so ihre Leistungsfähig- 
keit zu steigern. Nachdem Auftraggeber zunehmend 
bundesweite Entsorgungsleistungen nachfragen, die 
grundsätzlich nur von Großunternehmen erbracht 
werden können, initiierte die Logex die Gründung 
der ZENTEK Gesellschaft für Kreislaufwirtschaftssy- 
steme in Deutschland mbH & Co. KG (Zentek), Ingol- 
stadt, als inzwischen ebenfalls freigestelltes Mittel- 
standskartell nach § 5b. Gesellschafter der Zentek 
sind neben der Logex die nordrhein-westfälischen 
Entsorgungsuntemehmen Schönmackers GmbH & 
Co. KG, Kempen, Stratmann Städtereinigung GmbH 
& Co. KG, Bestwig, und Tönsmeier Entsorgungswirt- 
schaft GmbH &Co. KG, Porta Westfalica, sowie die 
Finnen Karl Nehlsen GmbH & Co. KG, Bremen, und 


Jakob Becker GmbH & Co. KG, Mehlingen/Rhein- 
land-Pfalz, Ziel der Kooperation ist die bundesweite, 
flächendeckende Entsorgung (Verwertung und Be- 
seitigung) von gebrauchten Erzeugnissen einschließ- 
lich der damit zusammenhängenden Dienstleistun- 
gen, wie der Sammlung, des Umschlags, der Lage- 
rung, der Behandlung und der Vermarktung in 
Deutschland. Dabei soll die Zentek die Akquisition, 
Steuerung und Abwicklung flächendeckender Ent- 
sorgungsaufträge übernehmen; die einzelnen Sy- 
stempartner sollen für die operative Umsetzung in 
einer bestimmten Region verantwortlich sein. Die 
Kooperation ermöglicht es den Beteiligten, durch 
eine Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit als zusätz- 
licher Anbieter bundesweit ausgeschriebener Entsor- 
gungsleistungen aufzutreten. 

Dagegen bedarf es nach Auffassung des Bundeskar- 
tellamtes keiner umfassenden Kooperation der we- 
sentlichen deutschen Entsorgungsunternehmen, um 
Leistungen zur Entsorgung von Transport- und Ver- 
kaufsverpackungen in Industrie und Großgewerbe 
anzubieten. Dies gilt selbst dann, wenn man im Hin- 
blick auf die Ausgestaltung der Verpackungsverord- 
nung ein bundesweites Leistungsangebot für erfor- 
derlich hielte. Dementsprechend hat das Bundeskar- 
tellamt kartellrechtliche Bedenken nach § 1 gegen 
die Struktur und Tätigkeit der INTERSEROH AG gel- 
tend gemacht. Dem Gesellschafterkreis gehören ins- 
gesamt rund 190 Entsorgungsuntemehmen an; der 
Aufsichtsrat als Lenkungsorgan der Gesellschaft ist 
maßgeblich mit Vertretern der bedeutendsten deut- 
schen Entsorgungsuntemehmen besetzt. Tätigkeits- 
schwerpunkt der INTERSEROH AG ist der Abschluß 
sogenannter Branchenverträge, in denen den Her- 
stellern einzelner Branchen gegen entsprechende 
Vergütung die Entsorgung der von ihnen in Verkehr 
gebrachten Transport- und großgewerblichen Ver- 
kaufsverpackungen versprochen wird. Während die 
INTERSEROH AG im wesentlichen ihre Gesellschaf- 
ter mit dem Sammeln und Sortieren der Verpackun- 
gen beauftragt, wird die Vermarktung der gesam- 
melten Materialfraktionen überwiegend von ihr 
selbst durchgeführt. 

Nach Auffassung des Bundeskartellamtes bewirkt 
die Zusammenarbeit in der INTERSEROH AG eine 
Beschränkung des Anbieterwettbewerbs für Entsor- 
gungs- und Verwertungsdienstleistungen. Den vor- 
liegenden Informationen zufolge reicht das Spektrum 
der Wettbewerbsbeschränkungen von der Verein- 
heitlichung des Entsorgungs- und Vermarktungskon- 
zeptes bis hin zu einer Vereinheitlichung der Ent- 
sorgungspreise und Absprachen im Hinblick auf 
Kunden und Entsorgungsgebiete. Das Verfahren ist 
noch nicht abgeschlossen. 


2. Duales System 

In § 9 Abs. 2 der Verpackungsverordnung ist eine be- 
stimmte Quote festgelegt (72%), bei deren Unter- 
schreiten Getränke in Einwegverpackungen einer 
Pfandpflicht unterworfen werden (sogenannte Mehr- 
wegquote). Diese Regelung soll gewährleisten, daß 
die bestehenden Mehrwegsysteme für Getränke 
nicht über die Einrichtung dualer Systeme destabili- 
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siert werden. Nach einem erheblichen Anstieg des 
Absatzes an Dosenbier zeichnete sich im Herbst 1995 
die Möglichkeit einer Überschreitung der Mehrweg- 
quote ab, woraufhin Getränkeindustrie und Handel 
der Bundesregierung ein „ Sofortmaßnahmenpro- 
gramm zur Stützung der Mehrwegquote" vorlegten. 
Zu diesem Programm gehörte eine gemeinschaftliche 
„Anhebung der Abgabepreise auf Getränkedosen an 
den Verbraucher in Höhe von 10 Pfennig". Mit dem 
Mehrerlös sollten Maßnahmen zur Stützung der 
Mehrwegquote und Dosen-Sammelaktionen in 
Grünanlagen und bei Großveranstaltungen finanziert 
werden. Nach Auffassung des Bundeskartellamtes 
handelte es sich bei der geplanten Preisanhebung 
um eine gegen § 1 verstoßende Preisabsprache, de- 
ren Praktizierung als Ordnungswidrigkeit zu ahnden 
wäre. Das Vorhaben, privatrechtlich Abgaben zur 
Erledigung öffentlicher Abgaben zu erheben, wurde 
daraufhin auf gegeben. Danach haben Unternehmen 
der Getränkeindustrie und des Handels einen kar- 
tellrechtlich unbedenklichen „Anti-Littering-Verein" 
gegründet. 

3. Sonderabfall 

Aufgrund der rückläufigen Abfallmengen und der 
unbefriedigenden Erlössituation war die Branche der 
Sonderabfallentsorgung im Berichtszeitraum zwar 
durch weitere Konzentrationsvorgänge gekennzeich- 
net; Zusammenschlüsse mit erheblichem wirtschaft- 
lichem und wettbewerblichem Gewicht blieben je- 
doch die Ausnahme. 

Als wettbewerblich problematisch stellte sich das 
Vorhaben der Ruhrkohle Umwelt GmbH (RÜG) und 
der VEBA Kraftwerke Ruhr AG (VKR) dar, wesent- 
liche Entsorgungsaktivitäten auf ein Gemeinschafts- 
unternehmen zu übertragen. Die fusionsrechtlichen 
Bedenken betrafen den Bereich der Entsorgung flüs- 
siger Sonderabfälle, die vor ihrer endgültigen Besei- 
tigung oder Verwertung einer weitestmöglichen 
Schadstoffbeseitigung durch chemische und physi- 
kalische Prozesse in einer „CP-Behandlungsanlage" 
bedürfen. Auf diesem Markt verfügte die RÜG im 
Bundesland Baden-Württemberg, das aufgrund der 
erheblichen Transportkosten und der bestehenden 
Andienungspflichten als eigenständiger räumlich re- 
levanter Markt anzusehen ist, schon vor dem Zusam- 
menschluß über einen Marktanteil von weit über 
50%. Nicht nur die erheblichen Marktanteilsvor- 
sprünge vor den nachfolgenden, überwiegend mit- 
telständischen Wettbewerbern, sondern auch die 
Ressourcenvorteile der RÜG sprachen für das Be- 
stehen einer marktbeherrschenden Stellung. Der Zu- 
sammenschluß hätte in der angemeldeten Form zu 
einer Verstärkung dieser marktbeherrschenden Stel- 
lung geführt, da die VKR ihre Beteiligung von 50% 
an der Betreiberin des größten Tanklagers für flüs- 
sige Sonderabfälle in Baden-Württemberg in das 
Gemeinschaftsunternehmen einbringen wollte. Die- 
ses Tanklager nimmt auch solche Sonderabfälle auf, 
die einer anschließenden Verbringung in eine CP- 
Behandlungsanlage bedürfen. Der RÜG, die selbst 
nur über vergleichsweise geringe Tanklagerkapazi- 
täten in Baden-Württemberg verfügt, wäre ein er- 
hebliches zusätzliches Wettbewerbspotential, ver- 


bunden mit einem verbesserten Zugang zu den Ab- 
fallerzeugem und den Verwertungswegen für flüs- 
sige Sonderabfälle insgesamt zugewachsen. Der Zu- 
sammenschluß hätte zudem zu einem erheblichen 
Zuwachs an Finanzkraft über die das Gemeinschafts- 
unternehmen mitbeherrschende VEBA AG und da- 
mit zu weiteren Abschreckungseffekten auf die Wett- 
bewerber in Baden-Württemberg geführt. Zur Ab- 
wendung einer Untersagung haben die Beteiligten 
die Anmeldung unter anderem dahingehend modifi- 
ziert, daß die Beteiligung der VEBA AG an dem 
Tanklager aus der Anmeldung des Zusammen- 
schlußvorhabens heraus genommen wurde, um sie 
zum Zwecke der Weiterveräußerung an einen Dritten 
an die Warburg-Bank zu verkaufen. Weiterhin wird 
die VKR im Hinblick auf das Gemeinschaftsunter- 
nehmen auf alle wesentlichen Mitspracherechte bei 
untemehmensstrategischen Entscheidungen verzich- 
ten. Ein signifikanter Finanzkraftzuwachs im Sinne 
einer Verstärkung der marktbeherrschenden Stel- 
lung der RÜG war daher nicht mehr zu erwarten. Das 
Bundeskartellamt hat das Vorhaben in der modifi- 
zierten Form freigegeben. 

Besonders starke Hemmnisse bei der Entwicklung 
wettbewerblicher Entsorgungsstrukturen im Sonder- 
abfallbereich resultieren aus den mehr oder weniger 
umfassenden Andienungs- und Überlassungspflich- 
ten in einzelnen Bundesländern. Die weitgehende 
Aufrechterhaltung des öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsmonopols im Bereich Sonderabfall steht in 
deutlichem Widerspruch zu der Grundausrichtung 
des KrW/AbfG, nach der die Pflichtenkreise vorran- 
gig den Erzeugern oder Besitzern von Abfällen im 
Sinne des Verursachungsprinzips zugeordnet wer- 
den sollen. 

Zusätzliche wettbewerbliche Defizite erwachsen aus 
der Gründung der Sonderabfallgesellschaften auf 
Landesebene unter Beteiligung von privaten Entsor- 
gungsuntemehmen. Dabei steht das Problem der 
Marktabschottung und der Verhaltensabstimmung 
zwischen den privaten Gesellschaftern im Vorder- 
grund. In der jüngeren Vergangenheit ist es zur 
Gründung von zwei gemischtwirtschaftlichen Son- 
derabfallgesellschaften gekommen. 

Der erste Fall betraf die Neuerrichtung der Son- 
derabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-Pfalz 
mbH (SAM), der die dort anfallenden Sonderabfälle 
grundsätzlich anzudienen sind, und die dann die 
Zuweisung zur Entsorgung vorzunehmen hat. Zum 
Gesellschafterkreis gehören neben dem Land (51 %) 
Großunternehmen der Entsorgungsbranche mit 
25,1 % und mittelständische Entsorger mit 23,9% der 
Anteile. Dem Land Rheinland-Pfalz steht im Konflikt- 
fall hinsichtlich der wettbewerblich bedeutsamen 
Entscheidungen ein Letztentscheidungsrecht zu. Im 
Rahmen des Verfahrens beim Bundeskartellamt ist 
sichergestellt worden, daß die Beteiligung an der 
SAM weiteren Interessenten offensteht und daß die 
Preise, die von der Abfallgesellschaft im Zusammen- 
hang mit der Abfallzuweisung vereinbart werden, 
den mittelbaren privaten Gesellschaftern nicht be- 
kannt gemacht werden. Diese Regelungen sollen der 
Errichtung eines „closed shop" mit einer quotierten 
Auftragsvergabe entgegenwirken. 
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Die Errichtung der Sonderabfallgesellschaft Bran- 
denburg/Berlin (SBB) ist nach den gleichen Kriterien 
überprüft worden. Die Bundesländer Berlin und 
Brandenburg halten jeweils 25% der Anteile. Die 
übrigen Anteile werden jeweils zur Hälfte von zwei 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts gehalten, die in 
dem einen Fall von Abfallerzeugem, im anderen Fall 
von Abfallentsorgem getragen werden. 

Der Gesellschaftsvertrag der Entsorger-GbR enthält 
eine Öffnungsklausel für Entsorgungsuntemehmen, 
die eine Tätigkeit in Berlin oder Brandenburg nach- 
weisen. Für den Fall einer Ablehnung der Aufnah- 
meanträge von Entsorgungsuntemehmen aus ande- 
ren Bundesländern hat sich das Bundeskartellamt die 
Einleitung eines Verfahrens nach § 26 Abs. 2 Vorbe- 
halten. 


Kultur, Sport, Unterhaltung (92) 

1. Fernsehen 

Die PRO SIEBEN Television GmbH, München, ist im 
November 1995 in die PRO SIEBEN Television AG 
umgewandelt worden. Noch vor ihrer Umwandlung 
in eine Aktiengesellschaft hat die PRO SIEBEN Tele- 
vision GmbH ihren bisherigen Anteil von 45 % an der 
KABEL 1 Fernsehen GmbH, München, auf 100% er- 
höht. Veräußerer der restlichen Anteile von KABEL 1 
waren die Tefi Handels AG (45%), ein Tochterunter- 
nehmen der Metro-Handelsgmppe, und der Ge- 
schäftsführer von PRO SIEBEN, Dr. Kofler (10%). 
Nach der Umwandlung hat sich die REWE-Handels- 
gruppe mit 40% am stimmberechtigten Kapital der 
PRO SIEBEN Television AG beteiligt. Die restlichen 
Anteile werden von Herrn Thomas Kirch (24,5%) 
und einem Bankenkonsortium aus BHF-Bank und 
Hypo-Bank (35,5%) gehalten. Der Erwerb der rest- 
lichen Anteile an KABEL 1 durch die PRO SIEBEN 
Television GmbH wie auch der Anteilserwerb der 
REWE-Gmppe an der PRO SIEBEN Television AG 
sind vom Bundeskartellamt nicht untersagt worden, 
da marktbeherrschende Stellungen weder begründet 
noch verstärkt wurden. Auf dem Femsehwerbemarkt 
hielt PRO SIEBEN 1994 gemeinsam mit KABEL 1 hin- 
ter dem Marktführer RTL (33%) und SAT 1 (28%) 
einen Anteil von 21% vor ZDF (6%), ARD (5%), 
RTL 2 (4 %) und sonstigen (3%). Die sich rechnerisch 
ergebende Ohgopolvermutung konnte angesichts 
des wesentlichen Binnenwettbewerbs auf dem Fem- 
sehwerbemarkt als widerlegt angesehen werden. 
Durch den Anteilserwerb der REWE-Gmppe erfährt 
die Marktstellung der PRO SIEBEN-Gruppe keine 
grundlegende Veränderung, da die REWE-Gmppe 
bislang auf diesem Markt nicht tätig war und etwaige 
Ressourcenaspekte angesichts der Existenz ebenfalls 
finanzstarker privater Wettbewerber außer Betracht 
bleiben konnten. Die REWE-Gmppe selbst hat zwar 
auf einigen regionalen Märkten des Lebensmittel- 
handels starke Stellungen, die jedoch durch den Zu- 
sammenschluß mit dem Fernsehsender PRO SIEBEN 
nicht verstärkt werden. 

Das Bundeskartellamt hat die gemeinsame Grün- 
dung der TM 3 Fernsehen GmbH & Co. KG, Mün- 
chen, durch den Heinrich Bauer Verlag und die Tele- 


München Fernsehen GmbH & Co. Medienbeteili- 
gungs KG nicht untersagt. Der Heinrich Bauer Verlag 
betätigt sich im wesentlichen im Bereich der Printme- 
dien und hält daneben - ebenso wie die vom Gesell- 
schafterstamm Dr. Kloiber und dem amerikanischen 
Medienkonzem Capital Cities/ABC Inc. gemeinsam 
beherrschte Tele-Medien KG - eine Minderheits- 
beteiligung an RTL 2. TM 3 sendet ein überwiegend 
auf Frauen ausgerichtetes Spartenprogramm. Ange- 
sichts der geringen Marktanteile der Zusammen- 
schlußbeteiligten und der Existenz weitaus stärkerer 
Wettbewerber war weder auf dem Markt der Fern- 
sehwerbung noch auf dem der Filmrechte die Entste- 
hung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden 
Stellung zu erwarten. 


2. Sport- Verwertungsrechte 

Die in der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland (ARD) zusammengeschlossenen Rund- 
funkanstalten und das Zweite Deutsche Fernsehen 
(ZDF) haben das Gemeinschaftsunternehmen „SMA 
Sportrechte und Marketing Agentur GmbH" (SMA) 
gegründet. Die SMA wird sich mit dem Erwerb und 
der Vermarktung von Femsehsenderechten an Sport- 
ereignissen im In- und Ausland befassen. Betroffen 
ist der Markt für Femsehsenderechte an Sportveran- 
staltungen auf Agenturebene. Während ca. 40% der 
Rechte von deren Inhabern direkt an die Femsehver- 
anstalter vergeben werden, werden die restlichen ca. 
60 % durch zwischengeschaltete Agenturen ver- 
marktet. Hier sind neben einigen ausländischen An- 
bietern vor allem die zum Bertelsmann-Konzern ge- 
hörige Ufa-Film- und Femseh-GmbH (Ufa) sowie die 
gemeinsam von der Kirch-Gmppe und vom Axel 
Springer Verlag beherrschte Internationale Sport- 
recht everwertungsgesellschaft mbH (ISPR) tätig. Der 
Zusammenschluß führte nicht zur Entstehung oder 
Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung, 
da die ARD -Anstalten und das ZDF bislang nicht auf 
dem Markt für Sportfemsehrechte auf Agenturebene 
tätig waren und der geschätzte künftige Marktanteü 
der SMA hinter den Anteilen der marktführenden 
Ufa und ISPR liegt. Aufgrund der auktionsähnlichen 
Vergabe von Sportsenderechten sind die Marktantei- 
le allerdings stark schwankend. Die Vermutung eines 
marktbeherrschenden Oligopols war aufgrund des 
bislang zwischen Ufa und ISPR herrschenden wirksa- 
men Wettbewerbs, der sich auch im Verhältnis von 
SMA zu diesen beiden Unternehmen fortsetzen 
dürfte, als widerlegt anzusehen. Der gemeinsame 
Rechteeinkauf im Rahmen des Gemeinschaftsunter- 
nehmens berührt zwar auch § 1. Das Bundeskartell- 
amt hat jedoch im Rahmen seines Auf greif ermessens 
das Vorhaben nicht nach § 1 untersagt, da es zum 
Marktzutritt eines neuen Wettbewerbers und inso- 
weit zur Verbesserung der Wettbewerbsbedingun- 
gen führt. In der gegenwärtigen Phase der Marktent- 
wicklung fragen die Rechteinhaber zunehmend ein 
Gesamtkonzept für die Vermarktung der jeweiligen 
Sportveranstaltung nach. Die Fähigkeit, solche zu- 
sätzlichen Agenturleistungen wie Sponsoring oder 
Merchandising zu erbringen, eröffnet häufig erst den 
Zugang zu dem Rechteerwerb. Um die oft erheb- 
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liehen Investitionen in Sportsenderechte zu refinan- 
zieren, müssen sich die Femsehveranstalter daher 
zunehmend den Sportrechteagentmen bedienen. 
Das Gemeinschaftsunternehmen ermöglicht den 
öffentiich-rechtlichen Rundfunkanstalten eine ge- 
genüber den privaten Femsehveranstaltern, die mit 
den beiden bedeutensten Sportrechteagenturen Ufa 
und ISPR verflochten sind, gleichwertige Teilnahme 
am Wettbewerb um den Erwerb und die Vermark- 
tung von Sportsenderechten. 

Das Kammergericht hat die Beschwerden des Deut- 
schen Fußballbundes (DFB) sowie der beiden Sport- 
rechteagenturen Ufa und ISPR gegen die Beschlüsse 
des Bundeskartellamtes vom 2. September 1994 
(Tätigkeitsbericht 1993/94, S. 125) mit Beschluß vom 
8. November 1995 zurückgewiesen. Das Bundeskar- 
tellamt hatte dem DFB die zentrale Vermarktung der 
Femsehübertragungsrechte an den Europapokal- 
heimspielen deutscher Fußballvereine untersagt und 
einem Antrag des DFB, die zentrale Vermarktung als 
Rationalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 und 3 zu 
legalisieren, nicht entsprochen. Das Kammergericht 
geht in Übereinstimmung mit dem Bundeskartellamt 
davon aus, daß die Vereine Alleinveranstalter ihrer 
Heimspiele und als solche originäre Inhaber der 
Femsehübertragungsrechte sind. Durch die bean- 
standeten Bestimmungen des DFB-Regelwerks wer- 
de der Preis- und Konditionenwettbewerb hinsicht- 
lich der Übertragungsrechte an den Europapokal- 
heimspielen deutscher Vereine ausgeschlossen. An- 
gesichts der herausragenden Stellung von Europapo- 
kalspielen unter den Sportveranstaltungen, die sich 
aus den hohen Einschaltquoten bei Übertragungen 
ablesen lasse, sei die zentrale Vermarktung auch ge- 
eignet, die Verhältnisse auf dem Markt für die Über- 
tragungen von Sportveranstaltungen im Fernsehen 
spürbar zu beeinflussen. Die zentrale Vergabepraxis 
sei auch nicht nach § 5 Abs. 2 und 3 freistellungsfä- 
hig. Die aufgrund der zentralen Vermarktung er- 
reichbaren Einsparungen auf seiten der Vereine sei- 
en nicht geeignet, ihre Leistungsfähigkeit oder Wirt- 
schaftlichkeit wesentlich zu heben. Soweit die ge- 
genwärtige Vergabepraxis den Vereinen Mehrein- 
nahmen verschaffe, hege lediglich ein kartellbeding- 
ter Vorteil vor. Die Befriedigung des Bedarfs werde 
nicht verbessert, da den Nachfragern infolge der 
Zentralisierung nur ein einziger Anbieter gegenüber- 
stehe. Ebenso fehle es an einem angemessenen Ver- 
hältnis zwischen den Rationalisierungserfolgen und 
der damit verbundenen Wettbewerbsbeschränkung. 
Ein Allgemeininteresse an der Rationalisierung sei 
nicht erkennbar; insbesondere gefährde eine indivi- 
duelle Vermarktung weder den Bestand der Europa- 
pokalwettbewerbe noch den der deutschen Lizenz- 
ligen. Gegen die Entscheidung des Kammergericht 
haben der DFB sowie Ufa und ISPR Rechtsbeschwer- 
de eingelegt, über die der BGH bislang noch nicht 
entschieden hat. 


3. Filmtheater 

Das Bundeskartellamt hat der IMAX Corporation 
(IMAX), Toronto, Kanada, nach §§ 37 a Abs. 2, 26 
Abs. 2 untersagt, die Big Screen Cinema Projektions - 
gesellschaft mbH (Big Screen), München, gegenüber 


der Sony Corporation of America (Sony), New York, 
USA, bei der Belieferung mit zweidimensionalen 
(2 D) Großbildfilmprojektionssystemen auf dem 
räumlichen Markt Berlin unterschiedlich zu behan- 
deln. IMAX hat sich auf Begehren von Sony ver- 
pflichtet, dieses Unternehmen für eine Dauer von 
drei Jahren für den Berliner Raum ausschließlich mit 
Großbildfilmprojektionssystemen zu beliefern und 
weigert sich, auch Big Screen mit solchen Projekti- 
onssystemen auszurüsten. Big Screen beabsichtigt, 
im debis-Komplex am Potsdamer Platz in Berlin im 
Jahre 1998 ein IMAX Großbildfilmtheater zu eröff- 
nen. Sony plant die Eröffnung eines 3 D IMAX Groß- 
bildfilmtheaters, in dem neben 2 D auch dreidimen- 
sionale (3 D) Filmvorführungen veranstaltet werden 
können, ebenfalls am Potsdamer Platz im Sony Cen- 
ter im Jahr 2000. Großbildfilmtheater vermitteln dem 
Zuschauer unter anderem durch ihre Leinwandgröße 
von ca. 19 m mal ca. 26 m den Eindruck, mitten im 
Filmgeschehen zu sein. Sie zeigen besondere Groß- 
bildformatfilme mit dokumentarischen Inhalten und 
einer Laufzeit von ca. 30 bis 45 Minuten. Die Filmvor- 
führräume müssen besonderen baulichen Anforde- 
rungen genügen und erstrecken sich in der Höhe 
über drei Stockwerke. Die Bauplanungen und Aus- 
führungen sind im Sony Center und im debis-Kom- 
plex soweit fortgeschritten, daß eine Umwidmung 
der für die Großbildfilmtheater vorgesehenen Bauten 
jeweils Kosten in zweistelliger Millionenhöhe verur- 
sachen würde. Big Screen, die mit debis einen Miet- 
vertrag abgeschlossen hat, ginge im Falle der Nicht- 
belieferung mit einem IMAX-Projektionssystem mit 
hoher Wahrscheinlichkeit in Konkurs. IMAX ist bei 
Großbildfilmprojektionssystemen mit einem Markt- 
anteil von 100% im Inland und in Europa marktbe- 
herrschend (§ 22 Abs. 1 Nr. 2). Das Unternehmen ist 
auch Normadressatin des § 26 Abs. 2 Satz 2. Für Big 
Screen bestehen keine ausreichenden und zumutba- 
ren Möglichkeiten, auf andere Unternehmen auszu- 
weichen. Die Interessenabwägung hat ergeben, daß 
die unterschiedliche Behandlung von Big Screen kei- 
nen sachlich gerechtfertigten Grund im Sinne von 
§ 26 Abs. 2 hat. In Berlin können zwei IMAX Groß- 
bildfilmtheater (IMAX Filmtheater) mit im Wettbe- 
werb üblichen Renditen bestehen. Dies ergibt sich 
aus der Existenz jeweils eines solchen Filmtheaters 
in den nur 37 km voneinander entfernt gelegenen 
Städten Speyer und Sinsheim sowie aus zahlreichen 
ausländischen Vergleichsmärkten, in denen jeweils 
zwei IMAX Filmtheater in einer Stadt betrieben wer- 
den. Das Interesse von Sony, durch die Auschließlich- 
keitsregelung höhere als im Wettbewerb erzielbare 
Renditen zu erreichen, ist nicht abwägungsfähig. 
Dem von IMAX geltend gemachten eigenen Inter- 
esse an der ausschließlichen Belieferung von Sony in 
Berlin unter dem Gesichtspunkt, den guten Ruf der 
Marke IMAX nicht durch die Unwirtschaftlichkeit 
von IMAX Filmtheatern zu gefährden, kommt nach 
den eigenen Verhaltensmaßstäben von IMAX kein 
ausschlaggebendes Gewicht zu. IMAX beliefert auf 
zahlreichen mit Berlin vergleichbaren räumlichen 
Märkten zwei Großbildfilmtheater mit Projektions - 
Systemen. Ein Untemehmensvertreter von IMAX hat 
gegenüber dem Bundeskartellamt die Belieferung 
von Big Screen mit einem 2 D IMAX-Projektionssy- 
stem bereits zugesagt und diese Zusage auf Wunsch 
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von Sony wieder zurückgenommen. Da sich die Un- 
tersagungsverfügung nur auf 2 D Projektionssysteme 
erstreckt und Sony ein Filmtheater mit einem 3 D 
Projektionssystem betreiben wird, mit dem neben 
2 D Filmvorführungen zusätzlich auch 3 D Vorfüh- 
rungen mit einem anderen Filmrepertoire veranstal- 
tet werden können, verbleibt Sony ohnehin ein Wett- 
bewerbsvorteil. Dem Interesse von Big Screen kommt 
unter Berücksichtigung der auf die Erhaltung der 
Freiheit des Wettbewerbers gerichteten Zielsetzung 
des GWB ein überwiegendes Gewicht zu, weil das 
Unternehmen im Falle der Nichtbelieferung auf Dau- 
er am Marktzutritt gehindert wäre und Sony zumin- 
dest längerfristig eine Alleinstellung auf dem Markt 
erhielte. Das Bundeskartellamt hat die sofortige Voll- 
ziehung der Untersagungsverfügung nach § 63 a in- 
soweit angeordnet, als IMAX auch unter der Voraus- 
setzung die Belieferung verweigert, daß Big Screen 
sich verpflichtet, den Betrieb des Filmtheaters wie- 
der einzustellen, falls die Untersagungsverfügung 
rechtskräftig aufgehoben wird oder beim Start des 
Sony-Filmtheaters noch keine rechtskräftige Ent- 
scheidung vorliegt. Die Anordnung der sofortigen 
Vollziehung war im Hinblick auf die ca. zweijährige 
Lieferfrist und die von IMAX zu erteilenden bau- 
lichen Vorgaben erforderlich, um Big Screen die 
Möglichkeit wirksamen Rechtsschutzes aufrechtzu- 
erhalten. IMAX und Sony, die sich zu dem Verfahren 
hat beiladen lassen, haben gegen die Untersagungs- 
verfügung Beschwerde eingelegt und nach § 63 a 
Abs. 3 den Antrag auf Wiederherstellung der auf- 
schiebenden Wirkung der Beschwerde gestellt. 

Mit Beschluß vom 7. Februar 1997 hat das Kammer- 
gericht, Berlin, die Anträge auf Wiederherstellung 
der aufschiebenden Wirkung der Beschwerden zu- 
rückgewiesen. Das Interesse von Big Screen über- 
wiege das der Betroffenen, der Ausgang des Be- 
schwerdeverfahrens habe unter den an sie geknüpf- 
ten Voraussetzungen keine gravierende Belastung 
für die Betroffenen zur Folge. 


4. Wett-, Toto- und Lotteriewesen 

Das Bundeskartellamt hat mit Beschluß vom 22. No- 
vember 1995 (WuW/E BKartA 2849) nach § 37 a 
Abs. 1 in Verbindung mit § 1 den Mitgliedern des 
Deutschen Lotto- und Totoblocks die Durchführung 
eines Beschlusses vom 30. Mai 1995 insoweit unter- 
sagt, als danach gewerblich organisierten Spielge- 
meinschaften sowie deren gemeinsam spielenden 


Mitgliedern die Spielteilnahme nicht mehr gestattet 
wird. Die gegen diese Entscheidung von einer Mehr- 
heit des Blocks eingelegten Beschwerden hat das 
Kammergericht mit Beschluß vom 11. Dezember 
1996, Kart 1/96, zurückgewiesen. Dem Deutschen 
Lotto- und Totoblock gehören die Lotterieveranstalter 
der 16 Bundesländer an, die für das jeweilige Land 
nach dessen landesgesetzlichen Regelungen Lotte- 
rien und Sportwetten durchführen. Um bundesweit 
eine möglichst einheitliche Spielpraxis zu ermög- 
lichen, haben sich die Veranstalter der alten Bundes- 
länder bereits 1960 zum Deutschen Lotto- und Toto- 
block zusammengeschlossen. Gewerbliche Organi- 
satoren von Spielgemeinschaften, deren Tätigkeit 
durch den Blockbeschluß vom 30. Mai 1995 künftig 
unterbunden werden soll, werben für die Spielveran- 
staltungen des Deutschen Lotto- und Totoblocks bun- 
desweit um Spielinteressenten, entwickeln durch Zu- 
sammenstellung bestimmter Zahlenkombinationen 
Einsatzpläne und vermitteln den Mitgliedern Spiel- 
verträge mit den Lotterieveranstaltem. Nach der be- 
reits bei der Prüfung der kartellrechtlichen Zulässig- 
keit der Gründung des Blocks vom Bundeskartellamt 
vertretenen Rechtsauffassung werden die Bundes- 
länder und die von ihnen getragenen Sondervermö- 
gen, Anstalten und Kapitalgesellschaften, soweit sie 
Lotterien veranstalten und durchführen, als Unter- 
nehmen im Sinne des GWB tätig. Daß sie damit auch 
zur Ordnung („Kanalisierung") des Glücksspielwe- 
sens beitragen, schließt die Anwendung des GWB 
auf ihre durch privatrechtliche Rechtsbeziehungen 
zu den Spielern gekennzeichnete Tätigkeit nicht aus. 
Die Anwendbarkeit des § 1 auf den Blockbeschluß 
kann nach Auffassung des Bundeskartellamtes auch 
nicht mit dem Argument verneint werden, in der ge- 
werblichen Organisation von Spielgemeinschaften 
liege ein nach § 286 StGB oder Landesrecht strafba- 
res Verhalten. 

Denn entgegen der Behauptung der Blockmehrheit 
ist diese Tätigkeit, soweit sie sich auf zugelassene 
Lotterien bezieht, keine davon zu unterscheidende 
gesonderte Veranstaltung. Zwischen den einzelnen 
Veranstaltern besteht trotz ihrer sich aus der „Lotte- 
riehoheit" der Ländern ergebenden Begrenzung 
ihrer Tätigkeit auf das Gebiet des jeweiligen Landes 
auch ein beschränkbarer Wettbewerb in der Form 
unterschiedlicher Konditionen (Spielgebühren) sowie 
Werbe- und Absatzförderungsmaßnahmen (Sonder- 
auslosungen, Systemspiele). Die schriftliche Begrün- 
dung der Entscheidung des Kammergerichts lag am 
Ende des Berichtszeitraums noch nicht vor. 
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Dritter Abschnitt 

Geschäftsübersicht 


Teil I: Tabellen zur Fusionskontrolle 


1.1 Beim Bundeskartellamt nach § 23 
angezeigte vollzogene Zusammenschlüsse 
1973-1996 


Jahr 

Zusammenschlüsse 

1973 

34 

1974 

294 

1975 

445 

1976 

453 

1977 

554 

1978 

558 

1979 

602 

1980 

635 

1981 

618 

1982 

603 

1983 

506 

1984 

575 

1985 

709 

1986 

802 

1987 

887 

1988 

1 159 

1989 

1414 

1990 

1 548 

1991 

2 007 

1992 

1743 

1993 

1514 

1994 

1564 

1995 

1530 

1996 

1434 

Gesamt 1973-1996 

22 188 


Anmerkung: 

Die Tabellen 1.1 und 1.2 sowie die Tabellen 4 ff. beziehen sich auf die angezeigten vollzogenen Zusammenschlüsse. Die ange- 
zeigten vollzogenen Zus ammens chlüsse werden vom Bundeskartellamt im Bundesanzeiger veröffentlicht (Fundstellen siehe Ta- 
belle 1.1a). Für die Interpretation der Zahlen sind die zeitlichen Abstände zu beachten, die zwischen dem Zeitpunkt, zu dem sich 
Unternehmen zu einem Zusammenschluß entschließen, dem Zeitpunkt der Anmeldung eines Vorhabens beim Bundeskartellamt, 
dem Zeitpunkt des tatsächlichen Vollzuges, dem Zeitpunkt der Anzeige des Vollzuges und der Bekanntmachung im Bundesan- 
zeiger liegen können. Die Zeit zwischen tatsächlichem Vollzug und Bekanntmachung und damit der statistischen Erfassung ei- 
nes Falles dürfte im Durchschnitt 3-6 Monate betragen. 
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1.1a Bekannmachungen angezeigter Zusammenschlüsse 


1995 


Für den Monat 

Bekanntmachung 
des BKartA 

BAnz-Nr. 

BAnz 

Datum 

Seite 

1/1995 

15/1995 vom 15. 3.1995 

71/95 

11. 4.1995 

4287- 4291 

2/1995 

18/1995 vom 27. 3. 1995 

74/95 

19. 4. 1995 

4469- 4475 

3/1995 

23/1995 vom 18. 4.1995 

87/95 

9. 5. 1995 

5176- 5183 

4/1995 

29/1995 vom 15. 5.1995 

102/95 

1. 6.1995 

6046- 6050 

5/1995 

33/1995 vom 9. 6. 1995 

121/95 

1. 7.1995 

7114- 7119 

6/1995 

41/1995 vom 27. 7.1995 

150/95 

11. 8.1995 

8843- 8850 

7/1995 

47/1995 vom 23. 8.1995 

168/95 

6. 9.1995 

10131-10139 



195/95 

17. 10. 1995 

11078 

8/1995 

55/1995 vom 23. 9.1995 

200/95 

24.10.1995 

11205-11213 

9/1995 

57/1995 vom 9. 10. 1995 

202/95 

26. 10. 1995 

11298-11302 

10/1995 

69/1995 vom 21. 11. 1995 

226/95 

1. 12. 1995 

12125-12131 

11/1995 

74/1995 vom 15. 12. 1995 

5/96 

9. 1.1996 

155- 162 

12/1995 

13/1996 vom 14. 2.1996 

46/96 

6. 3. 1996 

2401- 2412 


1996 


Für den Monat 

Bekanntmachung 
des BKartA 

BAnz-Nr. 

BAnz 

Datum 

Seite 

1/1996 

17/1996 vom 26. 2.1996 

50/96 

12. 3.1996 

2651- 5653 

2/1996 

20/1996 vom 19. 3.1996 

72/96 

16. 4.1996 

4501- 4506 

3/1996 

25/1996 vom 16. 4. 1996 

86/96 

8. 5.1996 

5266- 5272 

4/1996 

31/1996 vom 14. 5.1996 

105/96 

11. 6. 1996 

6363- 6366 

5/1996 

42/1996 vom 19. 6.1996 

129/96 

13. 7. 1996 

7943- 7949 

6/1996 

55/1996 vom 24. 7.1996 

150/96 

13. 8.1996 

9137- 9144 

7/1996 

64/1996 vom 20. 8. 1996 

167/96 

5. 9. 1996 

10344-10353 

8/1996 

71/1996 vom 2.10.1996 

199/96 

23. 10. 1996 

11605-11611 

9/1996 

75/1996 vom 30. 10. 1996 

218/96 

21. 11. 1996 

12191-12196 

10/1996 

80/1996 vom 2.12.1996 

239/96 

20. 12. 1996 

13127-13133 

11/1996 

87/1996 vom 30. 12. 1996 

15/97 

23. 1. 1997 

594- 599 

12/1996 

13/1997 vom 11. 2.1997 

43/97 

4. 3. 1997 

2380- 2390 
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1.2 Angezeigte vollzogene Zusammenschlüsse 1995 und 1996 
nach Kontrollpflicht 


Zusammenschlüsse 

1995 

1996 

nachrichtlich 

1973-1996 

1. nicht kontrollpflichtig nach § 24 Abs. 8 

165 

148 

4 420 

davon: 




Nr. 1 Gesamtumsatz unter 500 Mio. DM 1 ) 

- 


629 

Nr. 2 Anschlußfälle 

153 

138 

3 617 

Nr. 3 Bagatellmarktf alle 

12 

10 

174 

2. nachträglich kontrollpflichtig 

276 

280 

5 292 

3. nach präventiver Kontrolle 

1089 

1006 

12 476 

Gesamt (1. + 2. + 3.) 

1530 

1434 

22 188 


l ) Die Anzeigepflicht für diese FaUkategorie (Marktanteil über 20 %) wurde durch die 5. Kartellgesetznovelle 1990 aufgehoben. 


2. Beim Bundeskartellamt eingegangene Anmeldungen von Zusammenschlußvorhaben 

1995 und 1996 


Eingegangene Anmeldungen nach § 24 a . . . 

1995 

1996 

nachrichtlich 

1973-1996 

. . . zwingend Nr. 1 

974 


11570 

. . . zwingend Nr. 2 

153 


2 432 

. . . zwingend Nr. 3 

4 

1 

17 

freiwillig 

50 

46 

728 

Gesamt . . . 

1 154 

1257 

14 747 

davon: 

- Erledigung vor Abschluß des präventiven Kontroll- 
verfahrens 

27 

21 

483 

- durch Aufgabe des Vorhabens 

23 

20 

333 

- durch Vollzug vor Abschluß der Prüfung 

4 

1 

35 

- keine Kontrollpflicht 

- 

- 

115 

- Präventive Fusionskontrollverfahren 

1 127 

1236 

14 264 

Gesamt . . . 

1 154 

1257 

14 747 


Anmerkung: 

Die Tabellen 2 und 3 beziehen sich auf die Verfahren der materiellen Fusionskontrolle des Bundeskartellamtes. Dabei ist zwi- 
schen präventiven und nachträglichen Kontrollverfahren zu unterscheiden. Die Zahl der präventiven Kontrollverfahren ergibt 
sich aus Tabelle 2; die Zahl der nachträglichen Kontrollverfahren aus Tabelle 1.2, Zeile ,2. nachträglich kontrollpflichtig“. Der 
Ausgang der Verfahren wird in Tabelle 3 nachgewiesen. Darüber hinaus lassen sich keine weiteren Beziehungen zwischen den 
Tabellen 2 und 3 einerseits und den übrigen Tabellen herstellen. 
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3. Prüfung von kontrolipflichtigen Zusammenschlüssen 
(„Prüfung nach § 24") 

1995 und 1996 



1995 

1996 

nachrichtlich: 

1973-1996 

L Nachträglich kontrollpflichtige Fälle: 




(1) Per 31. Dezember 1994 noch nicht abgeschlossene 




Fälle aus Vorperiode 




(2) Neue Fälle 

276 

280 

5 071 

(3) Abschluß ohne Untersagung 

312 

275 


(4) Untersagungen 

- 

3 


Per 31. Dezember 1996 noch nicht abgeschlossen 


173 


[(1) + (2)]- [(3) + (4)] 




II. Präventiv kontrollpflichtige Fälle: 




(1) Per 31. Dezember 1994 noch nicht abgeschlossene 




Fälle aus Vorperiode 




(2) Neue Fälle 


1236 


(3) Abschluß ohne Untersagung 


1 109 

14 019 

davon: mit Monatsbrief 


917 

11058 

(4) Untersagungen 


- 

65 

Per 31. Dezember 1996 noch nicht abgeschlossen 


180 


1(1) + (2)] - 1(3) + (4)] 




HI. Prüfungen nach § 24 insgesamt (I. + n.): 




(1) Per 31. Dezember 1994 noch nicht abgeschlossene 




Fälle aus Vorperiode 

291 



(2) Neue Fälle 

1403 

1516 


(3) Abschluß ohne Untersagung 

1464 

1384 

19 090 

(4) Untersagungen 

4 

3 

115 1 ) 

Per 31. Dezember 1996 noch nicht abgeschlossen 


355 


[(l) + (2)]-[(3) + (4)] 





l ) Einschließlich von 4 Fällen, die ohne Anzeige bzw. Anmeldung untersagt wurden. 
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4. Angezeigte vollzogene Zusammenschlüsse 
- Gesamtumsatz, Umsatz des erworbenen Unternehmens, Umsatz der Erwerber - 
nach Größenklassen 1995, 1996 


4.1 Gesamtumsatz aller jeweils beteiligten Unternehmen 




Zahl der Fälle 


Gesamtumsatz 1 ) aller 
jeweils beteiligten Unternehmen 
(in Mio. DM) 

1995 

1996 


darunter 

Fälle mit 
Presseumsätzen 


darunter 

Fälle mit 
Presseumsätzen 

bis unter 500 

4 

0 

0 

0 

500 

bis unter 1 000 

145 

1 

118 

1 

1000 

bis unter 2 000 

145 

4 

127 

4 

2 000 

bis unter 12 000 

497 

27 

500 

27 

12 000 

und mehr 

739 

24 

689 

24 

Gesamt 

1530 

56 

1 434 

56 


Anmerkungen: 

Alle Umsätze (auch in allen folgenden Tabellen) sind .Umsätze im Sinn des GWB “ (§ 23) des letzten abgeschlossenen Geschäfts- 
jahres vor dem Zusammenschluß: Handelsumsätze sind um ein Viertel gekürzt; bei Banken wird ein Zehntel der Bilanzsumme, 
bei Versichenmgsuntemehmen werden die Prämieneinnahmen angesetzt; Umsätze mit Zeitungen und Zeitschriften (.Presseum- 
sätze *) sind mit dem Zwanzigfachen angesetzt. 

In früheren Tätigkeitsberichten (bis 1989/90) wurden Presseumsätze allerdings - anders als in der jetzigen Auswertung - mit den 
Originalwerten angesetzt; daher wird die Zahl der Pressefälle in den einzelnen Umsatzklassen gesondert aufgeführt. 

*) Bei Gemeinschaftsunternehmen einschließlich der bereits vor dem Zusammenschluß beteiligten Unternehmen. 
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4.2 Umsatz des erworbenen Unternehmens 




Zahl der Fälle 


Gesamtumsatz des 
erworbenen Unternehmens 
(in Mio. DM) 

1995 

1996 


darunter 

Fälle mit 
Presseumsätzen 


darunter 

Fälle mit 
Presseumsätzen 

0 (Neugründung) 

294 

0 

242 

1 

0 

bis unter 4 

328 

1 

266 

1 

4 

bis unter 50 

518 

11 

498 

8 

50 

bis unter 500 

319 

11 

322 

17 

500 

bis unter 1 000 

35 

2 

48 

3 

1000 

bis unter 2 000 

22 

1 

24 

1 

2 000 

bis unter 12 000 

13 

0 

32 

4 

12 000 

und mehr 

1 

0 

2 

0 

Gesamt 

1530 

26 

1434 

35 


Anmerkungen: 

Zur Umsatzberechnung siehe Anmerkung zu Tabelle 4.1. 

Für jeden Zusammenschlußfall wird ein erworbenes Unternehmen gezählt. Daher stimmt die Zahl der Erworbenen automatisch 
mit der Zahl der Zusammenschlüsse überein. Werden in einem Zusammenschluß (einheitlicher wirtschaftlicher Vorgang) Anteile 
oder Vermögenswerte mehrerer Unternehmen erworben, wird nach dem „ Schwerpunktprinzip " verfahren: Umsätze, Branchen- 
und Länderzuordnung erfolgt bei dem erworbenen Unternehmen, bei dem der Umsatzschwerpunkt liegt. 
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4.3 Gesamtumsatz des erwerbenden Unternehmens („Erwerber 11 ) 



Zahl der Fälle 

Gesamtumsatz des 
erworbenen Unternehmens 
(in Mio. DM) 

1995 

1996 


darunter 

Fälle mit 
Presseumsätzen 


darunter 

Fälle mit 
Presseumsätzen 

0 

bis unter 4 

83 

0 

66 

0 

4 

bis unter 50 

142 

0 

126 

2 

50 

bis unter 500 

159 

4 

154 

2 

500 

bis unter 1 000 

195 

4 

157 

2 

1000 

bis unter 2 000 

177 

6 

159 

6 

2 000 

bis unter 12 000 

586 

27 

558 

20 

12 000 

und mehr 

821 

22 

745 

64 

Gesamt 

2163 

63 

1965 

96 


Anmerkungen: 

Zur Umsatzberechnung siehe Anmerkung zu Tabelle 4.1. 

Die Zahl der Erwerber ist regelmäßig größer als die Zahl der Zusammenschlüsse, da mehrere Unternehmen gemeinsam Anteile 
an einem anderen Unternehmen erwerben können (Entstehung von Gemeinschaftsunternehmen!). Als Erwerber gezählt werden 
grundsätzlich die Konzemobergesellschaften („Konzemspitzen*). Dies gilt für den Umsatz sowie für die Branchen- und Länder- 
zuordnung. Die Branchenzuordnung erfolgt nach dem „Schwerpunktprinzip*, die Länderzuordnung nach dem Sitz der Ober- 
gesellschaft. 

Abweichend von diesem Grundsatz werden bei Erwerbern, die ihrerseits von mehr als einem Unternehmen abhängig sind 
(„gespaltene Konzemspitze“), nicht die einzelnen Muttergesellschaften, sondern der Erwerber selbst gezählt. 
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5. Angezeigte Zusammenschlüsse nach Branchen 


Anmerkungen: 

Zur Zählung und Branchenzuordnung der erwerbenden und der erworbenen Unternehmen siehe Anmerkungen zu den Tabel- 
len 4.2 und 4.3. 

Die Fälle, in denen an einem Zusammenschluß mehrere Erwerber beteiligt sind, die aus unterschiedlichen Branchen stammen, 
sind in der letzten Zeile aufgeführt. Bei Unternehmen, die von inländischen Gebietskörperschaften (Bund, Länder oder Gemein- 
den) abhängig sind, erfolgt die Branchenzuordnung - wie in den bisher veröffentlichten Tätigkeitsberichten - nach dem Tätig- 
keitsschwerpunkt der » Untemehmens-Konzemspitze * . Diese statistische Zählung präjudiziert nicht die Auffassung des Bundes- 
kartellamtes zu Fragen der Beherrschung oder der einheitlichen Leitung, die immer nur im Einzelfall entschieden werden 
können. 


Umstellung der Branchenkennziffem ab 1995: 

Grundlage der Branchenzuordnung ab 1995 ist 

- das »Systematische Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1995 - G95“, welches im Zuge der Harmonisierung 
der Produktionsstatistiken in den Mitgliedsstaaten der EU [VO (EWG) Nr. 3429/91] am 1. 1. 95 in Kraft trat, und 

— die »Klassifizierung der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93)*; dieses baut auf der statistischen Systematik der Wirt- 
schaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft (NACE Rev. 1) auf. 

Die Tabelle 5 für die Jahre 1973-1994 ist daher nicht mit den Angaben für die Jahre 1995 ff. vergleichbar, wird aber nachrichtlich 
nochmals abgedruckt. 

Die mit dem Tätigkeitsbericht 1991/92 erstmals eingeführte eigene Branchenkeimziffer für inländische Gebietskörperschaften 
(89) kommt nur in den Fällen zur Anwendung, in denen eine inländische Gebietskörperschaft selbst unmittelbar an pinpm 
Zusammenschluß beteiligt ist. In der Regel beteiligen sich Gebietskörperschaften nicht allein, sondern zus amm en mit anderen 
Unternehmen an einem Zusammenschluß; daraus ergibt sich, daß die Mehrzahl der Fälle mit unmittelbarer Beteiligung der 
öffentlichen Hand in der letzten Zeile (»Erwerber aus unterschiedlichen Branchen*) erfaßt ist. 
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5.1 Angezeigte Zusammen 


Branche des Erwerbers 


01 Landwirtschaft und gewerbliche Jagd 

■ 

■ 

■! 

■■■1 

■i 

02 Forstwirtschaft 






05 Fischerei und Fischzucht 






10 Kohlenbergbau und Torfgewinnung 






11 Gewinnung von Erdöl und Erdgas 






12 Bergbau auf Uran- und Thoriumerze 






13 Erzbergbau 





i 

14 Gewinnung von Steinen und Erden 






15 Emähmngsgewerbe 




IW PPM: 


16 Tabakverarbeitung 






17 Textilgewerbe 






18 Bekleidungsgewerbe 






19 Ledergewerbe 






20 Holzgewerbe ohne Herstellung von Möbeln 






21 Papiergewerbe 






22 Verlags- u. Druckgewerbe, Vervielfältigungen 






23 Kokerei, Mineraiölverarbeitung, Spalt- und Brutstoffen 






24 Chemische Industrie 




i 


25 Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 






26 Glasgewerbe, Keramik, Steine- und Erden-Verarbeit 






27 Metallerzeugung und -bearbeitung 






28 Herstellung von Metallerzeugnissen 






29 Maschinenbau 






30 Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte 






31 Geräte der Elektrizitätserzeugung, -Verteilung u, ä. 






32 Rundfunk-, Femseh- und Nachrichtentechnik 






33 Medizin-, Meß-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik 






34 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 






35 Sonstiger Fahrzeugbau 






36 Möbel, Schmuck, Musik-, Sportgeräten, Spielwaren 






37 Recycling 




■M 


40 Energieversorgung 




BHI 


41 Wasserversorgung 






45 Baugewerbe 





Hl 

50 Kraftfahrzeughandel, -Instandsetzung; Tankstellen 






51 Handelsvermittlung und Großhandel - (ohne Kfz) 





i 

52 Einzelhandel (ohne Kfz u. Tankstellen), Reparaturen 






55 Gastgewerbe 






60 Landverkehr, Transport in Rohrfernleitungen 






61 Schiffahrt 






62 Luftfahrt 






63 Hilfstätigkeiten für den Verkehr, Verkehrsvermittlung 






64 Nachrichtenübermittlung 






65 Kreditgewerbe 






66 Versicherungsgewerbe 

1 





67 Tätigkeiten für das Kredit- und Värsicherungsgewerbe 






70 Grundstücks- und Wohnungswesen 






71 Vermietung beweglicher Sachen (ohne Personal) 






72 Datenverarbeitung und Datenbanken 






73 Forschung und Entwicklung 






74 Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen 






75 öfferrti. Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung 






80 Erziehung und Unterricht 






85 Gesund heits-, Veterinär- und Sozialwesen 






89 Gebietskörperschaften 








ffniragia TMfflKH KEIgEi gHgHEnBEMEEilElljjElElEEaEaEaEl 


IEI 


Abwasser- und Abfall beseitigung; sonstige Entsorgung 


91 Interessenvertretungen (auch kirchliche und religiöse) 


92 Kultur, Sport, Unterhaltung (m. Film, Hörfunk, Fernsehen) 


93 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 


95 Private Haushalte 


99 Extraterritoriale Organisationen und Körperschaften 

999 Mehrere verschiedene 

Summe 


■ 

HHH 

HHHI 

■ 

■HHI 

HHHI 

H 

■HHI 

HHHI 

■ 

HHHI 

HHHI 

■ 

HHHI 

HHHI 

IH 

HHH 

HHHS 

■ 

HHHI 

HHHI 


HHHI 

HHHI 

■ 

HHHI 

HHHI 

!■ 

HHHI 

HHHI 


HHHI 

MMM\ 


HHH 

HHHI 

■ 

HHH 1 

HHHI 


HHHI 

HHHI 

IH 

!■■■ 

HHHI 

m 

HHI 

HHHI 


HHHI 

HHHI 


HHHI 

HHHI 


HHHI 

HHHI 

m 

HHHHHHI 

IH 

HHH 

HHHI 

IH 

HHH 

HHHI 

IH 

HHH 

HHHI 

IH 

HHH 

HHHI 

H 

HHHHHHI 

IH 

HHH 

HHHI 


HHH 

HHHI 

IH 

HHH 

HHHI 


HHH 

HHHI 

IH 

HHH 

HHHI 



HHHI 


HHH 

HHHI 

ist 

HHH 

HHHI 

H 

HHHHHHI 

IH 

HHH 

MMPl 



HHHI 

IH 

HHH 

HHHI 

IH 

Hl 

HHHI 

IH 

HHH 

HHHI 

IH 

HHH 

HHHI 

IH 

HHH 

■■■1 

1 ■ 

HHH 

■HHI 

IH 

HHH 

HHHI 

IH 

|H 

■HHI 


■■n 

HHHi 


HHH 

■HHI 


HHH 

■HHI 

IH 

HHH 

HHHI 

IH 


HHHI 

IH 

fSHHIi 

■■■i 

IH 

HHH 

■HHI 

IH 

HHH 

HHHI 

IH 

HHH 

■HHI 


HHH 


IH 


HHHI 


HHH 

HHHI 

IH 

HHH 

■HHI 

IH 

HIHI Hl 

IHHHI 


HHH 

■HHI 

m 

IHHH 

IHHHI 


Branche des 


30 
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Schlüsse nach Branchen - 1995 
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5.2 Angezeigte Zusammen 


Branche des Erwerbers 

01 Landwirtschaft und gewerbliche Jagd 

02 Forstwirtschaft 

05 Fischerei und Fischzucht 

10 Kohlenbergbau und Torfgewinnung 

11 Gewinnung von Erdöl und Erdgas 

12 Bergbau auf Uran- und Thoriumerze 

13 Erzbergbau 

14 Gewinnung von Steinen und Erden 

15 Emährungsgewerbe 

16 Tabakverarbeitung 

17 Textilgewerbe 

18 Bekleidungsgewerbe 

19 Ledergewerbe 

20 Hotzgewerbe ohne Herstellung von Möbeln 

21 Papiergewerbe 

22 Nfertags- u. Druckgewerbe, Vervielfältigungen 

23 Kokerei, Mineralölverarbeitung, Spalt- und Brutstoffen 

24 Chemische Industrie 

25 Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 

26 Glasgewerbe, Keramik, Steine- und Erden-Vorarbeit. 

27 Metalterzeugung und -bearbeitung 

28 Herstellung von Metalierzeugnissen 

29 Maschinenbau 

30 BOromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte 

31 Geräte der Etektrizftätserzeugung, -Verteilung u. ä. 

32 Rundfunk-, Femseh- und Nachrichtentechnik 

33 Medizin-, MeB-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik 

34 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteiien 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 

36 Möbel, Schmuck, Musik-, Sportgeräten, Spielwaren 

37 Recycling 

40 Energieversorgung 

41 Wasserversorgung 

45 Baugewerbe 

50 Kraftfahrzeughandel; -Instandsetzung; Tankstellen 

51 Handelsvermittlung und Großhandel - (ohne Kfz) 

52 Einzelhandel (ohne Kfz u. Tankstellen), Reparaturen 

55 Gastgewerbe 

60 Landverkehr, Transport in Rohrfernleitungen 

61 Schiffahrt 

62 Luftfahrt 

63 Hilfstätigkeiten für den Verkehr, Verkehrsvermittlung 

64 Nachrichtenübermittlung 

65 Kreditgewerbe 

66 YBrsicherungsgewerbe 

67 Tätigkeiten für das Kredit- und Versichemngsgewerbe 

70 Grundstücks- und Wohnungswesen 

71 Vermietung beweglicher Sachen (ohne Personal) 

72 Datenverarbeitung und Datenbanken 

73 Forschung und Entwicklung 

74 Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen 

75 Qffentl, Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung 

80 Erziehung und Unterricht 

85 Gesund heits-, Veterinär- und Sozialwesen 

89 Gebietskörperschaften 

90 Abwasser- und Abfallbeseitigung; sonstige Entsorgung 

91 Interessenvertretungen (auch kirchliche und religiöse) 

92 Kultur, Sport, Unterhaltung (m. Fiim, Hörfunk, Fernsehen) 

93 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 

95 Private Haushalte 

99 Extraterritoriale Organisationen und Körperschaften 

999 Mehrere verschiedene 

Summe 
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5.3 Angezeigte Zusammen 


Branche des Erwerbers 


21 Bergbauliche Erzeugnisse 


22 Mineralölerzeugnisse u. Kohlenwasserstoffe 


24 Spalt- und Brutstoffe 


25 Steine und Erden 


27 Eisen und Stahl 


28 NE-Metalle u. -Metallhalbzeug 


29 Gießereierzeugnisse 


30 Erz. d. Ziehereien u. Kaltwalzwerke 


31 Stahlbauerzeugnisse 


32 Maschinenbauerzeugnisse 


33 Landfahrzeuge 


34 Wasserfahrzeuge 


35 Luftfahrzeuge 


36 Elektrotechnische Erzeugnisse 


37 Feinmech. u. optische Erz.; Uhren 


38 Eisen-, Blech- u. Metallwaren 


39 Musikinstrumente, Spielwaren u. ä. 


40 Chemische Erzeugnisse 


50 Büromaschinen; Datenverarbeitungsgeräte 


51 Feinkeramische Erzeugnisse 


52 Glas und Glaswaren 


53 Schnittholz, Sperrholz u. ä. 


54 Holzwaren 


55 Holzschliff, Zellst, Papier u. Pappe 


56 Papier- u. Pappewaren 


57 Druckerei-, üchtpauserzeugnisse u. ä. 


58 Kunststofferzeugnisse 


59 Gummi- und Asbestwaren 


61 Leder 


62 Lederwaren u. Schuhe 


63 Textilien 


64 Bekleidung 


68 Erzeugnisse d. Emährungsindustrie 


69 Tabakwaren 


70 Grundstuckswesen u. Bauwirtschaft 


71 Handel u. Handelshilfsgewerbe 


74 Kulturelle Leistungen 


75 Filmwirtschaft 


76 Sonstige Dienstleistungen 


78 Land- u. Forstw., Fischerei u. Jagd 


79 Verkehrs- und Fern meldewesen 


80 Geld-, Bank- und Börsenwesen 


81 Versicherungen 


82 Wasser- und Energieversorgung 


89 Gebietskörperschaften (deutsch) 


99 Mehrere Wirtschaftsbereiche 


Branche des 


40 



2 100 
40 1066 
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Schlüsse nach Branchen - 1973-1994 
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6. Angezeigte Zusammenschlüsse nach Branchen des Erworbenen und Umsätzen 

6.1 Angezeigte Zusammenschlüsse nach Branchen des Erworbenen und Umsätzen 

- alle Zusammenschlüsse - 1995 

(1) Zahl der Fälle 

(2) Übernommener Umsatz (Mio. DM) *) 

(3) In (1) enthaltene Zahl von Neugründungen ohne Umsatz 

(4) In (1) enthaltene Zahl von horizontalen Zusammenschlüssen 3 ) 


Branche des Erworbenen 

(i) 

(2) 

(3) 

(4) 3 ) 

01 Landwirtschaft u. gewerbliche Jagd 

2 

10 

1 

2 

02 Forstwirtschaft 

05 Fischerei und Fischzucht 

10 Kohlenbergbau u. Torfgewinnung 

3 

3 163 

1 

1 

11 Gewinnung v. Erdöl u. Erdgas u. Erbringung 
damit verbundener Dienstleistungen 

2 

141 

0 

2 

12 Bergbau auf Uran- u. Thoriumerze 

13 Erzbergbau 

2 

138 

0 

2 

14 Gewinnung von Steinen u. Erden, 

sonst. Bergbau . 

19 

81 

4 

18 

15 Emähnmgsgewerbe 

36 

5 408 

3 

35 

16 Tabakverarbeitung 

1 

5 

0 

0 

17 Textilgewerbe 

8 

940 

0 

7 

18 Bekleidungsgewerbe 

5 

2 360 

1 

3 

19 Ledergewerbe . . . 

20 Holzgewerbe ohne Herstellung von Möbeln . 

1 

171 

0 

1 

21 Papiergewerbe 

16 

1382 

2 

16 

22 Verlagsgewerbe, Druckgewerbe, 
Vervielfältigung von bespielten Ton-, 

Bild- u. Datenträgern 2 ) 

47 

5 593 

6 

46 

23 Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung 
u. Verarbeitung von Spalt- u. Brutstoffen .... 

3 

454 

1 

2 

24 Chemische Industrie 

73 

16 035 

4 

68 

25 Herstellung v. Gummi- u. Kunststoffwaren . . 

28 

2 382 

3 

26 

26 Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung 

v. Steinen u. Erden 

67 

2 235 

18 

66 

27 Metallerzeugung u. Bearbeitung 

16 

5 222 

3 

13 

28 Herstellung von Metallerzeugnissen 

24 

1 197 

0 

23 

29 Maschinenbau 

109 

16 284 

13 

100 

30 Herstellung v. Büromaschinen, Daten- 
verarbeitungsgeräten u. -einrichtungen 

9 

4 109 

0 

8 

31 Herstellung v. Geräten 

der Elektrizitätserzeugung, -Verteilung u. ä. . 

33 

4 555 

1 

30 

32 Rundfunk-, Femseh- u. Nachrichtentechnik . 

20 

2 237 

1 

17 

33 Medizin-, Meß-, Steuer- u. Regelungstechnik, 
Optik 

41 

3 289 

4 

39 

34 Herstellung von Kraftwagen 

u. Kraftwagenteilen 

25 

3 679 

4 

20 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 

9 

37 828 

2 

7 

36 Herstellung v. Möbeln, Schmuck, 
Musikinstrumenten, Sportgeräten, 

Spielwaren u. sonst. Erzeugnissen 

15 

2129 

1 

13 

37 Recycling 

47 

484 

21 

47 

40 Energieversorgung 

123 

5 874 

43 

118 
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noch 6. Angezeigte Zusammenschlüsse nach Branchen des Erworbenen und Umsätzen 
6.1 Angezeigte Zusammenschlüsse nach Branchen des Erworbenen und Umsätzen 

- alle Zusammenschlüsse - 1995 

(1) Zahl der Fälle 

(2) Übernommener Umsatz (Mio DM) *) 

(3) In (1) enthaltene Zahl von Neugründungen ohne Umsatz 

(4) In (1) enthaltene Zahl von horizontalen Zusammenschlüssen 3 ) 


Branche des Erworbenen 

(i) 

(2) 

(3) 

(4) 3 ) 

41 Wasserversorgung 

8 

53 

4 

8 

45 Baugewerbe 

37 

1370 

3 

31 

50 Kraftfahrzeughandel, Instandsetzung u. 

Reparatur von Kraftfahrzeugen, Tankstellen . 

13 

575 

3 

8 

51 Handelsvermittlung u, Großhandel 

(ohne Kraftfahrzeughandel) 

133 

11623 

21 

111 

52 Einzelhandel (ohne Handel mit 

Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen), 
Reparatur v. Gebrauchsgütem . — 

82 

7 894 

10 

69 

55 Gastgewerbe . . 

9 

4 303 

1 

7 

60 Landverkehr, Transport in Rohrfernleitungen 

10 

404 

4 

7 

61 Schiffahrt 

3 

116 

1 

3 

62 Luftfahrt 

1 

0 

1 

0 

63 Hilfs- u. Nebentätigkeiten für den Verkehr, 
Verkehrsvennittlung 

69 

8 341 

11 

55 

64 Nachrichtenübermittlung 

14 

449 

5 

10 

65 Kreditgewerbe 

27 

19 416 

4 

24 

66 Versicherungsgewerbe 

28 

16 749 

4 

28 

67 Mit d. Kredit- u. Versicherungsgewerbe 

verbundene Tätigkeiten 

10 

73 

5 

8 

70 Grundstücks- u. Wohnungswesen . . 

66 

780 

21 

24 

71 Vermietung bewegl. Sachen 

ohne Bedienungspersonal 

12 

455 

2 

10 

72 Datenverarbeitung u. Datenbanken 

50 

5 621 

9 

34 

73 Forschung u. Entwicklung 

3 

49 

0 

3 

74 Erbrinung v. Dienstleistungen überwiegend 
für Unternehmen 

58 

710 

15 

53 

80 Eiziehung u. Unterricht 

3 

12 

1 

1 

85 Gesundheits-, Veterinär- u. Sozialwesen .... 

90 Abwasser- u. Abfallbeseitigung u. sonst. 
Entsorgung 

89 

1416 

31 

87 

91 Interessenvertretungen sowie kirchliche 
u. sonst, religiöse Vereinigungen 

(ohne Sozialwesen u. Sport) 

92 Kultur, Sport u. Unterhaltung (einschl. Film, 

Hörfunk u. Fernsehen) 

20 

319 

6 

19 

93 Erbringung v. sonst Dienstleistungen 

1 

49 

0 

1 

Gesamt 

1530 

208 162 

299 

1331 


*) Zur Zahlung und Erfassung der Umsätze siehe Anmerkungen zu den Tabellen 4.1 und 4.2. 

2 ) Der übernommene Umsatz (im Sinne des GWB) ist durch die Rechenklausel für Pressezusammenschlüsse stark überhöht. Der 
übernommene Originalumsatz in Branche 22 beträgt 1 121 Mio. DM. 

3 ) Der Ausweis horizontaler Zusammenschlüsse entspricht der Zählung in Tabelle 8; vgl. Anmerkung dort. 
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6.2 Angezeigte Zusammenschlüsse nach Branchen des Erworbenen und Umsätzen 

- alle Zusammenschlüsse - 1996 

(1) Zahl der Fälle 

(2) Übernommener Umsatz (Mio. DM) *) 

(3) In (1) enthaltene Zahl von Neugründungen ohne Umsatz 

(4) In (1) enthaltene Zahl von horizontalen Zusammenschlüssen 3 ) 


Branche des Erworbenen 

(i) 

(2) 

(3) 

(4) 3 ) 

01 Landwirtschaft u. gewerbliche Jagd 

1 

0 

1 

1 

02 Forstwirtschaft 

- 

- 

- 

- 

05 Fischerei und Fischzucht 

1 

54 

0 

1 

10 Kohlenbergbau u. Torfgewinnung 

- 

- 

- 

- 

11 Gewinnung v. Erdöl u. Erdgas u. Erbringung 
damit verbundener Dienstleistungen 

1 

3 

. 

0 

1 

12 Bergbau auf Uran- u. Thoriumerze 

- 

- 

- 


13 Erzbergbau 

- 

- 

- 


14 Gewinnung von Steinen u. Erden, 

sonst. Bergbau 

15 

476 

2 

15 

15 Emährungsgewerbe 

45 

8 080 

4 

39 

16 Tabakverarbeitung 

- 


- 

- 

17 Textilgewerbe 

6 

296 

2 

5 

18 Bekleidungsgewerbe 

4 

817 

0 

4 

19 Ledergewerbe 

1 

75 

0 

1 

20 Holzgewerbe ohne Herstellung von Möbeln . 

2 

50 

1 

1 

21 Papiergewerbe 

19 

17 086 

1 

17 

22 Verlagsgewerbe, Druckgewerbe, 
Vervielfältigung von bespielten Ton-, 

Bild- u. Datenträgern 2 ) 

63 

21 096 

7 

61 

23 Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung 
u, Verarbeitung von Spalt- u. Brutstoffen 

4 

83 

1 

4 

24 Chemische Industrie 

82 

11700 

7 

79 

25 Herstellung v. Gummi- u, Kunststoffwaren . . 

32 

2 687 

1 

28 

26 Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung 

v. Steinen u. Erden 

74 

5 096 

16 

72 

27 Metallerzeugung u. Bearbeitung 

21 

5 499 

3 

20 

28 Herstellung von Metallerzeugnissen 

15 

1051 

0 

13 

29 Maschinenbau 

109 

12 980 

10 

102 

30 Herstellung v. Büromaschinen, Daten- 
verarbeitungsgeräten u. -einrichtungen 

11 

10 825 

1 

11 

31 Herstellung v. Geräten 

der Elektrizitätserzeugung , -Verteilung u. ä. . 

31 

2811 

2 

24 

32 Rundfunk-, Femseh- u. Nachrichtentechnik . 

26 

2 626 

5 

21 

33 Medizin-, Meß-, Steuer- u. Regelungstechnik, 
Optik 

45 

5 497 

5 

42 

34 Herstellung von Kraftwagen 

u. Kraftwagenteilen 

23 

8 196 

0 

22 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 

12 

2418 

2 

9 

36 Herstellung v. Möbeln, Schmuck, 
Musikinstrumenten, Sportgeräten, 

Spielwaren u. sonst. Erzeugnissen 

11 

6 157 

1 

7 

37 Recycling 

28 

100 

14 

26 

40 Energieversorgung 

46 

14 239 

20 

46 

41 Wasserversorgung 

5 

10 

3 

5 

45 Baugewerbe 

20 

4 805 

1 

15 
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noch 6.2 Angezeigte Zusammenschlüsse nach Branchen des Erworbenen und Umsätzen 

- alle Zusammenschlüsse - 1996 

(1) Zahl der Fälle 

(2) Übernommener Umsatz (Mio DM) l ) 

(3) In (1) enthaltene Zahl von Neugründungen ohne Umsatz 

(4) In (1) enthaltene Zahl von horizontalen Zusammenschlüssen 3 ) 


Branche des Erworbenen 

(i) 

(2) 

(3) 

(4) 3 ) 

50 Kraftfahrzeughandel, Instandsetzung u. 

Reparatur von Kraftfahrzeugen, Tankstellen . 

12 

132 

4 

7 

51 Handelsvermittlung u. Großhandel 

(ohne Kraftfahrzeughandel) 

138 

25 478 

14 

101 

52 Einzelhandel (ohne Handel mit 

Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen), 
Reparatur v. Gebrauchsgütem 

80 

18 365 

8 

77 

55 Gastgewerbe 

5 

4 628 

1 

2 

60 Landverkehr, Transport in Rohrfernleitungen 

2 

35 

0 

2 

61 Schiffahrt 

4 

5 982 

1 

2 

62 Luftfahrt 

1 

7 

0 

1 

63 Hilf s- u. Nebentätigkeiten für den Verkehr, 
Verkehrsvermittlung 

51 

4 844 

9 

41 

64 Nachrichtenübermittlung 

16 

433 

6 

9 

65 Kreditgewerbe 

25 

56 729 

6 

22 

66 Versicherungsgewerbe 

27 

19 346 

4 

27 

67 Mit d. Kredit- u. Versicherungsgewerbe 
verbundene Tätigkeiten 

22 

4195 

6 

16 

70 Grundstücks- u. Wohnungswesen 

46 

439 

14 

30 

71 Vermietung bewegl. Sachen 

ohne Bedienungspersonal 

11 

2 537 

1 

10 

72 Datenverarbeitung u. Datenbanken 

58 

4 373 

12 

43 

73 Forschung u. Entwicklung 

2 

3 

1 

1 

74 Erbringung v. Dienstleistungen überwiegend 
für Unternehmen 

88 

15 937 

12 

68 

80 Erziehung u. Unterricht 

- 

- 

- 

- 

85 Gesundheits-, Veterinär- u. Sozialwesen 

2 

302 

0 

1 

90 Abwasser- u. Abfallbeseitigung u. sonst. 
Entsorgung 

58 

1660 

27 

51 

91 Interessenvertretungen sowie kirchliche 
u. sonst, religiöse Vereinigungen 
(ohne Sozialwesen u. Sport) 





92 Kultur, Sport u. Unterhaltung (einschl. Film, 
Hörfunk u. Fernsehen) 

28 

22 940 

10 

26 

93 Erbringung v. sonst. Dienstleistungen 

5 

127 

2 

5 

Gesamt 

1434 

333 305 

248 

1234 


1 ) Zur Zahlung und Erfassung der Umsätze siehe Anmerkungen zu den Tabellen 4.1 und 4.2. 

2 ) Der übernommene Umsatz (im Sinne des GWB) ist durch die Rechenklausel für Pressezusammenschlüsse stark überhöht. Der 
übernommene Originalumsatz in Branche 22 beträgt 2 161 Mio. DM. 

3 ) Der Ausweis horizontaler Zusammenschlüsse entspricht der Zählung in Tabelle 8; vgl. Anmerkung dort. 
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7. Angezeigte Zusammenschlüsse nach Art des Zusammenschluß tatbestandes 



1995 

1996 

nachrichtlich: 

1973 bis 1996 

Vermögenserwerb 

305 

313 

4 874 

Anteilserwerb 

688 

673 

10 643 

darunter: Mehrheitserwerb 

629 

601 


Gemeinschaftsunternehmen 

501 

410 

6 021 

Vertragliche Verbindung 

14 

12 

359 

Personengleichheit 

2 

- 

14 

Sonstige Verbindung 

19 

20 

258 

Wettbewerblich erheblicher Einfluß 

1 

6 

19 

Gesamt 

1 530 

1434 

22 188 


8. Angezeigte Zusammenschlüsse nach Art der Diversifikation 



1995 

1996 

nachrichtlich: 

1973 bis 1996 

Horizontal 

1331 

1235 

16 852 

davon: ohne Produktausweitung 

350 

288 

11 777 

mit Produktausweitung 

981 

947 

5 075 

Vertikal 

55 

78 

2 037 

Konglomerat 

144 

121 

3 299 

Gesamt 

1530 

1434 

22 188 


Ein horizontaler Zusammenschluß ohne Produktausweitung liegt vor, wenn das erworbene Unternehmen auf den gleichen Märk- 
ten tätig ist wie der Erwerber (Beispiel: Brauerei erwirbt Brauerei). 

Ein horizontaler Zusammenschluß mit Produktausweitung liegt vor, wenn das erworbene Unternehmen und der Erwerber auf be- 
nachbarten Märkten des gleichen Wirtschaftsbereichs tätig ist (Beispiel: Brauerei erwirbt Fruchtsaftfabrik). 

Ein vertikaler Zusammenschluß liegt vor, wenn das erworbene Unternehmen im Verhältnis zum Erwerber auf vor- oder nachgela- 
gerten Produktstufen tätig ist (Beispiel: Brauerei erwirbt Getränkegroßhandel). 

Anders als in Tabelle 5 wird hier auf die Tätigkeit des unmittelbaren Erwerbers abgestellt, so daß die Tabelle 8 mehr horizontale 
Zusammenschlüsse ausweist als die Diagonalen in den Tabellen 5. 1^5.3. 

Beispiel: „VEBA-Glas erwirbt einen Glasproduzenten a wäre ein horizontaler Zusammenschluß in Tabelle 8, würde aber in Ta- 
belle 5 im Feld (22; 52) ausgewiesen. 
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9.1 Angezeigte Zusammenschlüsse - 1995, 1996 
Erworbene Unternehmen in geographischer 
Gliederung 


Land/Region 

1995 

1996 

A 

Österreich 

11 

14 

B 

Belgien 

3 

6 

BERM 

Bermuda . 

1 

- 

BS 

Bahamas 

1 

- 

BR 

Brasilien 

- 

1 

CDN 

Kanada 

2 

2 

CH 

Schweiz 

15 

23 

CY 

Zypern 

1 

1 

cz 

Tschechische Republik 

3 

1 

D 

Deutschland 

1322 

1 182 

DK 

Dänemark 

4 

5 

E 

Spanien 

1 

2 

ET 

Ägypten 

- 

1 

F 

Frankreich 

20 

24 

FIN 

Finnland 

1 

5 

FL 

Fürstentum Liechtenstein . . 

1 

1 

GB 

Großbritannien 

26 

25 

GR 

Griechenland 

- 

1 

H 

Ungarn 

2 

- 

HK 

Hongkong 

1 

1 

HR 

Kroatien 

1 

1 

I 

Italien 

13 

17 

IL 

Israel 

1 

1 

IND 

Indien 

- 

2 

IRL 

Irland 

1 

1 

J 

Japan 

1 

1 

L 

Luxemburg 

3 

1 

N 

Norwegen 

1 

1 

NL 

Niederlande 

28 

23 

P 

Portugal 

- 

1 

PL 

Polen 

1 

3 

RO 

Rumänien 

1 

- 

RUS 

Russische Föderation 
(Rußland) 

1 

1 

S 

Schweden 

5 

7 

SK 

Slowakei 

3 

- 

SLO 

Slowenien 

1 

- 

TR 

Türkei 

2 

- 

USA 

USA 

51 

79 

VRC 

China - Volksrepublik 

1 

- 

Gesamt 

1530 

1434 


i 


Anmerkung: 

Die Bezeichnungen der Lander/Regionen dienen lediglich der 
geographischen Orientierung und besagen nichts über den staats- 
oder völkerrechtlichen Status einzelner Gebiete. 

Zur Zählung siehe Anmerkung zu Tabelle 4.2. 

Ab 1995 entfällt die Aufteilung in Deutschland- West und Deutsch- 
land-Ost. Bei der Interpretation der Tabelle 9.1 ist zu beachten: 
Zusammenschlüsse im Ausland (d. h. Sitz des erworbenen Unter- 
nehmens außerhalb Deutschlands) werden nur erfaßt, wenn der 
Zusammenschluß eine Inlandswirkung (§ 98 Abs. 2) hat. 


9.2 Angezeigte Zusammenschlüsse - 1995 r 1996 
Erwerber in geographischer Gliederung 


Land/Region 

1995 

1996 

A 

Österreich 

25 

35 

AUS 

Australien 

9 

3 

B 

Belgien 

14 

12 

BRN 

Bahrein 

1 

- 

CAY 

Cayman Islands 

1 

- 

CDN 

Kanada 

8 

6 

CH 

Schweiz 

33 

45 

CY 

Zypern 

- 

i 

CZ 

Tschechische Republik 

1 

1 

D 

Deutschland 

1600 

1298 

DK 

Dänemark 

5 

15 

E 

Spanien 

1 

1 

ET 

Ägypten 

' - 

1 

F 

Frankreich 

67 

90 

FIN 

Finnland 

1 

13 

GB 

Großbritannien 

72 

72 

GR 

Griechenland 

1 

- 

GRÖ 

Grönland 

- 

1 

H 

Ungarn 

1 

- 

HK 

Hongkong 

6 

4 

HR 

Kroatien 

1 

- 

I 

Italien 

8 

15 

IL 

Israel . 

1 

2 

IND 

Indien 

- 

2 

IRL 

Irland 

5 

2 

IS 

Island 

- 

1 

J 

Japan 

12 

15 

KWT 

Kuwait 

3 

1 

L 

Luxemburg 

7 

- 

MAL 

Malaysia 

- 

1 

MEX 

Mexiko 

2 

- 

N 

Norwegen 

2 

4 

NA 

Niederländische Antillen . . 

5 

4 

NL 

Niederlande 

57 

42 

PL 

Polen 

1 

- 

RI 

Republik Indonesien 

1 

- 

ROK 

Südkorea 

3 

1 

RUS 

Russische Förderation 
(Rußland) 

3 


S 

Schweden 

10 

24 

SGP 

Singapur 

- 

1 

SK 

Slowakei 

2 

- 

TR 

Türkei 

1 

1 

UA 

Ukraine 

- 

- 

USA 

USA 

189 

248 

VRC 

China -Volksrepublik 

1 

- 

ZA 

Republik Südafrika 

3 

3 

Gesamt 

2 163 

1965 


i 


Anmerkung: 

Die Bezeichnungen der Länder und Regionen dienen lediglich 
der geographischen Orientierung und besagen nichts über 
den staats- oder völkerrechtlichen Status einzelner Gebiete. 
Zur Zahlung vergleiche Anmerkung zu Tabelle 4.3. 


175 










Drucksache 13/7900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Teil II: Übersichten zu weiteren Verfahren 

1. Bußgeldverfahren und Untersagungsverfahren nach § 37 a Abs. 1 und 2 GWB 


1.1. beim Bundeskartellamt 


Rechtsgrundlage 

. 

Zahl der Verfahren 

im Berichtszeitraum abgeschlossene Verfahren 

an- 

hängige 

Ver- 

fahren 

am 

31.12. 

insgesamt 

erledigt 

Art des Verfahrens ab Schlusses 

Bußgeld- 

bescheid 

Ab- 
schluß 
nach 
§ 37 a 1 ) 

Einstellung 

Abgabe 

an 

andere 

Behörden 

an- 
hängige 
Ver- 
fahren 
am 1. 1. 

neue 

Ver- 

fahren 

nach Auf- 
gabe des 
beanstan- 
deten Ver- 
haltens 

aus 

anderen 

Gründen 


1995 

76 

25 

52 

4 

2 

17 

29 


49 

§i 

1996 

49 

23 

41 

4 


13 

24 

- 

31 

§15 

1995 


m 

5 

1 



3 

■I 

— 

1 

1996 

■i 

■i 

1 

- 

- 

- 

■1 

- 

1 

§20 

1995 


5 

5 







5 



2 

Abs. 1 

1996 

Efl 

- 

1 

- 

- 

- 

1 


1 


1995 


1 

1 



1 




§21 

1996 

- 



- 

- 


- 

- 

- 

§25 

1995 

1 

1 

2 

_ 



2 







Abs. 1 

1996 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

§25 

1995 

■I 

2 

2 

1 



1 



1 

Abs. 2 und 3 

1996 

■fl 

4 

5 

- 

- 

- 

5 

- 

- 

§26 

1995 

4 

4 

6 

— 

1 

1 

4 


2 

Abs. 1 

1996 

2 

3 

4 

- 

- 

2 

2 

- 

1 

§26 

1995 

32 

8 

25 





2 

23 



15 

Abs. 2 

1996 

15 

10 

16 

- 

1 

3 

12 

- 

9 

§26 

1995 



1 

1 





_ 

1 

_ 



Abs. 4 

1996 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

§38 

1995 

5 

mm 

mm 



1 

1 


_ 

2 

Abs. 1 Nr. 11 

1996 

2 

■fl 

■fl 

- 

- 

1 


- 

1 

§38 

1995 

5 

■9 

■1 

4 



5 

5 

__ 

1 

Abs. 1 Nr. 12 1996 

1 

Kl 

■H 


- 

2 

2 

- 

- 

§39 

1995 










_ 

— 

_ 

Abs. 1 Nr. 1 

1996 

- 


1 

1 

- 

- 

- 

- 

- 

§39 

1995 




_ 

' 



__ 

_ 

_ 


Abs. 1 Nr. 2 

1996 

- 

1 

1 

- 

- 

- 

i 

- 

- 

Art. 85 

1995 



1 

1 



1 

_ 

_ 

_ 

__ 

Abs. 1 EGV 

1996 

- 

1 

1 

- 

1 

- 

- 

- 

- 

Gesamt 

1995 

128 

64 

119 

10 

4 

33 

72 



73 

1996 

73 

48 

77 

5 

2 

21 

49 

- 

44 


J ) Im Berichtszeitraum befanden sich sechs Verfügungen (§§ 1, 26 Abs. 2 und Art. 85 Abs. 1 EGV) in Rechtsmittelverfahren. Drei 
Verfügungen wurden aufgehoben. Drei Verfahren sind noch anhängig. 
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1.2. bei den Landeskartellbehörden 


Rechtsgrundlage 

Zahl der Verfahren 

im Berichtszeitraum abgeschlossene Verfahren 

an- 

hängige 

Ver- 

fahren 

am 

31. 12. 

insgesamt 

erledigt 

Art des Verfahrensabschlusses 

Bußgeld- 

bescheid 

Ab- 
schluß 
nach 
§ 37 a *) 

Einstellung 

Abgabe 

an 

andere 

Behörden 

an- 
hängige 
Ver- 
fahren 
am 1. 1. 

neue 

Ver- 

fahren 

nach Auf- 
gabe des 
beanstan- 
deten Ver- 
haltens 

aus 

anderen 

Gründen 


1995 

263 

245 

266 

63 



20 

■ 

20 

242 

§ 1 

1996 

242 

150 

245 

35 

- 

19 

■§2 

40 

147 


1995 

4 



HM 





2 

mg 


_ 

§ 15 

1996 

- 

5 

m 

- 

- 

1 

K 1 

- 

1 

§25 

1995 

4 

1 

H 

_ 

_ 


Mg 

_ 

2 

Abs. 1 

1996 

2 

9 


2 

- 

- 

Mm 

— ■ 

7 

§25 

1995 

11 


13 

3 

_ 

_ 

10 

— 

3 

Abs. 2 und 3 

1996 

3 


3 

- 

- 


2 

— 

3 


1995 

19 


34 

ii 

_ 


7 

— 

1 

R 

1996 

1 


6 

- 

- . 

Hfl 

5 

1 

5 


1995 

mm 


141 

2 

2 

18 

mm 

2 

46 

R 

1996 

■9 


94 

- 

- 

12 

mm 

5 

48 

§26 

1995 


3 

3 

_ 

_ 

— ■ 

3 

- 

- 

Abs. 3 

1996 

- 

- 

- 

— 

— 

— 

— 

— 


§26 

1995 

_ 

3 

2 

__ 

_ 

_ 

$9 

— 

■1 

Abs. 4 

1996 

1 

15 

12 

- 

- 

- 

■fl 

1 

■l 

§38 

1995 

3 

1 

4 

_ 

_ 

— 

4 

— 

- 

Abs. 1 Nr. 11 1996 

- 

4 

2 

— 

- 

1 

1 

— 

2 

§38 

1995 

1 

3 

4 

1 

_ 

— 

3 

— 

— 

Abs. 1 Nr. 12 1996 

- 

- 

- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 100 

1995 

1 

10 

11 

_ 

— 

_ 

11 

— 

— 

Abs. 1 Satz 3 1996 

- 

3 

3 

— 

— 

— 

3 

— 

— 

§ 103 

1995 

12 

80 

87 





87 

_ 

5 

Abs. 2 

1996 

5 

50 

42 

- 

- 

- 

42 

i 

13 


1995 

392 

480 

572 

80 

2 

56 

412 

22 

300 

Gesamt 

1996 

300 

345 

415 

37 

- 

34 

297 

47 

230 


*) Im Berichtszeitraum befanden sich drei Verfügungen (§§ 25 Abs. 2 und 3; 26 Abs. 2) in Rechtsmittelverfahren. Zwei Verfügun- 
gen wurden aufgehoben. Ein Verfahren ist noch anhängig. 
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Drucksache 13/7900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


2. Mißbrauchsverfahren 


2.1. beim Bundeskartellamt 






im Berichtszeitraum abgeschlossene Verfahren 




Zahl der Verfahren 


Art des Verfahrensabschlusses 

an- 

Rechtsgrundlage 





Einstellung 


hängige 

Ver- 

anhängige 
Verfahren 
am 1. 1. 

neue 

Verfahren 

insgesamt 

erledigt 

Ver- 

fügung 1 ) 

nach 
Aufgabe 
des bean- 
standeten 

aus 

anderen 

Gründen 

Abgabe 

an 

andere 

Behörden 

fahren 

am 

31. 12. 







Mißbrauchs 




§n 

1995 

1 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

1 

1996 

1 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1 

§12 

1995 








_ 

_ 



7 

1996 


- 

3 

- 

- 

3 

. - 

4 

§17 

1995 

1 





_ 

_ 


_ 

1 

1996 

1 

1 

2 

- 

- 

2 

- 

- 

§18 

1995 

3 

1 









mm 

1996 

4 

- 

1 

- 

- 

1 

- 

Hi 

§22 

1995 

17 

12 

14 


2 

9 

3 

mm 

1996 

15 

12 

7 

- 

2 

5 

- 

■ 

§38 

1995 

1 


1 

_ 

_ 

1 

_ 

_ 

Abs. 3 

1996 

- 

- 

' 

- 

- 

- 

- 

- 

§ 38a 

1995 

1 

1 







_ 

_ 

2 

Abs. 3 

1996 

2 

11 

2 

- 

1 

1 

- 

11 



2 











_ 

2 

E 


2 

- 

1 

- 

- 

1 

— 

1 


1995 

8 

5 

6 

4 

1 

1 

. 

7 

Abs. 5 

1996 

7 

1 

4 

- 

- 

4 

- 

4 

§ 104 i.V.m. 

1995 



1 

1 

_ 

_ 

1 

_ 

_ 

§99 Abs. 2 

1996 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Art. 85 

1995 



1 

1 

1 



_ 

__ 

_ 

Abs. 1 EGV 

1996 

- 

— 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Gesamt 

1995 

41 

21 

23 

5 

3 

12 

3 

39 

1996 

39 

25 

20 

- 

3 

17 

- 

44 


*) Im Berichtszeitraum befanden sich fünf Verfügungen (§§ 18, 22, 103 Abs. 5 und Art. 85 Abs. 1 EGV) in Rechtsmittelverfahren. 
Eine Verfügung wurde bestätigt, eine aufgehoben. Drei Verfahren sind noch anhängig. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7900 


2.2. bei den Landeskartellbehörden 


Rechtsgrundlage 

Zahl der Verfahren 

im Berichtszeitraum abgeschlossene Verfahren 

an- 

hängige 

Ver- 

fahren 

am 

31. 12. 

insgesamt 

erledigt 

Art des Verfahrensabschlusses 

Ver- 

fügung 1 ) 

Einstellung 

Abgabe 

an 

andere 

Behörden 

anhängige 
Verfahren 
am 1. 1. 

neue 

Verfahren 

nach 
Aufgabe 
des bean- 
standeten 
Mißbrauchs 

aus 

anderen 

Gründen 

§12 

1995 

1996 

2 

1 

4 

1 

2 

1 

1 

1 1 

1 

1 

3 

X Iß 

1995 

3 

3 

5 

— 

1 

4 



1 

9 io 

1996 

1 

8 

8 

- 

1 

6 

1 

1 


1995 

37 

48 

69 

_ 

3 

63 

3 

16 

9 LL 

1996 

16 

155 

137 

- 

3 

128 

6 

34 

§38 

1995 

__ 














Abs. 3 

1996 

- 

1 

1 

- 

- 

1 

- 

- 

§ 102 

1995 

2 



2 





2 




Abs. 4 

1996 

- 

2 

- 

- 

- 

- 

- 

2 

§ 103 

1995 

125 

197 

211 



44 

163 

4 


Abs. 5 

1996 

111 

134 

137 

1 

18 

116 

2 


§ 104 i.V.m. 

1995 



4 

2 



1 

1 



2 

§99 Abs. 2 

1996 

2 

-■ 

1 

- 

- 

1 

- 

1 


1995 

169 

252 

290 

1 

49 

233 

mm 

131 

VJvüCUlll 

1996 

131 

304 

286 

1 

23 

252 

■9 

149 


J ) Im Berichtszeitraum befanden sich insgesamt 18 Verfügungen in Rechtsmittelverfahren (§§ 12, 22, 103 Abs. 5). Acht Verfü- 
gungen wurden aufgehoben, eine Verfügung bestätigt, ein Verfahren durch Vergleich beendet. Acht Verfahren sind noch an- 
hängig. 
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Drucksache 13/7900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


3. Legalisierung von Kartellen * 


3.1. beim Bundeskartellamt 


Kartellamt 

Zahl der Anträge 
und Anmeldungen 

im Berichtszeitraum abgeschlossene Verfahren 

an- 

hängige 

Ver- 

fahren 

am 

31. 12. 

insgesamt 

erledigt 

Art des Verfahrensabschlusses 

wirksam 

geworden 

Einstellung 

Abgabe 

an 

andere 

Behörden 

an- 
hängige 
Ver- 
fahren 
am 1. 1. 

neue 

Anträge/ 

An- 

meldungen 

zurück- 

genommene 

Anträge/ 

An- 

meldungen 

Wider- 

spruch/ 

Erlaubnis 

abgelehnt 


1995 



.. 

_ 

_ 

_ 

— 

— 

- 

§2 

1996 

- 

2 

2 

2 

— 

— 

— 

— 


1995 

_ 



_ 

_ 

_ 

— 

— 

- 

§3 

1996 

- 

1 

1 

1 

- 

— 

— 

— 

§5 

1995 



1 

1 

1 

— 

— 

- 

- 

Abs. 1 

1996 

- 

1 

1 

■- 

1 

— 

— 

— 

§5 

1995 



1 

1 

— 

1 

— 

- 

- 

Abs. 2 

1996 

- 

- 

— 

— 

— 

— 

“ 


§5 

1995 





_ 

— 

— 

— 

- 

- 

Abs. 2 und 3 

1996 

- 

5 

5 

4 

1 

— 

— 

— 

§ 5a 

1995 



1 

1 

1 

— 

— 

- 

- 

Abs. 1 Satz 1 1996 

- 

1 

1 

1 

— 

— 

— 



1995 


8 

8 

8 

■ 



_ 

— 

§5b 

1996 

- 

7 

7 

5 

2 

- 

- 

- 

§6 

1995 

_ 

1 

1 

— 

— 

- 

1 

- 

Abs. 1 

1996 

- 

- 

— 

— 

— 

— 

- 

— 


1995 


12 

12 

10 

1 


1 



Gesamt 

1996 

- 

17 

17 

13 

4 

- 

- 

- 1 
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Drucksache 13/7900 


3.2. bei den Landeskarlellbehörden 


KarteUamt 

Zahl der Anträge 
und Anmeldungen 

im Berichtszeitraum abgeschlossene Verfahren 

an- 

hängige 

Ver- 

fahren 

am 

31. 12. 

insgesamt 

erledigt 

Art des Verfahrensabschlusses 

wirksam 

geworden 

Einstellung 

Abgabe 

an 

andere 

Behörden 

«ui- 

hängige 
Ver- 
fahren 
am 1. 1. 

neue 

Anträge/ 

An- 

meldungen 

zurück- 

genommene 

Anträge/ 

An- 

meldungen 

Wider- 

spruch/ 

Erlaubnis 

abgelehnt 

fi o 

1995 

2 

1 

3 

2 

_ 

_ 

1 

_ 


1996 

- 

1 

1 

1 

- 

- 

- 

- 

§5 

1995 

1 

5 

2 

1 

1 

_ 

_ 

4 

Abs. 2 und 3 

1996 

4 

1 

4 

4 

- 

- 

- 

1 

§ 5a 

1995 



1 

1 

— 

_ 

— 

1 

— • 

Abs. 1 Satz 1 

1996 

- 

- 

- 

- 

— 

— 

- 

- 


1995 

2 

6 

7 

4 

2 

1 

' _ . 

1 

9 0 D 

1996 

1 

3 

1 

1 

- 

- 

— 

3 

Gesamt 

1995 

1996 

5 

5 

13 

5 

13 

6 

7 

6 

3 

1 

2 

5 

4 
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Drucksache 13/7900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


4. Angemeldete, Beantragte und in Kraft befindliche Kartelle 
(außer Exportkartelle nach § 6 Abs. 1 GWB) 


Bezeichnung des Kartells 

Kartellart 

Sachstand *) 

letzte 

Bftkannt-marhnng 

im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei und Jagd 
(01, 02, 05) (alt: 78) 





Rationalisierungskartell für die 
Vermarktung von Speisezwiebeln 

§ 5b 

A 

1988 

S. 2603 

B2-785100-Ib-101/87 

„Marktgemeinschaft Erdäpfel - 
Kartoffeln aus Sachsen* 

§ 5b 

A 

1995 

S. 10459 + 12207 

B2-01 1 2 l-A-60/95 

Fruchthandelsverband Nord e. V. 

§ 5c 

A 


B2-785500-IC-15/92 

“Hessen^ 





Genossenschaft der 
Friedhofsgärtner e. V. 

§2 

A 

1994 

S. 9331 

Hessen 

mal-25-9303-02 

— Rheinland-Pfalz — 





Rheinland-Pfälzische 

Friedhofsgärtner 

§2 

A 

1995 

S. 4476 

Rheinland-Pfalz 

8025-41.1212 

Steine und Erden, Asbest, 
Schleifmittel (14) (alt: 25) 





NSC Natursteincenter 

§ 5b 

A 

1994 

S. 8068 + 11368 

Bl-251000-Ib-135/94 

Perlite Dämmstoff 

GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

Nr. 38 

25. Februar 1976 

Bl-251100-Ib-140/75 

Nordhessische Basalt-Union 

GmbH 

§ 5b 

A 

1985 

S. 4955 

B 1 -25 1 100-Ib- 129/84 

Hersteller von bituminösem 
Mischgut 

§ 5b 

A 

1986 

S. 8442 

B 1 -251 100-Ib- 1 13/85 

FSK Frankenschotter 
Verkaufskontor GmbH 

§ 5b 

A 

1992 

S. 3602 

Bl -251 120-Ib-23/86 
78/92 

Jura Kalksteinunion GbR 

§ 5b 

A 

Nr. 38 

23. Februar 1978 

Bl-251120-Ib-64/86 

Mineralbaustoff -Kontor- 
Tauberbischofsheim GmbH & Co. 
Vertriebs KG 

§ 5b 

A 

Nr. 21 

31. Januar 1978 

B 1 -25 1 122-Ib-29/77 

Mittelweser-Kies-Vertriebs GmbH 

§ 5b 

A 

1990 

S. 5653 

1996 

S. 2412 

B 1 -25 1 600-Ib-(30/86) 
109/90 

Weser-Kies-Kooperation GmbH 

§5b 

A 

1989 

S. 1947 

B 1-25 1600-Ib-134/88 

Sand- und Kies-Vertriebs GmbH 

§ 5b 

A 

1990 

S. 93 

B 1-2 10-Ib- 122/89 

Kies-Verkaufskontor Holstein 
GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

Nr. 208 

3. November 1976 

Bl-251610-Ib-163/75 

Kieskontor-Untennain 

GmbH & Co. Vertriebs KG 

§5b 

A 

1983 

S. 5971 

Bl -25 16 10-Ib- 18 1/75 
165/76 


*) P = Prüfung 

E = durch Erlaubnis wirksam geworden; ein Datum gibt den Ablauf der KarteUerlaubnis an 
A = durch Anmeldung wirksam geworden 
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Bezeichnung des Kartells 

Kartellart 

Sachstand *) 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

SW Kies GmbH & Co. KG 
- Süd- Westdeutsche 
Kieshandelsgesellschaft - 

5b 

A 

Nr. 228 

6. Dezember 1980 

Bl-251610-Ib-56/79 

KLB-Klimaleichtblock GmbH 

§ 5b 

A 

1991 

S. 573 

Bl-251995-Ib- 198/75 
168/90 

BBU 

- Rheinische Bimsbaustoff-Union 
GmbH- 

§ 5b 

A 

1988 

S. 247 

B 1 -25 1995-Ib-85/87 

BISOTHERM-Baustoff- 
Vertriebsges. mbH 

§ 5b 

A 

1986 

S. 1469 

B 1-25 1995-Ib- 13/86 

Asphalt-Mischwerke Main-Saale 

§ 5b 

A 

1995 

S. 3926 

1996 

S. 7511 + 10398 

B l-252300-Ib-52/89 
Bl-14501-Ib-51/95 

B 1 -2682 1 -Ib-76/96 

Rationalisierungskartell 
für Projektierung und Vertrieb 
von Natursteinfassaden 

§ 5b 

A 

1990 

S. 3299 

Bl-252700-Ib- 164/89 

Melaphyr-Union GmbHi. Gr. 

§5b 

A 

1992 

S. 7142 

B l-252700-Ib-75/92 

Hersteller von Pflastersteinen, 
Garten- und Landschafts - 
bauelementen aus Beton 

§ 5b 

A 

1992 

S. 7359 

B 1-25271 l-Ib-49/92 

Konditonenkartell westfälischer 
Zementwerke 

§2 

A 

Nr. 52 

17. März 1982 

B 1-253 100-B-4 08/68 
B2-171/77 

SAKRET TVockenbaustoffe 

GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

Nr. 237 

21. Dezember 1982 

Bl-253500-Ib-122/82 

Ziegel-Verkaufskontor Rhein-Main 
ZVK Vertriebsgesellschaft 
mbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

Nr. 52 

15. März 1978 

B 1-254 1 10-Ib- 157/76 

Verkaufsgemeinschaft Deutscher 
Steinzeugwerke GbR 

§5 Abs. 2 
und 3 

E 

1993 + 1995 

S. 738 + 496 

B1-254500-J-5/87 

178/89 

Verkaufsgesellschaft 
Mittelhessischer Betonwerke mbH 

§ 5b 

A 

1983 

S. 7039 

Bl-254500-Ib- 16/83 

Beton- Vertriebs-Ost GmbH 

§ 5b 

A 

1985 

S. 6017 

Bl-255000-Ib-7/85 

Kalksandstein-Vertriebsgesell- 
schaft Münster-Osnabrück 
mbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

1984 

S. 8592 

B 1-255 100-Ib-27/76 

Kalksandstein-Vertriebs-Ges , 
mbH & Co. KG. 

§ 5b 

A 

Nr. 171 

13. September 1977 

B 1-255 100-Ib-67/76 

Kalksandsteinwerke 

Thörl & Mayer GmbH & Co. 

§ 5b 

A 

Nr. 210 

5. November 1976 

Bl-255100-Ib-93/76 

Süderelbe-Baustoff 

GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

1993 

S. 10134 

B 1-255 100-Ib- 152/80 

Gesellschaft für Bauelemente 
mbH & Co. KG 

„Bremer Kalksandstein-Kartell " 

§ 5b 

A 

Nr. 22 

2. Februar 1977 

B 1 -255 100-Ib- 14 6/76 
59/85 

megalith Baustoffwerke Verkauf 
GmbH 

§ 5b 

A 

1994 

S. 4377+ 11752 

1995 

S. 1297 

1996 

S. 441 

B 1-255 100-Ib-3/94 


183 








Drucksache 13/7900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Bezeichnung des Kartells 

Kartellart 

Sachs tand •) 

letzte 

RATcanntmarhiing 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Hersteller von 

Stahlbetonfertigteilen 

§ 5b 

A 

Nr. 171 

12. September 1979 

B 1 -255400-Ib- 176/77 

Hersteller von Bimsbaustein- 
Produkten 

§ 5b 

A 

1990 

S. 2488 

Bl -2554 10-IB- 13/90 

Sturzvertrieb Norddeutschland 
GmbH 

§ 5b 

A 

Nr. 32 

15. Februar 1980 

Bl-255465-Ib- 153/79 

Vereinigte Holzspanbetonwerke 
ISOTEX-DURISOL GmbH 

§5b 

A 

Nr. 73 

18. April 1978 

B 1 -255497 -Ib-86/77 

Beton- Vertriebs-Union 
& Gesellschaft für rationalisierten 
Vertrieb GmbH 

§5b 

A 

Nr. 142 

3. August 1977 

Bl-255700-Ib-91/76 

Betonsteinvertrieb Nord 

GmbH & Co. KG 

§5b 

A 

Nr. 218 

21. November 1981 

Bl-255700-Ib-84/80 

Hersteller von Fertigschacht- 
unterteilen aus Beton 

§ 5b 

A 

1987 

S. 12889 

B 1 -255700-Ib-39/86 

Beton-Rohr- Vertrieb GmbH 

§ 5b 

A 

1985 

S. 7759 

B 1 -2557 1 1 -Ib-45/84 

Leichtbauplatten-Vertriebsgesell- 
schaft Stuttgart mbH (LVS) 

§ 5b 

A 

1989 

S. 595 

B 1 -2564 10-Ib- 130/74 
68/88 

Marktgemeinschaft 

Leichtbauplatten 

§2 

A 

1990 

S. 6290 

B 1-2564 10-B-39/74 

B2- 163/80 

Hersteller von Schleifmitteln 

§ 5b 

A 

1992 

S. 8396 

Bl-258000-Ib- 15/92 

Hersteller von Schleifscheiben und 
Schleifkörpem 

§3 

A 

1989 

S. 430 

Bl- 148 100-C-29/83 

Rationalisierungskartell 

§5 

E/ 

1995 

B3-253200-IZ-80/94 

Bayerische Düngekalk-Ges. mbH 

Abs. 2 

31. Dezem- 

S. 368 


(BDG) 

und 3 

ber 1997 

1996 

S. 4310 


Walhalla-Kalk Entwicklungs- und 

§5 

30. Juni 

1995 

B1-26521-J-1 12/95 

Vertriebsges. mbH 

Abs. 2 
und 3 

2000 

S. 6865 


Rationalisierungskartell 

für den Vertrieb von Kies und Sand 

§ 5b 

A 

1995 

S. 12956 ' 

1996 

S. 2412 + 3311 

Bl-14211-Ib-271/95 

Betonsteinvertrieb 

Westdeutschland GbR 

bei den Landeskartellbehörden 

§ 5b 

A 

IQQfi 

S. 9144 + 12160 

B 1-2661 1-Ib- 128/96 

- Baden-Württemberg - 





Konditionenvereinbarung 
von Moränekieswerken 

§2 

A 

Nr. 151 

9. August 1960 

Baden-Württemberg 

3732.2-M1370 

Konditionenkartell von Unterneh- 
men der Transportbetonindustrie 

§2 

A 

Nr. 159 

29. August 1975 

Baden-Württemberg 

IV 3732.60/18 

Haller Kalkstein GmbH & Co. 
Vertriebs KG 

§ 5b 

A 

Nr. 60 

30. März 1978 

Baden- Württemberg 

IV 3732.2/232 

Beton- und Pflasterstein GmbH 

§ 5b 

A 

1995 

S. 9554 

Baden-Württemberg 

1-4453.21/6 

Schotter Vertrieb Reutlinger Alb 
(SVR) 

§ 5b 

A 

1995 

S. 4715 

Baden-Württemberg 

1-4453.21/5 
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Bezeichnung des Kartells 

Kartellart 

Sachstand •) 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

KBZ Kehler Betonzentrale 

GmbH & Co. 

§ 5b 

A 

Nr. 11 

17. Januar 1980 

Baden-Württemberg 

IV 3732.60-49 

Schotteninion Stuttgart SUS 
Vertriebs-GmbH 

§ 5b 

A 

Nr. 49 

12. März 1981 

Baden-Württemberg 

IV 3732.2-237 

Kalkstein Vertriebs Ges. m.b.H. 

§ 5b 

A 

Nr. 109 

19. Juni 1982 

Baden-Württemberg 

IV 3732.2/242 

FEDU Fertigdecken- Vertriebs- 
union GmbH 

§ 5b 

A 

1991 

S. 1807 

Baden-Württemberg 

1 3732.2/250 

BEG Betonwaren-Einkaufs- und 
Vertriebsgesellschaft mbH 

§ 5b 

A 

1993 

S. 5033 

Baden-Württemberg 

1-4453.21/2 

- Bayern - 





Kooperationskartell Kalksand- 
stein-Mainfranken GmbH (KFG) 

§ 5b 

A 

1993 

S. 4018 

Bayern 

5552e-W/l d-16718 

Kooperationskartell KVG 

Neumarkt i. d. Opf. 

§ 5b 

A 

Nr. 9 

15. Januar 1976 

Bayern 

5552e-VI/6b-53 152/76 

Ziegelverkaufskontor München 
GmbH (ZVK) 

§ 5b 

A 

1988 

S. 4514 

Bayern 

5552e-W/2d-39832 

Sand- und Kieskontor GmbH 
Bamberg (SKK) 

§ 5b 

A 

1989 

S. 2428 

Bayern 

5552e-W/2d-19043 

Ziegelverkaufsstelle Landshut- 
Regensburg GmbH (ZVS) 

§ 5b 

A 

1984 

S. 12141 

Bayern 

5552e2-W6b-34030/77 

Hersteller von Kalksandsteinen 
und Mauerziegeln (Kooperations- 
kartell KAN Schwaig) 

§ 5b 

A 

1984 

S. 2854 

Bayern 

5552e2-IV/6b-73699/78 

Kooperationskartell BE Beton- 
vertrieb GmbH - Kempten 

§ 5b 

A 

1988 

S. 4958 

Bayern 

5552e-W/2d-60239/88 

Bayerische Deckenvertriebs- 
GmbH (BDV) 

§ 5b 

A 

1995 

S. 10499 

Bayern 

5552e-W/ld-434 10 

Kooperationskartell „TBV" Trans- 
portbeton Vertriebsges. mbH in 
Niederbayem 

§ 5b 

A 

1993 

S. 5033 

Bayern 

5552e-W/ld- 15071 

- Niedersachsen - 





Rationalisiemngskartell zwischen 
drei Kalksandsteinwerken 
im Raum Braunschweig 

§ 5b 

A 

Nr. 1 

3. Januar 1978 

Niedersachsen 

322-50.58/18 

KVN Kalksandstein- Vertrieb 

GmbH & Co. Silikatbaustoff KG 

- Nordrhein-Westfalen - 

§ 5b 

A 

1984 

S. 3342 

Niedersachsen 

32.2-50.58/19 

Ruhrkalksandstein Handels- 
gesellschaft mbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

1988 

S. 4095 

Nordrhein-Westfalen 
412-73-15 
(237/78) (135/91) 

OTBVmbH 

§ 5b 

A 

1983 

S. 9124 

Nordrhein-Westfalen 
I/D2-73-15 (224/82) 

Warsteiner Kalkstein-Union 

§ 5b 

A 

1984 

S. 12820 

Nordrhein-Westfalen 
I/D2-73-15 (54/84) 

Briloner Kalkstein- und Baustoff 
GbR 

§ 5b 

A 

1988 

S. 1098 

Nordrhein-Westfalen 
412-73-15 (78/84) 
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Beton-Vertrieb e.G. 

§ 5b 

A 

Nr. 80 

28. April 1994 

Nordrhein-Westfalen 
I/D3-73-1 5 (135/92) 

- Rheinland-Pfalz - 





Kärlicher Ton- und Schamotte- 
werke Mannheim & Co. KG 
und Thonwerke Ludwig KG 

§ 5b 

A 

Nr. 115 

25. Juni 1977 

Rheinland-Pfalz 

1/4-422521-2293/76 

- Schleswig-Holstein - 





Finnen Thayen, Siemens, 

Schröder, N euenschwander 
Nachfolger und Gebr. Hansen 

§ 5b 

A 

Nr. 18 

26. Januar 1980 

Schleswig-Holstein 
VÜ200a- J4 -2530 (3 0) 

Emähnmgsgewerbe (15) (alt: 68) 





Rationalisierungskartell von 
Feinkostherstellem 

§ 5b 

A 

1988 

S. 561 

B2-680000-Ib-68/87 

Konditionenverband 

Norddeutscher Mühlen 

§2 

A 

1987 

S. 4845 

B2-681100-B-300/72 

16/81 

Konditionenverband 

Westdeutscher Mühlen 

§2 

A 

1987 

S. 4845 

B2-681 100-B-301/72 
16/81 

Konditionenverband 
Südwestdeutscher Mühlen 

§2 

A 

1987 

S. 4845 

B2-681100-B-302/72 

16/81 

Konditionenkartell 

Bayerischer Handelsmühlen 

§2 

A 

1987 

S. 4845 

B2-681 10045-303/72 
16/81 

Hiesgen-Brot GmbH & Co. KG und 
Kronenbrot KG Franz Mainz 

§ 5b 

A 

1988 

S. 1674 

B2-681800-Ib-95/87 

Konditionenvereinigung der 
Deutschen Süßwarenindustrie e. V. 

§2 

A 

Nr. 157 

26. August 1982 

B2-682700-B-209/69 

68/80 

Konditionenvereinigung der 
Deutschen Eiskremindustrie e. V. 

§2 

A 

Nr. 134 

24. Juli 1974 

B2-682793-B-83/74 

113/78 

Hersteller von Sauermilchkäse 

§ 5b 

A 

1990 

S. 247 

B2-683265-Ib-86/89 

Rationalisierungskartell in der 
Molkereiwirtschaft 
(Eifelperle/May- Werke) 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

11. Juni 
2003 

1993 

S. 6214 

B2-683200-J-1 15/92 

Deutsche Altstadt-Alt-Cooperation 
(DAAC) 

§ 5b 

A 

Nr. 127 

15. Juli 1982 

B3-687 100-Ib-81/80 
B2-44/79 

Rationalisierungskartell 
Mittelständischer Brauereien 
- „tut gut" Malztrunk - 

§ 5b 

A 

Nr. 209 

8. November 1974 

B2-687 100-Ib-88/84 

Brauerei Jacob Stauder und 
Brauerei Diebels KG 

§ 5b 

A 

1986 

S. 13165 

B2-687 100-Ib-4/85 

Kooperation mittelständischer 
Brauereien bei Herstellung und 
Vertrieb alkoholfreien Bieres unter 
einer gemeinsamen Marke 
(Amegger alkoholfrei) 

§ 5b 

A 

1988 

S. 2831 

B2 -687 1 1 0-Ib - 16/8 8 
B2-55/92 

Kooperation über Weinerfassung 
und -Vermarktung „Weinforum 
Rheinhessen" 

§ 5b 

A 

1992 

S. 4707 

B2-687 700-Ib-28/90 

Normen- und Typenkartell 
für Einheitskunststoffkästen 
für Weinflaschen 

§5 

Abs. 1 

A 

1994 

S. 10004 

B2-687710-E-40/91 

B2-1 15/94 
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Bad Vilbeler UrQuelle Mineral- 
brunnen GmbH & Co. KG 

§5b 

A 

1984 

S. 12483 

B2-687900-Ib-94/78 

122/84 

Kooperation über den Vertrieb des 
Malzgetränks „VITAMALZ" 

§ 5b 

A 

1991 

S. 5806 

B2-687900-Ib- 150/89 

Spezi-Markengetränkeverband 

§ 5b 

A 

1986 

S. 15573 

B2 -687 900-Ib- 1 65/85 

Genossenschaft Deutscher Brunnen 
(Brunnen-Einheitsflasche) 

§5 

Abs. 2 

E 

1988 

S. 2483 

B2-6879 1 0-H-70/84 

Genossenschaft Deutscher Brunnen 
(1,25 1-Brunnen-Einheitsmehrweg- 
flasche und hellbraune Brunnen- 
Einheitskunststoffkästen für sechs 
Flaschen 

§5 

Abs. 1 

A 

1990 

S. 5708 

B2-687 9 1 0-E- 1 15/89 

Genossenschaft Deutscher Brunnen 
(0,5 1-Brunnen-Einheitsmehrweg- 
flaschen in Weißglas mit Außen- 
schraubgewinde) 

§5 

Abs. 1 

A 

1991 

S. 89 

B2-687910-E- 146/90 

Genossenschaft Deutsche Brunnen 
(0,1 1-Brunneneinheitsflaschen aus 
PET und dazugehörige Kunststoff- 
kästen) 

§5 

Abs. 1 

A 

1997 

S. 108 

B2-25221-E- 116/95 

Württembergisch-Fränkische 

Putenerzeuger 

§ 5c 

A 


B2-6853 18-Ic- 162/92 

Gemeinsamer Einkauf 
Coca-Cola-CCE 

§5c 

A 


B2-687 900-Ic-209/92 

Zöliakie-Center Drei-Pauly/ 
Sibylle-Diät GdbR 

bei den LandeskarteUbehörden 

§3 

A 

1997 

S. 547 

B2-15881-C-122/96 

- Baden- Württemberg - 





Rationalisierungskartell von 
Herstellern von Mineralwasser- 
Erfrischungsgetränken 

§ 5b 

A 

Nr. 1 

3. Januar 1976 

Baden-Württemberg 

IV 3721.44/60 

Rationalisierungskartell von zwei 
Getränke-Vertrieben über die 
Errichtung einer Getränke- 
abfüllanlage 

§5b 

A 

Nr. 16 

24. Januar 1981 

Baden-Württemberg 

IV 3721.5/3 

- Bayern - 





Konditionenkartell der 
bayerischen Brauwirtschaft und 
der bayerischen Erfrischungs- 
getränke- und Mineralbrunnen- 
industrie über die Erhebung von 
Barpfand auf Mehrwegpackungen 

§2 

A 

1985 

S. 7846 

Bayern 

5552e2-VI/6b-58029/76 

Rieser Weizenbier GmbH 

§5b 

A 

1988 

S. 3982 

Bayern 

5552e-W/2b-34724 

- Bremen - 





Kooperationsvereinbarung 
zwischen den Firmen Beckröge 
und Dökel über den Vertrieb 
des Getränkegroß- und 
Einzelhandels 

§5b 

A 

Nr. 64 

1. April 1980 

Bremen 

701-42-10/16 
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- Niedersachsen - 





Konditionenkartell der in 
Niedersachsen Bier vertreibenden 
Brauereien 

§2 

A 

Nr. 182 

27. September 1979 

Niedersachsen 

322-50.12/10 

Spezialisierungskartell zwischen 
dem Molkereiverband für 
Ostfriesland e.G. und vier privaten 
Molkereien 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 2 

A 

Nr. 58 

22. März 1980 

Niedersachsen 

322-50.19/20 

- Nordrhein-Westfalen - 





Konditionenkartell 
der Brauwirtschaft 

§2 

A 

. 

Nr. 68 

7. April 1976 

Nordrh.-Westfalen 

I/D-3-72-01 

Kölner Konditionenkartell für 
Faß-Kleingebinde 

§2 

A 

1987 

S. 9162 

Nordrh. - Westfalen 
412-72-01-(192/84) 

Spezialisierungskartell zwischen 
der König-Brauerei GmbH & Co. KG, 
Duisburg, und der Privatbrauerei 
Gebr. Gatzweiler GmbH & Co., 
Düsseldorf 

§ 5a 

A 

1991 

S. 7039 

Nordrh.-Westfalen 

412-72-01^(16/91) 

Textilien (17) (alt 63) 





Interessengemeinschaft 

Textillohnveredelung 

§2 

A 

1986 

S. 1753 

B2-630200-B-348/64 

201/80 

Stoff druck-Konvention 

§2 

A 

1985 

S. 8007 

B2-630500-B-86/60 

36/78 

Übereinkunft der Kammgarn- 
spinner 

§2 

A 

Nr. 104 

4. Juni 1959 

B2-63 1600-16/59 

178/80 

Konditionenkartell der Hersteller 

von Watte-Vliesen 

aus synthetischen Fasern 

§2 

A 

Nr. 65 

3. April 1981 

B2-631877-B-1 14/78 
B-133/80 

Konditionenkartell Game 
(Natur- und Chemiefasergame) e.V. 

§2 

A 

1985 

S. 830 

B2-632000-B-408/58 

208/78 

Zusatzkartell zum Konditionen- 
kartell Game (Natur- und Chemie- 
fasergame) e.V. 

§2 

A 

Nr. 46 

7. März 1973 

B2-632000-B-252/60 

207/80 

Konvention der Deutschen 
Seidenstoff- und Samtfabrikanten 

§2 

A 

1985 

S. 8007 

B2-637200-B-134/59 

198/80 

Deutsche Tuch- und Kleiderstoff- 
konvention 

§2 

A 

1986 

S. 4742 

B2-637200-B- 144/59 
129/79 

Konvention der Baumwollweberei 
und verwandter Industriezweige e.V. 

§2 

A 

1985 

S. 8006 

B2-637200-B- 130/80 

-149/89 

-147/91 

-23/92 

Verband Deutscher Krawatten- 
stoffwebereien 

§2 

A 

1985 

S. 8007 

B2-637280-B-260/58 

90/76 

Konvention Deutscher Futterstoff- 
webereien 

§2 

A 

1985 

S. 8007 

B2-637500-B-133/59 

199/80 

Hersteller von Decken 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 1 

A 

Nr. 110 

16. Juni 1996 

B2-638300-Ia-97/66 

168/80 

Konvention der deutschen 
Heimtextüien-Industrie e.V. 
(Konditionenkartell für 

Möbelstoffe) 

§2 

A 

1986 

S. 15359 

B2-639410-B-122/81 


188 









Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7900 


Bezeichnung des Kartells 

Kartellart 

Sachstand •) 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Konvention der Deutschen 
Heimtextilien-Industrie e.V. 
(Rabattkartell für die Lieferung 
von Möbelstoffmustem) 

§3 

A 

Nr. 106 

6. Juni 1962 

B2-6384 10-C-7 1/81 

Konvention der Deutschen 
Heimtextilien-Industrie e.V. 
(Konditionenkartell für 
Dekorationsstoffe) 

§2 

A 

1986 

S. 15359 

B2-638470-B-60/81 

Konvention der Deutschen 
Heimtextilien-Industrie e.V 
(Rabattkartell für Mustermaterial- 
Lieferungen von Teppich- und 
Textilmöbeln) 

§3 

A 

1987 

S. 6660 

B2-638600-C-49/77 

Konvention der Deutschen 
Heimtextilien-Industrie e.V 
(Konditionenkartell für 
Teppichboden-Mustermaterial- 
Liefenmgen) 

§2 

A 

1987 

S. 15019 

B2-638600-B-76/77 

Konvention der Deutschen 
Heimtextilien-Industrie e.V 
(Konditionenkartell für Teppich- 
erzeugnisse) 

§2 

A 

1994 

S. 4006+11534 

B2-638600-B-1 64/60 

-84/79 

-91/93 

-109/94 

Konvention der Deutschen 
Maschen-Industrie 

§2 

A 

1985 

S. 14490 

B2-639000-B-248/59 

192/80 

Bekleidung (18) (alt: 64) 





Kartellvereinigung 

Bekleidungsindustrie 

§2 

A 

1986 

S. 1274 

B2-640000-B- 13/60 
125/80 

Fachkartell Oberbekleidungs- 
industrie DOBHAKA 

§2 

A 

1986 

S. 1274 

B2-64 1000-B-275/73 
173/83, 91/87 

Kartellverband Berufs- und 
Sportbekleidungsindustrie 

§2 

A 

1986 

S. 1274 

B2-641400-B- 14/60 
171/78 

Fachkartell der Wäsche- und 
Hausbekleidungs-Industrie 

§2 

A 

1986 

S. 1274 

B2-642000-B-2 1/60 
95/79 

Wirtschaftliche Vereinigung 
Deutscher Krawatten- 
fabrikanten e.V 

§2 

A 

1986 

S. 1274 

B2-645100-B- 19/60 
96/79 

Fachkartell Hosenträger- und 
Gürtelindustrie 

§2 

A 

1986 

S. 1274 

B2-645400-B- 18/60 
93/79 

Konvention der deutschen Heim- 
textilien-Industrie e.V. (Konditionen- 
kartell für Steppdecken) 

§2 

A 

1995 

S. 11723 

B2-648700-B- 132/94 

Leder und Lederwaren (19) (alb 62) 





Konditionenkartell der Deutschen 
Schuhindustrie 

§2 

A 

1995 

S. 12207 

1996 

S. 1810 

1997 

S. 1453 

B2- 19301 -B-53/96 

Papiergewerbe (21) (alt: 55 + 56) 





Rationalisierungskartell der 
Tapetenhersteller und -händler 

§5 

Abs. 2 

E 

Nr. 88 

15. Mai 1975 

B3-561 100-H-260/69 

Bl -23 1/77 

B6- 16/86 

B5-76/87 

B 10-1 1/90 
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Interessengemeinschaft der 
Deutschen Tapetenfabrikanten 

§3 

A 

Nr. 212 

11. November 1981 

B3-561 100-C-234/58 
B2-165/77 

B3-44/81 

B6-1 18/86 

B5-47/88 

Hersteller von Papierwaren 

§ 5b 

A 

Nr. 52 

17. März 1981 

Bl-563170-Ib-89/80 

B644/85 

B5-185/87 

Bl 0-24/90 

Hersteller von Verpackungs- 
material 

§ 5b 

A 

1995 

S. 10851 + 12492 

B3-565000-Ib-72/75 

B6- 119/86 

B5-48/88 

B 10-8/90 

Verlags- und Druckerzeugnisse, 
Vervielfältigung (22) (alt: 57) 





Verlagsgemeinschaft Verlag 
Papeterie GmbH & Jaekel Verlag 

§ 5b 

A 

1991 

S. 920 

B6-57 1750-Ib- 10 1/90 

Unterrichtswerk English Live 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

A 

1996 

S. 11262 

1997 

S. 5 

B6-22 1 1 1 -Ia-79/95 

Mineralölerzeugnisse (23) (alt: 22) 





Kooperationsvereinbarung für 
Heißbitumen und Kaltverguß- 
masse SZ 

§ 5a 

A 

1988 

S. 402 

B10-227300-Ib- 1153/87 
53/87 

Chemische Erzeugnisse (24) (alt: 40) 

Konditionenverband der Hersteller 
von flüssiger Kohlensäure 

§2 

A 

Nr. 211 

9. November 1978 

B3-412951-B-130/62 

B2- 127/78 

Konditionenkartell der Schienen- 
fahrzeug- und Lackindustrie 

§2 

A 

Nr. 181 

26. September 1978 

B2-464100-B-140/77 

150/78 

Kooperationsvertrag für den 

Handel mit Reagenzien 

§ 5b 

A 

1992 

S. 1164 

B3-493700-Ib-83/9 1 

Konditionenkartell für die 
Belieferung von Friseuren 

§2 

A 

Nr. 118 

29. Juni 1976 

B3-497600-B-138/59 

B2-94/81 

Kooperationsvertrag in der 
Wachsproduktion 

§ 5b 

A 

1993 

S. 9725 

B3-429500-Ib-77/93 

Gummi- und Kunststoffwaren (25) 
(alt: 58) 





Hersteller von Tischbelägen 

§3 

A 

Nr. 200 

25. Oktober 1969 

B3-58 1000-C -62/69 

Hersteller von Tischbelägen 

§5 

Abs. 1 

A 

Nr. 200 

25. Oktober 1969 

B5-58 1000-E -63/69 

Genossenschaft Deutscher 

Brunnen eG 

§5 

Abs. 1 

A 

1993 

S. 1410 

B2-584200-E-149/92 

Gemeinschaft der Lieferanten von 
Wasch- und Pflegemitteln für die 
graphische Industrie 

§2 

A 

1994 

S. 7803 

B2-584350-B-85/89 

-122/92 

Schoeller Plast-WERIT Vertriebs- 
und Service GmbH 

§ 5b 

A 

1989 

S. 3484 

B3-584700-Ib -48/89 
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Fachverband Wärmedämm- 
Verbundsysteme e.V. 

§2 

A 

1994 

S. 4378 

B2-581800-B-21/92 

GbR Rationalisierungs-Pool 
Brauwirtschaft 

§5 

Abs. 1 

A 

1994 

S. 7354 

1995 

S. 5486-87 

B2-5847 1 l-E-4 1/94 
(B2-25220-E-5 1/95) 

Glasgewerbe, Keramik (26) 





Rationalisierungsgesellschaft 
Stahlbetonrohre GbR 

§ 5b 

A 

1995 

S. 10540 + 6568 

1996 

S. 6707 

Bl-26611-Ib-41/95 

Handelsgesellschaft Beton- und 
Stahlbetonrohre mbH 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E 

1996 

S. 11666 

Bl-266100-Ib-27/90 

Beton- und Stahlbetonrohrvetrieb 
NRW GbR mbH 

§ 5b 

A 

1995 

S. 11488 

1996 

S. 1168 

Bl-26611-Ib- 176/95 

Eisen- und Stahlerzeugung, 
Gießerei (27) (alb 27, 28, 29) 





Rabatt- und Konditionen- 
vereinigung für Straßenkanalguß 

§§ 2 und 3 

A 

1993 

S. 1861 

B1-291200-D-186/65 

B3-77/80 

B5-33/83 

B5-150/92 

Rabatt- und Konditionen- 
vereinigung für Haus- und 
Hofkanalguß 

§§2und3 

A 

1985 

S. 1238 

B1-291200-D-1 87/65 
B3-142/80 

B5-34/83 

ako-Rohre-Systeme-Technologien 
GmbH & Co. KG 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

31. Juli 

1998 

1993 

S. 9239 

B5-291200-J-36/93 

Metallerzeugnisse, Eisen-, Blech-, 
Metallwaren (28) (alt: 30, 31, 38) 





Konditionenkartell der Draht- 
industrie über die Erhebung von 
Barpfand für Ablaufvorrichtungen 

§2 

A 

1990 

S. 4459 

B2-301700-B-46/87 

58/90 

Konditionenkartell für Fahr- 
bahnübergänge und Lager für 
Bauwerke 

§2 

A 

1995 

S. 1297 

B2-311200-B-15/81 

130/81 

121/84 

56/90 

23/95 

B1-45216-B-23/95 

Spezialisierungs-Gemeinschaft 
Rohr- und Montagewerkzeuge 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 2 

A 

Nr. 111 

21. Juni 1977 

B5-382000-Ia-281/68 

32/77 

Kooperationsvereinbarung von 
Herstellern von Hartmetall- und 
Hochleistungsschnellstahl- 
Sonderwerkzeugen 

§ 5b 

A 

1992 

S. 2218 

B5-382200-Ib-206/9 1 

Rationalisierungskartell für 
Präzisionsfeilen und WS-Stichel 

§ 5b 

Abs. 2 
und 3 

E 

i 

1994 

S. 2130 

B5-382859-I-80/93 
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Maschinenbau (29) (alt: 32) 





Fertigung von Bohr- und 
Sägestraßen für Walzprofile 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 2 

A 

1983 

S. 3393 

B5-321 100-Ia-48/82 

B4- 166/82 

Spezialisierungskartell für 
Laser-Materialbearbeitungs - 
Systeme 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

A 

1989 

S. 1527 

B4-321 100-Ia-94/88 

Spezialisierungskartell 
für Drehmaschinen 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

A 

Nr. 189 

10. Oktober 1975 

B5-321120-Ia-197/74 
B4- 180/86 

Spezialisierungskartell 
für Tiefbohrmaschinen 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

A 

Nr. 124 

10. Juli 1974 

B5-32 1 148-Ia-222/73 
B4-178/86 

Hersteller von Rundschleif- 
maschinen für die Metall- 
verarbeitung 

§ 5b 

A 

1985 

S. 4540 

B4-321170-Ib-97/84 

liebherr-Verzahntechnik GmbH 
und Schiess AG 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

A 

1986 

S. 1035 

B4-321 180-Ia-96/85 

Hersteller von Metallpulver- 
pressen 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

A 

Nr. 99 

29. Mai 1982 

B5-321220-Ia-58/76 

B4-152/86 

Hersteller von Drahtricht- und 
Abschneidemaschinen 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

A 

Nr. 171 

16. September 1970 

B5-32 1 259-Ia-66/70 
B4-174/86 

Spezialisierungskartell 
für Industrieofen 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 1 

A 

Nr. 171 

13. September 1977 

B5-321400-Ia- 158/76 
B4- 177/86 

Spezialisierungskartell 
für Materialprüfmaschinen 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

A 

1991 

S. 7884 

B4-321600-Ia-138/91 

Rationalisierungskartell 
für Sägenfräser 

§ 5b 

A 

1989 

S. 2495 

B4 -32 1 894 -Ib- 19/89 

Hersteller von thermischen Groß- 
küchengeräten und gewerblichen 
Geschirrspülmaschinen 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

1985 

S. 7227 

B4-324620-Ia-14/85 

Hersteller von Wellpappen - 
Verarbeitungsmaschinen 

§ 5b 

A 

1983 

S. 9488 

B5-326100-Ib-74/82 

B4 -40/87 

Vereinigte Armaturen - 
Gesellschaft mbH (VAG) 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

Nr. 131 

19. Juli 1974 

B5-327200-Ia-2 1/66 
B4-25/84 

Hersteller von Armaturen 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

Nr. 171 

16. September 1970 

B5-327 200-Ia -54/70 

B4 -93/85 

Hersteller von Ableitem 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 1 

A 

Nr. 188 

9. Oktober 1969 

B5-327 254 -Ia-1 38/69 
B4- 144/86 

Hersteller von Traktoren- 
Getrieben 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 1 

A 

Nr. 236 

17. Dezember 1977 

B5-327600-Ia -57/77 

B4 -72/84 

Hersteller von Wälzlagern 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 1 

A 

Nr. 164 

2. September 1977 

B5-327700-Ia-40/77 

B4-95/85 
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Kartellart 

Sachstand *) 

letzte 
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im Bundesanzeiger 
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Geräte der Elektrizitätserzeugung 
und -Verteilung (31) (alt: 36) 





Hersteller von Elektromotoren 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

Nr. 4 

8. Januar 1971 

B4-361 150-Ia-135/70 
53/80 

B7- 120/86 

Berliner Glasfaserkabel 

GmbH & Co. KG 

§5b 

A 

1986 

S. 13355 

B7-362600-Ib-55/86 

Femmeldekabel-Gemeinschaft/ 

Mittelstand 

§ 5 b 

A 

1987 

S. 8114 

1995 

S. 11326 

1996 

S. 947 

B7-362620-Ib-30/87 

Hersteller von Preßverbindem 
und Preßkabelschuhen 

§5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

Nr. 155 

20. April 1977 

B4-362800-Ia-52/67 

66/76 

B7-119/86 

Mittelstandsvereinigung Telefon 
(MVT) 

§ 5b 

A 

1989 

S. 2922 

B7-365000-Ib-6/89 

Spezialisierungskartellvertrag über 
die Zusammenarbeit bei Entwick- 
lung, Produktion und Vertrieb 
eines europaweiten, digitalen, 
zellularen, grenzüberschreitend 
nutzbaren Funkkkommunikations- 
systems 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

1988 

S. 4910 

B7-365300-Ia-85/88 

Blaupunkt-Werke GmbH und 
Grundig AG 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 1 

A 

1990 

S. 1321 

B7 -366 140-Ia-3/86 
103/89 

Hersteller von Vermessungs- 
instrumenten 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

Nr. 112 

24. Juni 1982 

B4-367200-Ia-65/81 

B7-129/86 

Spezialisierungskartell bei der 
Herstellung von Haushalts- 
Großgeräten 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

1993 

S. 8421 

B7 -363900-99/92 

Medizin-, Meß-, Steuer- und 
Regelungstechnik, Optik, 

Uhren (33) (alt: 37) 





Spezialisierungskartell 
für Bio-Fermenter 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

1991 

S. 1528 

B4-375500-Ia-2 13/90 

Spezialisierungskartell für 
biotechnische Gesamtanlagen 
und Apparate bzw. Geräte 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 2 

A 

1992 

S. 7422 

B4-375500-Ia-61/92 

Nord Süd Medizintechnische 
Handelsgesellschaft mbH 

§ 5b 

A 

Nr. 23 

4. Februar 1981 

B4-376000-Ib-32/80 

Hersteller von Uhren 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 1 

A 

Nr. 217 

21. November 1970 

B5 -377 300-Ia-69/70 

B4- 172/86 

Spezialisierungskartell für 
korrelatoroptische Sensoren 

§ 5a 

Abs. 1 

Satz 1 

A 

1996 

S. 8167 

1997 

S. 5 + 2505 

B4 -33204 -Ia-8 1/96 


193 






Drucksache 13/7900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Bezeichnung des Kartells 

Kartellart 

Sachstand *) 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Straßenfahrzeuge (34) (alt:33) 

Hersteller auf dem Gebiet 
der Entwicklung von Airbag- 
Komponenten 

§5 

Abs. 1 

A 

1993 

S. 770 

B5-33371 l-A-74/91 

Hersteller eines gelandegängigen 

Mehrzweckfahrzeuges 

(Gelände-PKW) 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 2 

A 

Nr. 10 

16. Januar 1982 

B5-33 1 300-Ia- 1 59/76 
(B7-176/77) 

Hersteller von Lastkraftwagen 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

31. Dezem- 
ber 1998 

1985 

S. 3842 

B7-331300-J-137/77 

184/84 

B5-202/87 

Hersteller von Auspuff anlagen 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

A 

Nr. 133 

23. Juli 1981 

B5-333790-Ia- 101/80 
(B7-85/82) 

Schiffe, Schienenfahrzeuge, 

Luft- und Raumfahrzeuge (35) 

(alt: 34 + 35) 





Hersteller von U-Booten 

§6 

Abs. 2 

E 

1992 

S. 1164 

B5-340000-K-65/90 

Hersteller von Marine- 
Überwasserkampfschiffen 

§6 

Abs. 2 

E 

1992 

S. 1164 

B5-340000-K-66/90 

Möbel, Schmuck, Musik- 
instrumente, Spielwaren, 
Sportgeräte (36) (alt: 54) 





Konditionen- und Rabattverein 
Schulmöbel e.V. 

§§ 2 
und 3 

A 

Nr. 234 

11. Dezember 1976 

B3-542540-D-258/64 

97/76 

B 1-109/86 

Recycling (37) 





Entsorgung von Reststoffen 
PCB-haltiger Transformatoren 
und Geräte (Siemens/ABB) 

§ 5a 

Abs. 1 

S. 1 

A 

1995 

S. 11570 

B 10-37205-Ia- 1 67/95 

Baugewerbe und Grundstücks- 
wesen (45 + 70) (alt: 70) 





Landesverband 

Bayerischer Bauinnungen 

§ 5b 

A 

1989 

S. 5612 

B 1 -70 1 000-Ib- 1 0 1/89 

Baumeister-Haus GmbH 

§ 5b 

A 

1993 

S. 6980 

1996 

S, 681 + 5379 

B 1 -70 1 100-Ib- 184/77 
jetzt 

Bl -45200-1-295/95 

Rhein-Ruhr-Gleisbau GmbH 

§ 5b 

A 

Nr. 21 

2. Februar 1982 

B 1 -70 1220-Ib- 132/81 

Stuttgarter Eisenbahnbau 

GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

Nr. 228 

8, Dezember 1982 

B 1 -70 1220-Ib- 1 69/8 1 

Gleibauma GmbH 

§ 5b 

A 

Nr. 235 

17. Dezember 1982 

Bl -70 1220-Ib- 170/81 

Gleisbau-Union GmbH & Co. 

§ 5b 

A 

Nr. 140 

3. August 1982 

B 1 -70 1 220-Ib- 1 7 4/8 1 

Kölngleis Gleisbau 

GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

Nr. 152 

19. August 1982 

B 1 -70 1 220-Ib-20/82 
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Rationalisierungskartell 

Baustellenlogistik 

Potsdamer Platz GmbH 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E 

1994 

S. 3267 

B 1-700070-1- 163/93 

Mittelstandkartell Vereinigte 
Bauuntemehmungen GmbH, 
Stockdorf (VBU) 

§ 5b 

A 

1994 

S. 808 

Bl-701000-Ib-268/93 

Handwerkerkooperation 
Südwestsachsen GbR i. G. 

§ 5a 

A 

1996 

S. 812 + 5379 

B 1 -45000-Ib-296/95 

Bau- und Handwerksmeister- 
Zentrale Eif el-Mosel-Hunsrück 

§ 5b 

A 

1996 

S. 12623 

Bl-45000-Ib-2 11/96 

bei den Landeskartellbehörden 

- Bayern - 

Konditionenkartell VOB 
Nord-Oberpfalz e. V. 

§2 

A 

1996 

S, 11183 

Bayern 

5552a-W/ld-35785/96 

VOB-Konditionenkartell 

Bayern e.V. 

- Schleswig-Holstein - 

§2 

A 

1986 

S. 15900 

Bayern 

5552a-IV/6b-57287/84 

„bau mit" Gesellschaft für 
kooperatives Bauen GmbH 

§ 5b 

A 

Nr. 58 

22. März 1980 

Schleswig-Holstein 
VÜ200a- J4 -7000 (30) 

Handel, Handelsvermittlung, 

Groß- und Einzelhandel 
(50 bis 52) (alt: 71) 





HOMETREND-Kooperation von 
Raumausstattungsgroßhändlem 

§ 5b 

A 

1988 

S. 4489 

B2-711063-Ib- 120/87 

ZentRa-Garantiegemeinschaft e.V. 

§2 

A 

Nr. 101 

1. Juni 1979 

B5-712037-B-70/67 

B2- 18/78 

FLEUROP- Vereinigung 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

30. Juni 
1999 

1992 

S. 2218 

B2-712078-J-9/79 

B9-15/88 

-20/89 

-12/90 

Mediaagenturen 

§ 5b 

A 

1992 

S. 5541 

B6-7 16400-Ib-5 1/92 

Nordtextil-Einkaufs GmbH 

§ 5c 

A 


B9-712063-Ic-5/91 

Rahmenvereinbarung der HTH, 
Handel mit Lüftungs- und 
Klimatechnik 

§ 5c 

A 


B4-711032-Ic-26/92 

Großeinkauf Europa-Möbel 

§ 5c 

A 


B9-712054-Ic-52/92 

Dt. Good year, Einkaufs- 
kooperation von Reifenhändlem 

§ 5c 

A 


B3-711059-Ic- 11/93 

Intersport 

§ 5c 

A 


B9-7 12062-Ic -32/93 

Vereinigte Auskunfteien 

Bürgel (VAB) 

§ 5b 

A 

1984 

S. 917 

B4-7 16800-Ib-7/84 

B 10-42/90 

Veranstalter von Studienreisen 

§ 5b 

A 

1992 

S. 2628 

B9-7 17 100-Ib-36/92 

Doctor's Shop der Fachhandel für 
medizinische Qualitätsprodukte 
GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

1995 

S. 11326 

B4-51462-Ib-94/95 
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' 

Rationalisierungskartell 
Handelsgesellschaft Beton- und 
Stahlbetonrohre GmbH 

§5 

Abs. 2 
und 3 

A 

1996 

S. 6707 

Bl-2661 1-1-27/96 

Pfandgeld-Gemeinschaft des 
Chemiehandels für Mehrweg- 
Chemieverpackungen 

§2 

A 

1994 

S. 11614, 11647 

1997 

S. 1803 

B2-5 155 1 -B-26/96 

bei den Landeskartellbehörden 





- Bremen - 





Kooperationsvereinbarung von 
fünf Firmen des Augenoptiker- 
Einzelhandels in Bremerhaven 

§ 5b 

A 

Nr. 187 

7. Oktober 1982 

Bremen 

701-41-05/44 

- Bayern - 





Kooperationskartell Münchner 
Ford-Händler (FTZ-Transporter- 
Zentrum GmbH) 

§ 5b 

A 

1993 

S. 5565 

Bayern 

5552e-W/ld- 16779 

- Niedersachsen - 





HANSA-Handelskontor 
Arbeitsgemeinschaft des 
Landeshandels 

§ 5b 

A 

1991 

S. 524 

Niedersachsen 

32.2-50.15/12 

Verkehr und Nachrichtenüber- 
mittlung (Spedition, Touristik) 

(60 bis 64) (alt: 79) 

Systemgut Logistik Service GmbH 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

20. April 
1997 

1993 

S. 870 

B6-796000-Ib- 15 1/85 

B5-796000-J-40/87 

B9-796000-J-35/92 

UTS Umzugs- und Transport- 
systeme GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

1986 

S. 11722 

B9- 168/95 

German Parcel Paket-Logistik 
GmbH 

§ 5b 

A 

1992 

S. 2218 

B5-79f6100-Ib-220/88 

194/89 

B9-796100-Ib-38/92 

CODIS 

§ 5b 

A 

1994 

S. 7458 

B9-796100-Ib-17/94 

Cargo Line GmbH 

§ 5b 

A 

1994 

S. 8836 +10956 

B9-796300-A-24/94 

Deutsche Möbelspedition 

GmbH & Co. System Transport 

§ 5b 

A 

1993 

S. 9702 

B3-796300-Ib- 122/82 
B6-44/84 

B5-51/87 

B9-43/92 

Pinguin-Frischfracht-System- 
Zentrale GmbH 

§ 5b 

A 

1987 

S. 13845 

B6-796300-Ib-74/86 

B5-57/87 

B9-43/92 

conFem-Möbeltransportbetriebe 
GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

1993 

S. 9702 

1996 

S. 13134 

B9-796300-Ib-20/80 

B3-57/87 

B6-55/84 

B5-42/87 

B9-30/92 

COMTRANS Comfort Möbel- 
transportgesellschaft mbH. 

§ 5b 

A 

1990 

S. 1084 

B9- 169/95 
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letzte 

Bekanntmachung 
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Artmobil Kunstspedition GmbH 

§ 5b 

A 

1993 

B5-796300-Ib- 156/89 




S. 9702 

B9-796300-Ib -40/92 




1994 





S. 5426 





1996 





S. 5834 


IDS-ONE DAY 

§ 5b 

A 

1991 

B5-796300-Ib-53/89 




S. 4054 


German Network Kurier-Logistik- 

§ 5b 

A 

1993 

B9-797000-Ib- 15/93 

Service GmbH 



S. 9592 


DMS Deutsche Möbelspedition 

§ 5b 

A 

1993 

B9-63401-Ib-70/92 

GmbH & Co. KG 



S. 9702 

(B5-52/87) 

PRIME-MOVERS INT. 

§ 5b 

A 

1995 

B9-63401-Ib- 112/95 

K. JESCHKE GmbH - 



S. 11487 


INTERNATIONALE UMZÜGE 



1996 





S. 681 


EUROUMZUG e.V. 

§ 5b 

A 

1996 

B9-63401-Ib-55/96 




S. 6525 + 9638 


NET-Expressgut-System 

§ 5a 

A 

1996 

B9-64115-Ia-105/96 


Abs. 1 


S. 10832 + 13072 



Satz 1 




bei den Landeskartellbehörden 





- Baden Württemberg - 





Ludwigs burger Abschlepp- und 

§ 5b 

A 

1984 

Baden-Württemberg 

Bergungsgemeinschaft 



S. 1631 

IV 3776/92 

Rationalisierungskartell für den 

§ 5b 

A 

1986 

Baden-Württemberg 

Verkehr mit Mietwagen 



S. 11207 

IV 3776/123 

- Hamburg - 





City-Express 

§ 5b 

A 

Nr. 132 

Hamburg 




22. Juli 1981 

HW/D2b/ 





702.135-107/20 

Verein der Fahrer der 

§ 5b 

A 

1994 

Hamburg 

Funkpiloten e. V. 



S. 2581 

HW/D2b/ 





702.135-107/20(1) 

Vereinigung selbständiger 

§ 5b 

A 

1994 

Hamburg 

Bike-Kuriere e. V. 



S. 11575 

HW/D2b/ 





702.135-107/20(6) 

Verein selbständiger Profi- 

§ 5b 

A 

1995 

Hamburg 

Kuriere e.V 



S. 12076 

HW/D2b/ 





702.135-107/20(7) 

Vereinigung selbständiger 

§ 5b 

A 

1995 

Hamburg 

Kurierunternehmer 



S. 9474 

HW/D2b/ 

„DER KURIER GMBH" e. V. 




702.135-107/20(8) 

- Hessen - 





Abschlepp-Arbeits-Gemeinschaft 

§5 

E/ 

1995 

Hessen 

GbR (A.A.G.) 

Abs. 2 

31. Dezem- 

S. 687 

Dia 1-25-6320-01 


und 3 

ber 1997 



Funkboten-Kurierdienst 

§ 5b 

A 

1996 

Hessen 




S. 4234 

DIal-25-64 12-01 
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Blitz-Kurier-Service 

§ 5b 

A 

1996 

Hessen 



S. 813 

IHal-25-64 12-02 

Funk-Kurier GmbH 

§5b 

A 

1987 

Hessen 



S. 7650 

mal-25-64 12-03 

Funk-Express-Ziegler GmbH 

§ 5b 

A 

1987 

Hessen 



S. 10040 

mal-25-64 12-04 

Die Flitzer 

§5b 

A 

1989 

Hessen 




S. 5311 

mal-25-64 12-05 

Eilkurier-Service GmbH 

§ 5b 

A 

1989 

Hessen 




S. 5187 

mal-25-64 12-06 

Königs -Kurier-Service 

§5b 

A 

1995 

Hessen 



,S. 6497 

mal-25-64 12-07 

acs advertising Courier Service 

§ 5b 

A 

1987 

Hessen 



S. 7650 

mal-25-64 12-08 

KTG Kurier-Team GmbH 

§ 5b 

A 

1988 

Hessen 




S. 832 

mal-25-64 12-09 

Gießener Funk-Taxen-Dienst e. G. 

§5 

E/ 

1996 

Hessen 


Abs. 2 

1. Februar 

S. 3312 

mal-25-6022-02 


und 3 

1999 



Kurierdienst Wilde OHG, Ffm. 

§ 5b 

P 


mal-25-64 12-11 

Sprint Kurier Service 

§ 5b 

P 


mal-25-6412-12 

- Niedersachsen - 





Hans Reiter & Partner GbR 

§ 5b 

A 

1986 

Niedersachsen 

Göttinger Abschlepp-Zentrale 



S. 9490 

32.2.50.10/10 

- Sachsen - 





Abschlepp-Arbeitsgemeinschaft 

§5 

E 

1993 

Dresden/Sachsen 

AAG (GbR), Leipzig 

Abs. 2 


S. 874 

26.4451.2 


und 3 


1994 

S. 11904 

1995 

S. 883 


- Nordrhein-Westfalen - 





Interessengemeinschaft 

§2 

A 

1995 

Nordrhein-Westfalen 

Containerdienste 


i 

S. 10311 + 12665 

412-75-51(45/95) 

Kreditgewerbe (65) (alt: 80) 

Konditionenkartell des 

§2 

A 

Nr. 164 

B4-809000-B-225/64 

Pfandkreditgewerbes 



2. September 1977 

Bl-147/77 

B2-164/80 

Erbringung von Dienst- 
leistungen für Unternehmen 
(Freie Berufe) (74) (alt: 77) 





InTra - 1. Fachübersetzer- 

§ 5b 

A 

1989 

B3-774000-Ib- 189/74 

genossenschaft eG. 



S. 2811 

B4 -39/81 

DELAB-Laborärzte 

§ 5c 

A 


B 10-773 lOO-Ic-62/91 

bei den Kartellbehörden 

- Baden- Württemberg - 
Rationalisierungskartell 

§5 

E/ 

1996 

Baden-Württemberg 

von Stuttgarter Fahrschulen 

Abs. 2 

24. Fe- 

S. 402 + 2654 

14452.43/17 


und 3 

bruar 2001 
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Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern im 

Landkreis Ravensburg 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

20. Fe- 
bruar 1998 

1992 

S. 3908 

Baden-Württemberg 

1 3792.70/150 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 
Hohenlohe-Kreis 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

31. Juli 

1998 

1993 

S. 7785 

Baden-Württemberg 

14452.43/14 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 
Ortenau-Kreis 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

8. Oktober 
1998 

1993 

S. 10031 

Baden-Württemberg 

14452.43/16 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 

Landkreis Emmendingen 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/14. No- 
vember 
1998 

1993 

S. 11029 

Baden-Württemberg 

14452.43/21 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 

Landkreis Tuttlingen 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

7. Januar 
1999 

1994 

S. 673 

Baden-Württemberg 

14452.43/22 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem Land- 
kreis Breisgau-Hochschwarzwald 
und dem Stadtkreis Freiburg 
im Breisgau 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

15. Januar 
1999 

1994 

S. 1250 

Baden-Württemberg 

14452.43/24 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 

Landkreis Heidenheim 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

6. Juni 

1999 

1994 

S. 6769 

Baden-Württemberg 

14452.43/30 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus Pforzheim 
und dem Enzkreis 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

5. Dezem- 
ber 1999 

1994 

S. 11115 + 12450 

Baden-Württemberg 

14452.43/2 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 

Landkreis Sigmaringen 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

29. April 
2000 

1996 

S. 5614 

Baden-Württemberg 

14452.43/5 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus Karlsruhe 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

29. April 
2000 

1995 

S. 3926 + 5392 

Baden-Württemberg 

14452.43/6 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 
Rhein-Neckar-Kreis 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

10. Dezem- 
ber 2000 

1995 

S. 12696 

Baden-Württemberg 

14452.43/7 

Rationalisierungskartell von 
Fahrlehrern aus Baden-Baden 
und dem Landkreis Rastatt 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

6. März 

2000 

1995 

S. 3846 

Baden-Württemberg 

14452.43/4 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 
Rems-Murr-Kreis 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

16. Juli 

1999 

1994 

S. 8074 

Baden-Württemberg 

14452.43/32 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 

Landkreis Waldshut 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

16. Juli 

2000 

1995 

S. 8594 

Baden-Württemberg 

14452.43/8 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus Ulm 
und dem Alb-Donau-Kreis 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

20. No- 
vember 

2000 

1995 

S. 10981 + 12154 

Baden-Württemberg 

14452.43/9 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 
Main-Tauber-Kreis 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

17. Fe- 
bruar 2001 

1996 

S. 812 + 2654 

Baden-Württemberg 

14452.43/11 

Rationalisierungskartell 
von Fahrlehrern aus dem 

Landkreis Reutlingen 

§5 

Abs. 2 
und 3 

E/ 

8. März 

2001 

1996 

S. 1216 + 3123 

Baden-Württemberg 

14452.43/12 
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Bezeichnung des Kartells 

Kartellart 

Sachstand *) 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Rationalisierungskartell 

§5 

E/ 

1996 

Baden-Württemberg 

von Fahrlehrern aus dem 

Abs. 2 

27. Okto- 

S. 11927 

14452.43/19 

Landkreis Schwäbisch-Hall 

und 3 

ber 2001 



Rationalisierungskartell 

§5 

E/ 

1994 

Baden-Württemberg 

von Fahrlehrern aus Stuttgart 

Abs. 2 

17. Dezem- 

S. 36 

14452.43/23 

(FaP-KarteUH) 

und 3 

ber 1998 



Rationalisierungskartell 

§5 

E/ 

1994 

Baden-Württemberg 

von Fahrlehrern aus der Stadt 

Abs. 2 

8. Mai 

S. 2131 + 5734 

14452.43/29 

und dem Landkreis Heilbronn 

und 3 

1997 



Rationalisierungskartell 

§5 

E/ 

1995 

Baden-Württemberg 

von Fahrlehrern aus dem 

Abs. 2 

10. Juli 

S. 8370 

14452.43/37 

Landkreis Ludwigsburg 

und 3 

2000 



Rationalisierungskartell 

§5 

E/ 

1996 

Baden-Württemberg 

von Fahrlehrern im 

Abs. 2 

12. März 

S. 1124 + 3123 

14452.43/39 

Zollernalbkreis 

und 3 

2001 



Erbringung von sonstigen 





öffentlichen und persönlichen 





Dienstleistungen (90) 





Recycling Service Union GmbH 

§5 

E/ 

1995 

B10-90003-A-181/95 


Abs. 2 

13. März 

S. 12992 



und 3 

2002 

1996 





S. 7194 


ZENTEK Gesellschaft für 

§ 5b 

A 

1996 

B 10-90003-EBZ-8 1/96 

Kreislaufwirtschaftssysteme 



S. 9926 


Kultur, Sport, Unterhaltung (92) 





(alt 74/75) 





Schlüters che Verlagsanstalt und 

§ 5b 

A 

Nr. 155 

B4-745100-Ib- 184/75 

Verlagsanstalt Handwerk 



19. August 1976 

Bb-122/86 

Verlag H. Schneider GmbH & Co. 

§ 5a 

A 

1988 

B6-745100-Ia-18/87 

und Amphora Verlag Bräuel 

Abs. 1 


S. 52 



Satz 2 




Verlag für Apothekenwerbung 

§ 5a 

A 

1988 

B6-745 1 OO-Ia-39/88 

Gebr. Storck GmbH und Verlag 

Abs. 1 


S. 3695 


H. Schneider GmbH & Co. 

Satz 2 




(Senioren-Magazin) 





Lukullus Verlag GmbH & Co. KG, 

§ 5a 

A 

1990 

B6-745100-Ib-1 12/89 

Bägeno Verlag GmbH & Co. KG 



S. 618 


und Werberuf GmbH 





Konditionenkartell amerikanischer 

§2 

A 

Nr. 60 

B4-757000-B-140/75 

Filmverleihunternehmen 



26. März 1977 

B2- 166/80 

bei den Landeskartellbehörden 





- Baden-Württemberg - 





Spezialisierungskartell 

§ 5a 

A 

Nr. 217 

Baden-Württemberg 

von Zeitungsverlegem; 

Abs. 1 


21. November 1970 

IV3788.6-S-1109 

Südwestpresse GmbH 

Satz 1 




- Hessen - 





Rationalisierungsgemeinschaft 

§5 

E/ 

1992 

mal-25-7451-26 

Gießener Tageszeitungen 

Abs. 2 

31. Dezem- 

S. 8369 



und 3 

ber 1997 

1995 





S. 223 





1996 





S. 1886 
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letzte 


Bezeichnung des Kartells 

Kartellart 

Sachstand *) 

B ekanntmachung 
im Bundes anzeiger 

Geschäftszeichen 

- Nordrhein-Westfalen - 





Rheinisch-Bergische Zeitungs- 

§ 5b 

A 

Nr. 22 

Nordrhein-Westfalen 

vertrieb GmbH & Co. KG und 
Rheinisch-Bergische Druckerei 
GmbH & Co. KG 



2. Februar 1977 

I/D3-73-94 

Prisma Verlag GmbH & Co. KG 

§ 5b 

A 

1991 

N ordrhein- Westfalen 




S. 3942 

412-73-96/9/91 

■ 

Sonstige Dienstleistungen (93) 

(alt: 76) 





Spezialisierungskartell 

§ 5a 

A 

1991 

B4-757000-Ia-219/90 

für Recycling-Systeme 

Abs. 1 
Satz 1 


S. 282 


Kooperation mittelständischer 

§ 5b 

A 

1992 

B2-7 66000-Ib- 135/8 1 

Textüpflege-Untemehmen bei 
Leasing und Pflege von Textilien 
und Berufskleidung 



S. 8523 

-113/91 

Rationalisierungskartell 

§ 5b 

A 

1995 

B10-766032-A-210/93 

für Betonpumpenleistungen 



S. 11790 


hogast Deutschland e. G. 
Einkaufskooperation 

§ 5c 

A 


B 10-76 1000-Ic- 18/91 

Rationalisierungskartell 

§ 5b 

A 

1993 

B10-762500-Ib-21/93 

Mittelstandsvereinigung 

Deutsche Heli Forst 



S. 5031 


Rationalisierungskartell 

§ 5b 

A 

1995 

B 10-763800-Ib-5 1/94 

LOGEX SYSTEM 



S. 12525 

1996 

S. 1882 


Handwerk (alle Klassifikationen) 
(alt 72) 





Meisterbetriebe Bau + Ausbau 

§ 5b 

A 

1985 

Bl-721100-Ib-101/84 

Kreis Heidenheim 



S. 3 


Optic-Ring-Nord (ORN) 

§ 5b 

A 

1983 

S. 11455 

B4-721601-Ib-45/82 

VOB-Konditionen-Kartell des 

§2 

A 

1994 

B2-45000-B-142/93 

Pfälzischen Handwerks e. V. 



S. 8350+ 11536 


bei den Landeskartellbehörden 





- Baden- Württemberg - 





Arbeitskreis 

§ 5b 

A 

1985 

Baden-Württemberg 

Stuttgarter Bauhandwerker 



S. 9852 

IV 3732/2 

Arbeitskreis 

§ 5b 

A 

Nr. 199 

Baden-Württemberg 

der Bauhandwerker 
„Neckar-Enz" 



23. Oktober 1982 

IV 3732/23 

Arbeitskreis 

§ 5b 

A 

1 Nr. 199 

Baden-Württemberg 

Freier Bauhandwerker 
„Neckar-Enz" 



23. Oktober 1982 

IV 3732/30 

Vereinigung Mannheimer 

§ 5b 

A 

1983 

Baden-Württemberg 

Bauhandwerker 



S. 9038 

IV 3732/35 

„Bau und Ausbau" - 

§ 5b 

A 

1984 

Baden- Württemberg 

Meisterbetriebe Kreis Heidelberg 



S. 6807 

IV 3732/38 
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Bezeichnung des Kartells 

Kartellart 

Sachstand •) 

letzte 

Rgkanntmarhnrig 
im Bundes anzeiger 

Geschäftszeichen 

s 

Vereinigung Bauhandwerker-Ring 
Mühlacker und Umgebung 

§ 5b 

A 

1985 

S. 8240 

Baden-Württemberg 

IV 3732/48 

Handwerksmeister-Zentrale 
„Bau und Ausbau" 

§ 5b 

A 

1986 

S. 4143 

Baden- Württemberg 

IV 3732/58 

Meisterbetriebe „Bau + Ausbau" 
Markgräflerland 

§ 5b 

A 

1986 

S. 4452 

Baden-Württemberg 

IV 3732/57 

Fachgruppe örtlicher 
Bauhandwerker, Möglingen 

§ 5b 

A 

1986 

S. 15470 

Baden-Württemberg 

IV 3732/65 

Filderstädter Handwerkerverbund 

§ 5b 

A 

1987 

S. 13222 

Baden-Württemberg 

IV 3732/68 

VOB-Konditionenkartell 

Handwerkskammerbezirk 

Konstanz e.V. 

§2 

A 

1989 

S. 2552 

Baden-Württemberg 

13708.12/9 

Lassen-Bar al-Kreuz-Tempo 
Therm-LBK Freiburg 

- Bayern - 

§ 5b 

A 

1995 

S. 1756 

Baden-Württemberg 

14452.33/10 

Bauhandwerkerkreis München 

§ 5b 

A 

1985 

S. 14591 

Bayern 

5552e-IV/6b-4 1374/84 

- Niedersachsen - 





Arbeitskreis der Bauhandwerker 
„Lüneburger Heide" 

§ 5b 

A 

Nr. 27 

10. Februar 1982 

Niedersachsen 

32.2-50.57/68 

Bauhandwerker-Kooperation 
„Harzer Bauring GbR" 

§ 5b 

A 

1985 

S. 793 

Niedersachsen 

32.2-50.57/128 

- Nordrhein-Westfalen - 





Bauhandwerksmeister-Zentrale, 

Gelsenkirchen 

§ 5b 

A 

1983 

S. 6896 

Nordrhein- Westfalen 
I/D2-73-11 (344/82) 

- Rheinland Pfalz - 





Arbeitskreis der Bauhandwerker 
Ludwigshafen 

§ 5b 

A 

Nr. 141 

4. August 1981 

Rheinland-Pfalz 

824-42.7205-2121/81 

- Sachsen - 





Kooperationskartell Bau 
Handwerksmeister - Vereinigung 
Oberlausitz 

§ 5b 

A 

1994 

S. 3687 

Sachsen 

26.4451.2 

Kooperationskarten „Bauhand- 
werker - Zentrale Oberelbe " 

§ 5b 

A 

1994 

S. 1040 

S. 5169 

Sachsen 

26.4451.2 

Kooperationskarten 
„Bauhandwerksmeister - 
Zentrale Erzgebirge" 

§ 5 b 

A 

1994 

Nr. 67 

9. April 1994 

Sachsen 

26.4451.2 
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5. Normen- und Typenempfehlungen 
- Anmeldungen nach § 38 Abs. 2 Nr. 2 - 


Anmelder 

Anwendungsgebiete 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Steine and Erden, Asbest, 
Schleifmittel (14) (alt: 25) 




Bundesverband der Deutschen 
Transportbetonindustrie e. V. 

Verwendung von 
Transportbeton in 
„ Re gelkonsistenz " 

1984, S. 1864 

B1-253600-EO-1 10/83 

Verein Deutscher 

Schleifmittelwerke e. V. 

Schleifmittelkömung 

1984, S. 10003 

Bl -258000-0-9 1/84 

Fachverband Elektrokorund- und 
Siliziumkarbid-Hersteller e. V. und 
Verein Deutscher Schleifmittel- 
werke e.V. 

Komgrößenstandard 

Nr. 27, 

8. Februar 1973 

B4 -258000-EO- 1 66/72 
Bl-1 11/86 

Emährungsgewerbe (15) (alt: 68) 




Deutsches Milchkontor GmbH 

Verpackungs- 
material für Butter 

Nr. 81, 

28. April 1978 

B2-683200-EO-203/77 

Textilien (17) (alt: 63) 




Interessengemeinschaft Einheitliche 
Scheibenspulen für Seile und 
ähnliche Produkte 

normierte Mehrweg- 
scheibenspulen 

Nr. 74, 

21. April 1993 

B2-655300-E- 18 1/92 

Holz und Holzwaren (20) (alt: 53) 




Verein Deutscher Holzeinfuhr- 

Maßberechnung von 

Nr. 2, 

B3-532200-EO-20 1/74 

häuser e. V. 

Hobelware 

(ab 1. Januar 1975) 

4. Januar 1975 

Bl-108/86 

Verein Deutscher Holzeinfuhr- 

Sortierung von 

Nr. 206, 

B3-532200-EO-68/76 

häuser e. V. 

Profilholz (Fichte/ 
Tanne und Kiefer) 

4. November 

1982 

Bl-1 13/86 

Arbeitsgemeinschaft 

einheitliches Daten- 

Nr. 157, 

B2-542000-EO 160/80 

„Die moderne Küche e. V. " 

format 

26. August 1981 

Bl-1 14/86 

Gesprächskreis 

Baustoffindustrie/Bundesverband 
d. Dt. Baustoffhandels e. V. 

einheitliches 

Palettensystem 

1995, S. 11929 

B 1-2040 l-Z-2 12/95 

Papiergewerbe (21) (alt: 55 + 56) 




Verband der 

Wellpappen-Industrie e. V. 

Gummi- und Kunststoffwaren (25) 

(alt 58) 

Einkaufsrichtlinien 

Nr. 211, 

9. November 1978 

B1-565410-EO-25/78 

B6-124/86 

B5-24/88 

Verband der Automobilindustrie e. V. 
(VDA) 

Vereinheitlichung 
von Transport- 
behältern 

1988, S. 3759 

B3-584000-EO-57/88 

Verband der chemischen 

Industrie e.V 

Metallerzeugnisse, Eisen-, Blech-, 
Metall waren (28) (alt 30, 31, 38) 

Beschaffung, Prü- 
fung und Beurtei- 
lung von Packmitteln 

1992, S. 1210 

B3 -584000-EO-34/9 1 

Bundesverband Deutscher Eisen- 
bahnen, Kraftverkehre und 

Seilbahnen e.V (BDE) 

Standard-Diesel- 

lokomotive 

1991, S. 90 

B5-3 17 1 10-EO-109/75 
144/90 
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Anmelder 

Anwendungsgebiete 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Verband Öffentlicher 

Verkehrsbetriebe e. V. 

Schienenfahrzeuge 
des öffentlichen Per- 
sonen-Nahschnell- 
verkehrs 

Nr. 141, 

5. August 1970 

B5-3 174 10-EO-89/70 

Verband Öffentlicher 

Verkehrsbetriebe e. V. 

Oberbau von 
Schienenwegen 

Nr. 203, 

26. Oktober 1972 

B5-319920-EO-177/71 

86/86 

Rationahsierungsgemeinschaft 
Stahlblechverpackungen e. V. 

Typenliste 

Ausgabe Okt. 1973 

1985, 

S. 1906 

B5-384300-EO-39/80 

Maschinenbau (29) (alt: 32) 

Verband Öffentlicher 

Verkehrsbetriebe e. V. 

Fahrausweis- 

Automaten 

Nr. 40, 

26. Februar 1977 

B5-316317-EO-125/76 

B4 -170/86 

Verband Öffentlicher 

Verkehrsbetriebe e. V 

Fahrausweis- 

Entwerter 

Nr. 21, 

31. Januar 1979 

B5-3263 17-EO-7 1/7 8 
B4-176/86 

Geräte der Elektrizitätserzeugung 
und -Verteilung (31) (alt: 36) 




Verband der Automobilindustrie e. V. 
(VDA) 

Liefervorschriften für 
die elektrische Aus- 
rüstung von Maschi- 
nen, maschinellen 
Anlagen und Ein- 
richtungen in der 
Automobilindustrie 

1995, S. 3221 

B7 -367700-EO- 156/9 1 
(B7-360000-EBO-34/90 
B2-360000-EBO-1 1 1/86) 
B7 -368600-EO- 196/94 

Vereinigung Industrieller 
Kraftwirtschaft e. V. 

explosionsgeschützte 

Drehstrom-Asyn- 

chronmotoren 

Nr. 124, 

7. Juli 1976 

B4-361100-EO-91/75 

B7-126/68 

Rationalisierungsverband Kabel (RVK) 

Starkstromkabel 

1985, S. 13185 

B7 -3626 10-EO-l 16/85 

Zentralverband Elektrotechnik- und 
Elektronikindustrie e. V. (ZVEI) 

Beschallungs- 

anlagen 

1987, S. 2886 

B7-366300-EO-47/86 

Straßenfahrzeuge (34) (alt: 33) 




Bundesverband Deutscher Eisen- 
bahnen e. V. (BDE) 

Standard-Kleinbus 

1983, S. 11723 

B7-331500-EO-80/83 

B5 -29/88 

Verband Öffentlicher Verkehrs- 
betriebe e.V. 

Standard-Linienbus 

Nr. 231, 

12. Dezember 1969 

B2-331500-EBO-1 12/86 

Schiffe, Schienenfahrzeuge, Luft- 
und Raumfahrzeuge (35) (alt: 34 + 35) 




Bundesverband der Deutschen 
Luftfahrt-, Raumfahrt- und 
Ausrüstungsindustrie e.V 

Qualitätssicherungs- 

forderungen 

1984, S. 13995 

B7 -350Ö00-EBO -26/82 
B2-1 10/86 

Datenverarbeitung, Datenbanken (72) 




Siemens AG, Siemens -Nixdorf 
Informationssysteme AG, 
Hewlett-Packard GmbH 

Anwendung von 
„OpenCAM" 

1995, S. 3221 

B7 -769600-EO- 149/94 

Kultur, Sport, Unterhaltung (92) 

(alt 74, 75) 




Arbeitskreis 

»Angleichung der Zeitungsformate" 

einheitliche 
Anwendung 
bestimmter Maße 

Nr. 233, 

29. November 1972 

B4 -745 100-EO- 176/72 
B6-121/86 
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6. Konditionenempfehlungen 
- Anmeldungen nach § 38 Abs. 2 Nr. 3 GWB - 


Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Land- und Forstwirtschaft, 

Garten- und Weinbau, 

Fischerei und Jagd (01/02/05) 

(alt: 78) 

. 


Deutscher Mälzerbund 

Malz-Schlußschein 

Nr. 138 

27. Juli 1976 

Bundesmarktverband 
für Vieh und Fleisch 

Geschäftsbedingungen für den Verkehr 
mit Schlachtvieh auf Märkten 

Nr. 5 

9. Januar 1974 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Schweineerzeuger e.V. (ADS) 

Geschäftsbedingungen für den Verkauf von 
Zuchtschweinen im Rahmen des BHZP 

Nr. 107 

15. Juni 1982 

Westfälisch-Lippischer 
Landwirtschaftsverband e.V. 

Konditionenempfehlung für die Vermarktung 
von Schlachtschweinen 

1988, S. 4076 

Bundesverband 

Deutscher Pflanzenzüchter e.V., 
Bundesverband 

Deutscher Samenkaufleute und 
Pflanzenzüchter e.V., 

Bundesverband 

Deutscher Saatguterzeuger e.V, 
Bundesverband der VO-Firmen e.V., 
Deutscher Raiffeisenverband e.V 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferungs- 
bedingungen für Saatgut nach dem, Saatgut- 
verkehrsgesetz mit Ausnahme von Pflanz- 
kartoffeln und Zuckerrübensaatgut 

1987, S. 1582 

Landesverband der Lohnunter- 
nehmer in Land- und Forstwirt- 
schaft Schleswig-Holstein e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Lohnuntemehmer-Dienstleistungen 

Nr. 40 

27. Februar 1981 

Bundesverband Deutscher 
Pflanzenzüchter e.V. und 

Verband Deutscher Rebenpflanz- 
guterzeuger e.V. 

Lieferbedingungen für Rebenpflanzgut 

1988, S. 51 

Bundesarbeitsgemeinschaft 

Gartenbau 

Geschäftsbedingungen beim Verkehr 
mit Obst und Gemüse 

Nr. 42 

1. März 1975 

Bundesverband Garten- und 
Landschaftsbau e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für den 
Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau 

1990, S. 34 

Bundesverband Garten-, Land- 
schafts- und Sportplatzbau e.V. 
und Zentralverband des Deutschen 
Dachdeckerhandwerks e.V. 

Nachuntemehmervertrag Dachbegrünungen 

1992, S. 45 

Zentralverband Gartenbau e.V. 

Qualitätsmerkmale und Lieferbedingungen 
für Gemüsejungpflanzen 

Nr. 195 

18. Oktober 1975 

Zentralverband Gartenbau e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für friedhofsgärtnerische Arbeiten 

Nr. 211 

9. November 1978 

Dauergrabpflege-Gesellschaft 
Deutscher Friedhofsgärtner mbH 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
der Friedhofsgärtner für Dauergrabpflege 

Nr. 230 

9. Dezember 1977 

bei den Landeskartellbehörden 



- Bayern - 



Landesmarktverband 

Vieh und Fleisch Bayern 

Unverbindliche Empfehlung von Geschäfts- 
bedingungen des Landesmarktverbandes 

Vieh und Fleisch Bayern 

Nr. 89 

11. Mai 1977 
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Bayerischer Gärtnerei- Verband e. V. 

Empfehlung eines Überwinterungsvertrages 
für Kübelpflanzen 

1990, S. 925 

- Niedersachsen - 



Landwirtschaftskammer Hannover 

Empfehlung „Allgemeiner Holzverkaufs- und 
Zahlungsbedingungen (AHZ)" 

Nr. 197 

10. Oktober 1979 

- Nordrhein-Westfalen - 



Westfälischer Genossenschafts- 
verband e.V. 

Allgemeine Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen für viehverwertende 
Genossenschaften 

Nr. 48 

11. März 1981 

Steine und Erden, Asbest, 
Schleifmittel (14) (alt: 25) 



Bayerischer Industrieverband 

Steine und Erden e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
der bayerischen Sand- und Kiesindustrie 

1990, S. 133 

Zentralverband des 

Deutschen Baugewerbes 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Lieferverträge der Betriebe des Fliesen- und 
Plattenverlegegewerbes 

Nr. 123 

9. Juli 1981 

Bundesverband der 

Deutschen Ziegelindustrie e.V 

Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
für die Ziegelindustrie 

Nr. 13 

19. Januar 1979 

Bundesverband der 

Deutschen Ziegelindustrie e.V 

„Dachziegel-Garantieschein" 

1986, S. 6835 

Verband der Deutschen 
Feuerfest-Industrie e.V 

Lieferbedingungen für feuerfeste Erzeugnisse 
-Inland- 

1994, S. 6261 

Bundesverband 

der Deutschen Beton- und 

Fertigteilindustrie (BDB) e.V. 

Geschäftsbedingungen für die Beton- und 
Fertigteilindustrie 

1994, S. 3886/3887 

Zentralverband des 

Deutschen Baugewerbes e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

für Lieferverträge des Betonfertigteil- und 

Betonsteingewerbes 

Nr. 181 

26. September 1979 

Emährungsgewerbe (15) (alt: 68) 



Deutscher Brauer-Bund e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
der deutschen Brauwirtschaft 

Nr. 240 

29. Dezember 1990 
1993, S. 10134 

Verband 

Deutscher Mineralbrunnen e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für die Lieferung von Mineralwasser, 
Mineralbrunnen-Erfrischungsgetränke 

1995, S. 3926 

Bundesverband der Deutschen 
Erfrischungsgetränke-Industrie e.V. 

Allgemeine Geschäfts- und 

Lieferbedingungen für die Erfrischungs- 
getränke-Industrie 

1995, S. 4291 

GbR Rationalisierungs-Pool 
Brauwirtschaft 

Allgemeine Geschäfts- und 

Lieferbedingungen 

1996, S. 9637 

Deutscher Verband des 

Großhandels mit Ölen, Fetten und 
Ölrohstoffen e.V. (GROFOR) 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen 
für pflanzliche und tierische/seetierische Öle, 
Fette und Fettsäuren 

1997, S. 979 

Deutscher Raiffeisenverband e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Winzergenossenschaften 

1997, S. 1802 

Textilien (17) (alt: 63) 



Industrieverband Reiß-Spinnstoffe, 
Textiles Reinigungs- 
und Poliermaterial e.V. 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen 
für Polierscheiben 

1983, S. 3646 
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Bekleidung (18) (alt: 64) 

Bundesverband Kunststoff- und 
Schwergewebekonfektion e.V. 

Allgemeine Verkaufsbedingungen 
für Erzeugnisse der Kunststoff- und 
Schwergewebekonfektion 

1984, S. 10328 

Bundesverband Kunststoff- und 
Schwergewebekonfektion e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Vernietung von Planen 

1994, S. 10044 

Bundesverband Kunststoff- und 
Schwergewebekonfektion e.V. 

Allgemeine Mietbedingungen für Zelthallen 
und Zubehör, Ausgabe 1977; Basis reine Miete 

1985, S, 830 

Bundesverband Kunststoff- und 
Schwergewebekonfektion e.V 

Allgemeine Mietbedingungen für Zelthallen 
und Zubehör, Ausgabe 1977; Basis schlüssel- 
fertige Vermietung einschließlich aller Kosten 

1985, S. 830 

Bundesverband 
des Lohngewerbes e.V 

Allgemeine Verbandsbedingungen 
für Lohnaufträge im Bekleidungsgewerbe 

1992, S, 310 

Lederwaren und Schuhe (19) 

(alt: 62) 



bei den Landeskartellbehörden 

- Mecklenburg- Vorpommern - 

Einzelhandelsverband 

- Mecklenburg- Vorpommern - 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Gewährleistungsumfang im Handel 
mit Lederwaren und Schuhen 

Nr, 234 

12. Dezember 1992 

Holz und Holzwaren (20) 

(alt: 53) 



Verband der Deutschen 

Holz Werkstoffindustrie e.V 

Verkaufs-, Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen der Holzwerkstoffindustrie 

Nr. 46 

7. März 1978 

Vereinigung Deutscher 
Sägewerksverbände e.V. 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen der Sägeindustrie für den 
nichtkaufmännischen Geschäftsverkehr sowie 
für den kaufmännischen Geschäftsverkehr 
-Fassung 1987 - 

1987, S. 7852 

Studiengemeinschaft 

Holzleimbau e.V 

Allgemeine Geschäfts-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen 

1985, S. 1906 

Verband der Büromöbelindustrie 
im Hauptverband der Deutschen 
Holzindustrie 

Allgemeine Lieferungsbedingungen 
der Büromöbelindustrie 

Nr. 171 

15. September 1981 

Fachverband der deutschen 
Schulmöbelindustrie e.V, 

Verkaufs-, Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen für Einrichter naturwissen- 
schaftlicher Unterrichtsräume (ENU) 

Nr. 38 

23. Februar 1978 

Fachverband der Leisten- und 
Rahmenindustrie (Fachabteilung 
im Hauptverband der Deutschen 
Holzindustrie) 

Allgemeine Verkaufs-, Lieferungs- 
und Zahlungsbedingungen 
der Möbelleistenindustrie 

Nr. 15 

23. Januar 1980 

Verband der Korbwaren-, 
Korbmöbel- und Kinderwagen- 
industrie e.V 

Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
der Korbwaren-, Korbmöbel- und 
Kinderwagenindustrie 

Nr. 192 

11. Oktober 1978 

Bundesverband des Deutschen 

Möbel- und Einrichtungsfachhandels 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen 

1995, S. 6373 

bei den Landeskartellbehörden 

- Bayern - 



Fachverband der bayerischen Säge- 
und Holzbearbeitungsindustrie und 
angeschlossener Betriebe e.V. 

Verkaufs-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen 

Nr. 178 

21. September 1978 
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Papiergewerbe (21) 

(alt: 55 + 56) 


’ 

Verband 

Deutscher Papierfabriken e.V. 

Allgemeine Verkaufsbedingungen (AVB) 
für graphische Papiere und graphische 

Kartons zur drucktechnischen Anwendung 

1984, S. 785 

Bundesverband Papierrohstoffe e.V 

Geschäftsbedingungen der Altpapier 
erfassenden und Papierrohstoffe erzeugenden 
Betriebe 

1983, S. 2984 

Fachvereinigung der Deutschen 
Kartonagen-Industrie (FKI) e.V 

Liefer- und Zahlungsbedingungen 
der Kartonagen-Industrie 

1983, S. 10359 

Verband 

Deutscher Musterhersteller e.V 

Verkaufs- und Lieferungsbedingungen des 
Verbandes Deutscher Musterhersteller e.V 

1983, S. 7908 

Fachverband für imprägnierte und 
beschichtete Papiere 

Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
der Hersteller von imprägnierten und 
beschichteten Papieren 

1984, S. 9733 

Verband der Briefumschlag- und 
Papierausstattungsfabriken e.V 

Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
der Briefumschlag- und Papierausstattungs- 
fabriken 

1983, S. 12313 

Gemeinschaft 

Papiersackindustrie e.V 

Allgemeine Verkaufsbedingungen 
der Deutschen Papiersackindustrie 

1994, S. 11700 

Industrieverband Papier- und 

Allgemeine Geschäfts-, Lieferungs- und 1 

Nr. 204 

Plastikverpackung e.V 

Zahlungsbedingungen für die Papier- und 
Plastikverpackungsindustrie 

27. Oktober 1979 

Fachverband Faltschachtel- 
Industrie e.V. 

Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
der Faltschachtel-Industrie 

1985, S. 14052 

Fachvereinigung Hartpapierwaren 
und Rundgefäße (FHR) 

Verlags- und Druckerzeugnisse, 
Vervielfältigungen (22) (alt: 57) 

Allgemeine Verkaufs-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen der Hersteller von 
Hartpapierwaren und Rundgefäßen 

1985, S. 12379 

Bundesverband Druck e.V 

Geschäfts-, Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen der Druckindustrie 

1993, S. 6447 

Fachverband Buchherstellung und 
Druckverarbeitung e.V (FBD) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der 
druckverarbeitenden Industrie 

1984, S. 2949 

Mineralölverarbeitung (23) (alt: 22) 



Deutscher Verband Flüssiggas e.V. 
(DVFG) 

Pfanderhebung für Druckgasflaschen 
(1 1-kg- und 33-kg-Flaschen) 

1992, S. 8395 

Chemische Industrie (24) (alt: 40) 



Verband der Mikrofilm- 
Fachbetriebe e.V 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen für Mikrofilm-Fachbetriebe 

1983, S. 11412 

Fachverband Klebstoffindustrie e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 
der Klebstoffindustrie 

1988, S. 699 

Verband der Textilhilfsmittel-, 
Lederhilfsmittel-, Papierhilfsmittel-, 
Gerbstoff- und Waschrohstoff- 
Industrie e.V. (TEGEWA) 

Gummi- und Kunststoffwaren (25) 
(alt: 58) 

Allgemeine Lieferbedingungen für die 
Textilhilfsmittel-, Lederhilfsmittel-, Papier- 
hilfsmittel, Gerbstoff- und Waschrohstoff- 
Industrie für Inlandsgeschäfte im kauf- 
männischen Geschäftsverkehr 

1993, S. 5487 

Gesamtverband kunststoff- 
verarbeitende Industrie e.V 

Verkaufsbedingungen der kunststoff- 
verarbeitenden Industrie für technische Teile 

1985, S. 4673 
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Gesamtverband kunststoff- 
verarbeitende Industrie e.V. 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen 
der kunststoffverarbeitenden Industrie 

Nr. 15 

23. Januar 1980 

Gesamtverband kunststoff- 
verarbeitende Industrie e.V. 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferungs- 
bedingungen der kunststoffverarbeitenden 
Industrie für Konsum-Kunststoff waren 

Nr. 216 

16. November 1978 

Gesamtverband kunststoff- 
verarbeitende Industrie e.V. 

Ergänzende Allgemeine Lieferbedingungen 
- Qualitätssicherungsbedingungen - 
für technische Teile aus Kunststoff 

1985, S. 4673 

Bundes-Fachgemeinschaft 
Schwimmbad-Technik e.V. (BFST) 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen 
für schwimmbadtechnische Erzeugnisse 

1985, S. 4286 

Verband der Chemischen 

Industrie e.V 

Rahmenbedingungen für die Überlassung j 

von Leihpackmitteln 

1995, S. 8593 

Bundesverband des holz- und 
kunststoffverarbeitenden Hand- 
werks-Bundesinnungsverband für 
das Tischlerhandwerk 

Empfehlung 

„Einkaufsbedingungen der Mitgliedsbetriebe 
des Bundesfachbeirats 

Fenster- und Fassadenbau" 

1996, S. 8680 

Glasgewerbe, Keramik (26) 

(alt: 51 + 52) 



Arbeitsgemeinschaft 

Deutsche Fliese e.V 

Ergänzende Gewährleistungsbedingungen 
für Produkte mit dem Zeichen „Marken-Kera- 
mik Deutsche Fliese" 

Nr. 65 

3. April 1981 

Verein der Glasindustrie e.V. 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen 

Nr. 13 

19. Januar 1979 

Metallerzeugung und -bearbeitung, 
Gießereiindustrie (27) 

(alt: 27, 28, 29) 



Wirtschaftsvereinigung Eisen- und 
Stahlindustrie 

Lief er- und Zahlungsbedingungen der Eisen- 
und Stahlindustrie Inland/Montanunion 

1988, S. 5109 

Deutscher Gießereiverband 
(DGV) e.V. 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen für Gießereierzeugnisse 
(Ausgabe 1978) 

1989, S. 21 

Gesamtverband Deutscher 
Metallgießereien (G.D.M.) 

Allgemeine Verkaufs-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen für Gießereierzeug- 
nisse aus Nichteisen-Metallen 

Nr. 134 

21. Juli 1978 

Wirtschaftsvereinigung Ziehereien 
und Kaltwalzwerke e.V. 

Allgemeine Uefer- und Zahlungs- 
bedingungen für Erzeugnisse der Ziehereien 
und Kaltwalzwerke 

1988, S. 5416 

Industrieverband Härtetechnik 
im Wirtschaftsverband 
Stahlverformung e.V. 

Allgemeine Zahlungs- und Lieferungs- 
bedingungen für Lohnhärtereien 

Nr. 55 

19. März 1980 

Wirtschaftsverband Eisen, 

Blech und Metall verarbeitende 
Industrie e.V und der Wirtschafts- 
verband Stahlformung e.V 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen der EBM- und SV-Industrie 
für Industriegeschäfte im Inland 

1997, S. 1410, 1411 

Metallerzeugnisse, Eisen-, Blech-, 
Metallwaren (28) (alt: 30, 31, 38) 



Verband der Fenster- und 
Fassadenhersteller e.V. 

Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
im Fenster- und Fassadenbau 

Nr. 21 

31. Januar 1980 

Deutscher Stahlbau-Verband 

Allgemeine Bedingungen für die Montage 
von Stahlkonstruktionen 

1987, S. 4282 

Deutscher Stahlbau-Verband 
(DSTV) 

Allgemeine Bedingungen für die Lieferung 
von Stahlkonstruktionen im Inland 

Nr. 80 

29. April 1982 
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Industrieverband Verkehrs- 
zeichen e.V. 

Verkaufs- und Lieferbedingungen 

Nr. 181 

26. September 1979 

Verband der Aluminium 
verarbeitenden Industrie e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Lieferung von Aluminiumfolien für technische 
Anwendungen und für Verpackungs- 
materialien aus Aluminiumfolien 

1992, S. 4432 

Verband der Deutschen Metall- 
schlauch- und Kompensatoren- 
industrie e.V. (VMK) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
der Deutschen Metallschlauch- und 
Kompensatoren-Industrie 

1983, S. 12047 

Fachverband Tüben, Dosen 
und Fließpreßteile im Verband 
der Aluminium verarbeitenden 
Industrie e.V. 

Allgemeine Technische Lieferbedingungen 
(ATL) für Verpackungsmaterial in Verbindung 
mit Speziellen Technischen Liefer- 
bedingungen (STL) für Druckgasdosen 

Nr. 9 

14. Januar 1977 

Fachverband Dampfkessel-, 
Behälter- und Rohrleitungsbau e.V 
(FDBR) 

Allgemeine Lieferbedingungen 

für Erzeugnisse des Dampfkessel-, Behälter- 

und Rohrleitungsbaues 

Nr. 65 

3. April 1982 

Verband öffentlicher Verkehrs- 
betriebe e.V. (VÖV) 

Technische Lieferbedingungen für Schienen, 
Holzschwellen und Spannbetonschwellen 

Nr. 49 

11. März 1980 

Maschinenbau (29) (alt: 32) 

Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau e.V (VDMA) 

Allgemeine Bedingungen für Lieferung 
von Maschinen für Inlandsgeschäfte 

1993, S. 6290 

Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau e.V. (VDMA) 

„Sonderbedingungen für den übermäßigen 
Abrieb an Schnecke und Zylinder 
bei Einschneckenextrudem" 

1992, S. 7830 

Gesamtverband kunststoff- 
verarbeitende Industrie e.V (GKV) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
die Herstellung von Werkzeugen (Formen) - 
(AG B -Formenbau) 

1995, S. 5551 

Bundesindustrieverband Heizungs-, 
Klima-, Sanitärtechnik e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

für Heizungs-, Lüftungs-, Klima-, Sanitär- und 

andere haustechnische Anlagen 

1992, S. 2628 

BHKS Bundesvereinigung 
der Industrieverbände Heizungs-, 
Klima- und Sanitärtechnik e.V 
- Technische Gebäudeausrüstung - 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Heizungs-, Lüftungs-, Klima-, Sanitär- und 
andere haustechnische Anlagen 
- Kurzfassung - 

1992, S. 9320 

Bundesindustrieverband Heizungs-, 
Klima-, Sanitärtechnik e.V. 

- Technische Gebäudeausrüstung - 

Einkaufsbedingungen für Mitgliedsfinnen 
der dem BHKS 

angeschlossenen Landesverbände i 

Nr. 15 

23. Januar 1980 

Verband Deutscher Hersteller von 
Weichstoff-Kompensatoren e.V. 

Bedingungen zur Gewährleistung und 

Haftung für Weichstoff-Kompensatoren 

1986, S. 15107 

Bundesverband der Baumaschinen- 
Baugeräte- und Industrie- 
maschinen-Firmen e.V. 

Mietvertrag für Baumaschinen und 
-gerate für den kaufmännischen 
Geschäftsverkehr 

Nr. 32, 15. Februar 
1980 

Hauptverband des Deutschen 
Baugewerbes und Zentralverband 
der Deutschen Bauindustrie 

Mustemüetvertrag für Baugeräte 

Kurz- und Langfassung 

1992, S. 7142 

Fachgemeinschaft Bau- und 
Baustoffmaschinen im Verein 
Deutscher Maschinenbauanstalten 
(VDMA) e.V. 

Fachgemeinschaftsanhang für die Bau- 
und Baustoffmaschinen-Industrie 
zu den „Allgemeinen Bedingungen 
für die Lieferung von Maschinen 
für Inlandsgeschäfte“ (kaufmännischer 
Geschäftsverkehr) 

1993, S. 6290 

Verband der deutschen 
feinmechanischen und optischen 
Industrie e.V. 

Ergänzende Vertragsbedingungen zur VOL 
für die Gewerke Sterilisations- und 
Desinfektionsanlagen 

1992, S. 9543 
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Zentralverband der Mühlen- und 
Müllereimaschinenbauer e.V. 

AGB des Mühlen- und Müllereimaschinen- 
baus für Lieferung und Montage 

1984, S. 13270 

Verband der Hersteller 
gewerblicher Geschirr- 
spülmaschinen e.V. (VGG) 

Mietvertrag für Dosiergeräte 

Nr. 88, 10. Mai 1980 

Fachgemeinschaft Fördertechnik im 
Verein Deutscher Maschinen- 
bauanstalten (VDMA) e.V. 

Allgemeine Bedingungen für die Herstellung, 
Lieferung und Montage von Aufzügen 

Nr. 211 

9. November 1978 

Fachgemeinschaft Armaturen im 
Verein Deutscher Maschinenbau- 
anstalten (VDMA e.V) 

Fachgemeinschaftsnachtrag zu den 
Allgemeinen Bedingungen für die Lieferung 
von Maschinen für Inlandsgeschäfte (kauf- 
männischer Geschäftsverkehr) betr. Verwen- 
dung einer geänderten Fassung von Ziff . VII, 1 
Abs. 1 bei der Lieferung von NE-Metallarma- 
1 turen, die im Hochbau Verwendung finden 

Nr. 42, 1. März 1978 

Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau e.V 

Bedingungen für Reparaturen an Maschinen 
und Anlagen für Inlandsgeschäfte 

1993, S. 6290 

Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau e.V (VDMA) 

Bedingungen des Maschinenbaus für die 
Entsendung von Montagepersonal im Inland 

1988, S. 1477 

Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau e.V (VDMA) 

Bedingungen des Maschinenbaus für die 
Entsendung von Montagepersonal im Inland 

1993, S. 6290 

Geräte der Elektrizitätserzeugung 
und -Verteilung (31) (alt: 36) 



Zentralverband der Elektro- 
technischen Industrie e.V. (ZVEI) 

Allgemeine Lieferbedingungen für Erzeug- 
nisse und Leistungen der Elektroindustrie 

1993, S. 5031 

1996, S. 2250 

Verband der Automobil- 
industrie e.V (VDA) 

Liefervorschriften für die elektrische 
Ausrüstung von Maschinen, maschinellen 
Anlagen und Einrichtungen in der 
Automobilindustrie 

1991, S. 8183 

Zentralverband der Elektro- 
technischen Industrie e.V (ZVEI) 

- Fachverband Galvanotechnik - 

Lieferbedingungen der Galvano- 
technischen Industrie 

Nr. 47, 8. März 1997 

Fachverband Lichtwerbung e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
des Fachverbandes Lichtwerbung e.V. 

Nr. 204, 

27. Oktober 1979 

1996, S. 1167 

Arbeitskreis Rundfunk- 
empfangsantennen 

Empfehlung eines Miet- und Betriebs- 
vertrages sowie eines Wartungsvertrages 
für Gemeinschafts-Antennenanlagen und 
private Breitbandanlagen 

1984, S. 13664 

Verband der deutschen 
Leiterplattenindustrie 

Quahtätssicherungsvereinbarung 
für Leiterplatten 

1993, S. 3258 

Zentralverband Elektrotechnik- 
und Elektronikindustrie (ZVEI) e.V 

Quahtätssicherungsvereinbarung für 
Erzeugnisse der Elektroindustrie 

1995, S. 2398 

Fachverband Elektronik Design e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Leiterplatten-Design-Aufträge 

1995, S. 11057 

Medizin-, Meß-, Steuer- und 
Regelungstechnik, Optik, 

Uhren (33) (alt: 37) 



Verband der deutschen fein- 
mechanischen Industrie e.V. 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen 
für Meß- und Automatisierungstechnik 

1990, S. 6374 

Straßenlahrzeuge (34) (alt: 33) 



Verband öffentlicher Verkehrs- 
betriebe e.V. (VÖV) 

Lief erungsbedingungen für den 
Standard-Linienbus SL II 

1984, S. 1217 
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Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Verband der Automobil- 
industrie e.V. (VDA) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für den 
Bezug von Produktionsmaterial und Ersatz- 
teilen, die für das Automobü bestimmt sind 

1995, S. 9889 

Verband der Aufbau- und Geräte- 
industrie für Kommunalzwecke e.V 

Schiffe, Schienenfahrzeuge, 

Luft- und Raumfahrzeuge (35) 

(alt: 34 + 35) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Nr. 197 

21. Oktober 1982 

Deutscher Boots- und 

Geschäftsbedingungen für die Herstellung 

Nr. 65 

Schiffbauer- Verband 

und den Verkauf von Bootsneubauten 

3. April 1981 

Bundeswirtschaftsvereinigung 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 

Nr. 12 

Freizeitschiffahrt e.V 

Lieferungen und Leistungen (Verkaufsbedin- 
gungen für Boote, Motoren und Ausrüstungen 
-VBMA1981) 

20. Januar 1981 

Bundeswirtschaftsvereinigung 

Bedingungen für die Ausführung von 

Nr. 181 

Freizeitschiffahrt e.V 

Arbeiten an Booten, Bootsmotoren und 
Anhängern (Bootsreparaturbedingungen 1979) 

26. September 1979 

Deutscher Boots- und Schiff- 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für den 

Nr. 100 

bauerverband 

Umbau und die Reparatur von Booten 

2. Juni 1981 

Bundesverband der Deutschen 
Luftfahrt-, Raumfahrt- und 
Ausrüstungsindustrie e.V. (BDLI) 

Musikinstrumente, Spielwaren, 
Sportgeräte, Schmuck, 

Füllhalter u. ä. (36) (alt: 39) 

Qualitätssicherungsforderungen für 
Lieferungen und Leistungen der 

Luft- und Raumfahrtindustrie 

1984, S. 13995 

Fachabteilung Tumgerätehersteller/ 
Tumhallenausstatter im Bundes- 
verband der Sportartikel- 
Industrie e.V. 

Allgemeine Geschäfts-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen der Tumgeräte- 
hersteller/Tumhallenausstatter 

1988, S. 488 

Deutscher Verband der 
Spielwaren-Industrie e.V 

Bauwirtschaft und Grundstücks- 
wesen (45 + 70) (alt: 70) 

Einheitliche Verkaufs-, Liefer- und 
Zahlungsbedingungen der Spielwaren- 
Industrie 

1995, S. 471 

Bundesverband kommunaler 

Kommunales Vertragsmuster - Gebäude - 

Nr. 214 

Spitzenverbände 

mit Allgemeinen Vertragsbedingungen 
- AVB - für freiberuflich Tätige 

17. November 1979 

Zentralverband des 

Deutschen Baugewerbes e.V. 

Nachuntemehmervertrag im Baugewerbe 

1987, S. 4281 

Zentralverband des 

Deutschen Baugewerbes e.V. 

Muster eines Vertrages für schlüsselfertiges 
Bauen (einschließlich Schiedsgerichts- 
vereinbarung) 

1987, S. 14522 

Deutscher Abbruchverband e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Abbrucharbeiten 

1986, S. 813 

Bundesverband der 

Deutschen Schrottwirtschaft e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Abbrucharbeiten 

1985, S. 4157 

Hauptverband der 

Deutschen Bauindustrie e.V. 

Muster für General- und für Nachunter- 
nehmerverträge bei der industriellen 
Errichtung schlüsselfertiger Bauten 

1988, S. 3695 

Hauptverband der 

Deutschen Bauindustrie e.V. 

Empfehlung zur Verwendung 

Allgemeiner Geschäftsbedingungen 
für den Spezialtiefbau 

1991, S. 6580 
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Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Hauptverband der Deutschen 
Bauindustrie e.V. und Zentral- 
verband des Deutschen 
Baugewerbes e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Feuerfest- und Schomst einbauarbeiten 
im kaufmännischen Geschäftsverkehr 
(Inland) - Fassung 1984 - 

1984, S. 7797 

1997, S. 548 

Gesamtverband der Wohnungs- 
wirtschaft e.V. 

Empfehlung von Muster-Kaufverträgen 
für zu errichtende Eigenheime 
und Eigentumswohnungen 

1991, S. 2716 

Verband der Park- und 
Garagenhäuser e.V 

Parkhaus-Einstellbedingungen 

Nr. 129 

17. Juli 1981 

Gesamtverband der Wohnungs- 
wirtschaft e.V 

Mustermietverträge 

1990, S. 3865 

Gesamtverband gemeinnütziger 
Wohnungsuntemehmen e.V 

Archiktenvertrag gemeinnütziger 
Wohnungsuntemehmen 

Nr. 118 

2. Juli 1981 

Hauptverband der Deutschen 
Bauindustrie e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für den Bereich Wärme-, Kälte-, 

Schall- und Brandschutz 

1995, S. 4166 

Bundesverband der Baumaschinen-, 
Baugeräte und Industriemaschinen 
Firmen e.V. 

Empfehlung „Mietvertrag für 

Baumaschinen und Baugeräte" 

1996 

S. 8678 + 9667 

Gesamtverband der 

Wohnungs Wirtschaft e.V. 

Verwaltungsvertrag für 

Wohnungseigentum 

1997, S. 1045 

bei den Landeskartellbehörden 



- Baden-Württemberg- 



Gemeindetag Baden-Württemberg 
Landkreistag Baden- Württemberg 
Städtetag Baden-Württemberg 

Konditionenempfehlung für die Vergabe 
von kommunalen Bauaufträgen im 

Hoch- und Tiefbau 

1985, S. 3122 

Handel, Handelsvermittlung, 

Groß- und Einzelhandel 
(50 bis 52) (alt: 71) 



Deutscher Raiffeisenverband e.V 

Allgemeine Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen für das Warengeschäft 

1986, S. 1696 

Großhandelsverband für 

Floristen- und Gärtnerbedarf e.V 

Allgemeine Liefer- und Zahlungsbedingungen 

1986, S. 814 

Bundesverband des Deutschen 

Groß- und Außenhandels e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Nr. 125 

8. Juli 1978 

Bundesverband des 

Deutschen Baustoffhandels e.V 

Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 

1984, S. 1864 

Bundesverband der Baumaschinen-, 
Baugeräte- und Industriemaschinen- 
Firmen e.V. 

Händler- Vertrag für den Industrie- 
und Baumaschinenhandel 

1992, S. 6655 

Verband Deutscher Rundfunk- und 
Femsehfachgroßhändler 
(VDRG) e.V. 

Allgemeine Lieferungsbedingungen 
des Rundfunk-Femseh-Fachgroßhandels 

Nr. 218 

23. November 1977 

Bundesverband des Elektro- 
großhandels (VEG) e.V 

Allgemeine Lieferbedingungen 
des Elektrogroßhandels 

1990, S. 2229 

Bundesverband des Sanitär- 
Fachhandels e.V. - VSI- 

Verkaufs-, Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen für den Sanitär-Fachhandel 
(VLZ-Sanitär) 

1989, S. 5835 

Großhandelszentralverband für 
Spielwaren und Geschenkartikel e.V. 

Zahlungs- und Lieferungsbedingungen des 
Deutschen Spielwarengroßhandels 

Nr. 13 

19. Januar 1979 
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Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Verband des Deutschen 
Chemikalien-Groß- und 
Außenhandels e.V. 

Verkaufs- und Lieferungsbedingungen für 
den Chemikalien-Groß- und Außenhandel 

Nr. 122 

8. Juli 1980 

Drogen- und Chemikalienverein 
(VDC) e.V 

Geschäftsbedingungen der Vereinigung der 
am Drogen- und Chemikalien-Groß- und 
Außenhandel beteiligten Firmen (Drogen- 
und Chemikalienverein) e, V. (VDC) 
für Handelsgeschäfte 

1989, S. 2110 

Verein des Deutschen Einfuhr- 
großhandels von Harz, Terpentinöl 
und Lackrohstoffen 
(Harzverein) e.V (HTL) 

Geschäftsbedingungen des Vereins des 
Deutschen Einfuhrgroßhandels von Harz, 
Terpentinöl und Lackrohstoffen 
(Harzverein) e. V. (HTL) für Handelsgeschäfte 
nebst Muster einer Maklerschlußnote 

1989, S. 2810 

Bundesverband des 

Deutschen Farbengroßhandels e.V 

Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 

Nr. 177 

20. September 1978 

Bundesverband des Deutschen 
Flachglas-Großhandels e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Lieferungen und Leistungen 
des Flachglas-Großhandels 

Nr. 4 

8. Januar 1980 

Bundesverband des Deutschen 
Flachglas-Großhandels e.V. 

Auszug aus den Allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen für Lieferungen und Leistungen 
des Flachglas-Großhandels (zum Ausdruck 
auf Auftragsbestätigungen, Rechnungen, 
usw. empfohlen 

Nr. 4 

8. Januar 1980 

Verein Deutscher 

Holzeinfuhrhäuser e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Nr. 133 

20. Juli 1979 

Bundesverband Deutscher 
Holzhandel e.V. 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen für den Holzhandel (ALZ) 

1984, S. 1217 

Bundesverband Deutscher 
Holzhandel e. V. 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen für den Holzhandel 
(Kurzfassung) 

1984, S. 1217 

Bundesverband des Groß- 
und Außenhandels mit 
Molkereiprodukten e.V 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen 
des Groß- und Außenhandels mit Molkerei- 
produkten 

1992, S. 4462 

Zentralverband der genossen- 
schaftlichen Großhandels- und 
Dienstleistungs-Unternehmen e.V 
(ZENTGENO) 

Lieferungs- und Zahlungsbedingungen der 
Fleischer-Einkaufsgenossenschaften 

Nr. 202 

28. Oktober 1982 

Fachverband des Bier- und 
Getränkegroßhandels Baden- 
Württemberg, 

Landesverband des 

Bayerischen Getränkefachhandels, 
Verband des Bier- und 
Getränkefachgroßhandels Hessen, 
Verband des Getränkefachgroß- 
handels Norddeutschland, 
Fachverband des Bier- und 
Getränkegroßhandels 
Nordrhein-Westfalen, 

Fachverband des Bier- und 
Mineralwasser-Großhandels Pfalz, 
Fachverband Getränkegroßhandel 
Rheinland-Saar 

Allgemeine Einkaufsbedingungen 
des Getränkefachgroßhandels 

1995, S. 4292 

Bundesverband der Deutschen 
Weinkommissionäre e.V 

Geschäftsbedingungen für den Kauf bzw. 
Verkauf von Trauben, Maische, Most 
und Wein 

1990, S. 3038 


214 






Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 13/7900 


Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Verband des Deutschen Blumen- 
Groß- und Importhandels e.V. 

Geschäftsbedingungen für den Kauf bzw. 
Verkauf von Trauben, Maische, Most und Wein 

Nr. 189 

10. Oktober 1975 

Fachgruppe Zierfischgroßhandel 
im Zentralverband Zoologischer 
Fachgeschäfte Deutschlands e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Nr. 126 

9. Juli 1976 

Deutscher Raiffeisenverband e.V 
und Zentralverband des Eier- 
und Geflügelgroßhandels e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
das Handeln mit Eiern 

Nr. 227 

6. Dezember 1977 

Bundesverband Bürowirtschaft e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
den bürowirtschaftlichen Fachhandel 

1985, S. 1905 

Arbeitskreis der 
Baulelemente-Fachbetriebe e.V 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen der Bauelemente- 
Fachbranche 

1985, S. 4796 

Verein Deutscher 

Metallhändler e.V. 

Allgemeine Vertragsbedingungen 
für Handel mit Nebenmetallen 

1985, S. 1021 

Hauptarbeitsgemeinschaft des 
Landmaschinen-Handels und 
-Handwerks e.V 

Bedingungen für die Ausführung von 
Instandsetzungsarbeiten an Landmaschinen 
und Schleppern (Reparaturbedingungen) 

1991, S. 4261 

Hauptarbeitsgemeinschaft des 
Landmaschinen-Handels und 
-Handwerks e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Maschinen, 
Geräten und Bedarfsgegenständen 

Nr. 231 

10. Dezember 1981 

Zentralverband des 
Kraftfahrzeuggewerbes (ZDK) e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für den 
Verkauf gebrauchter Kraftfahrzeuge und 
Anhänger - Gebrauchtwagenverkaufs- 
bedingungen (Eigengeschäft) - 

1991, S. 6475 

Zentralverband des 
Kraftfahrzeuggewerbes (ZDK) e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für den 
Verkauf gebrauchter Kraftfahrzeuge und 
Anhänger - Gebrauchtwagenverkaufs- 
bedingungen (Vermittlungsgeschäft) - 

1991, S. 6475 

Zentralverband des 
Kraftfahrzeuggewerbes (ZDK) e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Gebrauchtwagen-Garantie 

1991, S. 6475 

Zentralverband des 
Kraftfahrzeuggewerbes (ZDK) e.V. 

Vertragsmuster nebst Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen für die Vermittlung 
des Verkaufs gebrauchter Kraftfahrzeuge 

1988, S. 3758 

Zentralverband des 
Kraftfahrzeuggewerbes (ZDK), 
Verband der Automobil- 
industrie (VDA), 

Verband der Importeure 
von Kraftfahrzeugen ( VdIK) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
den Verkauf von fabrikneuen Kraftfahr- 
zeugen und Anhängern 
(Neuwagen- Verkaufsbedingungen) 

1991, S. 4746 

Verband des Deutschen 
Zweiradhandels e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
den Verkauf von Zweirad-Fahrzeugen 

Nr. 177 

20. September 1979 

Deutscher Radio- und 
Femseh-Fachverband e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
den Radio-Femseh-Einzelhandel 

1987, S. 12432 

Bundesverband der Juweliere und 
Uhrmacher und Zentralverband 
für Uhren, Schmuck und 
Zeitmeßtechnik 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
beim Verkauf von Uhren 

Nr. 46 

7. März 1978 

Fachverband Surf-Handel e.V. 

Allgemeine Verkaufs- und 

Lieferbedingungen des Surf -Fachhandels 

1986, S. 11206 

Bundesverband des Deutschen 
Möbelhandels e.V 

Konditionenempfehlung 
für den Möbelhandel 

1986, S. 12302 
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Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 

Im Bundesanzeiger 

Bundesverband Kunstgewerbe, 
Geschenkartikel e.V. 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen der Lieferanten von kunst- 
gewerblichen Artikeln, Geschenkartikeln 
und Wohndesign 

1995, S, 6374 

Verband der Technischen 

Händler e.V (VTH) 

Allgemeine Verkaufsbedingungen 
des technischen Handels 

1993, S. 2682 

Verband der Technischen 

Händler e.V. (VTH) 

Allgemeine Hinkaufsbedingungen 
des technischen Handels 

1989, S. 3483 

Bundesverband Reifenhandel und 
Vulkaniseur-Handwerk e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für alle 
Warenlieferungen und Dienstleistungen des 
Reifenhandels und Vulkaniseur-Handwerks 

1990, S. 3574 

Bundesverband des 

Deutschen Schuheinzelhandels e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
„ Europäische Schuhkonvention " 

Nr. 201 

27. Oktober 1981 

Verband Deutscher 

Sportfachhandel e.V. (vds) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen über 
die Gewährleistung bei Sportartikeln, 
Sportschuhen und Sportbekleidung 

1988, S. 2157 

Zentralverband des Deutschen 
Getreide-, Futter- und Düngemittel- 
handels e.V. 

Allgemeine Verkaufs-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen für den Landhandel 

1983, S. 2579 

Fachverband Deutscher Floristen e.V 
- Bundesverband - (FDF) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Blumengeschäfte 

1989, S. 4321 

Zentralausschuß der Werbe- 
wirtschaft e.V (ZAW) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Anzeigen und Fremdbeüagen 
in Zeitungen und Zeitschriften 

1992, S. 9764 

Zentralausschuß der Werbe- 
wirtschaft e.V (ZAW) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
den Plakatanschlag 

1993, S. 7718 

Zentralausschuß der Werbe- 
wirtschaft e.V (ZAW) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
die Werbung in Filmtheatern 

1993, S. 5336 

Wirtschaftsverband 

Deutscher Werbeagenturen 
(WDW) e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Werbeagenturen 

Nr. 151 

16, August 1980 

Verband Deutscher Makler 
für Grundbesitz und 

Finanzierungen e.V. (VDM) 

Muster eines Verwaltervertrags 
und einer Verwaltervollmacht für 
Wohnungseigentum 

1988, S. 1574 

Bundesverband Deutscher 
Kunstversteigerer e.V 

Mängelhaftungsklauseln zu den Auftrags- 
und Versteigerungsbedingungen 
von Kunstversteigerem 

Nr. 113 

25. Juni 1981 

Arbeitskreis selbständiger 
Reisebüros e.V. (asr) 

Agenturvertrag für die Vermittlung 
von Reisen 

1989, S. 2079 

Deutscher Reisebüro- Verband e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Reiseverträge 

1994, S. 6767 

Deutscher Reisebüro-Verband e.V. 

Hotelreservierungsvertrag nebst 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

1990, S. 2959 

Reise-Ring Deutscher Autobus- 
untemehmungen e.V. International 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Reiseverträge von Busuntemehmen 

1994, S. 10227 

Reise-Ring Deutscher Autobus- 
untemehmungen e.V International 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Hotelreservierungsverträge 

1990, S. 1455 

RDA-Intemational Bustouristik 
Verband e.V, Frankfurt/M. 

Geschäftsbedingungen für die 

Überlassung von Mietomnibussen 
Geschäftsbedingungen für die 

Beförderung mit Omnibussen 

1992, S. 8499 

Außenhandelsverband 
für Mineralöl e.V 

AFM-Terms für den Mineralölhandel 
- Standardbedingungen für Bargeldgeschäfte - 

1984, S. 10928 
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Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Bundesverband der Exporteure 
von Eisen- und Metallwaren e.V. 

Allgemeine Einkaufsbedingungen der 
Exporteure von Eisen- und Metallwaren 

Nr. 187 

4. Oktober 1978 

Vereinigung des Wollhandels e.V 

Allgemeine Lieferungsbedingungen 
des Wollhandels 

1984, S. 5409 

Bundesinnungsverband für das 
Deutsche Zweiradmechaniker- 
Handwerk und der Fahrrad- und 
Kraftrad-Gewerbeverband 
(FKG) e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen im 
Zweiradmechaniker-Handwerk und -Handel 

1993, S. 6215 

Bundesverband Deutscher 
Kunstversteigerer e.V 

Allgemeine Auftrags- und Versteigerungs- 
bedingungen für Kunstversteigerer 

1993, S. 10346 

Großhandelsverband Schreib-, 
Papierwaren und Bürobedarf e.V. 

Allgemeine Verkaufs- und Liefer- 
bedingungen des Großhandels mit Schreib-, 
Papierwaren und Bürobedarf 

1994, S. 4377 

Verband der Lackindustrie e.V 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen der Lackindustrie 

1995, S. 4950 

Gesamtverband des Deutschen 
Brennstoff- und Mineralöl- 
handels e.V., Bonn 

Empfehlung „ temperatur-kompensierte 
Abrechnung von Dieselkraftstoff" 

1996, S. 1809 

Verband Deutscher Kühlhäuser e.V 

Allgemeine Bedingungen für Kühlhäuser 

1996, S. 11078 

bei den Landeskartellbehörden 

- Baden-Württemberg - 

Verband des Schuh-Einzelhandels 
Baden- Württemberg e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen über 
den Umfang der Gewährleistung 
im Einzelhandel 

Nr. 209 

9. November 1982 

- Bayern - 

Landesverband des 
bayerischen Einzelhandels e.V. 

Umfang der Gewährleistung für Neuwaren 
im Einzelhandel mit Foto- und Optikartikeln 

. 

Nr. 26 

7. Februar 1980 

Landesverband des 
bayerischen Einzelhandels e.V 

Reparaturbedingungen im Einzelhandel 
mit Foto- und Optikartikeln 

Nr. 227 

7. Dezember 1982 

Landesverband des 
bayerischen Einzelhandels e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen über den 
Umfang der Gewährleistung im Einzelhandel 
mit Schuh- und Lederwaren 

Nr. 1 

7. Januar 1992 

- Berlin - 



Verband des Berliner 
Schuheinzelhandels e.V 

Allgemeine Bedingungen über den Umfang 
der Gewährleistung im Einzelhandel 
mit Schuh- und Lederwaren 

1983, S. 4227 

- Bremen - 



Fachverband Schuhe Bremen e.V. 
im Einzelhandelsverband Nordsee 

Empfehlung „Allgemeine Bedingungen über 
den Umfang der Gewährleistung im Einzel- 
handel mit Schuh- und Lederwaren " 

1983, S. 11724 

- Hamburg - 



Fachverband des Hamburger 
Einzelhandels e.V 

Allgemeine Bedingungen über den Umfang 
der Gewährleistung im Einzelhandel 
mit Schuh- und Lederwaren 

1983, S. 6116 

- Hessen - 



Landesverband des Hessischen 
Einzelhandels e.V. 

Empfehlung „Allgemeine Bedingungen über 
den Umfang der Gewährleistung im Einzel- 
handel mit Schuh- und Lederwaren " 

1983, S. 12508 
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Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

- Niedersachsen - 



Einzelhandelsverband 

Niedersachsen e.V 

- Nordrhein- Westfalen - 

Allgemeine Geschäftsbedingungen über den 
Umfang der Gewährleistung im Einzelhandel 
mit Schuh- und Lederwaren 

1983, S. 2837 

Westfähscher Genossenschafts- 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 

Nr. 85 

verband e.V. 

bedingungen für das Warengeschäft 

8. Mai 1979 

Einzelhandelsverband Nord- 
rhein e.V., Landesverband des 
Westfälisch-Lippischen 
Einzelhandels e.V 

Allgemeine Bedingungen über den Umfang 
der Gewährleistung im Einzelhandel 
mit Schuh- und Lederwaren 

1983, S. 2949 

- Rheinland-Pfalz - 



Landesverband Einzelhandel 
Rheinland-Pfalz e.V. 

Fachgruppe Schuhe 

Empfehlung „Allgemeine Bedingungen über 
den Umfang der Gewährleistung im Einzel- 
handel mit Schuh- und Lederwaren" 

1983, S. 3080 

- Saarland - 



Verband des Saarländischen 

Allgemeine Geschäftsbedingungen über den 

Nr. 217 

Schuheinzelhandels e.V 

Umfang der Gewährleistung im Einzelhandel 
mit Schuh- und Lederwaren 

23. November 1982 

- Schleswig-Holstein - 



Einzelhandelsverband 

Empfehlung „Allgemeine Geschäfts- 

Nr. 203 

Schleswig-Holstein 

bedingungen über den Umfang der Gewähr- 
leistung im Einzelhandel mit Schuh- und 
Lederwaren" 

29. Oktober 1982 

Gastgewerbe (55) 



IHA-Hotelverband 

Deutschland e.V. 

Verkehr- und Verkehrs- 
vermittlung, Post- und Fernmelde- 
dienste (60 bis 64) (alt: 79) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für den Hotelaufnahmevertrag 

1996, S. 8679 

Bundesfachgruppe Schwertrans- 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der 

Nr. 69 

porte und Kranarbeiten (BSK) im 
Bundesverband des Deutschen 
Güterfernverkehrs (BDF) e.V, 

Bundesfachgruppe Schwertransporte 
und Kranarbeiten (BSK) 

11. April 1980 

Arbeitsgemeinschaft Möbel- 
transport Bundesverband e.V 

Allgemeine Bedingungen für Umzugs- 
transporte von und nach Übersee 

1995, S. 10950 

Bundesverband der Kühlhäuser 
und Eisfabriken 

Allgemeine Bedingungen 
für die Kaltlagerung 

1984, S. 13916 

Bundesverband Spedition 
und Lagerei e.V. f 

Bundesverband der Deutschen 
Industrie, 

Bundesverband des Deutschen 
Groß- und Außenhandels, 

Deutscher Industrie- und 
Handelstag, 

Hauptgemeinschaft 

des Deutschen Einzelhandels 

Allgemeine Deutsche 

Spediteurbedingungen (ADSp) 

1993, S. 952 

Arbeitsgemeinschaft Möbeltrans- 

Agentenvertrag für Möbelspeditions- 

Nr. 82 

port Bundesverband e.V, (AMÖ) 

leistungen bei Übersee-Umzügen von Ange- 
hörigen der US-Stationierungsstreitkräften 

30. April 1980 
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Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Arbeitsgemeinschaft Möbel- 
transport Bundesverband e.V. 

Lagervertrag mit Allgemeinen Lagerbedin- 
gungen des Deutschen Möbeltransports 

1995, S. 10949 

VBA Verband der Bergungs- und 
Abschleppuntemehmen 
Deutschlands e. V. 

Bedingungen für das Bergen und 

Abschleppen von Kraftfahrzeugen 
und Anhängern 

1991, S. 632 

Bundesverband Deutscher 
Eisenbahnen (BDE) 

Allgemeine Beförderungsbedingungen 
für Bergbahnen 

Nr. 15 

23. Januar 1980 

Bundesverband Deutscher 
Omnibusuntemehmer e.V. (BDO) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für den Mietomnibusverkehr 

1991, S. 6474 

Bundesverband Deutscher 
Binnenschiffahrt e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

bei Tankschiff -Transportbedingungen (TTB) 

1994, S. 4803/4804 

bei den Landeskartellbehörden 



- Hamburg - 



Verein Hamburger Lagerhalter e.V., 
Verein Hamburgischer Quartiers- 
leute von 1886 e.V 

Unverbindliche Empfehlung 

Hamburger Lagerungsbedingungen 

1990, S. 4194 

Verein Hamburger Stauer 
von 1886 e.V 

Unverbindliche Empfehlung 

Allgemeiner Geschäftsbedingungen 

1990, S. 4195 

Verein selbständiger 
Ladungskontrolleure e.V. 

Unverbindliche Empfehlung 

Allgemeiner Geschäftsbedingungen 

1990, S. 4196 

Verein der Schiffsreinigungs-, 
Malerei- und Kesselreinigungs- 
betriebe e.V. 

Unverbindliche Empfehlung 

Allgemeiner Geschäftsbedingungen 

1990, S. 5212 

Vereinigung der Schiffszimmerer- 
und Ladungsbefestigungs- 
untemehmen e.V 

Unverbindliche Empfehlung 

Allgemeiner Geschäftsbedingungen 

1990, S. 5213 

Untemehmensverband 

Hafen Hamburg e.V. 

Unverbindliche Empfehlung 

Allgemeiner Geschäftsbedingungen 
(Kaibetriebsordnung) 

1993, S. 8678 

Vereinigung der Wäge- 
und Kontrollfirmen e.V. 

Unverbindliche Empfehlung 

Allgemeiner Geschäftsbedingungen 

1990, S. 6251 

Hafenschiffahrtsverband 

Hamburg e.V 

Unverbindliche Empfehlung Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen für Hafenfracht- 
schiffahrtsuntemehmen in Hamburg 

1991, S. 243 

Verein Hamburger 

Seehafenbetriebe e.V. 

Unverbindliche Empfehlung Allgemeiner . 
Geschäftsbedingungen für Greiferbetriebe 
im Hamburger Hafen 

1991, S. 2347 

Hafenschiffahrtsverband 

Hamburg e.V. 

Unverbindliche Empfehlung Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen für das Bugsieren 
von Fluß- und Hafenfahrzeugen 
im Gebiet des Hafens Hamburg 

1991, S. 3618 

Hafenschiffahrtsverband 

Hamburg e.V. 

Unverbindliche Empfehlung Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen für das Vermieten 
von Schuten und Pontons im Gebiet 
des Hafens Hamburg 

1991, S. 3619 

Untemehmensverband 

Hafen Hamburg e.V 

Unverbindliche Empfehlung Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen der Kaiumschlags- 
untemehmen im Hamburger Hafen 
(Kaibetriebsordnung) 

1993, S. 8678 
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Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Vermietung beweglicher 

Sachen (71) 



Bundesverband der Baumaschinen-, 
Baugeräte und Industriemaschinen- 
Firmen e.V. 

Empfehlung „Mietvertrag 
für Arbeitsbühnen" 

1996, S. 9667 

Dienstleistungen für Unternehmen 
(Freie Berufe) (74) (alt: 77) 



Vereinigung der unabhängigen 
freiberuflichen Versicherungs- und 
Wirtschaftsmathematiker e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Mit- 
glieder der Vereinigung der unabhängigen 
freiberuflichen Versicherungs- und Wirt- 
schaftsmathematiker in der Bundesrepublik 
Deutschland e.V (LACA) 

1983, S. 10253 

Vereinigung der imabhängigen 
freiberuflichen Versicherungs- und 
Wirtschaftsmathematiker e.V 

Allgemeine Vergütungsgrundsätze für Mit- 
glieder der Vereinigung der unabhängigen 
freiberuflichen Versicherungs- und Wirt- 
schaftsmathematiker in der Bundesrepublik 
Deutschland e.V (IACA) 

1983, S. 10253 

Institut der Wirtschaftsprüfer 
in Deutschland e.V. 

Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer 

1990, S. 1753 

Arbeitskreis Deutscher 
Marktforschungsinstitute e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Nr. 118 

29. Juni 1978 

Bundesverband öffentlich 
bestellter und vereidigter 
Sachverständiger e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Erstattung von Gutachten durch öffentlich 
bestellte und vereidigte Sachverständige 
nebst Muster eines Vertrages zur Erstattung 
eines Gutachtens durch öffentlich bestellte 
und vereidigte Sachverständige 

Nr. 36 

21. Februar 1981 

Bundesvereinigung Deutscher 
Apothekerverbände - ABD A 

Apothekenpachtvertrags-Muster 

1988, S. 2483 

Bundesverband der Dolmetscher 
und Übersetzer (BDÜ) e.V. 

Einheitliche Vordrucke beim Geltendmachen 
von Entschädigungen nach dem Zeugen- und 
Sachverständigen-Entschädigungsgesetz 

1988, S. 2483 

Bundesverband der Dolmetscher 
und Übersetzer (BDÜ) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

1993, S. 3957 

Commercial Composers Club e.V 
(C.C.C.) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Kom- 
position, Musikberatung, etc. 

1993, S. 6214 

Bundesverband Deutscher 
Untemehmensberater e.V. 

Untemehmensberatungsvertrag nebst Zusatz- 
vereinbarung und Allgemeinen Beratungs- 
bedingungen 

1992, S. 8957 

Zentralverband der Auskunfteien 
und Detekteien e.V., jetzt: 
Bundesverband Deutscher 

Detektive (BDD) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für das 
Detektiv-Gewerbe und Muster eines Dienst- 
leistungs-Vertrages 

1986, S. 5248 

Bundesarchitektenkammer 

Bauvertragsmuster (Angebots- und Auftrags- 
schreiben; allgemeine, besondere und zusätz- 
liche Vertragsbindungen) und Muster einer 
Abnahmebescheinigung 

1995, S. 6861«. 

Bundesarchitektenkammer 

Muster eines Architekten-Vorplanungsver- 
trages und eines Einheits -Architektenver- 
trages für Gebäude und Allgemeine Vertrags- 
bestimmungen (AVA) 

1994, S. 8512 
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Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Bundesarchitektenkammer 

Muster eines Architekt en-Vorplanungsver- 
trages und eines Einheits-Architektenver- 
trages für Freianlagen und Gebäude und 
Allgemeine Vertragsbestimmungen (AVA) 

- Landschaftsarchitektenverträge - 

1994, S. 3525 

Bundesarchitektenkammer 

Muster eines Architekten-Vorplanungsver- 
trages und eines Einheits -Architektenver- 
trages für den raumbildenden Ausbau und 
Allgemeine Vertragsbestimmungen (AVA) 

- Innenarchitektenverträge - 

1985, S. 3525 

Bund freischaffender Foto- 
Designer e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der frei- 
schaffenden Foto-Designer (AGBFF) 

1983, S. 11002 

Vereinigung „ Schulen in freier 
Trägerschaft" Bundesverband 
Deutscher Privatschulen e. V. 

Aufnahmebedingungen für Gymnasien in 
freier Trägerschaft (Halbtagsschulen) 

Nr. 237 

18. Dezember 1981 

Vereinigung „Schulen in freier 
Trägerschaft" Bundesverband 
Deutscher Privatschulen e.V 

Aufnahmebedingungen für Internats- und 
Ganztagsgymnasien in freier Trägerschaft 

Nr. 237 

18. Dezember 1981 

Vereinigung „Schulen in freier 
Trägerschaft" Bundesverband 
Deutscher Privatschulen e.V. 

Anmeldeformular mit angeschlossenen Auf- 
nahmebedingungen für naturwissenschaft- 
lich-technische Schulen/andere berufs- 
bildende Schulen in freier Trägerschaft 

1983, S. 11060 

Vereinigung „Schulen in freier 
Trägerschaft" Bundesverband 
Deutscher Privatschulen e.V. 

Anmeldeformular mit angeschlossenen Auf- 
nahmebedingungen für die Erwachsenen- 
büdung in freier Trägerschaft 

1989, S. 5937 

Bundesvereinigung der Fahrlehrer- 
verbände e.V., Bienenbüttel 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der Fahr- 
schulen 

1993, S. 2683 

Deutscher Genossenschafts- und 
Raiffeisenverband e.V. 

Empfehlung allgemeiner Geschäfts- 
bedingungen 

1995, S. 687 

Institut der Wirtschaftsprüfer in 
Deutschland e.V. 

Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirt- 
schaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften 

1995, S. 1297 

bei den Landeskartenbehörden 



- Bayern - 



Landesverband Bayerischer 
Fahrlehrer e.V 

Unverbindliche Empfehlung von Geschäfts- 
bedingungen für die Erteilung von Fahrschul- 
unterricht 

Nr. 43 

1. März 1980 

- Hessen - 



Landesinnungsverband für das 
Augenoptikerhandwerk in Hessen 

Empfehlung von AGB für das Augenoptiker- 
handwerk 

1996, S. 114 

Kultur, Sport, Unterhaltung (92) 

(alt: 74 + 75) 



Börsenverein des Deutschen Buch- 
handels e.V 

Einkaufsbedingungen der Verlage für 
Lieferungen und Leistungen 

1995, S. 4292 

Verein für Verkehrsordnung 
im Buchhandel e.V 

Verkehrsordnung im Buchhandel 

1989, S. 4247 

Verband Deutscher Werbefilm- 
Produzenten e.V 

- Hessen - 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Herstellung von Werbefilmen 

1992, S. 8624 

Landesinnungsverband für das 
Augenoptikerhandwerk in Hessen 

Empfehlung von HGB für das Augenoptiker- 
handwerk 

1996, S. 114 
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Anmelder 

Bezeichnung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Sonstige Dienstleistungen (93) 

(alt: 76) 



Deutscher Textilreinigungs- 
Verband e.V. 

Lieferungsbedingungen des Deutschen 
Textilreinigungsgewerbes 

Nr. 61 

30. März 1982 

Bundesverband des Deutschen 
Tankstellen- und Garagen- 
gewerbes e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Autowaschanlagen (Autowaschstraßen/ 
Portalwaschanlagen) 

Nr. 177 

20. September 1979 

Deutsche Krankenhaus gesellschaft 
(DKG) 

Allgemeine Vertragsbedingungen für 
Krankenhausbehandlungs-Verträge 

1996, S. 311 

Deutsche Krankenhausgesellschaft 
(DKG) 

Allgemeine Vertragsbedingungen für 
ambulante Operationsleistungen 

1994, S. 1131 

Bundesverband privater Alten- und 
Pflegeheime e.V. (BPA) 

Konditionen für Altenheimverträge 

1990, S. 5881 

Bundesverband privater Alten- und 
Pflegeheime e.V. (BPA) 

Konditionen für Pflegeheimverträge 

1990, S. 5881 

Deutscher Boots- und Schiffbauer- 
Verband 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Vermietung von Winterlager- und Sommer- 
liegeplätzen 

Nr. 100 

2. Juni 1981 

Verband der Automobil- 
industrie e.V (VDA) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für das 
Leasing von Neufahrzeugen zur privaten 
Nutzung 

1994, S. 12144 

IHA-Hotels Deutschland e.V 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Veranstaltungen 

1994, S. 1190 

bei den Landeskartellbehörden 



- Bayern - 



Bayerischer Hotel- und Gaststätten- 
verband e.V 

Berechnung ersparter Aufwendungen im 
Geschäftsverkehr zwischen Beherbergungs- 
betrieb und Gast 

1984, S. 9666 

- Nordrhein- Westfalen - 

Landesverband Gaststätten- und 
Hotelgewerbe NW e.V. 

- Baden-Württemberg - 

Konditionenempfehlung ersparte 
Aufwendungen 

1986, S. 3287 

Gaststättenverband 

Baden-Württemberg 

Konditionenempfehlung für die Berechnung 
ersparter Aufwendungen zwischen 
Beherbergungsbetrieb und Gast 

1987, S. 1178 

Handwerk (alle Klassifikationen) 
(alt: 72) 



Bauinnung München 

Allgemeine Bedingungen für die Abrechnung 
von Akustik- und Trockenbauarbeiten 

Nr. 151 

16. August 1980 

Zentralverband gewerblicher 
Verbundgruppen e.V 

Allgemeine Liefenmgs- und Zahlungs- 
bedingungen der Genossenschaften des 
Dachdeckerhandwerks 

1992, S. 6326 

Zentralverband der genossen- 
schaftlichen Großhandels- und 
Dienstleistungsuntemehmen e.V. 
(ZENTGENO) 

Allgemeine Liefenmgs- und Zahlungs- 
bedingungen der Maler-Einkaufsgenosssen- 
schaften 

1983, S. 2129 

Bundesverband Metall 
- Vereinigung Deutscher Metall- 
handwerke - 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Bauverträge mit dem Metallbauverband der 
Fachrichtung Konstruktionstechnik 

1991, S. 7884/7885 
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Bundesverband Metall 
- Vereinigung Deutscher Metall- 
handwerke- 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Ma- 
schinenbau-, Werkzeugmacher-, Feinmecha- 
nik- und Dreherarbeiten 

1994, S. 8068 

Zentralverband 

Deutscher Mechanikerhandwerke 

Empfehlung von Verkaufs-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen 

Nr. 231 

18. Dezember 1979 

Gesamtverband der Drahtflechter 
und Zaunbauer e.V. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Bau- 
schlosser- und Zaunarbeiten und für Material- 
lieferungen 

Nr. 110 

22. Juni 1982 

Zentralverband des Kraftfahrzeug- 
handwerks (ZVK) 

Bedingungen für die Ausführung von 

Arbeiten an Kraftfahrzeugen, Anhängern, 
Aggregaten und deren Teilen und für Kosten- 
voranschläge (Kfz-Reparaturbedingungen) 

1993, S. 10493 

Bundesfachverband Wasserauf- 
bereitung (BFWA) e.V. 

Konditionenempfehlung betreffend die 
Erbringung von Gewährleistungen für 

Anlagen zur Wasseraufbereitung 

Nr. 114 

24. Juni 1977 

Zentralverband Sanitär-, Heizungs- 
und Klimatechnik 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für das 
Gas- und Wasserinstallateur-, Zentral- 
heizungs- und Lüftungsbauer-, Klempner- 
und Kupferschmiedehandwerk 

1994, S. 3886 

Verband Deutscher Kälte-Klima- 
Fachleute e.V. 

Allgemeine Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen 

Nr. 228 

6. Dezember 1980 

Zentralverband der Deutschen 
Elektrohandwerke (ZVEH) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für das 
Elektroinstallateur-Handwerk 

1989, S. 1454 

Verband der Aufbaufinnen für 
Fernmeldeanlagen (VAF) und 
Zentralverband der Deutschen 
Elektrohandwerke (ZVEH) 

Wartungsvertrag für Femsprechnebenstellen- 
anlagen nebst allgemeinen Bedingungen 
hierzu 

Nr. 238 

20. Dezember 1980 

Verband der Aufbaufirmen für 
Fernmeldeanlagen (VAF) und 
Zentralverband der Deutschen 
Elektrohandwerke (ZVEH) 

Wartungs- und Schutzvertrag für Femsprech- 
nebenstellenanlagen nebst allgemeinen 
Bedingungen hierzu 

Nr. 238 

20. Dezember 1980 

Verband der Aufbaufirmen für 
Fernmeldeanlagen (VAF) und 
Zentralverband der Deutschen 
Elektrohandwerke (ZVEH) 

Vertrag über die Vermietung und Einrichtung 
von Fernmeldeanlagen (mit/ohne Schutzver- 
trag) nebst allgemeinen Bedingungen hierzu 

1987, S. 11474 

Verband der Aufbaufirmen für 
Fernmeldeanlagen (VAF) und 
Zentralverband der Deutschen 
Elektrohandwerke (ZVEH) 

Allgemeine Lieferungs- und Montage- 
bedingungen für Fernmeldeanlagen 

Nr. 89 

13. Mai 1982 

Zentralverband der Deutschen 
Elektrohandwerke (ZVEH) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Elektrohandwerke zur Verwendung bei Ver- 
trägen mit Kaufleuten 

1984, S. 1719 

Zentralverband der Deutschen 
Elektrohandwerke (ZVEH) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für das 
Elektromaschinenbauerhandwerk 

1984, S. 11521 

Zentralverband der Deutschen 
Elektrohandwerke (ZVEH) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Radio- 
und Fernsehtechniker-Handwerk und Radio- 
und Femseh-Einzelhandel 

1984, S. 11521 

Zenträlverband der Deutschen 
Elektrohandwerke (ZVEH) 

Bedingungen für eingeschränkte Gewährlei- 
stung bei Geräteheferungen 

Nr. 100 

24. Mai 1976 

Bundesinnungsverband 
der Galvaniseure 

Allgemeine Geschäfts- und Liefer- 
bedingungen für Galvaniseur- und Metall- 
schleiferbetriebe 

1995, S. 10204 
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Anmelder 

Bezeichnung 

' 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Zentralverband Parkett- und Fuß- 
bodentechnik (Bundesinnungsver- 
band Parkettlegerhandwerk und 
Bodenlegergewerbe) 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
des Parkettlegerhandwerks und des 
Bodenlegergewerbes 

1983, S. 5972 

Bundesverband des holz- und 
kunststoffverarbeitenden Hand- 
werks (Bundesinnungsverband für 
das Tischlerhandwerk) 

Allgemeine Geschäfts-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen für das holz- und 
kunststoffverarbeitende Handwerk 

1993, S. 9592 

Zentralverband des Raumaus- 
statterhandwerks (Bundesinnungs- 
verband des Raumausstatter- und 
Sattlerhandwerks) 

Allgemeine Geschäfts-, Liefer- und Zahlungs- 
bedingungen für das Raumausstatterhand- 
werk 

Nr. 133 

23. Juli 1981 

Verband Deutscher Zahntechniker- 
Innungen 

- Bundesinnungsverband - 

Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Zahntechnikerhandwerks 

Nr. 118 

30. Juni 1977 

Centralverband 

Deutscher Photographen 

Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Photographenhandwerks 

1988, S. 5343 

Bundesinnungsverband des 
Glaserhandwerks 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für das 
Glaser- und Fensterbauerhandwerk 

1985, S. 1285 

Bundesverband Druck e.V. 

Geschäftsbedingungen für Aufträge über die 
Herstellung von Büchern 

1987, S. 5502 

Bund Deutscher Orgelbau- 
meister e.V. (BDO) 

Allgemeine Geschäfts-, Liefer- und Zahlungs- 
bedingungen 

1983, S. 12356 

Zentralverband des Deutschen 
Vulkaniseur-Handwerks 
- Bundesfachverband für Reifen- 
technik und -gewerbe - 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für das 
Vulkaniseur-Handwerk mit Reifentechnik 
und -gewerbe 

Nr. 100 

2. Juni 1981 

Verband der Motoren-Instand- 
setzungsbetriebe e.V. 

Empfehlung von Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen . 

1994, S. 11699 

bei den Landes kartellbehörden 



- Baden- Württemberg - 

Bundesinnungsverband des Buch- 
binderhandwerks Baden-Württem- 
berg 

Allgemeine Geschäftsbedingungen, unver- 
bindliche Empfehlungen des Landesinnungs- 
verbandes des Buchbinderhandwerks Baden- 
Württemberg 

Nr. 221 

27. November 1979 

- Berlin - 

Galvaniseur- und Metallschleifer- 
Innung Berlin 

- Niedersachsen - 

Allgemeine Bedingungen für Galvaniseur- 
und Metallschleifergeschäfte 

1983, S. 2529 

Landesinnungsverband des Nieder- 
sächsischen Maler- und Lackierer- 
handwerks 

Vertragsbedingungen für die Ausführung von 
Maler- und Lackierarbeiten 

1994, S. 10228 
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7. Anerkannte Wettbewerbsregeln nach § 28 Abs. 3 beim Bundeskartellamt 



letzte 


Wirtschafts- und Berufsvereinigung 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Ernährungsgewerbe (15) (alt: 68) 



Markenverband 

Nr. 113 

22. Juni 1976 

B2-680000-Y- 154/75 

Verband der Reformwaren-Hersteller (VRH) e. V. 

Nr. 181 

26. September 1978 

B2-680000-Y- 1 07/77 

Bundesverband der Hersteller von Lebensmitteln 

1990 

B2-680000-Y-120/77 

für besondere Emährungszwecke e. V. 

S. 5185 

107/90 

Bundesverband der Deutschen Feinkostindustrie e.V. 

Nr. 152 

16. August 1978 

B2-680000-Y- 10/78 

Verein Deutscher Reis- und Schälmühlen e.V 

Nr. 224 

30. November 1978 

B2-681 100-Y-98/78 

Verband der Suppenindustrie e.V 

Nr. 211 

9. November 1978 

B2-681460-Y-98/77 

Bundesverband der obst- und gemüseverarbeitenden 

Nr. 219 

B2-682500-Y- 1 23/7 8 

Industrie e.V. 

21. November 1978 


Verband der deutschen Sauerkonserven-Industrie e.V. 

Nr. 224 

30. November 1978 

B2-682540-Y-89/78 

Verband der deutschen Fruchtsaft-Industrie e.V. 

Nr. 38 

23. Februar 1979 

B2-682550-Y-159/78 

Bundesverband der Deutschen Süßwaren-Industrie e.V. 

Nr. 27 

8. Februar 1978 

B2-682700-Y-87/77 

Bundesverband der Deutschen Süßwaren-Industrie e.V 

Nr. 64 

B2-682793-Y-59/7 1 


2. April 1974 

70/74 

Milchindustrie-Verband e.V. 

Nr. 147 

10. August 1977 

B2-683000-Y-139/76 

Deutscher Kaffeeverband e.V. 

Nr. 159 

B2-686500-Y- 104/77 

(Geschäftsverkehr mit der Gastronomie und den Gemein- 
schaftsverpflegungsbetrieben) 

25. August 1978 


Deutscher Kaffee-Verband e.V. 

Nr. 239 

B2-686500-Y-60/79 

(Kaffeeröstereien und Hersteller von Kaffee-Extrakten 
einschließlich der Vertriebsfirmen) 

21. Dezember 1979 


Deutscher Brauer-Bund e.V. 

Nr. 52 

B2-687100-Y-137/76 


15. März 1978 

101/84 

Kölner Brauerei- Verband e.V. 

1986 

S. 1035 

B2-687 100-Y-55/85 

Bundesvereinigung der Deutschen Hefeindustrie e.V. 

Nr. 16 

B 2-687 35 0- Y- 1 1 7/69 


24. Januar 1968 

96/84 

Bundesverband der Deutschen Spirituosen-Industrie e.V 

Nr. 142 

2. August 1978 

B2-687500-Y- 126/77 

Verband Deutscher Sektkellereien e.V. 

Nr. 112 

21. Juni 1979 

B2-687 725- Y- 16/79 

Verband Deutscher Mineralbrunnen e.V. 

Nr. 107 

15. Juni 1982 

B2-687910-Y-19/86 

Verband der Deutschen Essig-Industrie e.V. 

Nr. 177 

20. September 1979 

B2-688210-Y-49/79 

Verband der Deutschen Senfindustrie e.V 

Nr. 144 

4. August 1979 

B 2-68823 O-Y-26/7 9 

Fachverband der Gewürzindustrie e.V. 

Nr. 112 

B2-688270-Y-201/78 
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Wirtschafts- und Beruf svereinigung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Bundesverband der kartoffelverarbeitenden Industrie e.V. 

Nr. 177 

20. September 1979 

B2-688300-Y-216/78 

Industrieverband Heimtierbedarf (IVH) e.V 

bei den Landeskartellbehörden 

1984 

S. 13666 

B3-688900-Y-32/84 

B2-73/84 

- Baden-Württemberg - 



Württembergischer Genossenschaftsverband 

1985 

S. 6017 

Baden-Württemberg 
IV 3708.51/44 

- Niedersachsen - 



Verband der Brauereien von Niedersachsen e.V 

Nr. 214 

15. November 1963 

Niedersachsen 

1/1 (PK)b-22.22 

- Rheinland-Pfalz - 



Verband der Rheinisch-Pfälzischen Frischgetränke 

Nr. 98 

Rheinland-Pfalz 

Industrie e.V 

31. Mai 1967 

WiO VI/2-6879-432/66 
und 421/67 

- Saarland - 



Verband der Brauereien des Saarlandes e.V 

Nr. 58 

24. März 1966 

Saarland 

Ic4-564/65 

Papiergewerbe (21) (alt: 55 + 56) 



Vereinigung Hygiene-Papiere im Verband Deutscher 

Nr. 216 

Bl -568 100-Y- 160/78 

Papierfabriken e.V 

16. November 1978 

B6- 125/86 

B5-30/88 

Mineralölverarbeitung (23) (alt: 22) 



Mineralölwirtschaftsverband e.V. 

1992 

S. 5171 

B8-221000-Y-9/91 

Chemische Industrie (24) (alt: 40) 



Verband der Lackindustrie e.V 

Nr. 14 

20. Januar 1967 

B3 -464 100-Y- 172/69 

Bundesverband der Pharmazeutischen Industrie e.V. 

1988 

S. 4243 

B3-470000-Y-65/71 

83/77 

32/81 

24/82 

104/86 

28/87 

109/87 

Bundesverband der Pharmazeutischen Industrie e.V. 

1993 

S. 1675 

1995 

S. 11637 

1996 

S. 9925 

B3-470000-Y-35/91 

134/92 

B3-2421-Y-107/95 

Bundesverband der Pharmazeutischen Industrie e.V. 

1986 

S. 8653 

B3-4747 00-Y-92/85 

Industrieverband Körperpflege- und Waschmittel e.V 

Nr. 58 

23. März 1978 

B3-496000-Y-96/77 

Bundesverband für Tiergesundheit e.V 

1994 

S. 1851 

B3-477000-Y-54/93 
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Wirtschafts- und Berufsvereinigung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Industrieverband Putz- und Pflegemittel e.V. 

Nr. 10 

14. Januar 1978 

B3-496500-Y- 103/77 

Verband Forschender Arzneimittelhersteller e.V. 

1996 

S. 2786 + 9925 

B3-2442 1 -Y-23/96 

Gummi- und Kunststoffwaren (25) (alt: 58) 

Gesamtverband der Kunststoffverarbeitenden Industrie e.V. 

Nr. 96 

27. Mai 1978 

B3-580000-Y-126/77 

Glasgewerbe, Keramik (26) (alt: 51 + 52) 

Industrieverband Keramische Fliesen + Platten e.V 

1995 

S. 958 + 11603 

1996 

S. 8680 

B1-517000-Y-315/94 

Metallerzeugung und -bearbeitung, Gießereiindustrie (27) 
(alt: 27 r 29, 30) 



Wirtschaftsvereinigung Ziehereien und Kaltwalzwerke 

Nr. 34 

17. Februar 1961 

B5-300000-Y-23/61 

Metallerzeugnisse, Eisen-, Blech-, Metallwaren (28) 

(alt: 30, 31, 38) 



Industrieverband Hausgeräte im Fachverband Metall- 
waren- und verwandte Industrien (FMI) e.V. 

Nr. 93 

18. Mai 1979 

B5-384200-Y-68/77 

Maschinenbau (29) (alt: 32) 

Verband der Deutschen Automaten-Industrie e.V 

Nr. 157 

24. August 1966 

B5-326300-Y- 28/65 
B4-23/88 

Geräte der Elektrizitätserzeugung und -Verteilung (31) 

(alt: 36) 



Zentralverband der Elektrotechnischen Industrie e.V. 

(ZVEI) 

Nr. 232 

12. Dezember 1978 

B4-360000-Y-36/78 

B7-127/86 

Fachverband Elektroleuchten im Zentralverband 
der Elektrotechnischen Industrie e.V. 

Nr. 221 

28. November 1974 

B4-364 1 00-Y- 15/73 
B3-42/83 

B7-124/86 

International Association of Pacemaker Manufacturers 

1984 

S. 13490 

B7-368 1 90-Y- 122/84 

Medizin-, Meß-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik, 
Uhren (33) (alt: 37) 



Verband der Deutschen Photographischen Industrie e.V. 

Nr. 167 

6. September 1978 

B4-372000-Y-148/77 

Bauwirtschaft, Grundstückswesen (45 +70) (alt: 70) 

Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e.V 

Nr. 218 

23. November 1966 

B2-701000-Y-147/69 

Bl-106/86 

Fachverband Hausschomsteinbau e.V 

Nr. 68 

6. April 1974 

B2-701 100-Y-70/70 
Bl-41/84 

Handel, Handelsstiftung, Groß- und Einzelhandel 
(50 bis 52) (alt: 71) 



Deutscher Verband Flüssiggas e.V 

Nr. 243 

30. Dezember 1964 

B1-711022-Y-127/69 
B8- 148/86 
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Wirtschafts- und Berufsvereinigung 

letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

Bundesverband des Deutschen Farbengroßhandels e.V. 

Nr. 142 

2. August 1979 

B3-711046-Y- 146/69 

Fachverband des Deutschen Tapetenhandels e.V. (FDT) 

Nr. 71 

16. April 1971 

B 1-7 1 1056-Y-86/80 
B6-126/86 

B5-74/87 

Bundesverband des Groß- und Außenhandels mit 
Molkereiprodukten e.V 

Nr. 239 

21. Dezember 1979 

B2-711068-Y-87/78 

Bundesverband des Deutschen Bier- und Getränkefach- 
großhandels e.V 

Nr. 142 

5. August 1982 

B3-711086-Y-53/80 
B2-1 15/79 

Gesamtverband Büromaschinen, Büromöbel, 
Organisationsmittel e.V. und zwei weitere Verbände 

Nr. 158 

25. August 1966 

B5-712050-Y-1 11/69 

Bundesverband des Deutschen Wein- und Spirituosen- 
handels e.V. 

Nr. 127 

15. Juli 1982 

B3-712068-Y-50/81 

B2-145/84 

B9-19/88 

Arbeitsgemeinschaft Abonnentenwerbung e.V 

Nr. 235 

17. Dezember 1982 

B6-716400-Y-7/79 

B4-135/86 

Bundesverband Ring Deutscher Makler (RDM) e.V. 

Nr. 178 

24. September 1963 

B3-7 167 00-Y-164/69 
B8-104/85 

Verband Deutscher Makler für Grundbesitz und Finanzie- 
rungen e.V. 

Nr. 96 

27. Mai 1978 

B3-716700-Y-42/77 

B 1-212/77 

Vereinigungen der Kosmetischen Einfuhrfinnen e.V 

1984 

S. 5796 

B3-718049-Y-54/81 

bei den Landeskartellbehörden 

- Baden-Württemberg - 

Automaten- Verband Baden-Württemberg e.V 

Nr. 183 

28. September 1978 

Baden-Württemberg 

3748.11/79 

- Bayern - 

Bayerischer Automatenverband e.V 

Nr. 128 

13. Juli 1978 

Bayern 

5557a4-IV/6b-37264 

- Berlin - 



Verband Berliner Brennstoffhändler e.V 

Nr. 174 

16. September 1977 

Berlin 

niE-22-97/76 

- Hamburg - 

Verband des Norddeutschen Automatengewerbes e.V. 

1984 

S. 6376 

Hamburg 

WF 2/702.102-9/4 

- Nordrhein-Westfalen - 



Verband Deutscher Fliesengeschäfte 

Landesverband Rheinland- Westfalen 

Nr. 115 

20. Juni 1962 

Nordrhein- Westfalen 
I/C 2-73-16/8 

Dienstleistungen für Unternehmen (Freie Berufe) (74) 

(alt: 77) 



bei den Landeskartellbehörden 

- Baden- Württemberg - 

Fahrlehrerverband Baden-Württemberg e.V. 

1987 

S. 15345 

Baden- Württemberg 
13792.70 270/71 
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letzte 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 

Geschäftszeichen 

- Berlin - 



Fahrlehrerverband Berlin e.V. 

Nr. 10 

Berlin 

- Hamburg - 

14. Januar 1978 

III E-77-73/76 

Fahrlehrer- Verband Hamburg e.V. 

Nr. 68 

7. April 1966 

Hamburg 

WF 2/702.102-9/4 

- Hessen - 



Landesverband der hessischen Kraftfahrlehrer e.V 

Nr. 2 

6. Januar 1976 

Hessen 

Va 5-25-7795-03 

- Niedersachsen - 



Verband der Kraftfahrlehrer e.V., Niedersachsen 

Nr. 213 

11. November 1967 

Niedersachsen 

I/3a.22.22 

- Nordrhein- Westfalen - 



Fahrlehrer-Verband Westfalen e.V., Recklinghausen 

1983 

S. 7040 

Nordrhein- Westfalen 
I/D 2-75-17-(18/83) 

Fahrlehrer- Verband Nordrhein e.V, Köln 

1983 

S. 7040 

Nordrhein-Westfalen 
I/D 2-75- 17-( 19/83) 

- Rheinland-Pfalz - 



Fahrlehrerverband Rheinland e.V 

Nr. 137 

27. Juli 1977 

Rheinland-Pfalz 

1/4-427795-2529/76 

Verband der Fahrlehrer der Pfalz e.V. 

Nr. 192 

11. Oktober 1979 

Rheinland-Pfalz 

1/4-427795-793/78 

- Saarland - 



Landesverband der Fahrlehrer Saar e.V. 

Nr. 134 

21. Juli 1979 

Saarland 

A/4-22/78 (Kart.) 

- Schleswig-Holstein - 



Fahrlehrer- Verband Schleswig-Holstein e.V 

Nr. 215 

15. November 1978 

Schleswig-Holstein 

VII/200a-J4-7795 

Kultur, Sport, Unterhaltung (92) (alt: 74, 75) 



Börsenverein des Deutschen Buchhandels e.V 

1994 

S. 2434 

B6-745000-Y-10/86 

Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e.V 

Nr. 97 

B4-745 100-Y- 185/70 


31. Mai 1975 

B6-181/77 

Verband Deutscher Adreßbuchverleger e.V. 

Handwerk (alle Klassifikationen) (alt: 72) 

bei den Landeskartellbehörden 

- Rheinland-Pfalz - 

1983 

S. 6434 

B6-745100-Y-1 15/78 

Landesinnungsverband des Steinmetz- und Bildhauer- 

Nr. 105 

Rheinland-Pfalz 

Handwerks Rheinland-Pfalz 

9. Juni 1972 

III/4-721 1-1533/69 
und 10/72 
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8. Verfahren zur Aufnahme in eine Wirtschafts- oder Berufsvereinigung 



Zahl der Anträge 
nach § 27 

im Berichtszeitraum abgeschlossene Verfahren 


Kartellbehörde 

an- 
hängige 
Ver- 
fahren 
am 1. 1. 

neue 

Anträge/ 

Anmel- 

dungen 

ins- 

gesamt 

Auf- 

nahme 

der 

Antrag- 

steller 

Antrag 

zurück- 

genom- 

men 

Antrag 

abge- 

lehnt/ 

Einstel- 

lungaus 

anderen 

Gründen 

Ver- 

fügung 

der 

Kartell- 

behörde 

Abgabe 

an 

andere 

Karten- 

behör- 

den 

an- 

hängige 

Ver- 

fahren 

am 

31. 12. 

Bundeskartellamt 

1995 


5 

2 

1 



1 


3 

1996 

3 

- 

3 

1 

1 

1 

- 


1 

Landeskartellbehörde 

1995 

2 

1 

2 



2 



1 

1996 

1 

- 

1 



1 



- 
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Entscheidungen des Gerichts Erster Instanz 


Datum der 
Entscheidung 

Stichwort 

Gegenstand der Entscheidung 

Fundstelle: 
Bulletin des EuGH 

12. 1. 1995 

VLho Europe . /. Kommission 

RS T- 102/92 

Beschwerde - Zurückweisung - 
Kartelle - Konzerne - Art. 85 Abs. 1 

1-95 

24. 1. 1995 

Ladbroke ./. Kommission 

RS T-74/92 

Untätigkeits- und Nichtigkeitskla- 
ge - Art. 85 und 86 - Untersuchung 
einer Beschwerde 

2-95 

24. 1. 1995 

BEMIM ./. Kommission 

RS T-l 14/92 

Urheberrechte - VO Nr. 17 - Zu- 
rückweisung einer Beschwerde - 
Pflichten bei der Untersuchung von 
Beschwerden - Gemeinschaftsin- 
teresse 

2-95 

24. 1. 1995 

Trembley . /. Kommission 

RS T-5/93 

Urheberrechte - VO Nr. 17 - Zu- 
rückweisung einer Beschwerde - 
Pflichten bei der Untersuchung von 
Beschwerden - Gemeinschaftsin- 
teresse 

2-95 

21.2. 1995 

SPO ./. Kommission 

RS T-29/92 

Inexistenz - Beschlüsse von Unter- 
nehmensvereinbarungen - Kom- 
plexe Regelungen - Verstoß - Be- 
einträchtigung des Handels zwi- 
schen Mitgliedstaaten - Freistel- 
lung - Geldbußen 

5-95 

6. 4. 1995 

Trefileurope u. a. . /. Kommission 
* Betonstahlmatten " 

RS T- 14 1/89 u. a. 

Zuwiderhandlungen gegen Art. 85 

10-95 

27. 4. 1995 

Comite central d'entreprise 
de la Societe generale des 
grandes sources u. a./Kommission 

RS T-96/92 

Fusionskontrolle - Entscheidung, 
mit der ein Zusammenschluß für 
mit dem Gemeinsamen Markt ver- 
einbart erklärt wird - Nichtigkeits- 
klage - Zulässigkeit - Gewerk- 
schaften und Personalvertretungen 

11-95 

27. 4. 1995 

Comie central d'entreprise 

de la societe anonyme Vittel u. a./ 

Kommission 

RS T-12/93 

Fusionskontrolle - Entscheidung, 
mit der ein Zusammenschluß für 
mit dem Gemeinsamen Markt ver- 
einbart erklärt wird - Nichtigkeits- 
klage - Zulässigkeit - Gewerk- 
schaften und Personalvertretungen 

17-95 

6. 6. 1995 

UIC ./. Kommission 

RS T-l 4/93 

Eisenbahnverkehr - Rechtsgrund- 
lage einer Entscheidung - VO Nr. 
1017/68 - Reisebüros - Internatio- 
nale Fahrausweise 

17-95 

8. 6. 1995 

Langnese, Schöller ./. Kommission 
RS T-7, 9/93 

Alleinbezugsverträge für Speiseeis 
- Relevanter Markt - Möglichkeit 
von Behinderungen des Marktzu- 
gangs Dritter - Verwaltungsschrei- 
ben - Gruppenfreistellung - Verbot 
des künftigen Abschlusses von 
Ausschließlichkeitsverträgen 

17-95 
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Datum der 
Entscheidung 

Stichwort 

Gegenstand der Entscheidung * 

Fundstelle: 
Bulletin des EuGH 

27. 6. 1995 

Guerin . /. Kommission 

RS T- 186/94 

Beschwerde - Mitteilung gemäß 
Art. 6 der VO Nr. 99/63 - Untätig- 
keitsklage - Nichtigkeitsklage 

19-95 

29, 6. 1995 

ICI, Solvay . /. Kommission 

RS T-30/91 u.a. 

Abgestimmte Verhaltensweisen - 
Mißbrauch einer beherrschenden 
Stellung - Verteidigungsrechte 
Waffengleichheit - Akteneinsicht - 
Feststellung einer vom Kollegium 
der Kommissionsmitgheder ange- 
nommenen Entscheidung 

19-95 

18. 9. 1995 

Ladbroke ./. Kommission 

RS T-548/93 

Art. 85 und 86 - Ausschließliche 
Rechte eines nationalen Untemeh- 
mensverbandes - Kartelle - Miß- 
brauch einer beherrschenden Stel- 
lung - Art. 90 - Fehlendes Gemein- 
schaft sinteresse - Länger zurück- 
liegender Verstoß 

24-95 

9. 1.1996 

Koelmann ./. Kommission 

RS T-575/93 

VO Nr. 17 - Zurückweisung einer 
Beschwerde - Begründung - Natio- 
nales Gericht 

1-96 

11. 7. 1996 

Metropole t£levision . /. 

Kommission „EBU" 

RS T-528/93 u.a. 

Beschlüsse von Untemehmensver- 
einigungen - Vereinbarungen zwi- 
schen Unternehmen - Freistel- 
lungsentscheidung 

20-96 

18. 9. 1996 

Asia Motor u. a. . /. Kommission 

RS T-3 87/94 

Verpflichtung bei der Untersu- 
chung von Beschwerden - Recht- 
mäßigkeit der Begründung der Zu- 
rückweisung - Offensichtlicher Be- 
urteilungsfehler 

23-96 

22. 10. 1996 

S.N.C.F. u.a. ./. Kommission 
„Eurotunnel" 

RS T-79,80/95 

Kanaltunnel - Reservierung von 
50 % der Tunnelkapazitäten für 
zwei Eisenbahngesellschaften - 
Wettbewerbsbeschränkungen - 

Freistellung - Zugang für Dritte 

28-96 
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Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes 


Datum der 
Entscheidung 

Stichwort 

Gegenstand der Entscheidung 

Fundstelle: 
Bulletin des EuGH 

9. 2. 1995 

Ledere- Siplec 
. /. TF1 Publidte 

RS C-4 12/93 

Fernsehwerbung - Freier Waren- 
und Dienstleistungsverkehr 

3-95 

6. 4. 1995 

Radio Telefis Eireann u. a. 

. /. Kommission „Magill TV Guide" 
RS C-241, 242/91 

Mißbrauch einer beherrschenden 
Stellung - Urheberrecht 

10-95 

6. 4. 1995 

BPB Industries u. a. 

. /. Kommission 

RS C-310/93 

Mißbrauch einer beherrschenden 
Stellung - Alleinbezugsvertrag - 
Treuerabatt-Beeinträchtigung des 
Handels zwischen den Mitglied- 
staaten - Zurechenbarkeit des Ver- 
stoßes 

10-95 

11. 8. 1995 

Groupement . . . des pommes de 
terre de Belgique 
. /. ITM Belgium SA 

RS C- 63/94 

Freier Warenverkehr - Verbot des 
Verkaufs mit einer äußerst niedri- 
gen Gewinnspanne 

22-95 

5. 10, 1995 

Centro Servizi Spediporto 
. /. Spedizioni Marittima del Golfo 
RS C-96/94 

Straßenverkehr - Tarife - Staatliche 
Regelung - Wettbewerb 

26-95 

19. 10. 1995 

Rendo u. a. , /. Kommission 

RS C- 19/93 

Vereinbarung, die die Ein- und 
Ausfuhr von Strom behindert - Ent- 
scheidung der Kommission - Teil- 
weise Unterlassung einer Entschei- 
dung über die Vereinbarkeit dieser 
Vereinbarung mit Art. 85 Abs. 1 

28-95 

24. 10. 1995 

Bundeskartellamt 
. /. VAG Leasing 

RS C-266/93 

Ausschließliche Agenturtätigkeit 
der Händler eines Herstellers für 
dessen das Leasinggeschäft betrei- 
bende Tochtergesellschaft - Ausle- 
gung des Art. 85 Abs. 1 und der VO 
Nr. 123/85 

29-95 

24. 10. 1995 

BMW 

. /. ALD Auto-Leasing 

RS C-70/93 

Selektives Vertriebssystem - Liefer- 
sperre - Gebietsschutz - Ausle- 
gung des Art. 85 Abs, 1 und der VO 
Nr. 123/85 

29-95 

16. 11. 1995 

Federation francaise des societes 
d'assurance 

. /. Ministere derAgriculture 
et de la Peche 

RS C-244/94 

Art. 85 ff - Begriff des Unterneh- 
mens - Einrichtung, die mit der 
Verwaltung eines ergänzenden 
und freiwilligen Systems der sozia- 
len Sicherheit betraut ist 

31-95 

14. 12. 1995 

Banchero 

RS C-387/93 

Vertrieb von Tabakwaren über nur 
staatlich zugelassene Händler - 
Schaffung einer beherrschenden 
Stellung durch Gewährung aus- 
schließlicher Rechte gern. Art. 90 
Abs. 1 ist kein Verstoß gegen 
Art. 86 

35-95 
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Datum der 
Entscheidung 

Stichwort 

Gegenstand der Entscheidung 

Fundstelle: 
Bulletin des EuGH 

15. 12. 1995 

Bosman 

RS C-4 15/93 

Freizügigkeit von Arbeitnehmern - 
Berufsfußballspieler - Regeln für 
den Transfer von Spielern - Aus- 
länderklauseln 

35-95 

15. 2. 1996 

Grand garage albigeois u. a. 

. /. Garage Massol 

RS C-226/94 

Vertrieb von Kraftfahrzeugen - 
VO Nr. 123/85 - Geltendmachung 
gegenüber Dritten - Unabhängiger 
Wie derverkäuf er 

5-96 

15. 2. 1996 

Nissan France u. a. 

. /. Garage Sport Auto 

RS C-309/94 

Vertrieb von Kraftfahrzeugen - 
VO Nr. 123/85 - Geltendmachung 
gegenüber Dritten - Parallelimpor- 
teur - Gleichzeitige Ausübung der 
Tätigkeit eines Bevollmächtigten 
und eines unabhängigen Wieder- 
verkäufers 

5-96 

27. 6. 1996 

Brandsma 

RS C-293/94 

Freier Warenverkehr - Ausnahmen 
- Gesundheitsschutz - Zuständig- 
keiten der Mitgliedstaaten 

18-96 

11. 7. 1996 

Eurim-Pharm 
. /. Beiersdorf u. a. 

RS C-71/94 u.a. 

Umpacken von Markenwaren - 
Art. 36 

20-96 

11. 7. 1996 

MPA Pharma 
. /. Rhöne-Poulenc 

RS C-232/94 

Umpacken von Markenwaren - 
Art. 36 

20-96 

11. 7. 1996 

Bristol-Myers Squibb u. a. 

. /. Paranova 

RS C -427/93 u.a. 

Richtlinie 89/104 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften über die 
Marken - Art. 36 - Umpacken von 
Markenwaren 

20-96 

24. 10. 1996 

Viho Europe 
. /. Kommission 

RS C-73/95 

Art. 85 Abs. 1 - Vereinbarungen 
zwischen einer Muttergesellschaft 
und unselbständigen Tochterge- 
sellschaften 

28-96 

24. 10. 1996 

Tremblay 
. /, Kommission 

RS C-91/95 

Zurückweisung einer Beschwerde 
- Fehlendes Gemeinschaftsinter- 
esse 

28-96 

14. 11. 1996 

Tetra Pack 
. /. Kommission 

RS C-333/94 

Anwendung von Art. 86 auf Ver- 
haltensweisen eines beherrschen- 
den Unternehmens auf einem an- 
deren als dem beherrschten Markt 
- Kopplungsverkäufe - Verdrän- 
gungspreise 

30-96 
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Entscheidungen der EG-Kommission 


1. Entscheidungen nach Artikel 85 und 86 EGV 


Datum der 
Entscheidung 

Stichwort 

Gegenstand der Entscheidung 

Fundstelle: 

ABI. der EG 

30. 1. 1995 

COAPI 

Untersagung der Vereinbarung von 
Mindesttarifen durch die spanische 
Patentanwaltskammer 

L 122/37 

31. 1. 1995 

PMI-DSV 

Negativtest für eine Vereinbarung 
über die Übertragung von Fernseh- 
bildern von Pferderennen an Wett- 
büros 

L 221/34 

16. 5. 1995 

ICG/CCI Moriaix 

Erlaß Einstweiliger Maßnahmen, 
mit denen der Zugang zu Hafen- 
einrichtungen angeordnet wird 

nicht 

veröffentlicht 

12. 7. 1995 

BASF Lacke + Farben AG und 
Acönauto S.A. 

Bußgeld wegen Behinderung von 
Parallelexporten 

L 272/16 

29. 11. 1995 

Stichtag Certificatie 
Kraanverhuurbedrijf und 

Federatie van Nederlandse 
Kraanverhuurbedrijven 

Bußgeld für ein Richtpreissystem 
und ein Zumietverbot von Vereini- 
gungen von Kranverleihunterneh- 
men 

L 312/79 

10. 1. 1996 

Bayer AG (Adalat) 

Bußgeld wegen Behinderung von 
Parallelexporten 

L 201/1 

16. 1. 1996 

Lufthansa/SAS 

Freistellung einer umfassenden 
Allianz zweier Linienfluggesell- 
schaften 

L 54/28 

5. 6. 1996 

FENEX 

Symbolisches Bußgeld für Tarif- 
empfehlungen im niederländischen 
Speditionsgewerbe 

L 181/28 

24. 6. 1996 

Dresdner Bank/BNP 

Freistellung einer weltweiten Ko- 
operation bei Bankdienstleistungen 

L 188/37 

17. 7. 1996 

ATLAS 

Freistellung eines Gemeinschafts- 
unternehmens für Telekommunika- 
tionsleistungen 

L 239/23 

17. 7. 1996 

PHOENIX/ Global One 

Freistellung eines Gemeinschafts- 
unternehmens für Telekommunika- 
tionsdienstleistungen 

L 239/57 

30. 10. 1996 

UK-Ferry Operators 

Bußgeld wegen Absprachen über 
Währungsaufschläge 

L 26/23 

26. 11. 1996 

Trans-Atlantic Conference 
Agreement 

Aufhebung der Bußgeldfreiheit 
gern. Art. 15 Abs. 6 VO 17/62 

nicht 

veröffentlicht 

4. 12. 1996 

Novalliance/Systemform 

Bußgeld wegen der Praktizierung 
eines Exportverbotes 

L 47/11 

18. 12. 1996 

Iridium 

Negativattest für ein Gemein- 
schaftsunternehmen zur Erbrin- 
gung von Telekommunikations- 
dienstleistungen 

L 16/87 
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2. Entscheidungen der EG-Kommission 1995 im Hauptverfahren 
gemäß Artikel 8 EG-Fusionskontrollverordnung 


Datum der 
Entscheidung 

Stichwort 

Art der Entscheidung 

Fundstelle: 

ABI. der EG 

14. 2.1995 

Mercedes/Kässbohrer 

Freigabeentscheidung ohne Auf- 
lagen im Bereich Omnibusse 

1995 L 211/1 

17. 2,1995 

Siemens/Italtel 

Freigabeentscheidung ohne Auf- 
lagen im Bereich Telekommunika- 
tion 

1995 L 161/27 

19. 7.1995 

Nordic Satellite Distribution 

Untersagungsentscheidung bei 

Dienstleistungen für Pay-TV 

1996 L 53/20 

20. 9. 1995 

Orkla/Volvo 

Freigabeentscheidung mit Auf- 
lagen im Getränkebereich 

1996 L 66/17 

20. 9.1995 

RTL/Veronica/Endemol 

Untersagungsentscheidung im Be- 
reich TV-Medien 

1996 L 134/32 

8. 10. 1995 

ABB/Daimler Benz 

Freigabeentscheidung mit Auf- 
lagen bei Schienenfahrzeugen 

1997 L 11/1 

14. 11. 1995 

Crown Cork/Camaud Metalbox 

Freigabeentscheidung mit Auf- 
lagen im Bereich Aluminiumver- 
packungen 

1996 L 75/38 


Entscheidungen der EG-Kommission 1996 im Hauptverfahren 
gemäß Artikel 8 EG-Fusionskontrollverordnung 


Datum der 
Entscheidung 

Stichwort 

Art der Entscheidung 

Fundstelle: 

ABI. der EG 

16. 1.1996 

Kimberley-Clark/Scott Paper 

Freigabeentscheidung mit Auf- 
lagen im Bereich Tissuepapier 

1996 L 183/1 

24. 4. 1996 

Shell/Montecatini 

Aufhebung von Auflagen im Be- 
reich Polypropylen 

1996 L 294/10 

24. 4.1996 

Gencor/Lonrho 

Untersagung im Bereich Platin 

1997 L 11/30 

17. 7.1996 

RTL/Veronica/Endemol 

Freigabeentscheidung mit Auf- 
lagen im Bereich TV-Medien 

1996 L 294/14 

17. 7.1996 

Ciba-Geigy/Sandoz 

Freigabeentscheidung mit Auf- 
lagen im Bereich der Chemie-Phar- 
maindustrie 


21. 11. 1996 

Kesko/Tuko 

Untersagungsentscheidung im Be- 
reich Lebensmittelhandel 

- 

4. 12. 1996 

St. Gobain/Wacker Chemie/NOM 

Untersagungsentscheidung im Be- 
reich Silidumcarbid 

- 
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Verfahrensgrundsätze des Bundeskartellamtes 


Nr. 

Verwaltungsgrundsätze 

Az. -Bundes- 
kartellamt 

BAnz.-Nr. 

BAnz, -Seite 

BAnz. vom 

1 . 

Verwaltungsgrundsätze des 
Bundeskartellamtes für die 
Beurteilung von Struktur- 
krisen- und Rationalisie- 
rungskartellen 

G 2 - 2/77 

66 

3 

7. April 1978 

2. 

Verwaltungsgnmdsätze von 
Kooperationsabreden mit 
geringer Wettbewerbs - 
beschränkender Bedeutung 

G 2 - 13/77 

133 

6 

23. Juli 1980 

3. 

Verwaltungsgrundsätze des 
Bundeskartellamtes über das 
Verfahren bei Anmeldung 
von Ausfuhrkartellen 

G 2-2/78 

G 2 -3/78 

121 

3 419 

4. Juli 1990 

4. 

Verwaltungsgrundsätze des 
Bundeskartellamtes über das 
Verfahren bei der Anmel- 
dung von Kartellen und 
Normen-, Typen- und 
Konditionenempfehlungen 

G 2-3/90 

121 

3 419 

4. Juli 1990 
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Fundstellenverzeichnis 


Datum der 
Entscheidung 

Stichwort/Aktenzeichen 

Fundstelle 

Tätigkeitsbericht 
1995/96, Seite 

Bundes- 

gerichtshof 

03. 07. 1976 

Vitamin B 12 

WuW/E BGH 

1435 

44 

19. 04. 1983 

VEW Gelsenwasser 

2013, 2015 f. 

119 

25.10.1983 

Interaord 

2058 

47 

02. 10. 1984 

Gruner+Jahr / Die Zeit 

2433, 2436 

91 

10. 11. 1987 

Südkurier / Singener Wochenblatt 

2443 

16 

13. 11. 1990 

Zuckerrübenanlieferungsrecht 

2683 

97 

08.01. 1992 

AG Rheinausbau 

2849 

32 

18. 02. 1992 

Nichtzulassungsbeschwerde 

3035 

47 

06. 10. 1992 

Stromeinspeisung I 

2805 

120 

19.01. 1993 

WAZ/IKZ 

2882 f. 

16, 90 

15. 11. 1994 

Gasdurchleitung 

2953 

120 

21. 02. 1995 

Importarzneimittel-Boykott 

2990, 2992 

43,97 

21. 02. 1995 

Strompreis Schwäbisch Hall (Weiterverteiler) 

2967, 2968 f. 

43,44, 119 

04. 04. 1995 

Hitlisten-Platten 

2977 

93 

05. 04. 1995 

Einspeisungsvergütung 

2999 

120 

05. 07. 1995 

Handelsvertretersperre 

3006 

104 

26. 09. 1995 

Stadtgaspreis Potsdam 

3009, 3012 

44 

24. 10. 1995 

Backofenmarkt 

3026 

17 

19. 12. 1995 

Raiffeisen 

3037 

16, 18, 128 

19. 12. 1995 

Kohlhauer-Entscheidung 

3043 

33 

02. 07. 1996 

Kraft-Wärme-Kopplung 

3073 

120 

22. 10. 1996 

Stromeinspeisung II 

3079 

120 

Oberlandes- 
gerichte 
- Kammer- 
gericht - 

18. 11. 1985 

ARAL 

WuW/E OLG 

3685 

93 

26. 11. 1994 

Importarzneimittel-Boykott 

5241 

43,97 

17. 05. 1995 

CD-ROM 

5450 

150 

07. 06. 1995 

OWi-Rechtskraft 

5469 

100 

12. 07. 1995 

Ruhrgas-Thyssengas I 

5437 

47 

06. 09. 1995 

Fortsetzungsfeststellungsinteresse 

5497 

45 

06. 09. 1995 

Vorratsanmeldung 

5495 

47 

18. 10. 1995 

Fresenius / Schiwa 

5549 

99 

08. 11. 1995 

Femsehübertragungsrechte 

5565, 5579 L 

46 

10. 01. 1996 

Stadtwerke Garbsen 

5621 

16, 118 

14. 02. 1996 

Verbundnetz Gas AG (VNG) 

5642 

119 

20. 03. 1996 

Stromversorgung Aggertal 

5601 

15, 118, 121 

29. 05. 1996 

Carpartner 

5677 

148 

30. 10. 1996 

Ruhrgas / Thyssengas II 

5694 

117 

- OLG Frankfurt - 




09. 05. 1995 

Konzessionsvertrag Niedernhausen 

5416, 5424 

44 
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Datum der 
Entscheidung 

Stichwort/Aktenzeichen 

Fundstelle 

Tätigkeitsbericht 
1995/96, Seite 

- OLG München - 




04. 03. 1996 

Stadtwerke München 

5713 

124 

Bundes- 




kartellamt 


WuW/E BKartA 


30. 09. 1981 

Windsurfing 

1917 

43 

14. 08. 1992 

Importarzneimittel 

2543 

97 

23. 08. 1993 

Fresenius / Schiwa 

2591 

99 

30. 09. 1994 

Stadtwerke Garbsen 

2701 

118 

24. 01. 1995 

Hochtief / Philipp Holzmann 

2729 

124 

22. 02. 1995 

Stromversorgung Aggertal 

2713 

118, 120 

07. 03. 1995 

Verbundnetz Gas AG (VNG) 

2813, 2819 

119 

07. 07. 1995 

Caipartner 

2795 

148 

25. 07. 1995 

Ruhrgas / Thyssengas 

2778 

117 

25. 10. 1995 

SpreeGas 

2843 

20, 123 

22. 11. 1995 

Lotto / Toto 

2849 

155 

12. 12. 1995 

Limburger Lackfabrik 

2820 

96 

28. 02. 1996 

RWE/Nordhom 

2859 

118 
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Stichwortverzeichnis 

A 

Abgefüütes Wasser 84 
Abwägungsklausel 100 ff. 
Abonnements-Tageszeitungen 90 ff. 
Alkoholfreie Getränke 84 
Alpinaweiß 97 
Altautorecycling 113 
Anorganische Grundstoffe 94 
Anstrichfarben 97 
Anzeigenblätter 89 
Anz eigenmarkt 12, 91 
Artikelsicherungen 110 
Arzneimittelreimporte 97 
Auslandszusammenschlüsse 99, 100 

B 

Backöfen 105 
Badminton-Bälle 36, 116 
Bahncard 145 ff. 

Batterien 109 
Baumärkte 133 

Beschichtungsanlagen (optisch) 105 

Bestecke 104 

Betonrohre 102 

Betonsteine 103 

Bezugssperre 97 

Bier 83 

Bituminöses Mischgut 103 
Boykott 104 
Buchclubs 89 

Bußgeldverfahren 81, 96, 97, 100, 104 

C 

CD-ROM 150 
Charterflugmarkt 138 
Chemieanlagenbau 105 
Computerreservierungssysteme 139 


D 

Damenhosen 87 
Damenkleider 87 
Datenübertragungsdienste 142 
Decodervertrieb 142 ff. 

Dekorpapier 88 
Diabetiker-Produkte 82 
Dialyselösungen 99 
Dieselmotoren 108 
Direktbanking 146 ff. 

Diskriminierung 97 
Doppelmitgüedschaftsverbot 104 
Dosengroschen 151 ff. 

Drahtwaren 104 
Druckpreisempfehlung 81, 87 
Druckmaschinen 109 

E 

E-2 Lizenz 145 
Edeka-Reform 125 
EDV-Dienstleistungen 150 
Eindringensvermutung 96 

Einzelmarktbeherrschungsvermutung 96, 101, 110 

Elektro-Groß- und Einzelhandel 127 

Elektronische Geldbörse 146 

Entsorgung 151 

Entsorgungstechnik 105 

Entsorgungsträger 152 

Erfrischungsgetränke 84 

Erfrischungsgetränkeflaschen 84 

Exportkartell 103 

F 

Fahrbahnmarkierungsarbeiten 96 
Fahrbahnmarkierungsmateriahen 96 
Fahrbahnmarkierungsuntemehmen 96 
Fahrzeugaufbauten 106 
Feinkost 83 
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Feinpapier 88 

Femwärmeübertragungssysteme 103 
Fernsehen 153 
Feuerfestprodukte 94, 102 
Feuerlöschschläuche 1 00 
Feuerwehraufbauten 106 
Finanzkraft 96 
Fleisch 79 ff. 

Frauenhygieneprodukte 88 
Frauenzeitschriften 91 
Freiwillige Selbstverpflichtung Auto 1 13 
Fruchtgroßhandel 126 
Futterstoffe 85 

G 

Game 85 
Gartengeräte 134 
Gemeinschaftsraffinerie 94 
Geräte für Telekommunikation 110 
Getriebe 106 
Gipswandbauplatten 103 
Großkehrmaschinen 107 
Gütezeichengemeinschaft 104 

H 

Handarbeitswaren 85 
Handstrickgam 85 
Heimtiemahrung 81 
Herrenhosen 87 

Herstellergestützte Mittelstandsempfehlung 134 

Hochvakuumpumpen 107 

Humanimpfstoffe 99 

Hydraulik 107 

Hygienepapier 88 

1 

Industriebatterien 109 
Industrietechnik 111 
Infusionslösungen 99 
Innergenossenschaftliche Konzentration 80 


K 

Kabelnetz 22, 143 
Kabelkanalsysteme 100 
Kälteanlagen 112 
Kartoffelerzeugnisse 80 
Keramische Fliesen und Platten 1 02 
Klebstoffe 100 
Klimaanlagen 112 
Kontaktlinsenpflegemittel 98 
Kontrahierungszwang für Nachfrager 97 
Kontrazeptiva 98 

Konzentration in der Pharmaindustrie 98 

Konzentratives Gemeinschaftsunternehmen 93 

Kosmetische Erzeugnisse 99 

Kreditkarten 146 

Kurzwaren 85 

Kfz-Entsorgung 1 13 

L 

Laborbedarf 127 
Laborbedarfshandel 1 00 
Lampen 110 

Lebensmitteleinzelhandel 128 ff. 
Leichtglasflasche (beschichtet) 101 
Liefersperre 100 
Lokale Anzeigenblätter 89 

M 

Magazindruckpapier 87 
Marktabgrenzung 99 
Marktinformationssystem 125 
Mastgeflügel 80 
Medizintechnik 111 
Mehl 81 

Mittelstandsempfehlimg 134 
Mittelstandsklausel 94 
Mittelstandsvereinbarung 103 
Möbel 132 

Molkereierzeugnisse 80 
Motorrad-Zubehör 116 


J 

Jeanswaren 87 
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N 

Nachteilsandrohung 94 
Nadelfilz-Teppichboden 86 
Naßfertiggerichte 83 
NE-Schrott 116 

O 

Oberflächentechnik 104 
Oberhemden 86 

Ohgopolvermutung 101, 109, 110, 132 
Online-Dienste 150 
OPP-Folien 101 
Outsourcing 150 

P 

Papiersäcke 88 
Papierverarbeitrung 89 
Pauschalflugreisen 138 
Pay-TV-Durchleitung 142 f. 
Pflanzenschutzmittel 128 
Pharmagroßhandel 97 
Pharmakodex 99 
Preisbestandteil 87 

Preisbindung bei Verlagserzeugnissen 89 
Preisbindungsverbot 87 
Preisempfehlungen 100 
Presse-Vertrieb 92 
Publikumszeitschriften 91 
PVC-beschichtete Chemiefasergewebe 86 

R 

RAL -Gütezeichen 104 
Rasenmäher 134 
Relais 111 
Reiseveranstalter 138 

S 

Saatgut 79 
Sackpapier 88 
Sanitärarmaturen 107 
Schienenverkehrstechnik 1 14 
Schiffsmakler 139 
Schleifmittel 94 ff. 


Schuhe 132 

Schweißzusatzwerkstoffe 104 ff. 
Schwimmbaggerpumpen 1 14 
Silidumcarbid 94 ff, 

Simulcryptverfahren 143 
Sonderabfall 152 
Sport-Verwertungsrechte 153 
Sportbekleidung 87 
Stadtwerksbeteiligungen 12 1 
Starterbatterien 109 
Stoffe 85 

Straßenbaumaschinen 107 
Straßenkanalguß 103 
Strebeausbausysteme 1 07 
Strickwaren 87 
Strukturkrisenkartell 79 
Styrenics Plastics 95 
Suppen 83 
Süßgebäck 81 
Sweatshirts 87 

T 

Tageszeitungen 89 ff. 

Tankstellenshops 130 

Tapeten 89 

Technische Textilien 86 

Telekommunikationsgesetz 24 ff., 139 ff. 

Textile Bodenbeläge 86 

Textile Formteile (Kfz -Innenausstattung) 86 

'Tischtennisbedarf 116 

Traktoren 108 

Transportbeton 102 

Tufting-Teppichboden 86 

U 

Überragende Marktstellung 1 09 
Umweltsimulationsgeräte 111 
Ungesättigte Polyesterharze 96 
Unterhaltungselektronik 133 
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v 

Vakuumpumpen 107 
Verdrängungs Wettbewerb 103 
Verkäufe unter Einstandspreis 93 ff. 
Verkehrsschilder 105 
Verpackungsmaterial 88 ff. 
Versandhandel 132 
Vliesstoffe 86 
Vorfristzusagen 99 

W 

Warenhäuser 130 
Weißblechdosen 104 
Wettbewerbsregeln 99, 102 


Wochenzeitungen 91 
Wolframcarbid 94 
Wolle 85 
Wollkammzüge 85 
Wollsiegel 85 

Z 

Zahlungskarten 145 ff. 
Zahnpasta 100 
Zeitschriften 91 
Zeitungsdruckpapier 88 
Zeitungsmagazine 93 
Zement 102 

Zigarrettengroßhandel 126 
Zucker 81 
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Paragraphennachweis 


GWB 

§1 


§2 

§5 Abs. 1 
§ 5 Abs. 2 und 3 
§ 5 a 
§ 5b 
§ 5 c 

§6 Abs. 1 
§15 
§ 16 
§ 17 
§20 

§20 Abs. 1 
§21 
§22 

§ 22 Abs. 1 
§ 22 Abs 1 Nr. 1 
§ 22 Abs. 1 Nr. 2 
§ 22 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
§ 22 Abs. 4 

§ 22 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 
§ 22 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 
§ 22 Abs. 5 
§23 

§ 23 Abs. 1 
§ 23 Abs. 1 Satz 2 
§ 23 Abs. 1 Satz 7 
§ 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
§ 23 Abs. 2 Nr. 1-5 
§ 23 Abs. 2 Nr. 6 
§ 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 
lit. a 

§ 23 Abs. 2 Nr. 1 
§ 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 
§ 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 
§ 23 Abs. 2 Nr. 6 
§ 23 Abs. 3-5 
§ 23 Abs. 4 Nr. 2 
§ 23a Abs. 1 
§ 23a Abs. 1 Nr. 1 
§ 23a Abs. 1 Nr. 1 lit. a 
§ 23a Abs. 2 

§ 23a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
§24 

§ 24 Abs. 1 
§ 24 Abs. 2 
§ 24 Abs. 2 Satz 2 


6, 8, 37, 38, 40, 41, 89, 90, 
93, 94, 101, 105, 111, 113, 
116, 119, 125, 137, 142, 
148, 149, 151, 152, 153, 
155 

41, 114 
84 

46, 102, 103, 154 
125 

37, 38, 102, 151 
35, 36, 37,38, 106, 111 
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Organisationsplan 
des Bundeskartellamtes 

Stand: April 1997 

Zuständigkeiten der Beschlußabtellungen: 

Alle Entscheidungen In Verwaltungssachen und 
In Bußgeldsachen; Beteiligung an Verfahren 
der obersten Landesbehörden 


LI 

PRÄSIDENT 

200 


WOLF 



LP 

PRESSE 

206 


RR'ln 

ZEISE 



Postanschrift: 

Mehringdamm 129 
10965 Berlin 
Telefon: (0 30)6 95 80-0 
Telefax: (0 30)6 95 80-400 
Telex: 1 84 321 


zi 


REFERAT 

Verwaltung 

ORR 

LORENTSCHK 


300 


| Z2 367 

REFERAT 
Information 
BlblOr 

BANNEMANN 


L2 


VIZEPRÄSIDENT 
Dr. STOCKMANN 


3 330 

Prozeßführung und 
allgemeine 

Rechtsangelegenhelten 
Ltd. Reg. Dir in 
Dr. SEIFERT 


E/G 


295 


Europäisches und 
internationales Kartellrecht/ 
Grundsatzfragen 
Dir. b. BKartA 
Dr. RUPPELT 


l 


REFERAT 

Harmonisierung der 
Kartellrechtspraxis 
Ltd. Reg. Dir 
DOBLER 


E/G 2 


REFERAT 

Allgemeine Fragen/ 
Öffentlichkeitsarbeit 

NN 


E/G 4 


237 


REFERAT 
Europäisches 
Kartellrecht 
Reg. Dir. 
REH 


REFERAT 
Deutsche und 
Europäische 
Fusionskontrolle 
ORR 

DR. WAGEMANN 


E/G 5 


341 


REFERAT 

Internationale 

Wettbewerbsfragen 

ORR'ln 

GOLLAN 


REFERAT 

Kartelle 

Ltd. Reg. Dir. 
BURCHARDi 


REFERAT 

Marktbeherrschung 

üd. Reg. Dir. 

Dr. HANSEN 


e=; — » — ■ — e ; » ; =» ; i , ■ - — > 


Bl 230 

1. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
REINIGER 

B 2 266 

2. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
HARMS 

B3 416 

3. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 

Dr. SEGELMANN 

B 4 321 

4. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
VIETH 

B5 448 

5. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Ltd. Reg. Dir. 
MALITIUS 

B 6 419 

6. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
NÖLKENSMEIER 

B7 378 

7. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 

Dr. LÜBBERT 

B 8 442 

8. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 

Prof. Dr. MARKERT 

B 9 253 

9. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
KNOCHENHAUER 

B10 483 

10. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
SCHULTZ 

Steine und Erden 

(ohne Düngemittel), 

Asbestwaren, 

Schleifmittel; 

Feinkeramische 

Erzeugnisse; 

Glas und Glas- 
waren; Schnittholz, 
Sperrholz und 
sonstiges 
bearbeitetes Holz; 
Holzwaren; 

Bau Wirtschaft und 
Grundstückswesen 

Leder; 

Lederwaren und 
Schuhe; Textilien; 
Bekleidung; 

Erzeugnisse des 
Emährungsgewerbes; 
Land- und 
Forstwirtschaft, 

Garten- und Wein- 
bau, Fischerei und 

Jagd 

Chemische 

Erzeugnisse 

(ohneFotochemle); 

Düngemittel; 

Kunststoff- 

erzeugnisse; 

Gummiwaren 

Maschinenbau- 
erzeugnisse; Fein- 
mechanische und 
optische Erzeugnisse, 
Uhren; Musik- 
instrumente, Spiel- 
waren, Sportgeräte, 
Schmuck, Füllhalter 
u. ä.; Fotochemische 
Erzeugnisse 

Allgemeine Zuständl 

Erze; Elsen und Stahl; 
NE-Metalle und 
-Metallhalbzeug; 

Gle ßereierzeug n isse , 
Erzeugnisse der 
Zieherelen und 
Kaltwalzwerke und der 
Stahlverformung; 
Stahlbauerzeugnisse 
(ohne Schienenfahr- 
zeuge); Straßenfahr- 
zeuge; Wasserfahr- 
zeuge; Eisen-, Blech- 
und Metailwaren 

gkelt nach Branchen 

Druckereierzeugnisse, 

Vervielfältigungen; 

Tabakwaren; 

Kulturelle Leistungen; 

Flimwlrtschaft; 

Werbewirtschaft 

Luft- und 
Raumfahrzeuge; 
Schienenfahrzeuge; 
Elektrotechnische 
Erzeugnisse; Büro- 
maschinen, Daten- 
verarbeitungsgeräte 
und -elnrichtungen; 
Femmeldewesen 

Bergbauliche Erzeug- 
nisse (ohne Erze); 
Mineralöl erzeugnlsse; 
Spalt- und Brutstoffe; 
Geld-, Bank- und 
Börsenwesen, 
Kapitaibeteiligungs- 
gesellschaften; 

Wasser- und 
Energieversorgung 

Groß- und Einzel- 
handel mit Konsum- 
aütem (ohne Straßen- 
fahrzeuge, Mineralöl- 
erzeugnisse und 
Presseerzeugnisse); 
Touristik; 
Verkehrswesen 
(ohne Femmelde- 
wesen) 

Holzschliff, Zellstoff, 
Papier und Pappe; 
Papier und Pappe- 
waren; Einzelne 

Formen des Handels, 
Handelshitfsgewerbes, 
z. B. Messen und Aus- 
stellungen; Gewerbli- 
che Leistungen Im Ge- 
sundheitswesen; Son- 
stige Dienstleistungen; 
Freue Berufe; Ver- 
sicherungen (einschl. 
Sozialversicherung) 


Konditlonenkartelle 
und -empfehl ungen 


Aussch 

ließllche, branchenü 

Lizenzverträge; 
Nachfragemacht der 
öffentlichen Hand 

ibergreifende Zustän 

idlgkeit 


Nachfragemacht 

Handel/Industrie 
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